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III

Vorbemerkung.

Der staatsrechtliche Ausgleich zwischen Österreich und Ungarn vom
Jahre 1867 harrt noch der wissenschaftlichen Durcharbeitung.

Die stiefmütterliche Behandlung, welche dem wichtigsten öffentlich-
rechtlichen Probleme der Monarchie seitens der österreichischen Rechts¬
wissenschaft zuteil wurde, hat ihren besonderen Grund. Da der Aus¬
gleich in einem österreichischen und einem ungarischen Gesetze nieder¬
gelegt ist, diese Gesetze aber textlich miteinander nicht übereinstimmen,
setzt die wissenschaftliche Bearbeitung des Gegenstandes die volle und
genaue Kenntnis der Texte, des Inhaltes und der Rechtsgeschichte
beider Gesetze voraus. Diese Voraussetzung hat aber bisher, so¬
weit das ungarische Gesetz in Betracht kommt, gefehlt, da der öster¬
reichischen Jurisprudenz das in ungarischer Sprache abgefaßte Quellen¬
material verschlossen blieb und sie überdies, was den Gesetzestext selbst
betrifft, auf Übersetzungen angewiesen war, die hinsichtlich ihrer Ge¬
nauigkeit und Richtigkeit strengeren Anforderungen nicht genügen. Die
mangelnde Kenntnis der ungarischen Rechtsquellen mußte in diesem
Falle ein um so größeres Hindernis für eine gedeihliche wissenschaft¬
liche Arbeit bilden, als ein in mehrjähriger Redaktionsarbeit zustande-
gebrachtes ungarisches Elaborat es war, welches zur Grundlage des
Ausgleiches wurde, das österreichische Gesetz in der Hauptsache nur
eine Rezeption dieses Elaborates ist und demzufolge die parlamentarische
Entstehungsgeschichte des österreichischen Gesetzes allein einen vollen
Einblick in die Genesis des Ausgleiches und seiner Bestimmungen nicht
zu gewähren vermag.

Die vorliegende Arbeit stellt sich denn auch zur Hauptaufgabe,
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die für die Beurteilung des staatsrechtlichen Verhältnisses der beiden
Staaten der Monarchie maßgebenden Rechtsgrundlagen und Materialien
in jener Vollständigkeit und Verläßlichkeit darzulegen, die eine wissen^
schaftliche Behandlung der Frage ermöglichen.

Diesem Zwecke dient zunächst eine auf authentischem Materiale
fußende Darstellung der Rechtsgeschichte der beiden Ausgleichsgesetze
und ihrer Bestimmungen, dann eine mit entsprechenden sachlichen Er¬
läuterungen verbundene wissenschaftlich-kritische Übersetzung des ungari¬
schen Gesetzesartikes XII vom Jahre l867 und endlich eine vergleichende
Gegenüberstellung der Bestimmungen des österreichischen und des
ungarischen Ausgleichsgesetzes.

Während die politische Geschichte des Ausgleiches schon wiederholt
Gegenstand von Bearbeitungen war, ist eine Rechtsgeschichte bisher
noch nicht geschrieben worden. Eine solche verlangt einerseits die Dar¬
stellung der Genesis der beiden Gesetze überhaupt und die Darstellung
der Entstehung und Redaktion der einzelnen Bestimmungen im be¬
sonderen. Das Entstehen des Ausgleichswerkes, die leitenden Ideen
und Gesichtspunkte desselben, sowie der bei der Lösung der Ausgleichs¬
frage eingehaltene Vorgang bilden den Gegenstand des ersten Teiles
des Buches. Die Entstehungs- nnd Redaktionsgeschichte der einzelnen
konkreten Bestimmungen und Institutionen hingegen ist des sachlichen
Zusammenhanges wegen im zweiten Teile bei den betreffenden Para¬
graphen des Gesetzes behandelt.

Der Verfasser hofft, daß das beigebrachte, zum großen Teile in
der nichtungarischen Literatur bisher völlig unbekannt gebliebene Material
in mehrfacher Richtung der Erkenntnis und weiteren wissenschaftlichen
Arbeit förderlich sein werde.

Besondere Sorgfalt hat der Verfasser auf die Herstellung einer
genauen und verläßlichen Übersetzung des Textes des ungarischen
Ausgleichsgesetzes verwendet. Dies war deshalb nötig, weil ein zu-
verläßiger Gesetzestext die erste Voraussetzung wissenschaftlicher Be¬
handlung bildet und weil es schon zum Verständnisse der gegensätzlichen
Auffassungen, die dies- und jenseits der Leitha in manchen Punkten
der Ausgleichsmaterie bestehen, erforderlich ist, den in dem ungarischen
Gesetze niedergelegten Standpunkt in seiner vollen Klarheit und Schärfe
kennen zu lernen.
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Allerdings stellen sich einer vollkommen genauen und präzisen
Wiedergabe des Originales nicht geringe Schwierigkeiten entgegen.
Es erscheint daher gerechtfertigt, auch die Gesichtspunkte darzulegen,
von welchen der Verfasser bei der Lösung dieses Teiles seiner Aufgabe
ausgegangen ist.

Sein oberstes Ziel war die Richtigkeit der Übersetzung. Um
dieses Ziel zu erreichen, mußte er oft auf stilistische Glätte ver¬
zichten und zu sprachlichen Härten, ja sogar zu neuen Wortbildungen
greifen.

Da sich die Ausdrucksmittel der beiden Sprachen nicht immer decken,
die Begriffsdifferenzierungen bald der einen, bald der anderen reicher sind,
waren zur präzisen Feststellung des konkreten Sinnes eines bestimmten
Ausdruckes häufig längere sprachwissenschaftliche, terminologische und
rechtsgeschichtliche Ausführungen und Auseinandersetzungen unerläßlich.

Der Verfasser hielt ferner strenge daran fest, daß die Übersetzung
nicht ein Referat und auch nicht eine Interpretation, sondern nur die
genaue Wiedergabe des Wortlautes des Originaltextes sein darf.
Daher hat er es auf das Gewissenhafteste vermieden, in der Über¬
setzung etwas zum Ausdrucke zu bringen, was nur das Ergebnis der
Interpretation einer zweifelhaften Stelle wäre.

Weiter war es ein leitender Grundsatz, daß es dem Übersetzer
nicht gestattet ist, auch in scheinbar bedeutungslosen Punkten vom
Original abzuweichen. Denn jedes auf den ersten Blick belanglos, ja
vielleicht überflüssig erscheinende Wörtchen kann unter Umständen be¬
deutungsvoll werden.

Um ein möglichst getreues Abbild des Originales zu vermitteln,
hat der Verfasser auch die Interpunktion und, soferne es anging, die
Wortstellung des Urtextes, sowie, wenn nur irgend tunlich, auch die
besondere Klangfarbe des ungarischen Ausdruckes beibehalten.

Der dritte und vierte Teil des Buches endlich sind dem öster¬
reichischen Gesetze und der Vergleichung desselben mit dem ungarischen
gewidmet. Der Wortlaut des österreichischen Gesetzes wurde nach
sorgfältiger Kollationierung mit dem authentischen Gesetzestexte zum
Abdrucke gebracht. Was aber die Gegenüberstellung der Bestimmungen
der beiden Ausgleichsgesetze betrifft, so dürfte sie nicht nur die wissen¬
schaftliche Arbeit wesentlich erleichtern, sondern auch den Bedürfnissen
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der Praxis nach einer raschen Orientierung darüber zu statten kommen,
welche Bestimmungen die beiden Ausgleichsgesetze über eine konkrete

Frage enthalten.
Schließlich sei es dem Verfasser gestattet, dem hervorragenden

Kenner der ungarischen Sprache, Herrn Emil vägoi in Wien, für

seine wertvolle Unterstützung bei Lösung schwieriger Übersetzungsfragen
an diesem Orte seinen verbindlichen Dank auszusprechen.
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I.

Entstehungsgeschichte der Ausgleichsgesetze
vom Jahre 1867.

Thronrede anläßlich der Eröffnung des 1865 er
Reichstages.

I. Die Thronrede, mit welcher der auf den 10. Dezember 1865
nach Pest einberufene Reichstag eröffnet wurde, bezeichnete als die
erste Aufgabe des Reichstages die Bestimmung der Art „der Ver¬
handlung und Behandlung der mit den übrigen Ländern und
Provinzen des Reiches gemeinsamen Angelegenheiten" und
erklärte, daß zu diesem Behufe das Diplom vom 20. Oktober
1860 und das Patent vom 26. Februar 1861 dem Reichs¬
tage „zur reiflichen Erwägung, eindringlichen Verhandlung und An¬
nahme" mitgeteilt werde.

Da sich der Gesetzartikel XII vom Jahre 1867 auf die Thron¬
rede wiederholt beruft (?r. Abs. I, 2 u. 3, Zß 5 u. 28), werden hier
die entscheidenden Stellen in wortgetreuer Übersetzung wiedergegeben,
zumal die in der „Wiener Zeitung" vom 15. Dezember 1865 ver¬
öffentlichte Übersetzung mit dem in den Verhandlungsmaterialien des
Reichstages enthaltenen Wortlaute') nicht in allem übereinstimmt.

In der Einleitung erklärt die Thronrede, daß das wesentliche
Hindernis, welches bisher der Lösung der schwebenden staatsrechtlichen
Fragen entgegenstand, indem schroffen Gegensätze der verschiedenen
Ausgangspunkte lag, und fährt fort: „Rechtsverwirkung einer¬
und starre Rechts ko ntinuität anderseits konnten' zu keiner Aus¬
gleichung führen.

0 WxviselollÜL IroinäuM st Nr. 1
folger, Ausgleich. 1
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(4) „Dieses Hindernis beseitigen Wir nun selbst, indem Wir in
der pragmatischen Sanktion eine gegenseitig anerkannte Rechts¬
grundlage zum Ausgangspunkte wählen.

(5) „Indem dieses Grundgesetz die staatsrechtliche Selb¬
ständigkeit und die der inneren Regierung*) Ungarns und
der mit diesem verbundenen Teile gewährleistete, hat es zugleich für
beständig das unaufteilbare und untrennbare Zusammen¬
verbleiben der unter der Regierung Unseres Herrscherhauses stehen¬
den Länder und Provinzen?) und damit die Großmachtstellung
der Gesamtheit derselben festgestellt. Und wie Wir hierin die gesetzliche
und notwendige Beschränkung der Selbständigkeit finden, ebenso
erkennen Wir ohne allen Rückhalt die Berechtigung derselben inner¬
halb dieser Grenzen an.

(6) „In gleicher Weise wünschen Wir jene Bestimmungen der
pragmatischen Sanktion unberührt aufrechtzuerhalten, welche sich auf
die Integrität der ungarischen Krone beziehen, und haben
deshalb, obgleich Wir die im Laufe der verflossenen Dezennien ein¬
getretenen Tatsachen in Rechnung ziehen mußten, Unsere besondere
landesfürstliche Fürsorge auch auf die Ermöglichung dessen gerichtet,
daß die Länder Unserer ungarischen Krone schon auf dem gegen¬
wärtigen Reichstage vertreten sein können.

(7) „Zu diesem Zwecke haben Wir den Landtag Unseres Groß¬
fürstentums Siebenbürgen einberufen, damit er den die Bereinigung
(sA^68iU68) Ungarns und Siebenbürgens betreffenden Gesetzartikel I
vom Jahre 1848 zum Gegenstände einer ernsten und eindringlichen
Erwägung mache, und fordern die treuen Magnaten und Abgeordneten
Unseres geliebten Ungarn zu einem gleichen Verfahren rücksichtlich des
VII. Gesetzartikels des ungarischen Reichstages vom Jahre 1848 auf.

(8) „Weiter haben Wir den Landtag Kroatiens und Slavoniens
aufgefordert, rechtzeitig dafür Sorge zu tragen, daß derselbe auf
dem gegenwärtigen Reichstage gehörig vertreten werde, und
indem Wir den im Jahre 1861 gefaßten, das staatsrechtliche

äs ds1^oriri.stiiz-2S,ri önstllosLAstt.
2) NsZstllspitottL Ilrülstostä ss

tartoinstn^aiiLlr kstos-tUs-tlan ss sIvs-IstatlLu sA^üttmLrLästsstt.
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Verhältnis betreffenden Beschluß des kroatischen Land¬
tages mitteilen, glauben und hoffen Wir, daß die Verbündung
(kriA^68ül686) der durch Jahrhunderte vereinigten Brudernationen
(6K^e8ü1t tär8n6M26t6k) auf Grund gegenseitiger Nachgiebigkeit und
in jenem Geiste der Billigkeit zustandekommen wird, von welchem die
Magnaten und Abgeordneten Unseres geliebten Ungarn in ihrer Adresse
vom 6. Juli 1861 in dieser Beziehung einen unzweideutigen Beweis
gegeben haben.

(9) „Als erste Aufgabe dieses Reichstages müssen Wir die
Bestimmung (der Art) der Verhandlung und Behandlung der
mit den übrigen Ländern, und Provinzen Unseres Reiches ge¬
meinsamen Angelegenheiten (lröz.ög üA^elr) bezeichnen.

(10) „Die Existenz dieser gemeinsamen Angelegenheiten findet
ihre Grundlage schon in der pragmatischen Sanktion, doch in bezug
auf den Modus ihrer Behandlung erheischen die wesentlich ge¬
änderten Verhältnisse eine wesentliche Änderung.

(11) „Im Hinblicke nämlich auf die vollständige Umgestaltung der
politischen, volkswirtschaftlichen und sozialen Faktoren, welche mittler¬
weile Platz gegriffen hat, und im Bewußtsein Unserer Herrscherauf¬
gabe haben Wir auch Unsere übrigen Länder und Provinzen
mit konstitutionellen Rechten bekleidet, und eben deswegen
kann bei der Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten der verfassungs¬
mäßige Einfluß derselben nunmehr nicht beiseite gelassen werden. *)

(12) „Diese Idee hat Uns bei der Erlassung Unseres Diploms
vom 20. Oktober 1860 geleitet, und auch jetzt sind Wir der festen
Überzeugung, daß die gemeinsame verfassungsmäßige Be¬
handlung der in demselben umgrenzten (körvonalozott) gemeinsamen
Angelegenheiten zu einem unabweislichen Erfordernisse der einheit¬
lichen Existenz und der Machtstellung Unseres Reich es ^) ge¬
worden ist, vor dem jede andere Rücksicht in den Hintergrund treten muß.

(13) „Hinsichtlich des Modus der Behandlung der gemein¬
samen Angelegenheiten haben Wir am 26. Februar 1861 ein Patent

lölüü orsrü-ZLiiürkU es is a1I<otmLu)ws joZolckrü rulmz-
tuü kel, es ep azert s. üörös üMck Icezeleseuel ezekvek Eotmävz'szerü bekolyäs»
iwmrtr veiv mkllozlisto.

2) Liroäküinunü egxseZes letensü es LIIüsLimü.
1*
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erlassen, welches aber auf mehreren Seiten lebhafte Bedenken erregt hat;
in dem Glauben jedoch, daß diese Frage nicht mit den Waffen der
materiellen oder moralischen Pression, sondern vielmehr nur im Wege
gegenseitiger Verständigung und auf Grund der aus der Erkenntnis
der Notwendigkeit fließenden Überzeugung zweckmäßig gelöst werden
kann, haben Wir mit Unserem Manifeste vom 20. September l. I.
die Wirksamkeit des erwähnten Patentes provisorisch sistiert und teilen
jetzt dieses Patent ebenso wie Unser Diplom vom 20. Ok--
tober 1860 den Magnaten und Abgeordneten Unseres geliebten Ungarn
zur reiflichen Erwägung, eindringlichen Verhandlung und Annahme mit.

(14) „Nicht nur die wohlverstandenen Interessen Unseres geliebten
Ungarn, sondern auch die Wohlfahrt und Sicherheit des Reiches er¬
heischen gebieterisch die möglichst schleunige, auf 'gemeinsamem Ein¬
verständnisse beruhende Erledigung dieser Angelegenheit,
damit auf diese Weise die konstitutionelle Freiheit Unserer einzelnen
Länder, durch die innere Verbündung Unserer Völker dauerhaft gesichert,
sich auf festen Grundlagen entwickeln und einer erfreulichen Blüte ent¬
gegengehen könne.

(15) „Wir erwarten daher von den treuen Magnaten und Ab¬
geordneten Unseres geliebten Ungarn, daß Sie Unsere erwähnten
Entschließungen im versöhnlichen Geiste der Billigkeit verhandeln
und, falls die auftaüchenden Bedenken unlösbar sein sollten.
Uns nur einen solchen Abänderungsvorschlag unterbreiten
werden, der mit den Lebensbedingungen Unseres Reiches
wird in Einklang gebracht werden können. *)

(16) „In engem Zusammenhänge, ja in untrennbarer Verbindung
mit der Erledigung dieser Frage steht die Revision, beziehungsweise
Modifizierung jenes Teiles der 1848er Gesetze, welcher sich auf
die Geltung der landesfürstlichen Rechte und den Kompetenzkreis der
Regierung bezieht. Was in Zusammenhang steht und aufeinander
Wechselwirkung übt, kann in der praktischen Erledigung von einander
nicht getrennt werden. Die Rücksichten auf die Machtstellung Unseres
Reiches, auf die Integrität Unserer landesfürstlichen Rechte und auf
die billigen Ansprüche der Mitländer schließen die Möglichkeit

0 LiroäLimuiür vlettslteteisivsl Issnä LorükUü.
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eines unveränderten Jnslebe »tretens dieser Gesetze aus.

Obgleich ihre formelle Gesetzlichkeit keinem Einwande unterliegt, so
verbietet es Uns doch Unser Herrscheramt und Unsere Pflicht gegen¬
über Unseren Völkern, daß Wir vor der gleichzeitigen Feststellung des
Verhältnisses der gegenseitigen Rechte und Pflichten die unveränderte
Aufrechterhaltung und Vollziehung dieser Gesetze in Unserem königlichen
Jnauguraldiplome bekräftigen.

(17) „Es ist also notwendig, daß jene Bestimmungen der er¬
wähnten Gesetze, welche gegen Unsere landesfürstlichen Rechte ver¬
stoßen oder die Regierungsform des Landes ändern, ohne daß sie
diese mit den Bedingungen der Existenz des Reiches *) und
mit der auf avitischen Einrichtungen des Landes beruhenden inneren
Organisation in Einklang gebracht hätten, sorgsam geprüft und zweck¬
mäßig geändert werden . .

Antwortadressen und Einsetzung der 67 er Kommission.
II. In der als Erwiderung auf die Thronrede unterbreiteten

Adresse 2) erklärte das Abgeordnetenhaus, daß es zwar die in dem
Oktoberdiplom und dem Februarpatente enthaltene Regelung der ge¬
meinsamen Angelegenheiten nicht annehmen könne, daß es jedoch bereit
sei, solche Modifizierungsvorschläge zu erstatten, die sowohl
den Lebensbedingungen des Reiches als auch der konstitutionellen
Selbständigkeit Ungarns entsprechen würden. „Wir erkennen es
an — heißt es in der Adresse — daß es Verhältnisse gibt,
welche Ungarn und die unter der Herrschaft Eurer
Majestät stehenden übrigen Länder gemeinsam inter¬
essieren, und unser Streben wird dahin gerichtet sein, daß be¬
züglich der Feststellung dieser Verhältnisse und der Art
und Weise ihrer Behandlung solche Bestimmungen ins Leben
treten, welche ohne Gefährdung unserer konstitutionellen Selbständigkeit
und gesetzlichen Unabhängigkeit dem Zwecke entsprechen. Deshalb
werden wir ohne Verzug an die Ausarbeitung eines auf
diesen Gegenstand sich beziehenden Vorschlages
s ch reit en."

biroäaloin Isteuek tölteieieivel.
2) Lepvi8etndLi! IroiiiänvLi 1, Nr. 12, S. 35.
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Auch das Magnatenhaus, welches diesmal eine eigene
Adresse beschloß, erklärte das Oktoberdiplom und das Februarpatent
nicht annehmen zu können, erkannte aber gleichfalls den Bestand der
gemeinsamen Angelegenheiten und die Notwendigkeit ihrer Regelung an:
„Ja mit aller Macht wollen wir, daß das Reich Eurer Majestät im
Sinne der pragmatischen Sanktion aufrecht bleibe und sich festige und
daß seine Machtstellung erhalten und vergrößert werde."')

III. Die Adressen wurden am 27. Februar überreicht und am
folgenden Tage stellte Osälr den Antrags), das Abgeordnetenhaus
möge zur Ausarbeitung des in der Adresse angekündigten Vorschlages
einen Ausschuß von 65 Mitgliedern entsenden, wovon 50 Mitglieder
sofort, 15 Mitglieder aber nach Eintreffen der siebenbürgischen
Abgeordneten aus deren Mitte zu wählen wären. Sollte auch Kroatien-
Slavonien-Dalmatien an den Arbeiten in diesem Ausschüsse
teilnehmen wollen, so wären auch aus deren Vertretern Mitglieder in
den Ausschuß zu entsenden. Der Antrag wurde mit der Änderung
angenommen, daß die Zahl der sofort zu wählenden Mitglieder mit 52
festgesetzt wurdet) Die Wahl der 52 Mitglieder erfolgte am 3. März
und die der 15 siebenbürgischen Mitglieder am 16. Aprils)

Vrrhandlungsprogramm der 67 er Kommission.
IV. Die 67er Kommission, welche am 22. März zusammentrat

und Grafen Julius ^.näräss^, den späteren ungarischen Minister¬
präsidenten, zum Vorsitzenden und Anton 686NKer^ zum Schrift¬
führer wählte, beriet zunächst über den inoäu8 proesäenäi und über
ihr Verhandlungsprogramm. Sie beschloß in den Sitzungen
vom 5. April und 3. Mai 1866^):

(I) „Die Kommission erachtet es nicht für zweckmäßig, sich
sogleich in die erschöpfende Detailausarbeitung des

1) 8öt srässn ukurjuic I'ölsegeä birodulmunuk g, ssnetio pruginuiüeu ertel-
mvdeui t'sums.rg.4:isat es smlüräiiäsät, öatalmi üllusünul! tenturNisüt es öregöiteset
(Rorvütli, Oktüdsri äiploruütöl u storoimrmsiZ, S. 86).

2) Lepviselöüär: Iroimmvui I, Nr. 15, S. 48; leMröirünxv I, P- 206.
3) Sitzung vom 1. Mürz 1866; OsßMÜrövz'v I, P. 210.
0 Isgz^ölcöuz'v I, P. 214, 220, 345 uuä 348.
5) Lspviselööär IromüuvLi II, Nr. 69, S. 67 f..
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ganzen Vorschlages einzulassen, sondern hält es für an¬
gezeigter, vorläufig nur die Hauptprinzipien und auf Basis der¬
selben d e n G ru n driß (vüUat) e i n e s V o r s ch l a g e s festzustellen und
in die Detailausarbeitung erst dann einzugehen, wenndieserGrund-
riß und die in denselben aufgenommenen Prinzipien
von allen Seiten endgültig angenommen sein werden.

(2) „Da das Abgeordnetenhaus die Umgrenzung, welche das
Oktoberdiplom enthält, nicht annimmt, sind durch den Ausschuß jene
Gegenstände zu bezeichnen, welche infolge der gemeinsamen Verhält¬
nisse als gemeinsame anzusehen sind.

(3) „Hinsichtlich eines jeden einzelnenGegenstandes ist zu
bestimmen, wie weit sich die Gemeinsamkeit desselben er¬
streckt und welches jene Punkte sind, die hinsichtlich eben dieser
Gegenstände das Abgeordnetenhaus auch weiterhin Ungarn und
dem ungarischen Könige strenge vorzubehalten wünscht.

(4) „Es ist zu bestimmen, welche Schritte, nach Feststellung der in
den vorhergehenden zwei Punkten enthaltenen Fragen und vor der
Detailausarbeitung, in betreff jener Punkte notwendig sind, welche
im gegenseitigen Einverständnisse der beiden Teile ins Reine
zu bringen sein werden; so z. B. die im Unterhandlungswege zu be¬
wirkende Feststellung des Verhältnisses der für die gemein¬
samen Zwecke nötigen Kosten.

(5) „Es ist ein Vorschlag über den Modus anzufertigen, nach
welchem die als gemeinsam angenommenen Gegenstände in Zukunft
zu behandeln wären und der zu diesem Behufe von Zeit zu Zeit
notwendige Verkehr sich vollziehen soll.

(6) „Es ist zu entscheiden, ob jene Modifikationen, welche mit
Rücksicht auf die gemeinsamen Gegenstände und die Art und
Weise ihrer Behandlung an den bestehenden Gesetzen etwa not¬
wendig sind, sogleich, bezeichnet werden sollen, oder ob diese Bezeichnung
erst nach endgültiger Feststellung des im Punkte 1 erwähnten
Grundrisses zu geschehen hat.

(7) „Da das Abgeordnetenhaus in der Antwortadresse erklärt hat,
es werde die Gründe und Ansichten, aus welchen es das

>) UMsrksäes utj-in esekörleoäö MeZUIapiNtsru
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Oktoberdiplom nicht angenommen hat, eingehender und detail¬
lierter entwickeln, so sind auch diese Gründe und Ansichten darzustellen."

Von besonderer, schon hier heroorzuhebender Bedeutung ist, daß die
67er Kommission ausdrücklich erklärte, sie beabsichtige nicht einen zur
unmittelbaren gesetzlichen Jnartikulierung bestimmten Gesetzentwurf
auszuarbeiten, sondern in einem „Grundriß" vorläufig nur gewisse
„Hauptprinzipien" für die Regelung der gemeinsamen Angelegen¬
heiten festzustellen. Nach Auffassung der 67 er Kommission müßte zu¬
nächst über die prinzipiellen Grundlagen der Regelung der
gemeinsamen Angelegenheiten unter den beteiligten
Faktoren und somit auch mit Österreich ein Einverständ¬
nis erzielt werden. Erst wenn dies geschehen ist, könnte nach Auf¬
fassung der 67er Kommission an die Ausarbeitung des bezüglichen Ge¬
setzentwurfes und an dessen Jnartikulierung geschritten werden. Es ist
zum richtigen Verständnisse sowohl der Genesis des Gesetzartikels XII,
als auch der Bedeutung gewisser Bestimmungen desselben unerläßlich,
diesen Gesichtspunkt im Auge zu behalten.

Die Vorschläge der 67er Kommission sollten Punktationen
sein, über die nach ihrer Genehmigung durch den Reichstag noch mit
der Krone und den übrigen Ländern verhandelt werden müßte; daher
führen auch die Ausarbeitungen des 15 er Komitees und der 67 er Kom¬
mission in der offiziellen Sprache nur die Bezeichnung „Gutachten"
(välsinsnzch oder „Elaborat (inunüälat) in Sachen der gemeinsamen
Verhältnisse". Daran hielten auch die beiden Häuser des Reichstages
noch im März 1867 fest, indem sie das „Gutachten" der 67 er Kom¬
mission nicht als Gesetz, sondern als einfachen „Beschluß des
Reichstages in Sachen der gemeinsamen Verhältnisse"
votierten. Und erst später, als man davon abgekommen war, über das
vom Reichstage gleichsam als Parteierklärung votierte „Elaborat"
auch die Meinung der konstitutionellen Vertretung der übrigen
Länder einzuholen, wurde diese Reichstagserklärung beziehungsweise
das beschlossene „Elaborat" mit einigen wenigen Änderungen im Mai 1867
von der ungarischen Regierung als Gesetzentwurf im Reichstage
eingebracht und hier der für die verfassungsmäßige Behandlung von
Gesetzentwürfen vorgeschriebenen neuerlichen, alle Stadien parla¬
mentarischer Beratung umfassenden Verhandlung unterzogen.
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Das iS er Subkomitre und seine „Gutachten".
V. Mit der Verfassung eines Vorentwurfes im Sinne des an¬

genommenen Verhandlungsprogrammes hat die 67er Kommission (Sitzung
vom 3. Mai 1866) ein Subkomitee von 15 Mitgliedern betraut, ff
Das Subkomitee entledigte sich seiner Aufgabe durch die Ausarbeitung
eines aus 65 Absätzen bestehenden „Gutachtens in Sachen der
gemeinsamen Verhältnisse", welches zugleich mit dem von einer
aus vier Mitgliedern bestehenden Minorität ff verfaßten „Separat¬
gutachten" am 26. Juni 1866, d. i. an demselben Tage, an welchem
wegen des ausgebrochenen Krieges die Vertagung des Reichstages er¬
folgte, der 67er Kommission eingereicht wurde.

Das Komitee tagte in der Zeit vom 5. Mai bis 25. Juni 1866
und nahm in den 17 Sitzungen, die es abgehalten hat, die Gegenstände
in folgender Reihenfolge in Verhandlung: 1. Hofhalt und aus¬
wärtige Angelegenheiten: I. und II. Sitzung; 2. Kriegs¬
wesen u n d Kr i e g s k o st e n: II.—V. Sitzung; ^Staatsschulden:
VI., VII. und zum Teile auch XV. Sitzung; 4. Finanzwesen: VII.,
VIII. und zum Teile auch XV. Sitzung; 5. Behandlungsart (De¬
legationen und gemeinsames Ministerium): IX.—XV. Sitzung;
6. Handelsangelegenheiten: XV. undXVI. Sitzung; 7. Quote:
XVI. Sitzung. In der letzten, am 25. Juni 1866 abgehaltenen Sitzung
wurde das aus den beschlossenen Formulierungen zusammengefügte
Elaborat verlesen und authentifiziert.

Ein Protokoll wurde über die Sitzungen des Subkomitees nicht
geführt, doch geben die Aufzeichnungen, weiche zwei Komiteemitglieder
jedes für sich, nämlich die späteren Minister N. und Oorovs,
über den Verlauf der Verhandlungen gemacht haben, und die in Xün)-i,
Oaälr bsMöcksi, III, S. 689—738 veröffentlicht sind, ein sehr an¬
schauliches und — da.sie sich in allem Wesentlichen decken und in den
Details ergänzen — auch ein ziemlich vollständiges Bild dieser für die
Entstehungsgeschichte des Gesetzartikels XII grundlegenden Beratungen.

ff Die Mitglieder waren außer vsLL, ^näräss^ und vsengsi-)- die späteren
Minister LI. Baron Lötvöo, dorove, Gf. LIL6, ferner Ilollän, Gf. ^ppouff,
I'esff Sowssiell, L. IvLnllu, divLi^.

2) Iv. lisra, IväuÜL, Xvär)-.
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Das Majoritätsgutachten ist mit den Aenderungen, die wir bei
der Besprechung der einzelnen Paragraphen des Gesetzartikels angeben
werden, Gesetz geworden, weshalb es nicht nötig ist, an dieser Stelle
näher darauf einzugehen. Dagegen sollen hier diejenigen Punkte, in
denen die Minorität einen grundsätzlich anderen Standpunkt als die
Majorität einnahm, kurz zusammengefaßt werden.

Das Minoritätsvotum geht von dem Prinzips aus, daß nach der
pragmatischen Sanktion Ungarn nur mit dem gemeinsamen Monarchen,
nicht aber auch mit den übrigen Ländern Seiner Majestät in einem
Rechtsverhältnisse stehe. Aus der Unteilbarkeit und Untrennbarkeit des
Besitzes und aus den in der pragmatischen Sanktion ausgesprochenen
„zwei Hauptideen" der gemeinsamen Sicherheit und der staatsrechtlichen
Selbständigkeit Ungarns fließe nur die Pflicht zu „gegenseitiger",
nicht aber auch die Pflicht zu gemeinsamer Verteidigung. Aber
auch diese Gegenseitigkeit bestehe formell nur zwischen Ungarn und dem
gemeinsamen Monarchen als solchem. Ungarn sei nur diesem gegen¬
über zur Verteidigung seines ganzen Besitzes verpflichtet, ebenso wie
auch nur der Monarch als solcher die Pflicht habe, Ungarn auch mit
den Kräften seiner übrigen Länder zu verteidigen. Daher sei Ungarn
zur Anerkennung irgend einer gemeinsamen Angelegenheit rechtlich
überhaupt nicht verpflichtet. Wenn es trotzdem „bereit" sei, all das,
was zur Verwirklichung der gemeinsamen Sicherheit unbedingt nötig
ist, mit den übrigen Ländern, falls sie tatsächlich in den Genuß voller
Verfassungsmäßigkeit gelangen, „ein verständlich" zu ordnen, so tue
es dies nicht kraft einer in der pragmatischen Sanktion begründeten
Verpflichtung, sondern nur aus freien Stücken und aus Gründen
der Opportunität.

Als solche einverständlich zu regelnde Angelegenheiten hätten nach
dem Separatgutachten außer den erforderlichen Kosten zu gelten:

a) jene auswärtigen Angelegenheiten, welche beide Teile
„gleichmäßig" (eMkormän) betreffen;

d) „einige Teile des Kriegswesens", nämlich „insoweit als alles,
was sich auf die Führung, Befehlignng und innere Organisation des
ganzen Heeres Seiner Majestät und so auch des ungarischen Heeres
bezieht, durch S e i n e M a j estät als den obersten Armeekommandanten
(inint IsZkobb Imckpai-un68nolr) erledigt werden wird". Während
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das Majoritätsgutachten die Führung, Befehligung und innere Organi¬
sation des Heeres als „unter gemeinsame Verfügung gehörend"
erklärte, wollte das Minoritätsgutachten die Erledigung dieser An¬
gelegenheiten Seiner Majestät selbst vorbehalten. Bekanntlich ist
diese Fassung auch Gesetz geworden (8 II des Gesetzartikels XII).

Ein tiefgehender Unterschied zwischen den beiderseitigen Stand¬
punkten betraf ferner die Form, in welcher die „einverständliche"
Erledigung oder Behandlung der erwähnten Angelegenheiten vor sich
gehen soll. Die Minorität verwarf sowohl die Idee der gemeinsamen
Organe als auch die Institution der Delegationen. Das Separat¬
gutachten geht vielmehr von dem in der ersten Adresse vom Jahre 1861
ausgesprochenen Grnndsatze aus, daß Ungarn mit den Erbprvvinzen
„nur so wie eine selbständige freie Nation mit einer anderen
selbständigen freien Nation von Fall zu Fall zu verkehren geneigt sei".

Demgemäß sollte bezüglich der „legislativen Agenden", für
die das Majoritätsgutachten die Delegationen vorsah, die „einverständ¬
liche Verfügung" im Wege vertragsmäßiger Vereinbarungen er¬
folgen, für deren Erzielung das Gutachten ein kompliziertes Verfahren
von Verhandlungen durch „Vorschläge erstattende" Deputa¬
tionen der beiden Parlamente und durch Regnikolardeputa-
tionen behufs Herstellung einer Einigung zwischen den beiden Häusern
des Reichstages in Antrag brachte. Sollte jedoch eine Vereinbarung,
die sonach von der Zustimmung von vier parlamentarischen Körper¬
schaften (Kostenvvranschlag!) abhängig war, nicht zustande kommen, so
hätte in allen diesen Fällen die Krone durch die Genehmigung der
Beschlüsse des einen oder des anderen Parlamentes in für beide Teile
bindender Weise zu entscheiden. Während also Vs all in den Delega¬
tionen ein Mittel suchte, um in unmittelbarem Verkehre
zwischen den beiden Volksvertretungen und bei Vermeidung
absoluter Entscheidung auf jeden Fall eine Erledigung unter Mit¬
wirkung der Parlamente sicherzustellen, wollte die Opposition nur einen
völkerrechtlichen Verkehr zulassen, selbst auf die Gefahr hin, daß
im Falle, als an der Haltung auch nur eines Faktors die Vereinbarung
scheitern sollte, die Entscheidung im Wege eines Oktrois eintrete.

In betreff der „Vollziehung" hätte nach dem Separatgutachten
folgende Ordnung einzutreten. Bei der Führung der auswärtigen
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Angelegenheiten bedient sich der „gemeinsame Landesfürst" des
Rates eines ihm zur Seite gestellten ungarischen und eines österreichischen
Ministers. Der Landesfürst ist berechtigt, sich durch den „Minister des
Herrscherhauses" vertreten zu lassen, der aber weder Minister Ungarns
noch der übrigen Länder sein darf. „Bei Urkunden, die Ungarn
und die übrigen Länder und Provinzen Seiner Majestät gleich¬
mäßig (sKzUormän) betreffen, ist die Gegenzeichnung beider Minister
notwendig; bei Urkunden jedoch, die nur Ungarn, oder nur die
anderen Länder betreffen, hat die Gegenzeichnung bloß des einen oder
des anderen Ministers einzutreten."

In betreff des Kriegswesens „verfügt der gemeinsame Landes¬
fürst als oberster Armeekommandant (IsAköbb tmäxaruno8noll) im
Wege eines Armee-Oberkommandos (köliLäx»aran68noll8ÜK) unter
Gegenzeichnung der hiezu berufenen Minister der Länder in
allem, was im Bereiche des Kriegswesens aus dem Gesichtspunkte der
Gemeinsicherheit (llö2ki2üon8ü§) durch ein Gesetz als einverständ¬
lich zu behandelnd bezeichnet worden ist. In Ungarn sind nur solche
Anordnungen zu vollziehen, welche mit der Gegenzeichnung des eigenen
Ministers versehen sind."

Die beiderseitigen Quoten zur Deckung der Kosten werden an
die Kassen der auswärtigen Angelegenheiten und des Armee-Ober¬
kommandos abgeführt. Die Aufsicht über diese Kassen führen ein
Minister Ungarns und ein Minister der übrigen Länder. Ihre Aufgabe
ist es, auch die Rechnungsausweise sowie die Daten für die Feststellung
des nächsten Budgets den beiden Legislativen zu unterbreiten.

Was die Handels- und Zollangelegenheiten, sowie die
indirekten Steuern betrifft, so war auch die Opposition mit dem
auf bestimmte Zeitperioden abzuschließenden Zoll- und Handels-
bündnis einverstanden. Ebenso war sie bereit, im Wege freier
Vereinbarung einen Teil der Staatsschulden und zwar unter
Teilung des Schuldenkapitals auf Ungarn zu übernehmen. Des¬
gleichen stimmte sie der quotenmäßigen Reparation der Kosten
sür die einverständlich zu erledigenden Angelegenheiten, sowie der
von der Majorität vorgeschlagenen Art der Feststellung des Beitrags¬
verhältnisses durch Quotendeputationen beziehungsweise durch Seine
Majestät zu.
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Die Majorität wollte auch fiir das Gebiet der gemeinsamen An¬
gelegenheiten eine konstitutionelle Behandlung sichern. Dies sollte
durch Einführung des Verkehres mit der Volksvertretung Österreichs
und durch Aufstellung von verantwortlichen gemeinsamen Organen,
d. h. dadurch erreicht werdeu, daß „zwischen den beiden Staaten, welche
bisher die landesfürstliche Gewalt zusammengehalten hat, ein Bündnis
zustandekomme, dessen Inhalt und Zweck die Sicherung der konstitutionellen
Freiheit wäre". Die Minorität lehnte aber die Idee eines „Völker¬
bündnisses" ab, wollte nur mit der Krone verkehren und „näherte sich
den Prinzipien des Jahres 1848, wo man, abweichend von dem seit 1723
befolgten System, auch die Besorgung der streng gemeinsamen Angelegen¬
heiten der verantwortlichen ungarischen Regierung überwies".*)

Die Wiener gemeinsamen Konferenzen über das
15 er Elaborat.

VI. Das zweite wichtige Stadium in der Redaktionsgeschichte des
Gesetzartikels XII vom Jahre 1867 bilden die Verhandlungen,
welche nach Abschluß des preußischen Krieges kraft Auftrages Seiner
Majestät die Wiener Regierung mit Vertretern der unga¬
rischen Reichstagsmehrheit über das 15 er Elaborat führte.
Diese Verhandlungen sind in der nichtungarischen Literatur kaum der
Tatsache nach bekannt^), haben aber sowohl für die Beurteilung des
staatsrechtlichen Charakters der Ausgleichsgesetze als auch deshalb eine
große Bedeutung, weil eine Reihe wichtiger materieller Bestimmungen
des Gesetzartikels XII auf Vereinbarungen zurückzuführen ist, welche
in diesen Verhandlungen getroffen worden waren.

Die ersten gemeinsamen Konferenzen, an denen der
Staatsminister Gf. Belcredi, der kaiserlich österreichische Botschafter
Frh. v. Hübner, der ungarische Hofkanzler Vl aslütft, der Präsident
des königlich ungarischen Statthaltereirates Frh. v. ferner

1) Horvütb, Oütobori äiplomLtül s, koronasüsiZ, S. 90.
2) Von deutschen Schriftstellern erwähnt nur v. H errnritt (Handbuch des öster¬

reichischen Verfassungsrechtes, S. 228), daß im August 1866 eine Verhandlung auch
mit österreichischen „Staatsmännern" stattfand. Etwas mehr, jedoch ohne konkrete
Angaben, teilt hierüber Eisen mann (llomxromis ^nstro-HonZrois, S. 431 und
443) mit.
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Gf. -4.Qäräs8/ und N. I^ünvuv teilnahmen, fanden am 21. und
25. August und am 1. September 1866 statt. H Das wesentliche
Substrat der Beratungen in diesen Konferenzen bildeten die schriftlich
formulierten „Einwendungen", welche die damalige österreichische
Regierung gegen das 15er Elaborat geltend machte und auf welche
74närä88/ und I^on^uv nach erfolgter Rücksprache mit vsäü
auch in einer schriftlich abgefaßten „Erwiderung" Antwort erteilten.
Diese der nichtungarischen Literatur bisher unbekannt gebliebenen „Ein¬
wendungen" und die „Erwiderung" werden bei den betreffenden Para¬
graphen des Gesetzartikels XII mitgeteilt werden.

Einige der wichtigsten Bedenken der Regierung gegen das Elaborat
brachte auch das königliche Reskript vom 17. November 1866
mit dem der Reichstag wieder einberufen wurde, zur Sprache.

In dem Reskripte wird das I5er Elaborat zwar als eine ge¬
eignete Grundlage für das Zustandekommen des Aus¬
gleiches bezeichnet, jedoch bezüglich der Punkte, denen der Reichstag
bei der „detaillierten Bestimmung" der gemeinsamen Angelegenheiten
seine besondere Aufmerksamkeit zuwenden müßte, folgendes ausgeführt:

„Was Wir unumgänglich wahren müssen, ist die Einheit des
Heeres, wozu außer der Einheit der Befehligung und der fach¬
gemäßen inneren Organisation^) noch die Übereinstimmung der
Grundsätze in betreff der Festsetzung der Dienstzeit und der Er¬
gänzung des Heeres unbedingt erforderlich ist.

„Ebenso unabweislich erheischen es die derzeitige Entwicklung des
internationalen Verkehrs und die Lebensbedingungen der Industrie,
daß das Zollwesen und damit in Zusammenhang die auf die in¬
dustrielle Produktion wesentlichen Einfluß nehmenden indirekten
Steuern und das Staatsmonopolwesen auf Grundlage von
im Wege vorheriger Abmachung zu bezeichnenden identischen Grund¬
sätzen geregelt werden.

„Endlich ist es notwendig, daß die Staatsschulden und das

1) verUc besreäei IV, 8. 19 ü.
2) WxvissIoüLL Iromäii)'Äi II, Nr. 42.
3) UsUssrsA eg)-svxs, milier rr veriimzlst es sr-LÜsrerü dels^erve^et KU-

ssxöii tut.
4) LIoIsZes utjäu kijelöleiiäo aroiws elvsü LlaiN'm renäeMessÄc,
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mit diesen in so engem Zusammenhänge stehende Staatskreditwesen
einheitlich behandelt werden, damit die Interessen des Geldverkehrs,
welche in allen Teilen des Reiches gleich tief ins Leben eingreifen,
vor dem auf diesem Gebiete so verhängnisvollen Schwanken bewahrt
bleiben."

Der Wiener Regierungseniwurf betreffend die
gemeinsamen Angelegenheiten.

VII. Die August-September 1866 abgehaltenen Konferenzen
fanden zu Beginn des Jahres 1867 ihre Fortsetzung. *) An diesen
nahm an Stelle Hübners der unterdessen zum Minister des Äußern er¬
nannte Graf Beust als Vorsitzender teil, während von der Deükpartei
außer ^närü88^ und A. noch Lötvö8 zugezogen war.
Diesen Konferenzen, welche am 9. und 10. Januar stattfanden, lag
auch ein inzwischen von der Wiener Negierung ausgearbeiteter und
von Seiner Majestät genehmigter „Gesetzentwurf über die ge¬
meinsamen Angelegenheiten und deren konstitutionelle
Behandlung" vor, welcher zwar im allgemeinen auf dem 15er
Elaborate fußte, aber doch in manchen wichtigen Belangen von
diesem abwich.

Der aus 50 Paragraphen bestehende Gesetzentwurf"), welcher der
außerungarischen Literatur gleichfalls ganz unbekannt geblieben ist, zerfiel
in drei Abschnitte: in die über die gemeinsamen Angelegen¬
heiten, über die verfassungsmäßige Behandlung der ge¬
meinsamen Angelegenheiten und über die vollziehende Gewalt
in betreff der gemeinsamen Angelegenheiten.

An die Spitze (Z I) war die Bestimmung gestellt, daß alle An¬
gelegenheiten und Verhältnisse, welche die Rechte, Pflichten und
Interessen der Länder der ungarischen Krone und der unter der
gemeinsamen Herrschaft stehenden übrigen Länder und Provinzen
gleichmäßig berühren, gemeinsam und ein verständlich zu
verhandeln und zu behandeln sind. Im einzelnen wurden hinsichtlich
ihres Ursprunges und ihrer inneren Begründung drei Gruppen der
gemeinsamen Angelegenheiten unterschieden:

9 veäk besMäei IV, S. 154, 158, 170ff.
2) veLst desLväsi IV, S. 160, 163 ff.
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a.) Als aus der in der pragmatischen Sanktion wurzelnden Ver¬
teidigungsgemeinschaft fließend, sind gemeinsam: das Auswärtige
und das Kriegswesen.

d) Kraft der zwischen den beiden Ländergebieten bestehenden
Interessengemeinschaft unterliegen der gemeinsamen Verhandlung
und Verfügung: das internationale Handels- und Zollwesen,
die auf die industrielle Produktion wesentlichen Einfluß übenden in¬
direkten Steuern und die auf Grund identischer Prinzipien er¬
folgende Regelung des Staatsmonopolwesens; die Feststellung
identischer Hauptprinzipien der Seegesetzgebung und der Post¬
und Telegraphenverwaltung; die Angelegenheiten der Trasse,
der Konzessionierung, der staatlichen Zinsengarantie, des Gebühren-
tarises und der Überwachung des Betriebes der über die Grenzen der
Länder der ungarischen Krone hinausgehenden Eisenbahnlinien;
die Feststellung und Regelung des G e l d s p st e m s und Münzfußes;
die einheitliche Verwaltung der damals vorhandenen Staatsschuld
und die Aufnahme, Verwendung und Rückzahlung etwaiger neuer ge¬
meinsamer Anlehen.

e) Teils infolge der Verteidigungs-, teils infolge der
Interessengemeinschaft fallen unter gemeinsame Verhandlung
und Verfügung: das Reichsfinanzwesen bezüglich der Kosten für
vie gemeinsamen Angelegenheiten und für deren Verwaltung, einschließ¬
lich der Feststellung des gemeinsamen Kostenvoranschlages und der
Prüfung der Schlußrechnungen. Die Quote sollte im Wesen in
derselben Weise bestimmt werden, wie dies in dem Gesetzartikel XII
geregelt ist.

Die gemeinsame „Behandlung" (Verhandlung und Verwaltung)
hatte bezüglich aller drei Gruppen in gleicher Art zu geschehen.

Für die Verwaltung der gemeinsamen Angelegenheiten ist ein
gemeinsames Reichsministerium zu errichten, welches aus drei
Abteilungen: a) Auswärtiges, d) Kriegswesen und Marine, a) Reichs¬
finanzwesen, zu bestehen hat. Das gemeinsame Reichsministerium übt die
Vollzugsgewalt teils unmittelbar, teils — soweit es sich um die
Durchführung im Bereiche der Zivilverwaltung und innerhalb Ungarns
handelt — mittelbar durch das ungarische Ministerium aus. Sollte
in solchen Fällen das ungarische Ministerium mit der Durchführung
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zögern oder diese verweigern, hat das Reichsministerium an
Seine Majestät zu berichten, Allerhöchstwelche kraft obersten
landesfürstlichen Rechtes in Absicht auf den Vollzug die Anordnung
trifft. Dies hat auch einzutreten, menn das ungarische Ministerium die
Abfuhr der Quote verweigert oder verzögert.

Die gemeinsame Verhandlung erfolgt in den Delegationen,
für welche der Gesetzentwurf mit unbedeutenden Abweichungen dieselben
Bestimmungen ausgenommen hat, welche in dem 15 er Elaborat ent¬
halten waren und im Wesen auch Gesetz geworden sind.

In dem zweiten Teile dieser Arbeit wird in den Bemerkungen zu
den einzelnen Paragraphen des Gesetzartikels XII auf die konkreten
Bestimmungen dieses Regierungsentwurfes Rücksicht genommen werden.

Dir in den gemeinsamen Konferenzen getroffenen
Vereinbarungen.

VIII. Das Ergebnis der Jännerkonferenzen bildete die Verein¬
barung einer Reihe von Abänderungen und Ergänzungen des
I5er Elaborates. Der Inhalt dieser, der nichtnngarischen Literatur
ebenfalls unbekannten Vereinbarungen wird bei den betreffenden Para¬
graphen des Gesetzartikels angegeben werden.

Zugleich wurde ausgemacht, daß nach Durchsetzung der vereinbarten
Abänderungen in der 67er Kommission die Ernennung des ungari¬
schen Ministeriums und nach Annahme des Vorschlages der 67er
Kommission durch den Reichstag dieKö n i g s krö n u n g erfolgen sollte.

Die Verbindlichkeit der Vereinbarungen wurde seitens Beust von
der Zustimmung des ö st e r r e i ch i s ch e n M i n i st e r r a t e s, insbesondere
des Kriegsministers, des Handels- und des Finanzministers sowie von der
Genehmigung durch Seine Majestät, seitens der ungarischen Vertreter
aber von der Annahme durch vaük und seine Partei abhängig ge-

>> Die Tatsache der im Jünner 1867 mit „einflußreichen Mitgliedern des
ungarischen Landtages" geführten Verhandlungen, welche „zur unwiderruflichen
Grundlage für den Ausgleich wurden" und bei welchen „sehr bestimmte Ver¬
pflichtungen eingegangen worden sind", hebt Beust in der Sitzung des Ab¬
geordnetenhauses des Reichsrates vom 14. November 1867 (Stcnogr. Prot. S. 1395 f.)
selbst hervor.

folger, Ausgleich. 2
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macht. Bis auf zwei Punkte, betreffend das Eisenbahnwesen und das
Münzsystem (vgl. im zweiten Teile bei 65 u. 66), erklärte sich vsülc
mit den vereinbarten „Punktationen" einverstanden.*)

Verhandlung in dec 67 er Kommission. Durchsetzung der
„Vereinbarungen" in derselben. Ernennung des unga¬

rischen Ministeriums.
IX. Die Verhandlungen in Wien haben Xnärä88/, bünz-u^

und Lötvö8 nicht als offizielle Delegierte des Reichstages oder ihrer
Partei, wenn auch mit Wissen Veäll8, geführt, und auch die getroffenen
Vereinbarungen wurden als solche nur einem engeren Kreise
der Parteimitglieder bekannt gemacht. Als daher die 67er
Kommission am 28. Jänner 1867 die Verhandlungen über das
15er Elaborat aufnahm, wurden die in Wien vereinbarten Abänderungen
und Ergänzungen von den einzelnen Parteimitgliedern ausschließlich
als eigene Initiativ-Anträge eingebracht, so daß selbst ein
Teil der Osülr-Partei keine Kenntnis davon hatte, daß es sich hiebei
um Verpflichtungen gegenüber der Wiener Regierung handelte. Es
gelang der Vsäll-Partei, die von ihr akzeptierten Abänderungen und
Ergänzungen in der Kommission im vollen Umfange durchzusetzen, so
daß am 6. Februar 1867, an welchem Tage die Kommission ihre Be¬
ratungen beendigte und ihr „Gutachten in Sachen der ge¬
meinsamen Verhältnisse" endgültig feststellte, die in Wien ver¬
einbarte Voraussetzung für die Ernennung des ungarischen Ministeriums
erfüllt war. Tatsächlich wurde fast unmittelbar darauf mit kgl. Re¬
skript vom 17. Februar 1867 ^) die V e r s a s s u n g U n g a r n s wieder-
hergestellt, Julius ^.närä88^ zum Ministerpräsidenten er¬
nannt und beauftragt, Anträge wegen Ernennung eines verantwort¬
lichen ungarischen Ministeriums zu erstatten.

Die Ernennung des Ministeriums geschah am 20. Februar 1867.
Die Zusammensetzung war folgende: ^Vsnollboiin: Inneres;
Horvütb: Justiz; Hötvö8 (Subkomiteemitglied): Kultus und
Unterricht; Ll. bon^s.^ (Subkomiteemitglied): Finanzen; Oorovo

y veälr desiiöäei IV, S. 170ff., 199 ff., 208f.
2) Wpvi8s!öUä/ Ironuinvai II, Nr. 60, S. 49.
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(Snbkomiteemitglied): Ackerbau, Industrie und Handel; Niko (Sub¬
komiteemitglied) : Kommunikationen und öffentliche Arbeitenik'ostotios:
Minister am Ah. Hoflager. Ministerpräsident Xiackräss/ wurde auch
mit der provisorischen Leitung des Landesverteidigungsministeriums be¬
traut.

Annahme des 67 er Elaborates durch den Reichstag.
X. Der Bericht der 6 7 e r K o m m i s s i o n vom 6. Februar 1867,

welchem außer dem „Gutachten des 15er Komitees in Sachen der ge¬
meinsamen Verhältnisse" und dem Minoritätsgutachten dieses Komitees,
das „Gutachten der 67er Kommission in Sachen der gemeinsamen Ver¬
hältnisse", das Minoritätsgutachten und das amtliche Sitzungsprotokoll
dieser Kommission beigegeben waren, gelangte am 9. März 1867 im
Abgeordnetenhause zur Verteilungund am 20. März zur
Verhandlung. Nach einer umfangreichen, in den Sitzungen vom
20. bis 30. März durchgeführten Debatte, in welche am 28. März
auch vsak mit einer groß angelegten Rede eingriff, wurde das aus
69 Punkten bestehende Gutachten der 67er Kommission in
namentlicher Abstimmung und bei 22 Absenzen mit 257 gegen 1l7
Stimmen ohne Änderung zum „Beschluß erhoben".?) Am 3. April
1867 trat dem Beschlüsse das Magnatenhaus bei, wovon das
Abgeordnetenhaus mit dem Ausdrucke des Wunsches verständigt wurde,
daß „dieses Elaborat und das Gesetz, welches sich daraus
entwickeln soll", den Schlußstein des der Beendigung harrenden

9 lezz^ükön^v II, P. 694, S. 59 und Iromünz'vk II, Nr. 69, S. 65—101.
Außer dem amtlichen Sitzungsprotokolle (Iroinünxok II, S. 81—86) liegt auch das
stenographische Protokoll über die Kommissionsverhandlungen vor. Dieses
Protokoll ist zugleich mit den beiden Gutachten des 15 er Komitees, dem Majoritüts-
Hutachten der 67 er Kommission,, dem königlichen Reskripte vom 17. November 1866,
der Adresse vom 20. Dezember 1866 und dem königlichen Reskripte vom 17. Februar
1867 noch im Monat Mürz 1867 in einer Sammlung unter dem Titel: „X köMS
vis^onzok rsnäsrösörs vonatkorö olcnumzNür", in Pest, bei Hcckenast erschienen. Un¬
mittelbar darauf wurde ebenfalls Lei Heckenast unter dem Titel: „Regelung der ge¬
meinsamen Verhältnisse mit den österreichischen Erblündcrn, Archiv des ungarischen
Reichstages von 1866/67", eine deutsche Ausgabe dieser Sammlung veröffentlicht, vor
deren Benützung für wissenschaftliche Zwecke aber geradezu gewarnt werden muß,
da die Übersetzung unzuverlässig und in wichtigen Punkten irreführend ist.

") Ironmnz'ok II, Nr. 79, S. 113 ff. und IsZMikönz'v II, P. 829 u. 831.
2*
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Ausgleichswerkes und eine feste Grundlage des brüderlichen und auf¬
richtigen Bündnisses zwischen Ungarn und den unter der Herrschaft
Seiner Majestät stehenden übrigen Ländern und Völkern bilden möge.

Von der Einholung des Votums des Reichsrates
über das Elaborat wird abgesehen. Schaffung einer

vollendeten Tatsache gegenüber Österreich.
XI. Wie bereits erwähnt, war das reichstägig beschlossene „Elabo¬

rat" nur als prinzipielle Verhandlungsgrundlage gedacht,
über welche nunmehr auch „die legalen Vertreter der übrigen
Länder" ihr gleichgewichtiges Votum abgeben sollten
und welche erst „nach allseitiger Annahme" der in dem „Grund¬
riß" aufgestellten Hanptprinzipien als Basis für die behufs Regelung
der gemeinsamen Angelegenheiten zu schaffenden Gesetze zu dienen
hätte. Hatte doch auch das Patent vom 20. September 1865,
Nr. 89 RGB., die Wirksamkeit der Februarverfassuug ausdrücklich „mit
dem Vorbehalte sistiert, die Verhandlungsresultate des
ungarischen und kroatischen Landtages, falls sie eine mit dem
einheitlichen Bestände und der Machtstellung des Reiches vereinbare
Modifikation des Oktoberdiploms und Februarpatentes in sich schließen
würden,vor definitiver Annahme den legalen Vertretern
der anderen Königreiche und Länder vorzulegen, um
ihren gleich gewi chLigen Ausspruch zu vernehmen und zu
w ürdigen".

Es sollte jedoch anders kommen.
Noch am 14. April 1867 war Vs all der Ansicht, daß es besser

wäre, das Elaborat erst dann in die Form eines Gesetzentwurfes zu
bringen und den Gesetzentwurf dem Reichstage vorzulegen, nachdem es
auch vom R e ich s r a t e a u g e u o m m e n sein wird. *) Hingegen war
Xnärü88^ — und hierin befand er sich schon seit längerer Zeit mit
Beust im gegenseitigen Einverständnisse — dafür, das 67er Elaborat,
welches die österreichische Regierung bereits angenommen hatte,
sofort und ohne vorherige Verhandlung im Reichs rate

9 veük desMäei V, S. 77.
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nach entsprechender stilistischer Adaptierung im Reichstage als Gesetz¬
entwurf einbringen und als Gesetz votieren zu lassen.

Schon als Beust nach Budapest reiste (20. Dezember 1866), also
bevor auch nur mit der österreichischen Regierung eine Einigung
über das 15er Elaborat erzielt und als noch gar nicht abzusehen war,
ob und wann das Elaborat in der 67er Kommission zur Verhandlung
gelangen werde, befaßte er sich mit dem Gedanken der Perfektio¬
nierung des Ausgleiches ohne vorherige Mitwirkung
des Neichsrates. In seinen Gesprächen mit ungarischen Staats¬
männern plaidierte Beust für eine möglichst rasche Lösung der Frage,
„da dies leichter wäre, insolange der Reichsrat nicht zusammengetreten
ist. Wenn bei dessen Zusammentritte die Angelegenheit
bereits gelöst wäre, würde der Reichsrat diese Tatsache
gewiß akzeptieren, während im gegenteiligen Falle neue Hinder¬
nisse auch von seiner Seite entstehen könnten". *)

In Wien freilich wagte Beust mit seinem Plane zunächst noch
nicht offen hervorzutreten. So kommt es, daß mit Patent vom
2. Jänner 1867, Nr. 1 RGB., der außerordentliche Reichsrat
noch unter ausdrücklicher Bezugnahme auf das Patent vom
20. September 1865 „im Hinblicke auf den Stand der Ver¬
handlung mit den Vertretern der Länder der ungarischen Krone und
in der Absicht, eine gründliche, allseits gerechte und mög¬
lichst beschleunigte Lösung des Ausgleichswerkes zu erzielen, zur
Mitwirkung an dieser hochwichtigen Aufgabe" (für den 25. Februar)
einberufen wurde.

Aber schon die Tatsache, daß der den Jänner-Konferenzen vor¬
gelegte Entwurf der Wiener Regierung nicht mehr die Form eines
„Elaborates" oder „Gutachtens", sondern die eines fertigen „Gesetz¬
entwurfes" hatte, zeigt, daß Beust allmählich daran ging, seinen
Plan, den Ausgleich „zwischen Ungarn und der Regierung definitiv
und unabänderlich" abzuschließen, auch durch Taten zu dokumentieren.

Bestärkt wurde er in seinem Vorhaben durch ^.närässv, welcher
bei seiner in die Zeit vom 20. bis 22. Jänner 1867 fallenden An¬
wesenheit in Wien Beust und Seiner Majestät gegenüber erklärte,

0 Künyi, Deäk bssr. IV, S. 143; Visälsr, Dualismus r roku 1867, S. 188.
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„man müsse aus dem ungarischen Ausgleich eine vollendete Tat¬
sache schaffen, noch bevor die (für den 11. Februar 1867 zur Wahl
des außerordentlichen Reichsrates einberufenen) Landtage zusammen¬
treten" ; für den Fall aber, als sich die Verhandlungen der 67 er Kom¬
mission in die Länge ziehen sollten, wäre der Zusammentritt der Landtage
hinauszuschieben. Beust zögerte nicht, diesen „Rat" zu befolgen, und
brachte sofort unter Berufung auf das Einverständnis mit ^uärg.885'
die Sistierung des außerordentlichen und die Einberufung
des ordentlichen Reichsrates in Antrag. Als aus Anlaß des
hierüber zwischen Beust und Belcredi ausgebrochenen Konfliktes
<1rä88^ am 2. Februar 1867 zur Meinungsäußerung nach Wien berufen
wurde, vertrat dieser in zwei unter dem Vorsitze Seiner Majestät
abgehaltenen Konferenzen den Standpunkt, „man möge sich mit den
Deutschen einigen, ob sie das Elaborat (das damals in der 67er
Kommission schon fast durchberaten war) mit Bezug auf ihre
eigene Verfassung akzeptieren; wenn ja, so soll es ihnen vor¬
gelegt werden, nicht zum Zwecke der Begutachtung, sondern
damit sie darnach die Februarverfassung auf konstitutionellem
Wege abändern.2)

So ist es auch geschehen. Belcredi fiel. Mit Patent vom
7. Februar 1867, RGB. Nr. 26, wurde der Zusammentritt der Land¬
tage auf den 18. Februar verschoben und mit Ah. Entschließung vom
4. Februar angeordnet, „daß von der Einberufung eines außer¬
ordentlichen Reichsrates abzukommen fei, der verfassungs¬
mäßige Reichsrat am 18. März 1867 in Wien zusammentrete und
daß demselben diejenigen Verfassungsänderungen, welche mit
Rücksicht auf den Ausgleich mit Ungarn sich als notwendig Heraus¬
stellen, zur Annahme vorgelegt werden. Gleichzeitig sollen Gesetz¬
entwürfe über die Entsendung von Abgeordneten in den
Beratungskörper für die gemeinsamen Angelegenheiten"

1) Könzck, Denk desrwäsi IV, S. 307.
2) Lönxi, vsLü ds8Löäei IV, S. 300 , 308. Beust dachte sogar an eine

bloße Notifizierung und Indemnität. „Doch waren die österreichischen Minister
und auch ^.nürässz- dagegen. Vom ungarischen Standpunkte wäre die Oktroyierung
in Österreich ein schwerer Fehler gewesen. Das Ministerium entschied sich dafür, die
Form zu wahren." Zuckerkand!, Die Konsumsteuern im österreichisch-ungarischen
Ausgleiche, S. 10.
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und andere für die Fortbildung der konstitutionellen Befugnisse in der
Westhälfte des Reiches bestimmte Gesetze (Ministerverantwortlichkeit,
Modifikation des Z 13 des Februarpatents, Wehrverfassung usw.) ein¬
gebracht werden.

In einem Regierungserlasse vom gleichen Datum, welcher
bei Eröffnung der Landtage am 18. Februar diesen zur Kenntnis
gebracht wurde, sowie in einem Begleitschreiben an die Statthalter
und Landeschefs i) wird dargelegt, daß der von der Regierung ein¬
geschlagene Weg „nicht die Bedeutung einer Schwenkung im gewöhn¬
lichen Sinne des Wortes" habe, sondern nur „der aus der Ent¬
wicklung der Dinge hervorgehenden Lage und deren Anforderungen
nnd Konsequenzen" Rechnung, trage. Während sich bei dem Erlasse
des Patentes vom 2. Jänner 1867 der Stand der Verhandlungen
mit den Ländern der ungarischen Krone darauf beschränkt habe, daß ein
an den ungarischen Landtag ergangenes Allerhöchstes Reskript?) die
Grundprinzipien und Grenzen des Ausgleiches feststellte, ohne daß
darauf eine eingehende Äußerung des ungarischen Landtages erfolgt
wäre, hätten Verhandlungen, die seitdem gepflogen worden seien,
zu dem erfreulichen Resultate geführt, daß von Seite des un¬
garischen Landtages mit Zuversicht eine Zustimmung zu Anträgen
erhofft werden könne, welche die Machtstellung der Gesamt¬
monarchie zu wahren geeignet seien und in ihrer Durchführung eine
gedeihliche Entwicklung derselben in Aussicht stellen.

„Als Vorbedingung für die praktische Durchführung
des Ausgleiches erschien aber die Ernennung des verantwortlichen
ungarischen Ministeriums. War es nun ein Gebot politischer
Notwendigkeit, mit dem definitiven Ausgleiche Ungarn gegen¬
über nicht länger zu zögern, so vermochte sich die kaiserliche
Regierung einer Täuschung darüber nicht hinzugeben, daß das un¬
garische Ministerium in den Stand gesetzt werden müsse, eine ver¬
einbarte Grundlage des Ausgleiches vor dem ungarischen Landtage
zu vertreten.

„Unter solchen Umstünden erscheint der Grundgedanke, welcher bei
der Berufung des außerordentlichen Reichsrates vorgewaltet

1) Wiener Abendpost vom 18. Februar 1867, Nr. 40.
2) Vom 17. November 1866, oben S. 14.
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hatte, durch die später eingetretenen Ereignisse überholt und es trat
an die kaiserliche Regierung nunmehr die wichtige Frage zur Ent¬
scheidung heran: ob es sich bei dieser Sachlage nicht im Interesse des
Reiches empfehlen würde, von der Berufung eines außer¬
ordentlichen Reichsrates Umgang zu nehmen.

„Die kaiserliche Regierung hat sich nach aufmerksamster und ein¬
gehendster Prüfung für die Bejahung dieser Frage entscheiden müssen,
und ist hierbei von folgenden maßgebenden Gesichtspunkten
geleitet worden.

„Seit einer langen Reihe von Jahren krankt die konstitu¬
tionelle Organisation der Monarchie an den bisherunlösbar
gebliebenen Wider sprüchen zwischen dem älteren ungarischen
Verfassungs rechte und jenen freiheitlichen Institutionen, welche
Seine Majestät der Kaiser im Bereiche der gesamten österreichischen
Monarchie durchzuführen Allerhöchst sich zur Lebensaufgabe gemacht
haben. Welche traurigen Folgen hieraus erwachsen sind, wie sehr der
Staat durch diesen Konflikt am innersten Lebensmarke leidet, ist
allgemein bekannt. Vor Behebung dieses Konfliktes ist die Wieder¬
herstellung der Größe und der altgeschichtlichen Stellung des Kaiser¬
staates in dem europäischen Staatenspsteme nicht zu erhoffen. Bei den
Verhältnissen, welche die letzten unheilvollen Ereignisse ge¬
schaffen, ist aber auch jede Verzögerung des Ausgleiches mit
den entschiedensten Nachteilen verbunden.

„Tritt der letztere jedoch ins Leben, so erscheint damit zugleich
der Zweck erreicht, welcher der mit dem Allerhöchsten Patente vom
20. September 1865 verfügten Sistierung zum Grunde lag.

„Diese nur wegen der Einleitung einer Verständigung mit Ungarn
ergriffene Maßregel stellt sich fortan nicht mehr als notwendig
dar, die Rückkehr in die verfassungsmäßigen Bahnen ist von selbst
gegeben und der Regierung die Gelegenheit geboten, dem versammelten
Reichsrate über die gepflogene Verhandlung Aufschlüsse zu erteilen
und ihre Schritte zu rechtfertigen."

Infolge der Vorgänge in einzelnen Landtagen und wohl auch,
weil das 67er Elaborat im Reichstage erst am 20. März zur Ver¬
handlung kam, wurde der Zusammentritt des verfassungsmäßigen Reichs¬
rates wieder verschoben. Da auch Osük, auf welchen überdies die
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Haltung einzelner Landtage in der Frage der Beschickung des Reichs¬
rates nicht ohne Eindruck geblieben war, Xnärü88)-8 Plane keinen ernsten
Widerstand entgegensetzte, konnte Xnärg.885 bereits in einem Briefe
vom 20. April 1867 aus Wien mitteilen, daß dem Reichsrate, dessen
Zusammentritt für den 20. Mai 1867 in Aussicht genommen sei/)
das 67er Elaborat nicht werde vorgelegt werden. Hiefür werde
aber die Thronrede das Zustandekommen des Ausgleiches
mit Ungarn mitteilen und einzelne Punkte desselben hervor¬
heben. Nach Beschließung der Adresse und Annahme der Einladung
zur Königskrönung werde sich der Neichsrat vertagen und in die
Verhandlung des Ausgleiches erst dann eintreten, wenn
nach vollzogener Krönung und Ausstellung des Jnauguraldiploms be¬
züglich des Ausgleiches bereits ein kait aooo inpli ge¬
schaffen sein werde. In dem an Uötvö8 gerichteten Briefe bemerkt
Xnärä88^ noch, er habe mit vielen namhaften Mitgliedern des
Reichsrates konferiert, von denen der weitaus größte Teil hin¬
sichtlich des 67er Elaborats die Schaffung einer vollendeten
Tatsache wünsche. ?)

Weigerung Kroatiens, an dem Nusglrichsgesehe durch
Beschickung des Reichstages mitzuwirken. Schaffung
einer vollendeten Tatsache auch Kroatien gegenüber.
XII. Hiedurch waren, soweit Oesterreich in Betracht kam, die

Hindernisse aus dem Wege geräumt, welche der sofortigen gesetzlichen
Jnartikulierung des 67er Elaborats entgegenstehen konnten. Es galt
jedoch noch über ein zweites Hindernis, die kroatische Frage, Hin¬
wegzukommen.

Kroatien hatte den Reichstag nicht beschickt; der von vsäk bei seinem
Anträge auf Einsetzung der 67er Kommission vorgesehene Fall der Be¬
teiligung kroatischer Delegierter an der Ausarbeitung des Gutachtens
war nicht eingetreten; auch sonst hatten die Kroaten in keiner Weise, etwa
durch ihre Regierung, an dem Zustandekommen des Elaborates mitgewirkt.

Die Bestimmungen des Ausgleiches sollten aber auch für Kroatien-

0 Die Einberufung erfolgte mit Pat. vom 20. April 1867, Nr. 67 RGB-
2) Lün/, Denk besröäei V, S. 78.
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Slavvnien gelten. Das Ausgleichselaborat, welches durchwegs von „den
Ländern der ungarischen Krone" spricht und diese den „übrigen
Ländern Seiner Majestät" entgegenstellt, war auf diesem Grundgedanken
aufgebaut. Überdies war die Notwendigkeit der Mitwirkung der Kroaten
anläßlich der Einsetzung der 67 er Kommission und der Feststellung ihres
Verhandlungsprogrammes, in der Thronrede und in den an den
kroatischen Landtag ergangenen Reskripten ausdrücklich anerkannt. Auch
im Sistierungspatente ist der Verhandlungen mit dem kroatischen Land¬
tage ausdrücklich gedacht.

Als daher die Regierung im Kreise der Vsälr-Partei die „Um-
gießung" des Elaborates in einen Gesetzentwurf erwog, vertraten nam¬
hafte Mitglieder der Partei, so 086NA6r^, der neben Ooülr den
größten Anteil an der Redaktion des Elaborates hatte, die Ansicht,
daß das ganze Elaborat „infolge des unglückseligen kroatischen
Beschlusses" abgeändert werden müßtet)

Mit diesem Beschlüsse hatte es folgende Bewandtnis:
Seit 1848 und 1849 war Kroatien tatsächlich ein von Ungarn

losgelöstes und absolut regiertes Kronland.
Der Landtag des Jahres 1861 (Zusammentritt 15. April 1861)

hatte, was das Verhältnis zum Reiche anbelangt, die Februarverfassung
und die Anerkennung der darin festgestellten gemeinsamen Angelegen¬
heiten abgelehnt, was aber das Verhältnis zu Ungarn betrifft, in
dem 8. November Allerhöchst genehmigten Beschlüsse (G.A. XIUI:
1861) die Grundsätze festgestellt, die bei der Regelung dieses Verhält¬
nisses unbedingt zu beobachten seien.?) Diese Grundsätze waren:

Das Territorium des „dreieinigen Königreiches" umfaßt außer
Kroatien, Slavonien, Dalmatien auch Fiume, die Militärgrenze und
die Murinsel; infolge der Ereignisse des Jahres 1848 hat außer
dem gemeinsamen, mit ein und derselben Krone und in ein und
demselben Krönungsakte, aber unter Ausfertigung zweier Jn-
auguraldiplome zu krönenden Könige jedes andere, wie
immer beschaffene Band mit Ungarn aufgehört (Z 1).

9 Xön^i, vsäst dssseäsi V, S. 77.
2) ürstoLlci, Selbstbestimmungsrecht des Königreiches Dalmatien, Kroatien

und Slavonien, S. 139: Ivaälse, Ilstersstä a estorvatsllä ustava, S. 364 ff. Siehe
auch stasri, in i4. stogi istsxiston s. v.Horvät-Z^Iavon-valmatorsDiz und 8te1aniö,
in Mischler-Ulbrichs Staatswörterbuch s. v. Kroatien.



Entstehungsgeschichte der Ausgleichsgesetze Lom Jahre 1867. 27

Das Königreich erklärt sich jedoch bereit, mit Ungarn „in noch
engeren Staatsverband zu treten", sobald dieses die vorgedachte
Unabhängigkeit und Selbständigkeit sowie den vorbezeichneten Territorial¬
umfang anerkennt (8 2).

Der zu schließende staatsrechtliche Verband soll „auf Grund der staat¬
lichen Gleichberechtigung des dreieinigen Königsreiches auf der
gemeinsamen Gesetzgebung und einer gemäß dieser letztern
organischen obersten Verwaltung beruhen, welche sich auf jene
Staatsangelegenheiten beschränken wird, die im Bund esv ertrag e
näher bestimmt werden"; die Angelegenheiten der politischen,
Justiz-, Kultus- und UnterrichtsverwaltunH müssen hierbei
von vornherein außer Betracht bleiben (M 3 u. 4).

Die Verhandlungen über den Abschluß des Bundesvertrages sollen
durch Regnikolardeputationen erfolgen (§5).

Da wegen der Ablehnung der Februarverfassung der Landtag
aufgelöst wurde (8. November 1861) und das gleiche Schicksal kurz
vorher auch den ungarischen Reichstag getroffen hatte (21. August 1861),
ruhte die Angelegenheit, bis im Sinne des Sistierungspatentes
vom 20. September 1865 „der Weg der Verständigung mit den legalen
Vertretern der Länder der ungarischen Krone betreten wurde".

XIII. Die beiden Landtage versammelten sich fast gleichzeitig, der
kroatische am 12. November, der ungarische am 14. Dezember 1865.
Die Thronrede, mit welcher der ungarische Landtag eröffnet wurde,
drückte bereits den Wunsch nach Aufrechterhaltung der „Integrität
der ungarischen Krone" aus, machte von der an den kroatischen
Landtag gerichteten Aufforderung, für eine angemessene Vertretung
„schon auf dem gegenwärtigen Reichstage" Sorge zu tragen, Mit¬
teilung, ließ aber im übrigen dem Reichstage den kroatischen Beschluß
vom Jahre 1861 zugehen. ^) "

In den auf die Thronrede unterbreiteten Antwortadresfen
(27. Februar 1866) spricht der Reichstag für die an den kroatischen
Landtag gerichtete Aufforderung aufrichtigen Dank aus. Er erblicke
hierin einen Beweis der auf die Erhaltung der Integrität der

Siehe Thronrede (Abf. 6 u. 8) oben S. 2f., ferner liöpviselöüLL IroinL-
n^Li I, Nr. 6.
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ungarischen Krone und auf die Reintegrierung des Reichs-
tages gerichteten Allerhöchsten landesfürstlichen Absichten. „Wenn
Kroatien als Land teilnehmen will an unserer Gesetzgebung" — heißt
es in der Adresse des Abgeordnetenhauses — „wenn es vorher ins Reine
kommen will mit uns über die Bedingungen, unter welchen es bereit ist,
seine staatsrechtliche Stellung mit Ungarn zu verbinden (ösWslrötiü),
wenn es diesbezüglich so mit uns verkehren will, wie eine Nation mit
einer Nation, so werden wir auch das nicht zurückweisen. Mit auf¬
richtigem Vertrauen reichen wir ihm die Bruderhand, nur möge die
Integrität und konstitutionelle Selbständigkeit unseres Landes und
der ungarischen Krone aufrechterhalten werden." *)

Was aber den kroatischen Landtag anbelangt, so hat dieser,
den negativen Standpunkt des Jahres 1861 verlassend, eine gemein¬
same Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten des
N e ich e sim Prinzips anerkannt. Das Reskript vom 27. Februar 1866
nimmt hiervon mit Befriedigung Akt, spricht aber — und dies zeigt
gleichfalls die eingetretene Wendung — den Wunsch aus, Kroatien
möge sich vor allem mit dem Königreiche Ungarn verständigen und
mit diesem vereint die weiteren Schritte tun. Es stehe ja Kroatien
frei, bei der Unterhandlung mit Ungarn seine berechtigte Autonomie
zu wahren und rücksichtlich des Verhältnisses, in das es mit Ungarn
vereint zum Reiche treten würde, auf der Zustimmung des eigenen
Landtages als auf einem nicht zu umgehenden Erfordernisse zu be¬
stehen. ?) Demgemäß fordert das Reskript den Landtag auf, er solle
im Hinblick auf das in der Adresse des ungarischen Reichstages sich
zeigende Entgegenkommen ungesäumt eine Deputation wählen, um
mit einer Deputation des ungarischen Reichstages sowohl das staats¬
rechtliche Verhältnis der beiden Länder untereinander, als
auch das Verhältnis zum Reiche in Verhandlung zu nehmen.

Der Landtag entsprach der Aufforderung des Monarchen, wählte
am 10. März eine zwölfgliedrige Deputation und verständigte hievon
den ungarischen Reichstag. Als Instruktion hatten der Deputation
der Beschluß vom Jahre 1861 sowie der Grundsatz zu dienen, daß das

1) Lsxvisslöüä,? Iromän^i I, Nr. 12.
2) Bidermann, Grünhutsche Zeitschrift 1886, XXIII. Bd.
3) Xepvisslöüä? IroiLüir^rri I, Nr. 22; Laülec, I. e. S. 366.
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„dreieinige Königreich in dem für die Behandlung der gemeinsamen
Reichsangelegenheiten zu schaffenden Zentralorgane direkt und
als besondere politische Individualität vertreten sein soll".

Der ungarische Reichstag wählte gleichfalls eine zwölfgliedrige
Deputation (acht aus dem Abgeordnetenhause, vier aus dem Magnaten¬
hause) und versah diese auf voälls Antrag mit folgender In¬
struktion'): 1. Wahrung der Gebietsintegrität des Königreiches
Ungarn, 2. Wahrung der durch die pragmatische Sanktion festgestellten
Untrennbarkeit der Länder der ungarischen Krone, 3. Vorbehalt der Ge¬
nehmigung der Vereinbarungen der Deputationen durch den Reichstag.

Die Verhandlungen, welche in der Zeit vom 21. April bis 12. Juni
1866 stattfanden, scheiterten vor allem an der Gebietsfrage und daran,
daß die kroatische Deputation auf der Ausfertigung eines selbständigen
und separat festzustellenden Krönungsdiploms verharrte und in diesen
Fragen mit Rücksicht auf die Instruktion nicht nachgeben konnte. ?)

In der Frage der Autonomie, sowie der mit Ungarn und
der mit den übrigen Ländern Seiner Majestät gemeinsamen
Angelegenheiten vertrat die kroatische Deputation den Standpunkt, daß
die Angelegenheiten, welche den Gegenstand und Inhalt eines engeren
staatsrechtlichen Verbandes mit Ungarn zu bilden hätten, erst
dann bestimmt werden könnten, wenn die staatsrechtlichen Beziehungen
der Länder der ungarischen Krone zur Monarchie festgestellt sind.
Daher müßten sich die Deputationen zunächst über das Verhältnis
der Länder der ungarischen Krone zum Reiche einigen.
Hierbei erklärte die kroatische Deputation, daß sie im Prinzips die
„Solidarität" aller Länder der ungarischen Krone hin¬
sichtlich aller Fragen anerkenne, welche sich auf die gemeinsamen
Verhältnisse dieser Länder zur „Gesamt-Monarchie" beziehen.
Weiter erklärte sie, daß Kroatien für jene Körperschaft, welche die
gemeinsamen Angelegenheiten der Gesamtmonarchie verhandeln und er¬
ledigen werde, nur eine solche verhältnismäßige Vertretung verlange,
welche dem auch von Ungarn in Anspruch genommenen Schlüssel entspreche.

Die ungarische Deputation machte jedoch geltend, daß über den
Inhalt und Umfang der mit den übrigen Ländern Seiner Majestät

9 UsLK üesMäsi III. 641.
9 Iiöpvi8sü"ü»,2 Irom-'m^kä I, Nr. 40 und II. Nr. 85.
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gemeinsamen Angelegenheiten nur der gemeinsame ungarische
Reichstag entscheiden könne, dessen Abgeordnetenhaus bereits zur Aus¬
arbeitung eines Vorschlages die 67 er Kommission eingesetzt habe. Da
Kroatien selbst die Solidarität sämtlicher Länder der ungarischen Krone
bezüglich aller das Verhältnis zum Reiche berührender Fragen anerkenne,
so erübrige kein anderer konstitutioneller und praktisch gangbarer Weg,
als daß Kroatien auf dem gemeinsamen Reichstage erscheine, auf welchen
es auch berufen worden sei. Gegenstand der Deputationsverhandlung
könnte nur die Frage sein, in welcher Weise Kroatien die Teilnahme
an dem Reichstage zu ermöglichen wäre.

Was aber die in Zukunft erforderlichen periodischen
Verhandlungen der gemeinsamen Angelegenheiten der
Monarchie betreffe, so könne darüber erst gesprochen werden, „wenn
die Feststellung der gemeinsamen Angelegenheiten und die Vereinbarung
über die Art und Weise ihrer Behandlung allseits zustandegekommen
ist". Vorderhand könne nur das Prinzip festgestellt werden, daß bei
der Zugehörigkeit Kroatiens zur ungarischen Krone in der Körper¬
schaft, welche bezüglich dieser Angelegenheiten die Länder der unga¬
rischen Krone gegenüber den übrigen Ländern Seiner Majestät vertreten
wird, auch Kroatien eine verhältnismäßige Vertretung und
seinen Abgeordneten ebenso wie den übrigen Mitgliedern der Körperschaft
das nach Köpfen abzugebende Stimmrecht zukommen solle.

Da jedoch die kroatische Deputation auf Verhandlungen über die
Modalitäten der Teilnahme an dem ungarischen Reichstage nicht
einging, wurden die Beratungen unterbrochen.

Der kroatische Landtag billigte den Standpunkt seiner Deputation,
worauf die Vertagung erfolgte, die bis 1. Mai 1867 dauerte.

XIV. Inzwischen wurde in den Wiener gemeinsamen Konferenzen
(August-September 1866 und Jänner 1867) mit der österreichischen Re¬
gierung die Einigung über das 15 er Elaborat erzielt, dieses in der
67 er Kommission angenommen, die Verfassung Ungarns wiederhergestellt,
das ungarische Ministerium ernannt und das 67 er Elaborat auch
schon im Reichstage zum Beschlüsse erhoben, ohne daß irgendwelche
weitere Schritte zur Herbeiführung der Verständigung mit Kroatien
unternommen worden wären. Knapp bevor das Elaborat zur Ver¬
handlung im Plenum des ungarischen Abgeordnetenhauses gelangte,
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hatte der Abgeordnete Ni loti 68 (18. März 1867) den Antrag ein¬
gebracht, es sei der Bericht der ungarischen Regnikolardepntation auf
die Tagesordnung zu stellen und das Ministerium aufzufordern, die
Einberufung des Landtages „des dreieinigen Königreiches" U behufs
Fortführung der Verhandlungen sowie behufs Teilnahme an der Krönung
und Feststellung des Krönungsdiploms zu erwirken.

Der Bericht der Regnikolardepntation kam am 9. April 1867 zur
Verhandlung, in welcher vsälr den Antrag stellte, der ungarische
Reichstag möge in Erwägung des Berichtes über die zwischen den
beiden Deputationen gepflogenen Verhandlungen erklärens:

„Nachdem jenes staatsrechtliche Grundprinzip, wonach Kroatien,
Dalmatien und Slavonien zur ungarischen Krone ge¬
hören, auch durch den Landtag dieser Länder anerkannt worden ist,
wünscht der ungarische Reichstag dies als gemeinsame Verein¬
barung (KÖ2Ö8 m6Aäl1apoää8) zu betrachten.

„Infolge dieses gemeinsam anerkannten Grnndprinzipes ist not¬
wendig :

(1) daß der König von Ungarn, welcher zugleich auch König von
Kroatien, Dalmatien und Slavonien ist, mit ein und derselben Krone,
in ein und demselben Zeitpunkte und durch ein und denselben
Krönungsakt unter Einem und zugleich zum Könige aller dieser
Länder gekrönt werde und daß das Krönungs diplom ein und
dasselbe sei und darin nicht nur die gemeinsame Konstitution
sämtlicher Länder der ungarischen Krone, sondern auch die gesetzlichen
Rechte sowohl Ungarns, als auch Dalmatiens, Kroatiens und Slavoniens
vollständig sichergestellt und aufrechterhalten werden.

„Dieses Krönungsdiplom haben nicht die besonderen Vertretungen
der einzelnen Länder in besonderen Beratungen und durch besondere
Schlußfassnng (nwAallapocläk,), sondern für alle Länder der gemeinsame
Reichstag anzufertigen. Doch ist dieses auch von Seiner Majestät
angenommene und unterschriebene Diplom für Kroatien, Slavonien
und Dalmatien in einem besonderen Originalexemplar auszugeben.

tz Gegen die Bezeichnung „dreieiniges Königreich", die in den bisherigen Ge¬
setzen nicht vorkommc, wurde von Zrentlrirul^i Verwahrung eingelegt.

2) WxvisetöliLn IromünM II, Nr. 84; Iszz-rotrönzv II, P. 864, 868, 869.
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„Weiter ist notwendig:
(2) daß in allen Fällen, in welchen die Länder der ungarischen

Krone in ihrer Gesamtheit (sMstsinWen) anderen Ländern gegen¬
über zu vertreten sind, die genannten Länder zu dieser Einheit ge¬
hören (S26N 6M86Ali62 tariormalr).

„Eben deswegen sollen, falls die zwischen den Ländern der unga¬
rischen Krone einerseits und den übrigen Ländern und Provinzen
Seiner Majestät anderseits gemeinsamen Angelegenheiten durch De¬
legationen zu erledigen sein werden, auch die Mitländer in der
Delegation der Länder der ungarischen Krone vertreten
sein; den Mitländern soll es freistehen, ihre Vertreter, welche in
der Delegation gleich den ungarländifchen Delegierten das Stimm¬
recht nach Köpfen besitzen werden, in der zu bestimmenden Ver¬
hältniszahl, fei es mit uns gemeinschaftlich, sei es ihrerseits separat,
zu wählen.

„Damit daher das Grundprinzip, welches als beiderseits schon
angenommen betrachtet werden kann, d. h. damit die Zusammen¬
gehörigkeit (Ö8826turto2üs) der Länder der ungarischen Krone auch
tatsächlich sobald als möglich ins Leben treten könne, fordert der
ungarische Reichstag, geleitet von dem Gefühle brüderlicher Eintracht,
den kroatisch-dalmatinisch-slavonischen Landtag hiemit auf: zu der
demnächst erfolgenden Krönung seinerseits in verhältnismäßiger Zahl
und nach eigener Einsicht zu wählende Deputierte in den ungarischen
Reichstag zu senden, welche berechtigt sein sollen, die erwähnten Länder
sowohl bei der Krönung, als auch bei der Anfertigung des mit uns zu¬
sammen und gemeinschaftlich (öMütt llü2ö86n) festznstellenden
Krönungsdiploms, als auch bei der endgültigen Schaffung der
Gesetze, welche hinsichtlich der Art und Weise der Erledigung der
zwischen uns und den übrigen Ländern Seiner Majestät bestehenden
gemeinsamen Angelegenheiten notwendig sind, zu vertreten.

„Zur Beseitigung eines jeden Besorgnisses, das etwa auftauchen
könnte, erklärt der ungarische Reichstag hiemit, daß er aus der An¬
nahme dieser Aufforderung keinerlei Kroatien nachteilige Folgerungen
ableiten wolle; zugleich erklärt der ungarische Reichstag schon im vor¬
aus, daß, obwohl er die sehr ausgedehnte Autonomie, welche die
kroatische Deputation für die von ihr vertretenen Länder fordert, weder
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hinsichtlich der erwähnten Länder, noch auch hinsichtlich der gemeinsamen
Krone für so förderlich erachtet, als es die genannte Deputation be¬
hauptet hat, er doch im Hinblicke auf die Notwendigkeit brüderlicher
Eintracht geneigt ist, derselben in dem praktisch möglich weitesten
Umfange zuzustimmen.

„Endlich:
„Hinsichtlich jener Schwierigkeiten, die bezüglich des Gebietes

hervorgetreten sind, beharrt der ungarische Reichstag auf den Ansichten,
welche seine eigene Deputation in diesem Belange bezüglich der Rechte
des Landes entwickelt hat.

„Wenn der kroatisch-slavonisch-dalmatinische Landtag diese unsere
brüderliche Ausforderung annimmt und hiedurch das staatsrechtliche
Grundprinzip des „Zusammen gehörensollens" (ösWotartornrn-
cko8ÜA) der Länder der ungarischen Krone, welches wir gemeinsam an¬
erkennen, auch tatsächlich ins Leben tritt, kann mit Sicherheit erhofft
werden, daß alle Details der zwischen Ungarn und Kroatien-Slavonien-
Dalmatien noch nicht geschlichteten Verhältnisse im gegenseitigen Ein¬
verständnisse zur Befriedigung erledigt werden.

„Der ungarische Reichstag wird seinerseits sowohl jetzt, als auch
im Laufe der weiteren Unterhandlung (oZz^llod^) bereit sein, jederzeit
Kroatien-Dalmatien-Slavonien alle Bürgschaften zu bieten, welche sie
hinsichtlich ihrer geschichtlichen und nationalen Ansprüche nach Recht
und Billigkeit verlangen können."

Der Antrag wurde im Abgeordnetenhause (9. April) und im
Magnatenhause (10. April) zum Beschlüsse erhoben. Dies war der
„unglückselige kroatische Beschluß", der nach 08«nKor^8 Ansicht die
Umarbeitung des ganzen 67 er Elaborates erforderlich machte.

Am 11. April 1867 wurde der kroatische Landtag für den
1. Mai einberufen und aufgefordert, an dem bevorstehenden Krönungs¬
akte im ungarischen Reichstage und an der Feststellung des Krönungs¬
diploms teilzunehmen „und dem in Sachen der gemeinsamen An¬
gelegenheiten mit dem genannten Reichstage festgestellten Be¬
schlüsse von wegen der staatsrechtlichen Stellung der Länder der
ungarischen Krone auch seinerseits auf gesetzlichem Wege beizutreten". *)

9 Lonxi, vesL des?. V, 82; Laälee, I. e. S. 367.
Bolger, Ausgleich. 3
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Da aber der kroatische Landtag den ihm mitgeteilten Beschluß
des ungarischen Reichstages vom 9. und 10. April 1867 für un¬
annehmbar erklärte und sich weigerte, in den ungarischen Reichstag ein¬
zutreten, solange das staatsrechtliche Verhältnis nicht gesetzlich geregelt
sei, wurde er mit Ah. Reskript vom 25. Mai 1867 aufgelöst.

Dir ungarische Regierung bringt das Elaborat als
Gesetzentwurf ein. Brschlietzung und Sanktionierung

des Gesetzsrtikels Xll.
XV. Die ungarische Regierung entschloß sich nun, das Elaborat

wie ohne vorheriges Votum des Reichsrates, so auch ohne vorheriges
Votum Kroatiens als Gesetz inartikulieren zu lassen.

Zu diesem Behufs versah das ungarische Ministerium das Elaborat
mit einer Einleitung (w-oosiniuin), fügte ihm mit Rücksicht auf die
fehlende Mitwirkung des R e ich s r a t e s und des k r o a t i s ch e n L a n d -
tages die Bestimmungen des Z 69 bei und brachte es nach Vornahme
einiger, zumeist redaktioneller Änderungen mit geändertem Titel als
„Gesetzentwurf über die zwischen den Ländern der unga¬
rischen Krone und den unter der Herrschaft Seiner
Majestät stehenden übrigen Ländern obwaltenden Ver¬
hältnisse von gemeinsamem Interesse und über den
Modus ihrer Erledigung" in der Sitzung vom 17. Mai im Ab¬
geordnetenhause ein.

In der Plenarverhandlung, die am 27. Mai 1867 stattfand, er¬
klärte der Berichterstatter 686nZ6rv, daß es sich bei der Beratung nur
um die Feststellung handeln könne, ob der von der Regierung ein¬
gebrachte Entwurf mit dem bereits vom Reichstage gefaßten Be¬
schlüsse (oben S. 19) übereinstimme und ob nicht die Änderungen,
welche die neue Form erfordere, das Wesen des Beschlusses berührten.
Das Haus erledigte noch in derselben Sitzung die General- und Spezial¬
debatte, wobei es bei einzelnen Punkten einige redaktionelle Änderungen
vornahm. 3) Die Abstimmung erfolgte in der Sitzung vom 29. Mai 1867,

9 IromLnyolr II, Nr. 87; P. 901.
2) Xaxlö IV, S. 189.
-h Mxlö IV, S. 199 ff.; II, P. 928—967; Iroinänxok II, Nr. 93.
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bei welcher unter Namensaufruf bei 83 Absenzen 209 Abgeordnete für
und 89 gegen stimmten, i)

Nachdem auch das Magnatenhaus dem Beschlüsse beigetreten
war, erfolgte nach mittlerweile vollzogener Krönung am 12. Juni 1867
die Allerhöchste Sanktion, worauf der Ministerpräsident noch an
demselben Tage die mit der Unterschrift Sr. Majestät versehene Gesetzes¬
urkunde im Abgeordnetenhause zur Verlesung und Kundmachung ein¬
reichte. Nach der Verlesung und Promulgierung, die das Haus sofort
vornahm, wurde das Gesetz zu dem gleichen Zwecke dem Magnatenhaus
übermittelt.

Der Ausgleich im österreichischen Parlament.
XVI. In Österreich entwickelten sich die Dinge genau nach dem

zwischen Beust und ^n6rä88^ vereinbarten Plane.
Der Neichsrat trat am 20. Mai 1867 zusammen. Die Thronrede

wies darauf hin, daß die Herstellung konstitutioneller Einrichtungen nicht
zu erreichen war, ohne daß zwischen dem älteren Verfassnngs-
rechte Ungarns und den durch das Oktoberdiplom und das Februar-
patent verliehenen Grundgesetzen ein Einklang gewonnen wurde, der allein
sowohl die volle Hingebung Ungarns an das Reich als auch den übrigen
Königreichen und Landern den ungestörten Fortgenuß der durch jene
Grundgesetze verliehenen Rechte und Freiheiten gewährleisten konnte.
„Es ist ein für Meine Länder der ungarischen Krone befriedigendes
Abkommen getroffen, welches deren Zusammengehörigkeit
mit der Gesamtmonarchie, den inneren Frieden des
Reiches und dessen Machtstellung nach außen sicherstellt. Ich
gebe Mich der Hoffnung hin, daß der Reichsrat dieser Verein¬
barung seine Zustimmung nicht versagen . . . und es verschmähen
wird, angesichts drängender Zeitumstände, sich der Aufgabe einer raschen
Ordnung Unserer staatlichen Verhältnisse auf der ge¬
botenen Grundlage zu entziehen und an deren Statt ein Ziel
anzustreben, dessen vergebliche Verfolgung nur neue Erfahrungen, aber
keine Erfolge bereiten würde." Im weiteren Verlaufe erklärt die Thron¬

et II, P. 992.
2) WxviseloIM? Usxlü.m IV, S. 258; IromLnzolc II, Nr. 108; OeZv^ölcövyv II,

P. 1061.
3 *
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rede, daß „mit Rücksicht auf die mit der Vertretung Ungarns ge¬
troffene Vereinbarung, soweit diese die gemeinsamen Angelegen¬
heiten angeht, die notwendig werdenden Abänderungen des
Patentes vom 26. Februar 1861" nebst einem Gesetze über die Minister-
verantworlichkeit und einer den konstitutionellen Anforderungen ent¬
sprechenden Modifikation des ß 13 dem Reichsrate werden vorgelegt
werden.

Die von den beiden Häusern beschlossenen Adressen (5. Juni)
zeigten bereits, daß weder der Inhalt des Ausgleiches noch der hiebei
beobachtete Vorgang auf ernsten Widerstand im Reichsrate stoßen
werde. Auch die Entsendung einer Deputation zur Vertretung des
Reichsrates bei der Königskrönung (8. Juni) bedeutete eine tat¬
sächliche Anerkennung des durch den Ausgleich begründeten Dualismus-

XVII. Erst nachdem das ungarische Ausgleichsgesetz sanktioniert
worden war (12. Juni), brachte die Regierung im Sinne der Thronrede
in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 17. Juni 1867 neben einer
Regierungsvorlage über die Ministerverantwortlichkeit und einer Vorlage
wegen Abänderung des Notparagraphen zwei Gesetzentwürfe ein, welche
„infolge der Vereinbarung mit Ungarn notwendig waren"
(Beust) und die Bestimmung hatten, die Konsequenzen der neuen Sach¬
lage zu ziehen: den Entwurf eines „Gesetzes, betreffend die Ab¬
änderung des Grundgesetzes über die Reichsvertretung
vom 26. Februar 1861," und den Entwurf eines „Gesetzes,
betreffend die Delegationen im allgemeinen und ins¬
besondere über die Delegation des Reichsrates". Und
nur als Beilage des ersterwähnten Gesetzentwurfes wurde der sank¬
tionierte „Gesetzartikel über die zwischen den Ländern der
ungarischen Krone und den übrigen unter der Regierung
Sr. Majestät stehenden Ländern obschwebenden gemein¬
samen Angelegenheiten und über den Modus ihrer Be¬
handlung" dem Reichsrat übermittelt.

Der Gesetzentwurf über die Delegationen hatte bloß die Bildung
und die Art der Verhandlungen der Delegationen zum Gegen¬
stände; über alle anderen Fragen, die in dem Gesetzartikel XII geregelt
sind (Umfang der gemeinsamen und der im Einverständnisse zu be¬
handelnden Angelegenheiten, Errichtung und Wirkungskreis des gemein-
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samen Ministeriums usw.), waren aber in dem Gesetzentwurf keine Be¬
stimmungen enthalten. Z 7 des Entwurfes verwies zwar hinsichtlich des
Wirkungskreises der Delegationen auf das die gemeinsamen An¬
gelegenheiten fest stellende Gesetz/) allein ein solches Gesetz
war von der Regierung nicht eingebracht worden.

Der Grund hiefür war, wie Beust in der Sitzung des Ab¬
geordnetenhauses vom 3. Juli 1867 erklärte, „einfach der, daß die
Regierung sich in die Alternative gesetzt gesehen haben würde, entweder
eine Vorlage zu machen, die von dem 67er Elaborat abwich, womit
sie im voraus die Verständigung mit der ungarischen Seite nicht
fördern, sondern selbstbewußt erschweren mußte, während sie ander¬
seits, wenn sie eine Vorlage genau nach dem 67er Elaborate
machte, sich den Vorwurf von Seite des Reichsrates zugezogen haben
würde, daß sie ihm zumute, eine Gestaltung der Dinge nach dem 67er
Elaborate anznnehmen, bevor durch die Deputatio ns Verhand¬
lung en das Mittel geboten war, sich Beruhigung zu verschaffen über
die finanzielle, die wichtigste Seite des Ausgleiches. Das
ist der Verlauf, der Gang gewesen, den die Regierung verfolgt hat."/

Die eingebrachten Gesetzentwürfe wurden (19. Juni) einem Aus¬
schüsse zur Vorberatung zugewiesen, welcher bereits am 21. Juni den
Antrag stellte, es fei zur Berichterstattung über die Gesetzentwürfe ein
besonderer, aus 36 Mitgliedern bestehender Ausschuß (Verfassungs¬
ausschuß) zu wählen, der gleichzeitig zu beauftragen wäre, „sofort in
Erwägung zu ziehen und Anträge zu stellen, in welcher Weise
das Eintreten in eine Verhandlung mit dem ungarischen
Reichstage zum Behufs der durch die Wiederherstellung
der ungarischen Verfassung notwendig gewordenen Aus¬
einandersetzung zu ermöglichen sei".

XVIII. Wenige Tage später (25. Juni) hat die ungarische Re¬
gierung im Abgeordnetenhause den Beschlußantrag eingebracht, es sei
behufs Vorbereitung der Fragen, welche im Sinne des Gesetzartikels XII
im Wege eines gegenseitigen Übereinkommens (Irö1o8önö8 sAx-g?-

Z 7 lautete:
„Der Wirkungskreis der Delegationen umfaßt alle Gegenstände, welche ihnen

in dem die gemeinsamen Angelegenheiten feststellenden Gesetze zugewiesen werden."
2) Stenograph. Protokoll S. 288.
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inönv utjän) festzustellen seien, eine aus 15 Mitgliedern bestehende
Regnikolardeputation zu entsenden, „damit sie mit einer durch
die Gesetzgebung der übrigen Königreiche und Länder
Sr. Majestät zu entsendenden gleich großen Deputation — voraus¬
gesetzt, daß seitens dieser Gesetzgebung die Parität und
die darauf beruhenden Delegationen prinzipiell an¬
erkannt werden — und sobald sie hievon durch das verantwortliche
Ministerium verständigt worden ist, sich über die in den 18, 19,
20, 55 und 67 des Gesetzartikels XII bezeichneten Gegenstände (i. s.
Quote und Staatsschulden) in Erörterung (Konferenzen) ein¬
lasse (örtwlrorwslos doosätlroWölr)".

Obwohl der Antrag als verfrüht und das Gesetz verletzend be¬
kämpft wurde, da über die Anerkennung der gemeinsamen Angelegen¬
heiten noch nicht die Vereinbarung nnt den übrigen Ländern Sr. Majestät
zustandegekommen sei, welche nach Z 18 des Gesetzartikels XII die
Voraussetzung für die Quotenverhandlungen bilde, wurde er doch in
beiden Häusern des Reichstages (28. Juni) zum Beschlüsse erhoben,
worauf sofort die Deputationswahl erfolgte. *)

Zu einem analogen Antrag ist auch der Verfassungs aus schuß,
des Abgeordnetenhauses des Reichsrates infolge des ihm vom Abgeordneten¬
hause am 21. Juni erteilten Auftrages gelangt. Er schlug (3. Juli)
die Beschießung eines Gesetzes vor, durch welches „in der Erwägung,
daß infolge der Wiederherstellung der ungarischen Ver¬
fassung und der dadurch notwendig gewordenen Abänderungen
des Grundgesetzes über die Reichsvertretung vom
26. Februar 1861 die Entsendung einer Deputation des
Reichsrates notwendig wird, um unter prinzipieller Aner¬
kennung der Parität und der darauf basierten Dele¬
gationen mit einer Deputation des ungarischen Reichstages über
die in dem ungarischen Gesetzartikel in betreff der gemeinsamen
Angelegenheiten der Deputationsverhandlung zugewiesenen Gegenstände
in Verhandlung zu treten," der Reichsrat in teilweiser Abänderung
des Geschäftsordnungsgesetzes als berechtigt erklärt wird, zum Behufe

0 Xexvisslödä? II, P. III2, 1154—II5Z, II6I—1162; Lstx-
vissIöÜLL IV, S. 825 ff.
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der „notwendig gewordenen Auseinandersetzungen" mit dem ungari¬
schen Reichstage eine Deputation zu entsenden.

Das Gesetz wurde beschlossen (sanktioniert am 16. Juli 1867, Nr. 97
RGBl.) und die Wahl der Deputation vollzogen.*)

Nachdem sich der Reichsrat auch durch diese Akte rückhaltlos auf
den Boden der durch den Gesetzartikel XII geschaffenen Rechtslage
gestellt hatte, unterbrach er (25. Juli) seine Sitzungen, um den De¬
putationsverhandlungen Raum zu lassen.

Die Deputationen, welche zunächst jede für sich in Wien und
Budapest Beratungen pflogen, traten am 8. August in Wien in unmittel¬
bare Berührung und verhandelten bis 25. September 1867. Es wurde
eine Verständigung in der Quoten- und Staatsschuldenfrage erzielt, so daß
die ungarische Regierung bereits am 5. Oktober 1867 im Abgeordneten¬
hause den Bericht und das Protokoll der mit der Feststellung der
Quote betrauten Regnikolardeputation und den Gesetzentwurf über die
Quote, ferner den „Bericht der Deputation über die in Angelegenheit
der Staatsschulden gepflogenen Konferenzen" und den Gesetzentwurf
über die zwischen den beiden Ministerien in der Staatsschuldenfrage zu¬
stande gekommene Vereinbarung und überdies einen Gesetzentwurf
über das zwischen den beiden Ministerien vereinbarte Zoll- und
Handelsbündnis einbringen konnte. In Österreich erfolgte die Ein¬
bringung der analogen Vorlagen am 8. Oktober 1867.

XIX. All dies geschah, ohne daß im Reichsrate die Nechtsbasis für
diese Vereinbarungen, das Ausgleichsgesetz selbst, noch überhaupt beraten
worden wäre, denn der Bericht des Verfassungsausschusses
und der von diesem ausgearbeitete Entwurf eines „Gesetzes, be¬
treffend die allen Ländern der österreichischen Mo¬
narchie gemeinsamen Angelegenheiten und dieArt ihrer
Behandlung,"'kamen erst am 12. November 1867 im Abgeordneten¬
hause zur Verhandlung.

Als daher im ungarischen Abgeordnetenhaus die eingebrachten
Gesetzentwürfe zur Beratung gelangten, wurde neuerdings mit Be¬
rufung auf den Z 18 die Vertagung der Verhandlung verlangt. Jns-

9 Gleichzeitig kam das Gesetz wegen Abänderung des Notparagraphen (16. Juli
1867, Nr. 98 RGBl.) und das Gesetz über die Ministerverantwortlichkeit (25. Juli
1867, Nr. 101 RGBl.) zustande.
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besondere hat welcher es schon in den Quotenverhand¬
lungen als eine unerklärliche und auffallende Tatsache be¬
zeichnet hatte/) „daß das ungarische Gesetz über die gemeinsamen
Angelegenheiten dem Reichsrate nicht mitgeteilt worden is/) und
daß sich demnach der Reichsrat über die Wesenheit der gemein¬
samen Angelegenheiten weder durch ein Gesetz noch durch
einen Beschluß meritorisch ausgesprochen hat", in einem am 2. De¬
zember im Abgeordnetenhause eingebrachten Beschlußantrag den Stand¬
punkt eingenommen, daß die Gesetze über die Quote, die Staats¬
schulden und das Zoll- und Handelsbündnis erst dann der Allerhöchsten
Sanktion unterbreitet werden dürfen, wenn alle jene Voraus¬
setzungen, an welche das Inkrafttreten des Gesetzartikels XII in den

18, 25, 54, 55 und 69 geknüpft ist, erfüllt und hievon der Reichs¬
tag im Wege des Ministeriums gehörig verständigt sein wird/)

Der in der Sitzung vom 25. November vom Berichterstatter
68snAsr^ eingereichte Ausschußbericht/ erklärte jedoch die Auffassung, als
ob es sich bei der in 8 18 als Voraussetzung für die Quotenverhand¬
lungen ausgestellten Vereinbarung (EAällnpoäüs) über den Inhalt
und Umfang der gemeinsamen Angelegenheiten um ein zwischen dem
Reichstage und den übrigen Ländern abzuschließendes Übereinkommen
handelte, für irrtümlich und sprach sich gegen das Aufwerfen einer
Schwierigkeit aus, welche eher die übrigen Länder Seiner
Majestät vorbringen könnten, zumal diese letzteren weder bei der
Wahl der Unterhandlungsdeputation lrüläSttsöZ) eine der¬
artige Zurückhaltung gezeigt, noch bei der Verhandlung ihres
Gesetzes über die gemeinsamen Angelegenheiten zu einem solchen Be¬
denken Anlaß gegeben hätten.

Der Voraussetzung, daß der volle Konstitutionalismus
auch in den übrigen Ländern und Provinzen Seiner Majestät ins
Leben trete, sei nach Ansicht des Ausschusses soweit als möglich schon
Genüge getan. Der engere Reichsrat habe sich zu einer „konstituierenden

0 Lönxi, veLIr KssLkäei V, S. 191.
2) Die Mitteilung in Form einer „Beilage" erschien also auch nicht

als genügend.
°) III, P. 1428; Irom-inz-oü III, Nr. 167.
4) ÜSM-Skönxv III, P. 158; IromLnyoü III, Nr. 158
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Versammlung herausgewachsen", indem er in seinen Wirkungskreis
auch solche Gegenstände einbezogen habe, welche nach dem Februarpatente
nicht zu seinen gesetzgeberischen Befugnissen gehörten. Der Z 13 dieses
Patentes sei modifiziert und die Ministerverantwortlichkeit durch ein
Gesetz geregelt worden. Nicht an der Krone liege es, sondern mit dem
Schicksale der in Frage stehenden Übereinkommen stehe es in Zusammen¬
hang, daß das besondere konstitutionelle Ministerium jener Länder
noch nicht gebildet sei.

Wohl habe aber der Ausschuß das Bedenken für begründet erachtet,
daß die Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten und die Re¬
gierung der übrigen Länder Seiner Majestät in Widerspruch mit dem
§ 27 des Gesetzartikels XII vom Jahre 1867 noch immer in denselben
Händen liege, weshalb er in das Quotengesetz die Aufnahme des
folgenden Paragraphen beantrage: „Gegenwärtiges Gesetz tritt erst
dann in Wirksamkeit, wenn alle jene Voraussetzungen erfüllt
sind, an welche das Jnslebentreten des Gesetzartikels XII vom Jahre 1867
in diesem Gesetzartikel selbst geknüpft ist."

XX. In Österreich kam auf Grund des vom Verfassungsausschuß
ausgearbeiteten Entwurfes das „Gesetz, betreffend die allen Ländern der
österreichischen Monarchie gemeinsamen Angelegenheiten und
die Art ihrer Behandlung," zustande. Es wurde gleichzeitig mit den
Staatsgrundgesetzen sanktioniert und kundgemacht (21. und 22. De¬
zember 1867), wovon die ungarische Regierung mit dem Bei¬
fügen verständigt wurde, „daß hiedurch die volle Verfassungs¬
mäßigkeit auch in den nicht zur ungarischen Krone gehörigen König¬
reichen und Ländern faktisch ins Leben getreten und auch einer
im XII. ungarischen Gesetzartikel vom Jahre 1867 enthaltenen Grund¬
bedingung bereits vollständig entsprochen ist".

Wenige Tage später, am 27. Dezember 1867, erhielten die Gesetze
über die Quote, den Staatsschuldenbeitrag und über das
Zoll- und Handelsbündnis die Allerhöchste Sanktion; am selben
Tage wurden die korrespondierenden ungarischen Gesetzartikel sanktioniert.
In dem hierüber erlassenen Allerhöchsten Reskripte *) „verständigt
Seine Majestät den ungarischen Reichstag auch davon, daß die durch

i) L«i>vise1ölirl2 IromüvM III, Nr. 190.
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die beiden Häuser der im Reichsrate vertretenen König¬
reiche und Länder in betreff des Modus derBehandlnng der
gemeinsamen Angelegenheiten, in betreff des Verhältnisses der
Lasten für die auf Grund des Gesetzartikels XII als gemeinsam an¬
erkannten Staatsangelegenheiten, in betreff des Übereinkommens über die
Staatsschulden und in betreff des zwischen den Ländern der ungarischen
Krone einerseits und den übrigen Königreichen und Ländern anderseits
abgeschlossenen Zoll- und Handelsbündnisses votierten Gesetzentwürfe
gleichen Inhaltes (liusonturtulmu törv6N)ffavu8lutolr) gleichfalls ge¬
nehmigt und sanktioniert und daß im Sinne dieser Gesetze und des
ungarländischen Gefetzartikels XII auch die Anordnungen wegen Bildung
des gemeinsamen Ministeriums bereits getroffen sind".

Die Verfügungen wegen Bildung des gemeinsamen Ministeriums
waren mit an Beust und Xnckrü88^ erlassenen Allerhöchsten Hand¬
schreiben vom 24. Dezember erfolgt, in welchen Beust von der Wirksam¬
keit als Ministerpräsident für die im Reichsrate vertretenen König¬
reiche und Länder enthoben und angewiesen wurde, das Erforderliche
zu veranlassen, damit entsprechend den Paragraphen des Gesetzes, be¬
treffend die allen Ländern der österreichischen Monarchie gemeinsamen
Angelegenheiten und die Art ihrer Behandlung, vom 21. Dezember 1867
und auf Gruud des Z 27 des ungarischen Gesetzartikels XII vom
Jahre 1867 die Ministerien des Äußern, des Krieges und der Finanzen als
„Reichsministerien" in verfassungsmäßige Wirksamkeit treten.
Gleichzeitig wurde Freiherr von Becke zum Reichsfinanzminister
ernannt, sowie Freiherr von Beust und Feldmarschalleutnant Freiherr
von John angewiesen, die ihnen bisher anvertrauten Ministerien als
Reichsmini st er fortzuführen. *)

„Wiener Zeitung" vom 27. Dezember 1867.



II.

Der ungarische Gesehartikel XII
vorn Jahre 1867.

Ni kl8v kerencr §or8ei,
Istsn lleclveLö Ü6A^6iiri6I)ö1
^.uWti'ikü Osäs^är, IlA^vkvr-,
Oseli-, Oalrnüt-, Uorvüt-,
Not-, Illüic«- , Ouäorn6r-,
Illüna-, 8^61'1)-. Xun-68 t>ol-
A'31'01'8MAoll ^.PO8toll, u^v
Illvrikl. -lern/.srllein, 8tll. tvi-
I'IIvtl, ^U82tllkl llllr61'626A6,
Do8<MIM «8 Xl'aüo
Il6r6L6<>6, Ootimi'inAig,, 8ul2-
llur^, 8t6V6i', Koroutüu,
Xi'c^it3 68 Unllovin3 Iior-
W6A6, Ilixlolv UNA'^lesöllsImS,
Iloi'vkü ör^roll 1^6180-68 ^Iso-
8I6213, Uoctkim, ?3rma, ?I3-
66II23, OuuZtuIIu, Osvlec^iiu
6.8 2ütor, 1^8<Ii(-it, I'>l3u1.
NaAUM 68 2äl'Ä, 8tl). 1^61'-
626^6, HaI>8l)VlI'A, "evi'ol. Xv-
Imi'O', 6öl'62 68 61'3618^3

Wir Fran; Joseph der Erste,
von Gottes gütiger Gnade
Kaiser von Österreich, Aposto¬
lischer König von Ungarn,
Böhmen, Dalmatien, Kroatien,
Slavonien, Galizien, Lodo-
merien, Rama, Serbien, Ku-
manien und Bulgarien, sowie
König von Illyrien, Jerusalem,
usw., Erzherzog von Österreich,
Großherzog von Toskana und
Krakau, Herzog von Lothringen,
Salzburg, Steiermark, Kärnten,
Kram und Bukowina, Groß¬
fürst von Siebenbürgen, Mark¬
graf von Mähren, Herzog von
Ober- und Niederschlesien, Mo¬
dena, Parma, Piacenza, Gua-
stalla, Oswieczim und Zütor,
von Teschen, Friaul, Ragusa
und Zara, usw., Graf von Habs-
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Krokza, Orient os Ilrixen lojo-
Uolllio, klso-os ^l80-Ou28io23
8 Istriu öl'AI'okzU, I"Io1l611-
eiriUs, I^slclloiroli, 1U'6A'6112,
8oNQ6n1>6rA, stil. AI'61^3,
44'1681, IvAtUii'0 08 821,1V

ÖrAI'äkScio- IIl'3, stil.*)

UmlÖÜ626tül wlj llü 6263361 inin-

ili'iiliiiioli, a kit illst: IlOA/ 333-

tun Ni ^sävslt N3K/Uror82ÜK33k

«8 4Ür80i'82ichui Iiü loi'6ii<1oivol

68 Kopvi86loivsl tu3Ü08lr02U3ä6K,

Ö306polv68 130Alc01'0NU2tatU8UnK

68 6K/6I) 32 or82ÜA bolckOASÜZä-

Q:ck 6löllrc>2äitä8ärL 626I2Ö int62-

IcockoLSÜ 316AäIlLpitÜ83 V6K6tt

1865-iIv 6V1 kui'äosou lio IO-äik

uupj NI'U 82ubull üii'äl/i?68t VUI'O-

sunkbu töi'V6Q/ 820lint ÜÖ201'-

82ÜM/Ül68t llil'dettülllc. 8 32t 3

Ninclonliutü Ü6<Iv626sokoI 826-

1301/6863 316A3/Uottuü 68 kol/-

t030833 V626rl6ttük vol33, 32

01-823A Iiü körenäsi 68 Ir6pvi86loi

Io I/O 6V1 8263t-IvÜ3 bavu 8-Ioin

8261611086863 V6ZI)6I36Nt 316A-

Iroro3Ü2tg,ta8U3lr ntün kolblos 131-

iu82t6rii3O3i>I< ältul 1^01868'33^

bürg, Tirol, Kyburg, Görz und
Gradišča, Fürst von Trient
und Brixen, Markgraf der
Ober- und Niederlausitz und von
Istrien, Graf von Hohenembs,
Feldkirch, Bregenz, Sonnen¬
berg, usw., Herr von Triest,
Kattaro und der Windischen

Mark, usw.
Geben hiemit jedermann, den es
betrifft, kund und zu wissen: Nach¬
dem Wir, um Uns mit den ge¬
treuen Magnaten und Abgeord¬
neten Unseres geliebten Ungarn und
seiner Mitländer zu beratschlagen,
und behufs Unserer feierlichen
Krönung sowie Feststellung anderer
auf die Förderung des Glückes des
Landes abzielender Verfügungen auf
den 10. Dezember des Jahres 1865
in Unsere königliche Freistadt Pest
dem Gesetze gemäß einen allgemeinen
Reichstag verkündet und diesen mit
des Allmächtigen Gunst persönlich er¬
öffnet und fortlaufend geleitet hatten,
haben des Landes getreue Mag¬
naten und Abgeordneten am 8. Juni
laufenden Jahres nach Unserer glück¬
lich vollzogenen Krönung durch Unser
verantwortliches Ministerium Unse-

*) Der hier mitgeteilte und der Übersetzung zugrunde gelegte Text des Dekretes
und Gesetzes ist wörtlich gleichlautend mit dem in Xöpvisslöüü^ Iromüu/ai II unter
Nr. 108 enthaltenen Abdruck des in der Sitzung deS Abgeordnetenhauses des Reichs¬
tages vom 12. Juni 1867 zur Verlesung gebrachten Allerh. unterzeichneten Sanktions-
exemplares.
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eis borsoMtottsk noinol)- törvenv-
62ikk6l)-6k6t, uiolvektzt M6§ ni6Z-
koronÜ2tkitki8nnk elott Kö26rt6-
loniinol in6KriIlapitottak, aln28,-
to8un 6Locl62VLN Illottünk, liogv
L2ON törvöll/e^illrsizrsket 68 L2
arokdan koAlaltakat kol)-686kn6k,
koclv686kiiok 8 olloALclobtuknak
vallvrin, a2okli02 Kirn1)4 M6§-
6M6268ÜnKK6l M'ullli, 8 82
l 847/8-(Iik 6V1 IV. törv6iive.2ikk
2-dik WukLWärmk orbolinökon,
N2oknt NI6A N2 01'82ÜAMÜl68 6vi
iil686iisk i'olvanin alatt, urini Ä2
or82Ü§ koronÄ8 Ilirrilva, kiru-
1)4 tig.bLlinnnkka.1 liolvbenIniAvnj,
M6§6ro8it6ni 68 826nt68itsiri. 8
niinä NAKnrik in6§tnrta.ni, raincl
inÜ8ok :iltnl 18 m6Kta.rtatni inol-
to2tg.tnänk.

Nol)- torvonvoxikkek tg.rtg.IinL
küvtztktixö:

XII. lorven^crilik.
71. mgA^gr Korona oi'82Ü-

Kgi 68 L2 0 ^6l86K6 nrnl-
koää8L alabb allo többi
or82UKok Kö2ött konkorZo
K02Ö8 öräokü vi82on)-ok-
rol 8 626k 6Ünt62686N6k
m oäs liröl.

rer Majestät einige Gesetzartikel,
welche sie noch vor Unserer Krönung
im gemeinsamen Einverständnisse
festgestellt hatten, unterbreitet, Uns
alleruntertänigst bittend, daß Wir
diese Gesetzartikel und das in
ihnen Enthaltene als richtig, ge¬
nehm und angenommen zu bekennen,
denselben mit Unserer königlichen
Zustimmung beizutreten, und im
Sinne des Paragraphen2 des Gesetz¬
artikels IV vom Jahre 1847/8 die¬
selben noch ini Laufe der Jahres¬
session des Reichstages, als des
Landes gekrönter König, mit Unserer
königlichen Macht zu bestätigen, zu
bekräftigen und zu sanktionieren,
und sowohl Wir selbst zu beobachten,
als auch durch andere beobachten
zu lassen geruhen mögen.

Welche Gesetzartikel folgenden
Inhalt haben:

XII. Gesrtzsrtikel.
Über die zwischen den

Ländern der ungarischen
Krone und den unter der
Herrschaft*) Seiner Majestät
stehenden übrigen Ländern
-obwaltenden Verhältnisse
von gemeinsamem Interesse^)
und über den Modus ihrer
Erledigung.

*) U618., UxölAs und 8U>.: Regierung; ebenso in Ur. Abs. 5 und
in H 4; dagegen richtig in K 5: „Herrschaft". lüalkoäni (vgl. H 7), welches
auf ür, Herr, dominus zurückgeht, bedeutet herrschen, äominari, rs^nars, als
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Landesfürst Hoheitsrechte ausüben; urallroäLs heißt daher: „das Herrschen",
„die Herrschung" oder die Herrschaft (im subj. Sinne) und das eben¬
falls im Gesetze vorkommende urallloäü (vgl. ßH 2 und 7 und?r. Abs. 4
urallloäüllär:): Herrscher, i'öAimtor (8 r: n r V u 8 - 8 i IN n n Vi u. 02UL2or-
I^oAarasi). Für den staatsrechtlich mit Herrschaft nicht identischen Be¬
griff „Regierung" bestehen im Ungarischen: llormLn/, llormäu^äs, llor-
inän^ut. — 8tr. gebraucht für: „unter der Herrschaft Seiner Majestät
stehende Länder", die Wendung: „pa^s soninis au sesptrs cis 8a
Llassstö". Siehe hiezu bei Ur. Anm. 34.

2) Statt „obwaltenden Verhältnisse von gemeinsamem
Interesse" übersetzen U68., RxLiKs und 8tb.: „obschwebenden ge¬
meinsamen Angelegenheiten". Lö^ös äräsllü visLon^olr heißt
jedoch: „gemeinsames Interesse habende Verhältnisse" oder
geläufiger: „Verhältnisse von gemeinsamem Interesse".

Die genaue Unterscheidung der beiden Ausdrücke ist nicht belanglos,
was schon daraus hervorgeht, daß die Einführung der Bezeichnung „ge¬
meinsame Angelegenheiten" in die ungarische Gesetzgebung bei
Beratung des Gesetzartikels XII heftigem Widerspruche begegnete.

Bis zum Jahre 1867 wird in den Gesetzen und in den Adressen des
ungarischen Reichstages durchaus an dem Oberbegriffe „Verhältnisse von
gemeinsamem Interesse" festgehalten. So hat nach § 13 des G.A. III:
1848 der ungarische Minister am Allerhöchsten Hoflager in „alle Verhält¬
nisse, die das Vaterland und die Erbprovinzen gemeinsam inter¬
essieren (inlnclarwn visrwn^olllbs,, msl^sll a llnxät uri öröllös tarto-
müu^olclral lrö^össn sräslrUIr), Einfluß zu nehmen und in diesen (so. Ver¬
hältnissen) das Land zu vertreten". Auch in der Einleitung zu den 1848 er
Gesetzen ist bloß allgemein von den „gesetzlichen Verhältnissen
Ungarns zu den durch die pragmatische Sanktion mit ihm in untrenn¬
barem Verbände stehenden Provinzen" die Rede. Der gleichen Diktion
bedienen sich die Adressen vom 14. März und 3. April 1848: die erstere
spricht von den „gesetzlichen Verhältnissen (Ungarns) zum
Gesamtreiche" (u2 688268 divoäalom iränti törvöuvss visLOn^ai),
die letztere von den Kosten, „welche das Gesamtreich gemeinsam
interessieren" (msl/sll AL Ö882SS diroäalwat llö^össn örclslllill).

Ebenso erklärt das Abgeordnetenhaus des 1865 er Reichstages in be¬
wußtem Gegensätze (vgl. Xön^i, Osäll bss^säsi III, 510) zu der Thron¬
rede, die als erste Aufgabe des Reichstages die Feststellung der „Verhandlung
und Behandlung der mit den übrigen Ländern und Provinzen des Reiches
gemeinsamen Angelegenheiten" bezeichnet hat (oben S. 3), in
der Antwortadresse folgendes: „Wir erkennen es an, daß es Verhält¬
nisse gibt, welche Ungarn und die unter der Herrschaft Euerer Majestät
stehenden übrigen Länder gemeinsam interessieren" (llox^ lstsrmsll
«1/ visMu^oll, msl^sll . . . llöLössn sräslllill). An dieser Termi¬
nologie, eventuell in der abgekürzten Form „gemeinsame Verhält¬
nisse", wird auch in den Überschriften aller Entwürfe, Kommissions¬
berichte, Vorlagen, Anträge und Beschlüsse festgehalten, welche sich auf die
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Regelung des staatsrechtlichen Verhältnisses zu Österreich und auf die
Schaffung des Gesetzartikels XII: 1867 beziehen (vgl. Lvpvisslobü?
IrornLn^ui Nr. 15, 18, 19, 69, 79, 87 und oben S. 8 f., 18 f.). Und der
Gesetzartikel XII selbst wendet den Oberbegriff „Verhältnisse von
gemeinsamem Interesse", oder „Verhältnisse, welche beide
Teile gemeinsam interessieren", oder kurz „gemeinsame Verhält¬
nisse" überall dort an, wo es sich um die Gesamtbezeichnung dieser Ver¬
hältnisse handelt (Titel des Gesetzartikels, Ur. Abs. 5, HZ 4, 5, 6, 25).

Hingegen gebraucht das Gesetz den Ausdruck „gemeinsame An¬
gelegenheiten" (Uö2ö8 üK^slr) nur zur Bezeichnung der „Agenden",
„Gegenstände", welche sich aus den „gemeinsamen Verhältnissen" er¬
geben, und auch da bis auf eine einzige Ausnahme (Ur. Abs. 2, s. unten
Anm. 13) nur zur Bezeichnung einer bestimmten Gruppe dieser Agenden
und Gegenstände, nämlich jener, die schon kraft der pragmatischen Sanktion
oder, wie das Gesetz sagt, kraft der daraus „fließenden Verpflichtung",
d. h. also von recht sw eg en, „gemeinsam" zu behandeln sind 2, 4,
8, 18, 23—25, 27, 28, 37, 38, 43, 44, 47, 52). Denn ----- „Angelegen¬
heit" (eigentlich das, was uns am Herzen „liegt" und worauf wir somit
Sorge oder eine Tätigkeit verwenden) ist als objektives Geschäft schon
die Folge eines bestimmten Verhältnisses oder einer bestimmten Beziehung,
in der wir zu jemandem stehen (Eberhard Nr. 87, Weigand Nr. 829,
LiLULAor-UoAarasi).

Als in der Plenarverhandlung gegen das „Gutachten" der Vorwurf
erhoben wurde, es habe die Existenz „gemeinsamer Angelegen¬
heiten" gleichsam aus dem Boden gestampft, erklärte Somssieü (Sitzung
vom 20. März 1867): Nicht wir, nicht die 67er Kommission Hal die
gemeinsamen Angelegenheiten geschaffen, sondern die „gemeinsamen
Interessen", die „gemeinsamen Verhältnisse", welche in G.A. III:
1848 anerkannt sind. Und v säU erklärte (Sitzung vom 28. Mürz): Daß
es nach dem Gesetze „gem einsam e Verhältnisse" gibt, sei unbestreitbar;
wenn es aber solche gibt, sei es natürlich, daß auch die Angelegen¬
heiten, welche aus diesen Verhältnissen entspringen, gemeinsam sind.
Ein gemeinsames Verhältnis ohne gemeinsame Angelegenheiten könne es
weder im staatlichen noch im privaten Leben geben. Es sei daher ein
Irrtum, wenn behauptet werde, daß es bisher zwar „gemeinsame Ver¬
hältnisse", aber keine „gemeinsamen Angelegenheiten" gegeben
habe. „Diejenigen Angelegenheiten, welch: aus diesen Verhältnissen ent¬
sprangen, waren auch bisher gemeinsame Angelegenheiten, nur daß ihre
Behandlung in anderer Form geschah" (X-rplo III, S. 355 u. IV, S. 110).

Den „gemeinsamen Angelegenheiten" im technischen oder engeren Sinne
stellt das Gesetz jene Angelegenheiten gegenüber, die nicht kraft der pragma¬
tischen Sanktion „gemeinsam" behandelt werden müssen, sondern
nur aus Zweckmäßigkeitsrücksichten und nur krast zu treffender
besonderer Vereinbarungen eine „einverständliche" Behandlung
erfahren können (Z§ 52, 58, 59, 68). Das Gesetz gebraucht so¬
nach mit Absicht im Titel den umfassenderen Ausdruck „Verhältnisse
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von gemeinsamem Interesse", an welchem daher auch in der Übersetzung
um so mehr festgehalten werden muß, als sonst eine unzutreffende Vor¬
stellung über den Gegenstand des Gesetzes erweckt würde. (Über den Be¬
griff „gemeinsam" — körws vgl. bei § 2 Anm. 5 lit. e.)

Usnioi-AÖ (von tsn, oben, und kor^o, sich drehend, rotierend) heißt
eigentlich „sich oben drehend" und ist ein figürlicher Ausdruck, der so viel
bedeutet wie obwaltend, vorliegend, vorhanden seiend, „obschwebend",
snpsrons (von snpsrsurn), oxistsus (Lioloinou, L^arvus-
8iinouvi, O2uo2or-I?oAars,8i); vgl. a tsntorAÜ ll.örülinsu^slr, die
obwaltenden Umstände, in § 56.

Richtig übersetzt den Ausdruck ksukoi-xö Kö2ös sräsüm vl82oa^olr
8tr. mit „rapp ort 8 ä'intörot ooinrnun sxistaut . .

b) U68., und 8tb.: „Behandlung"; sliutö^ss bedeutet
„Erledigung". Beide Begriffe sind nicht identisch. Für Behandlung wird
in den 16, 23, 24, 25, 26, 28, 60, 69 llsnsläs (von Irs2, die Hand)
gebraucht.

(1) Ö csäWÜri 8 upo8toI1
lüräl/i miutäu tödbi
or82ÜZuit 68 turtonräuxLib sllrot-
INÜNV08 so^okksl ruluirtn UI, lsZ-
MÄAU8s,bd trölld68r6cl6d6ii,iri6l^-
1^61 M6§irz-itiri u s 6l.su or8rüZ-
A^ü1k8t lusltö^tstott:

(2) kslWÜlitÜ Nr 0r82ÜAMÜ-
l68t, IinAv s xrnAwutieu 8sns-
tiöuulr, miut Iröl68öirö86Q elis-
msrt foAuIg-Muk, slvsiböl Iriiu-
clulvg,, AouZo8lroäu6lr ol/ uroäolr-
rol, mehmünsl koZvu mirni
lVInAvoror8xirA 68 tur8or8LÜAsiualr
a pruZmutiea 8suotio situl is
dirUoÄtott körsoAi 68 bsllror-
rusu^rati ÖQÜIIÖ8ÜAS, miuä ukiro-
äsloiu dirtO88ÜAÜNS,lr 68 SA^Ütt
rnars,äÜ8g,nslr UstksItstsUi 86r-
tsti-rnül M6AOVS88-Srisk, SAV-
82tzr8minä xsäiZ s ssusrintstt

(1) Seine kaiserliche und Aposto¬
lische königliche Majestät*) forderten,
nachdem ^) Sie Ihre übrigen Länder
und Provinzen mit konstitutionellen
Rechten bekleidet hatten ^), in Ihrer
Allerhöchsten Thronrede*"), mit der
Sie den gegenwärtigen Reichstag
zu eröffnen geruhten:

(2) den Reichstag auf, daß er
von den Prinzipien der pragma¬
tischen Sanktion, als der gegenseitig
anerkannten Rechtsgrundlage, aus¬
gehend ^), für solche Modalitäten
Sorge trage*), durch welche so¬
wohl die auch durch die pragma¬
tische Sanktion gewährleistete staats¬
rechtliche Selbständigkeit und die
der inneren Regierung ^) Ungarns
und seiner Mitländer ^), als
auch die Lebensbedingungen der
Sicherheit und des Zusammenver¬
bleibens des Reiches *°) unverletzt



Geschartikel XII. krooswinm. 49

KÖ2Ü8 ÜM6k iEotmän^O8 6ÜH-
k62686U6l 6M 1'6821'51 A INklA^ai'
Korona O1'82ÜAai, I11Ü8 1'6821'öl t>
I?6l86A6 többi orMl-rai 68 tarto-
iiii'lnvai alkotiiiänvo8 lx!kolva8a
di2to8itts.886L.

(3) Ö82int6 örowinel üävö-
2ölk6 a2 01'82aWVÜlo8 0 68-l82<iri
8 apo8toIikiioHviI^ol86A6Ntzk 62611
l6AmaAa8adb 6l1mkär02a8ät, moiv
8261'iiit 02 alkotmlmz'08 korrn/rn v-
2uk 1'6Il6.826r6t U2 6A682 dil'O-
äaloiudan iu6AäIlapitaui olmjt-
vän, 62 Mal ti'onsaiialr koii^ök
8 a birodalom orosot 68 Iiatalin-it
inin«Iannvi nopoinok a ko2üg)'6k
il'änti 61'ä6k6lt86A6r6, IN int t61'-
IN6826t826rti 8 6NN6lkoAVa lsA-
82ilrii'6adl) alapra, kiväuta kok-
totni.

(4) It2 okkol NaA^ai'O1'82g.K
köl'6N(l6i 68 1r6pvi86loi 116111 I11I1-
Ia82kIiatkM 6l MQcIo8kodiii olv
nioelokrül, a inel^'ek lolrotövo
k6A^M, IlOFV g.2011 aIapö26r2Ö(l68,
a in6l^ a21723. 6vi I.II. 68lII-<Iik
törv. - c!2ikkoir Mal a I6I86Z68
uraLoäoliä2 68 NaK^aroi'82äZ
Kö2t lotre iött, a mol)' 6Z^ r682-
röl a diro<lalmi 1rapo8olakli02
1arto2o 0i'82ktAoli 68 tai'tonninvok-

^olgsr. Ausgleich.

gewahrt würden, zugleich aber
bei der konstitutionellen") Erledi¬
gung ") der obberührten gemein¬
samen Angelegenheiten^) die kon¬
stitutionelle Einflußnahme einerseits
der Länder der ungarischen Krone,
anderseits der übrigen Länder und
Provinzen") Seiner Majestät ge¬
sichert werde").

(3) Mit aufrichtiger Freude be¬
grüßte der Reichstag diese Aller¬
höchste Entschließung Seiner kaiser¬
lichen und Apostolischen könig¬
lichen Majestät"), laut welcher
Allerhöchstdieselbe das Verlangen
hegt"), das konstitutionelle Re¬
gierungssystem im ganzen Reiche")
zu begründen, und hiedurch den
Glanz Ihres Thrones und die Kraft
und Macht des Reiches ") auf das
Jnteressiertsein-O) all Ihrer Völker
an den öffentlichen Angelegenheiten,
als auf die naturgemäße und
demzufolge festeste Grundlage, zu
basieren ^) wünschte.

(4) Aus diesem Grunde konnten
es die Magnaten und Abgeord¬
neten Ungarns nicht verab¬
säumen^) für solche Modalitäten")
Sorge zu tragen, die es möglich
machen sollen"'), daß jener Grund-
vertrcig^), Gesetz¬
artikel I, II und III vom Jahre 1723
zwischen dem Allerdurchlauchtigsten
Herrscherhause und Ungarn zustande
gekommen ist, (und) der einerseits

4
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null 8,2 1723: II. 68 I. i.-c2illkoll

krtklmsböii SAMttss 68 elvä-

lusxtliutlun birtollläsöt, INÜ8 0682-

rol p6äiAN8K/uroi'82ÜAN8ll önüüo

törv6N)lli0288i 68 llormünvxuii

kÜM6tl6N86ASt dixtositottu, 1.6-

N^6A6l)6N süvör6 18 86rt6tzl6NÜl

I6nt8rt8886ll.

(5) LnNblkOKVU 82Üll86A6886

välvän, Iio^v 8 MÄA^ÄI- lloronu

Or828AlN 68 82 0 ^6l86A6

urallloäÜLU ulutt illlö többi 01'828-

Zoll llöxöit konkoi'KÜ 1<Ü2O8 örclellu

Vl8xonvoll PON.I088.I1 68 lintöro-

2vtt8N llis6lölt6886N6ll; 8 IlOFV

8 llöt 6MN1Ü8tol kÜM6tIoN alllot-

IN8I1V08 k6PVI86l6t llöxti 61'int-

ll6268 INÖllsu 6IN6 llÖ2Ö8 VI820-

N)-oll 6Üllt62686 llöl'ül 828i)llto-

8811 U16A8Ü8pitt8886ll! 82 Or.828K-

AVÜls8 61W6 VON8tllox6l8A 8 llÜVOt-

lloxolldon üllupoäott 111OA:

das im Sinne der Gesetzartikel I
und II27): 1723 Zusammen- und
Unzertrennlich - Besitzen ^) 2») der
zum Reichsverbande 3°) gehörigen
Länder und Provinzen^), ander¬
seits aber die selbständige Gesetz¬
gebung^ und Regierungs-Unab¬
hängigkeit^) Ungarns gesichert hat,
in seinem Wesen auch für die Zukunft
unverletzt aufrechterhalten werde.

(5) Da es demzufolge notwendig
wurde, daß die zwischen den Ländern
der ungarischen Krone und den unter
der Herrschaft^) Seiner Majestät
stehenden übrigen Ländern ob¬
waltenden Verhältnisse von gemein¬
samem Interesseb^) genaues und
bestimmt bezeichnet werden; und
damit der Berührungsmodus ^)
zwischen den zwei voneinander un¬
abhängigen konstitutionellen Vertre¬
tungen bezüglich der Erledigung^)
dieser gemeinsamen Verhältnisse prä¬
zise s°) festgestellt werde: ist der
Reichstag in Beziehung darauf im
folgenden schlüssig geworden"):

7) 1,68.: „Seine kaiserliche und königlich-apostolische Majestät";
8tb.: „Seine k. und k. apostolische Majestät". Im Original heißt es:
„Seine kaiserliche und Apostolische königliche Majestät"; so lautet
auch die Übersetzung in der L^Llgs.

2) NiutLu hat, ebenso wie in neuerer Zeit das deutsche „nachdem",
welchem es auch etymologisch vollkommen entspricht, sowohl temporale, als
auch begründende Bedeutung (LLuexor-ll'oAs.rkcsi). So ist es in § 43
eine rein zeitliche, in den M 13, 28 und 59 eine rein kausale Partikel.

8) 1,(48. und IlAlllAs: „nachdem Allerhöchstdieselben auch Ihren
(KAölAs: den) übrigen Ländern konstitutionelle Rechte zu verleihen
geruhten". 8tb.: „nachdem auch den übrigen Ländern konstitutionelle
Rechte verliehen wurden". Das Wort „auch" fehlt im Original



Gesetzartikel XII. kroosmiuw, Anm. 4—7. 51

(vgl. hiezu bei Z 5, Anm. 9). Dieses spricht ferner von orsLä^ai äs tar-
lonian/ai, d. i. Ländern und Provinzen. I? s Iru Ir L ? ni (von rulm,
das Kleid) heißt: bekleiden, invsstirs; kslruliäriüs: invsstitnra (8 2 a r v a s -
^iruon^i). 8tr. übersetzt: aprss avoir oetro^s Iss äroits von-
stitutionsls ä se» autrss pa^s st provinoss. Wenn auch die Stelle
auf die oktroyierte Verfassung vom 26. Februar 1861 hinweist, so ist
es doch nicht gerechtfertigt, von dem Original-Texte abzuweichen. Für
„octroyieren" wird im Ungarischen in der Regel das Lehnwort ootro/LIni
tzebraucht (vgl. Zitat aus der ersten Adresse vom Jahre 1866, unten Anm. 10).

4) Siehe die hier berufenen Stellen der Thronrede in Entstehungs¬
geschichte oben S. 1 ff.

b) OO8., U^LlAs und 8tb.: „von den Prinzipien der als gegen¬
seitige Rechtsbasis anerkannten pragmatischen Sanktion aus¬
gehend". Das Original spricht nicht von der gegenseitigen Rechts¬
basis, sondern davon, daß die pragmatische Sanktion als Rechtsgrund¬
lage gegenseitig anerkannt ist (lrölesönöse-r slisinsrt); vergl. auch
§ 6, wo von der pragmatischen Sanktion als dem „gemeinschaftlich
anerkannten Ausgangspunkte" die Rede ist.

Der Ausdruck „als der gegenseitig anerkannten Rechtsgrundlage" ist
als Apposition zu „pragmatische Sanktion" und nicht etwa zu
„Prinzipien" zu beziehen. Der besondere Hinweis Vsörs8s (National¬
buch S. 119): „Wohl zu bemerken ist daher, daß die Prinzipien der
pragmatischen Sanktion die gegenseitig anerkannte Rechtsbasis bilden", ist
gleich den daraus gezogenen Folgerungen im Originaltext nicht begründet.
Dieser sagt vielmehr, daß die pragmatische Sanktion als die gegen¬
seitig anerkannte Rechtsbasis zu gelten hat und daß der Reichstag bei
seinen Vorschlägen von den Prinzipien dieser gegenseitig anerkannten
Rechtsbasis auszugehen habe. Ungenau ist auch die Übersetzung 8tsusr:
en eonsiäsrant soinins point cks ääpart Iss prineipss äs la l?ruAinati<pus
«anetion rseiproguenisnt rseonnus (statt rssonnns) ooinins dass äs äroit.

?) Vsörsös (Nationalbuch S. 115 und 119) übersetzt inääoU mit
„Mittel", was zu eng ist. In den M 8 und 9 ist für Mittel der
Ausdruck ss^IröL, insäiuin, instrninsntuin (Z^arvas - 8inron/i) ge¬
braucht. (In der 1867er Kommission erklärte 2ssäsn^i sLö^ös vi-
«Mn^olr S. 64s: Da der Monarch seit der im Jahre 1848 geschaffenen
Konstitution ohne Bewilligung des Reichstages und ohne Gegenzeichnung
bes Ministeriums nicht einen Kreuzer für die gemeinsamen Angelegenheiten
verwenden kann, so muß ein Modus smoäs gefunden werden, damit er
vle für die gemeinsamen Angelegenheiten nötigen Mittel sss^lröLoIrsts
auf verfassungsmäßigem Wege erlangen könne.) Nach 0?:ue2or-1?o-
Karasi bedeutet das dem Lateinischen entlehnte inöä: eine bestimmte

o r m, Art, Weise, dann aber „das mit richtigem Maße einher-
9 eh en de Werkzeug oder Mittel zur Erreichung eines Zieles", also
etwa: Mittel und Wege; z. B. inöäot talälnl: Mittel und Wege
Mden, Rat schaffen (Lalla^i und Lislsinsn). Lloäolr hat hiW

*
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denselben Sinn wie das Wort mödosmt (siehe § 63), welches O^usLor-
^o^arasi als „die Gesamtheit der Moduffe" erklären und Lols Ilion
und Lull nAi mit „Modalität" übersetzen. Dieser letztere Ausdruck ist
im Texte gewählt und zwar auch deshalb, weil in der ungarischen pragma¬
tischen Sanktion das Wort „modalitas" in säst dem gleichen Zusammen¬
hänge wie hier der Ausdruck müdoü vorkommt. (Praef. zu den Gesetz¬
artikeln I, II und III vom Jahre 1723, § 4: ut llasrsditarium Ims
Ilsxuum non minus advsrsus omnsm vim sxtsrnam guam guosvis stiam
latalss intsrnos motus salutari st diastalitsr stadilisuda Modalität s
in omnss svsntualss oasus tutum st provisum rsddi ae per id eum
rsli^uis stiam 8uas Aajsstatis RsAuis st kroviueiis Irasrsditariis mutua
eoiutsIIiAsntia st unio . . . psrdurars valuissst.)

8tr. übersetzt die Stelle: „ . . . forderte den Reichstag auf, daß
er. . . für solche Modalitäten Sorge trage," mit: . . . a dai^ns
snAUAsr Iss asssmblsss Isxislativss ä prsudrs Iss mssurs»
propres ä. . . was über den Originaltext hinausgeht. Treffender gibt 8 tr¬
den Ausdruck: „Aondoslcodui" (Sorge tragen für . . .) in kr., Abs. 4
wieder: s'oosupsr äss mssurss ä prsudrs.

^) O6-8., KssLlAv und 8tb.: staatsrechtliche und innere admi¬
nistrative Selbständigkeit. 8tr.: I' iudspsn dane s eoirstitutionslls
st administrative. Vgl. hiegegen bei § 3 Anm. 3.

o) DärsorsrniAoIc heißt eigentlich „Genoffenländer", von tärs, soeirrs,.
eoamieus, sodalis, Genosse, Kamerad (82arvas-8imon^i) und ors2»^,.
das Land. In der Regel wird der Ausdruck durch Mitländer, Neben¬
länder, Bruderländer, Schwesterländer wiedergegeben.

io) „a dirodalom biztossa-chmall es stritt maradäsünalr ölstksltötslsi
särtstlsnül msAÜvassanaü" übersetzen O68.: „die Lebensbedingungen der
Sicherheit und des einheitlichen Bestandes der Monarchie un¬
versehrt gewahrt werden", IlAllIxs und 8td.: „die Lebensbedingungen
der Sicherheit und des Fortbestandes der Monarchie unversehrt
gewahrt werden", und 8tr. vom Original ganz abweichend: „mssurss
propres . . . ä Aarautir int^Aralsmsnt Iss oonditions d'sxistsues
st d'iutkAi-its du ro^aums".

Über die Wiedergabe des Wortes birodalom durch „Monarchie"
oder „ro/aums" siehe die Ausführungen bei § 8 Anm. 17.

Gegen die Übersetzung des Wortes stritt mit „einheitlich" siehe
das Nähere bei Z 2 Anm. 5, lir. b (S. 62).

Hier wäre nur heroorzuheben, daß maradas das „Bleiben, Ver¬
bleiben" und demzufolge stritt maradas das „Zusammenverbleiben"
oder „Beisammenverbleibcn" bedeutet. Demgemäß kann a dirodalom
sK^Utt maradäsa richtig nur durch „Z u s a m m e n - loder B e i sa m m en)-
v e r kA e i b e n_ d e s Reiches" wiedergegeben werden. In dem Reskript
vom ^ahre 1719, mit welchem den Landständen die pragmatische Sanktion
vom 19. April 1713 zur Annahme, Anerkennung und Publizierung über¬
mittelt wurde, erklärte Kaiser Karl VI., daß seine eigenen Dispositionen
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-vom Jahre 1713 „allein die Versicherung der Thron- und Erbfolge, wie
auch die ewige unzertrennliche Vereinigung und Bey sammen Haltung
deren von Unß dermalen inn- und außer Teutschland besizenden, oder
auch künfftig zukommenden Erbkönigreich, Fürstentumb und Land", zum
Ziele hatten (Turba, Pragmatische Sanktion, S. 33).

„Bestand (Existenz, Aufrechtbleiben) des Reiches" heißt im Ungarischen
„a biroäalorn ksnnalläsa (lata, bsnninaraääss,)", Ausdrücke,
die in den Adressen des Reichstages, in den Thronreden, königlichen
Reskripten und in den Neichstagsdebatten immer wiederkehren. Vergl.
unter anderem die Zitate aus den beiden Adressen vom Jahre 1861 bei
§ 8 Anm. 17, Ut. ck, dann die Adresse vom 24. Februar 1866: der Reichstag
wolle den „Bestand des Reiches" (a diroäakoin Isnnülläsa) nicht ge¬
fährden, die Thronrede vom 14. Dezember 1865 (a biroäaloin löte),
das königliche Reskript vom 17. Februar 1867 (a lürockaloin Isnnul-
läsa, a birockalorn Isnninaraääsa).

Daß das Gesetz dem Ausdruck „einheitlicher Bestand des Reiches"
absichtlich aus dem Wege ging, ergibt sich aus folgendem: Die Thronrede
vom 14. Dezember 1865 (oben S. 1 ff.) spricht in Abs. 5 von dem „unauf¬
teilbaren und untrennbaren Z u sam me n v er b le ib en der unter der Re¬
gierung des Ah. Herrscherhauses stehenden Länder undProvinzen"
und in den Abs. 12 und 17 von der „Existenz des Reiches".
Während nun in Abs. 17 von den „Bedingungen der Existenz des
Reiches" — also ohne den Beisatz einheitlich — die Rede ist, wird in
Abs. 12 gesagt, „daß die gemeinsame verfassungsmäßige Behandlung der
in dem Diplome vom 20. Oktober 1860 umgrenzten Angelegenheiten zu
einem unabweislichen Erfordernisse der einheitlichen Existenz Unseres
Äeiches geworden ist".

Das Abgeordnetenhaus hat nun die Stelle, welche von dem „Zu¬
sammenverbleiben der Länder und Provinzen" spricht, ohne
weiteres hingenommen und selbst in der Adresse mehrfach auf das in der
pragmatischen Sanktion liegende Band, welches die sämtlichen Länder
durch die Person des gemeinsamen Herrschers und durch die Idee der
gemeinsamen Verteidigung „z usamm e n h ä l t" (ösMturtja) und welches
es ermögliche, daß alle unter dem Herrscherhause stehenden Länder unter
demselben Einen Herrscher „verbleiben" (inaraäjanak), hingewiesen.
(Abs. 8, 12, 24 der Adresse, LüpvisslöliLs Iroinän^ai I, Nr. 12.)

Hingegen hat der Passus von der „einheitlichen Existenz des
Reiches" Verstimmung und Widerspruch erregt, die sowohl in dem Aus¬
schüsse zur Beratung der Antwortadresse als auch in der Adresse selbst
Zum Ausdrucke kamen. In dem Adreßausschusse verurteilte Dsälr die
"Politik, welche mit dem Oktoberdiplom „ein einheitliches Reich schaffen
wollte" (sA^sö^ss biroäalmat abmrt alalrütanl, diroäuloin
lötro-lioLäsära törolcockott; Liän^i, Donk dssWäoi III, S. 512 u. 528),
und in der Adresse (Abs. 21, 23, 24) wird erklärt, das Oktoberdiplom habe
unter Beseitigung der feierlich garantierten konstitutionellen Rechte Ungarns
„dem ganzen Reiche Eine gemeinsame Verfassung oktroyiert" (a?
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diroclalomnalr oetro^alt tröLös allrotinnn^t), während das Februar¬
patent „eher auf eine Verschmelzung als auf eine Vereinigung
gerichtet gewesen zu sein schien" (inlrädd s^dsolvas^tLsra, mint eg/ssjtösrs
ILts2ott irän^osva), obwohl die Absicht Ungarns bei der Annahme der
pragmatischen Sanktion „gewiß nicht die war, daß die (durch die pragma¬
tische Sanktion begründete) Vereinigung (sg^ssülss) jemals auch noch zur
Verschmelzung führen sollte".

Bei dieser Sachlage und da man in den Kommissions- und sonstigen
Verhandlungen stets ängstlich darauf bedacht war, einer „Vereinheitlichung"
oder „Verschmelzung" vorzubeugen, ist es erklärlich, daß in dem Gesetz¬
artikel XII von dem „einheitlichen" Bestände des Reiches nicht ge¬
sprochen wird.

Bemerkenswert ist übrigens, daß in der dem Reichsrate von der
Regierung vorgelegten Übersetzung des Gesetzartikels XII das Beiwort
„einheitlich" fehlt.

n) Dem von nllrotinän^ — Verfassung, eorwtitutio (Xag)'' Drno,
U. 4ogi Dsxilron 8. v. allrotinän^, O^noLor-Idogarasi 8. v.
orssmAullrotinän^, Leüvarts-Üojtäs) abgeleiteten allcotrnä-ii^os
entspricht am genauesten der Ausdruck „konstitutionell", an welchem
daher in der Übersetzung festgehalten wird. Für „verfassungsmäßig",
womit DLl8., Ug-LlAs und 8td. an dieser und anderen Stellen 5, 7,
II, 53) nIkotmLn^os übersetzen, besteht im Ungarischen ein besonderes
Wort, nämlich ulllotinnn^ 8 ri s r ü (vgl. in § 25).

Beide Ausdrücke find zwar sinnverwandt, aber nicht gleichbedeutend.
XUrotmnn^828ru (verfassungsmäßig) bedeutet: in der Art und Weise,
wie es die Verfassung bestimmt, setzt also eine konkrete Verfassung als
Maßstab voraus und hat infolgedessen einen formellen Sinn; allrotinLn/o»
(konstitutionell) bedeutet aber den Gegensatz zu Absolutismus und hat
einen materiellen Sinn; deshalb kann man allcotman^oo nöpok: (§ 23)-
nur durch „konstitutionelle Völker", Irorinnn^rmt rsnäo^ors
(Ur. Abs. 3) nur durch „konstitutionelles Regierungssystem", allcotmän^o^
üUnin nur durch „konstitutioneller Staat", allrotmLn/oo (vgl. bei
§ 25, Anm. 4) nur durch „konstitutionelles Land" treffend wiedergeben.
Ebenso ist an der hier in Rede stehenden Stelle alllotman^oo slintdriöA
nicht „verfassungsmäßige Erledigung", sondern „konstitutionelle Er¬
ledigung", da es sich um die Konstitution im materiellen Sinne des Wortes
handelt. Dementsprechend ist auch alkotinan^o88ÜA (§ß 25, 54, 57) richtiger
mit Konstitutionalismus als mit Verfassungsmäßigkeit wiederzugeben.

*2) D(48., und 8td.: Behandlung. Vgl. bei Titel
Anm. 3 (oben S. 48).

*3) 8td. läßt das Beiwort K02Ö8 (gemeinsam) unübersetzt. An dieser
einen Stelle gebraucht das Original den Ausdruck „gemeinsame Ange¬
legenheiten" nicht in dem ihm sonst im Gesetzestexte ausnahmlos zu¬
kommenden technischen Sinne (vgl. bei Titel Anm. 2). Durch die Diktion
„obberührte gemeinsame Angelegenheiten" entsteht, da im Vor-
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ausgehenden von gemeinsamen Angelegenheiten noch keine Rede war,
eine gewisse Unstimmigkeit, welche dadurch verursacht wurde, daß das Uro-
osmiuw erst später von der Regierung dem 67er Elaborate beigesügt wurde
(s. Entstehungsgeschichte oben S. 34).

1,08.: „Königreiche und Länder"; orsLUAoU Ls turto-
„Länder und Provinzen", vgl. vorstehende Anm. 3.

Die offizielle Bezeichnung der Reichsratsländer als „Königreiche und
Länder" wird auch in ungarischen Gesetzen stets durch den analogen Aus¬
druck: äs wiedergegeben. So werden „die
im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder" im Ungarischen immer
als „a btroäalwt tunäosbun lrspvisslt ki r äl.^ s s Ir ös orsLÜAoU"
bezeichnet. Dies gilt nicht etwa erst von der späteren Zeit, sondern auch
schon von Gesetzen aus dem Jahre 1867 selbst (z. B. G.-A. XV und
XVI vom Jahre 1867 über die Beitragsleistung zur allgemeinen Staats¬
schuld, und über das Zoll- und Handelsbündnis). Demgemäß ist ors^äAoU
äk tartoinLn^oU mit „Länder und Provinzen" zu übersetzen; so
auch U^UlAS, 8tb. und 8tr. („xa^s st xrovtnoss").

1°) 008., UAUlKs und 8tl>. übersetzen: „zugleich aber einerseits
den Ländern der ungarischen Krone und anderseits den übrigen König¬
reichen und Ländern (IlALIxs und 8tU.: Ländern und Provinzen) Seiner
Majestät die konstitutionelle Einflußnahme auf die verfassungsmäßige
Behandlung der oberwähnten (gemeinsamen) Angelegenheiten gesichert
werde". Die Übersetzung im Texte schließt sich in Diktion und Wort¬
stellung dem Original an.

ib) 1,08., und 8td. lassen die Worte: „kaiserlichen und
Apostolischen königlichen" aus, während 8tr. das Attribut „kaiserlich"
ignoriert und bloß von der „äsotsion äs 8a Najsots ro^als apo-
otoli^us" spricht.

I?) 1,08., und 8tl>: „durch welche Allerhöchstdieselben
(8tl>.: er) das konstitutionelle ... zu begründen und hiedurch den
Glanz ... zu basieren wünschten"; wsl/ ossrint heißt nicht: durch
welche, sondern: laut, nach, gemäß welcher; „durch welche" wäre
auch sachlich nicht am Platze.

is) 1,08., LxHIxs und 8tl>: in der ganzen Monarchie; 8tr.:
ÜUN8 tont ls ro/auins. Siehe hierüber unten bei Z 8 Anm. 17.

") 1,08., L^LlAs und 8td.der Monarchie; 8tr.: äu p a^s.
Siehe hierüber unten bei H 8 Anm. 17. Die Übersetzungen 8tsusrs
(ro^auins, pa/s) sind nicht nur unrichtig, sondern auch irreführend.

2°) 1,08., Il^ülAS und 8tl>.: „auf die Beteiligung aller Seiner
Völker an den öffentlichen Angelegenheiten . . ."; äräslrsltssK heißt das
„Jnteressiertsein", das „Jnteressenehmen" und drückt mehr die psychische
Anteilnahme aus, wofür auch die Konstruktion mit tränt statt mit -bsn
spricht. „Beteiligung an öffentlichen Angelegenheiten" kann aber in
einem anderen Sinne verstanden werden.
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Richtig in dieser Beziehung ist die Übertragung 8tr.: sur I'iutärst
c>us xortsnt tous sss xsuplss aux abkairss xudli^uss.

27) I^slrtstni eigentlich „liegen machen", also basieren; so auch D68.,
RAL1A6 und 8td.; 8tr.: tonäsr.

22) 1,68.: die Stände und Abgeordneten; IlxLlAs und 8tb.: die
Stände und Repräsentanten. Da durch die Gesetze vom Jahre 1848
in Ungarn das Repräsentativsystem zur Geltung gelangte, ist es, obwohl
in der damaligen Organisation des Oberhauses zunächst eine Änderung
nicht eintrat (vgl. I?srck inanä)-, Lla^varors^aZ Lörgo^a, S. 437), an¬
gemessener, den Ausdruck „Stünde" zu vermeiden (Lalla^i: torsuäslr
— Magnaten). Auch 8tr.: Iss maZuats st Iss ckäxutss.

22) D68., DALIAS und 8tl>.: unterlassen.
2^) Vgl. vorstehende Anm. 7 (S. 51).
22) D68., UAUIxs und 8tb.: „welche es möglich machen".
2°) O68., H^DIZs und 8td.: Fundamentalvertrag. Vergl. über die

Bedeutung von s^si-Määs unten bei § 15 Anm. 4.
27) 8tr. interpoliert auch die Berufung auf Gesetzartikel III : 1723

(sn vsrtn ckss lois I, II „st III" cks I'an 1723), die in: Original fehlt.
2b) Den Passus: a insl^ . . . SA^Uttss äs slvälas^tliatlan

b i r t o 1^ I ä 8 ä t . . . bmtositotta übersetzen 668. und li^LI^s:
„welcher . . . den einheitlichen und unteilbaren Besitz . . .
sicherte"; 8tb.: „welcher . . . den einheitlichen Besitz... sicherte";
8tr.: Isgusl . . . Aarantissait . . . la ^osssssion ooujoiuts st iusäparadls.

Lirtolrläs (uomsn aotionis vom Zeitwort dirtolrolni, besitzen) ist
im Gegensatz zu birtolr (Besitz als Objekt, Besitztum) „das Besitzen",
xossiäsntia, xosssäitio, das Jmbesitzhaben, die Ausübung des Be¬
sitzes, also Besitz im subjektiven Sinne wie in den Redewendungen: der
Besitz erlischt, a birtokläs msAssüuilr; Besitzfähigkeit, dirtokILs köpsssäxs;
Besitzwille, birtolrläsi akarat: Ersitzung, slbirtolrlüs (öartal, Glossarium;
ImIinA, Artikel birtolrlas in IVI. ck^oAi Dsxilrou; Liss, Artikel birtolrläsi
alrarat, ebenda; Lato na, Artikel slbirtolrläs, ebenda; Vämkärv-
Lälmün, 8eüvartr!-IIojtä8, Räväs 2 , O^uo^or-Ito^arasi,
Lslsinsn, Lallaxi). Demgemäß ist es zur Vermeidung von Miß¬
verständnissen besser, birtolrlüs mit „das Besitzen" wiederzugeben.

Über den Zusammenhang von birtolrolni (besitzen), birtolrläs (das
Besitzen) mit biroäalom (Reich) siehe unten bei § 8 Anm. 17.

Gegen die Wiedergabe des Wortes s^-üttss durch „einheitlich"
vergl. die Ausführungen bei § 2, Anm. 5, lit. b u. <1 (S. 62 u. 66).

LIvalasrmliatlan ist in 8tb. übergangen, in 668. und LZDlAS
aber mit „unteilbar" wiedergegeben. Letzteres ist unzutreffend, weil
slvälasrNani nicht teilen, sondern trennen heißt, teilen (osstani) und trennen
(sIvLIas^tani) aber grundverschiedene Begriffe sind. Man kann eine Ehe
trennen, aber nicht teilen; man kann Staat und Kirche trennen, aber
nicht teilen; es gibt eine Erbteilung, aber keine Erbtrennung; ein Kleid
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wird getrennt, aber nicht geteilt; trennen setzt voraus, daß das zu trennende
Ding schon aus gewissen Bestandteilen besteht, in die es zerlegt wird.

O^uo^or-IdoALrLsi erklären das Wort slvälas^tani: die materiell
oder ideell verbundenen Teile von einander trennen, absondern,
wie in den Redensarten: die Frau vom Manne trennen, die Widder von
den Schafen absondern, die Raufenden von einander trennen; 8^arvas-
Kimon^i geben bei slvälasötani an: äisjuuAO, äissooio, ssxa.ro, ssArsxo.
Hingegen heißt teilen (älviäsrs, xartiri) im Ungarischen ostani.

LlvalasLtllatlan bedeutet also das, was nicht voneinander ge¬
trennt, von einander abgesondert werden kann oder darf,
das daher unzertrennlich oder untrennbar ist. llllvalas^tliatlau
liirtolllLs ist sonach ein derartiges Besitzen (xossiäsntia) der Länder und
Provinzen, daß die in der Hand des Einen Herrschers befindlichen indi¬
viduellen Besitzrechte an den einzelnen Ländern und Provinzen nicht von
einander getrennt, das „Zusammen-Besitzen" nicht aufgelöst werden darf.

Im Gegensatz zu dem in H 2 (siehe Anm. 6) gebrauchten slvällmt-
lanul, das von dem intransitiven slvälni (sich trennen, sich absondern,
sssuuAor, ssxaror) abgeleitet ist, hat slvälasstllatlan transitiven
Sinn. Da „untrennbar" sowohl transitive als auch intransitive Be¬
deutung hat, wird slvalas^tllatlan im Texte mit „unzertrennlich" wieder¬
gegeben , da dieses im Sprachgebrauche den transitiven Sinn mehr zum
Ausdrucke zu bringen scheint als untrennbar.

29) 1,08., UAUlAs und 8td.: „. . . daß jener Fundamentalvertrag,
- . . welcher einerseits imSinne derGesetzartikel I und II: 1723
den einheitlichen und unteilbaren Besitz der . . . Länder und Provinzen

. gesichert hat . . . ". Nach dem Original gehört der Beisatz „im
Sinne der Gesetzartikel I und II : 1723" nicht zum Verbum „gesichert
hat", sondern als attributive Bestimmung zum Hauptworte: das „Besitzen".
Es heißt im Original nicht, der Fundamentalvertrag habe das Besitzen i m
Sinne der Gesetzartikel I und II vom Jahre 1723 ge¬
sichert, sondern das Original sagt, der Fundamentalvertrag habe das
Besitzen, welches im Sinne der Gesetz artikel I und II vom
>5ahre 1723 ein Zusammen- und Unzertrennlich-Besitzen
tst, gesichert. Ungenau auch 8tr.: lsgusl A-arantissait, ä'uus xart, la
I>O88S8sion oonjoints st insöxaradls äss xa/8 st xrovinsss axxartsnant
au „ro^aurns" sn vsrtu äss Isis I, II, „st III" äs l'an 1723.

s°) 1,08., R^LlZs und 8td. :"zum Verbände der Monarchie,
^tr.: luxxnrtsnant) au ro ^aums. Siehe hierüber bei H 8 Anm. 17.

^) 008.: Königreiche und Länder; siehe hiegegen vorstehende
Anm. 14 (oben S. 55).

32) 1,08., IlAlIlAS und 8t1i.: selbständige legislative und admini¬
strative Unabhängigkeit. 8tr.: I'inäöxsnäanes autonome, lv^islativs
ot K o u v s r n s ra s n t a 1 s. Gegen die Übersetzung des Wortes llorman^-
sati mit administrativ vergl. die Ausführungen bei ß 3, Anm. 3.
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Im Gegensätze zu § 3 und kr. Abs. 2 wird hier nicht von der Unab¬
hängigkeit „der inneren Regierung" (d s 11rormüu^uti), sondern von
der Unabhängigkeit „der Regierung" (irorinän^ati) gesprochen.

ob) U<48., UZIZlAS und 8tb.: Regierung; siehe hiegegen oben
bei Titel Anm. 1.

34) 8tr.: Iss autrss rönnis (an anderen Stellen: soumis,
plaeös, 86 tronvanr) sous 1s sesxtrs äs 8a Alajsstä. Das Gesetz ge¬
braucht konsequent und nicht ohne Absicht die indifferente Wendung:
„die unter der Herrschaft Seiner Majestät stehenden übrigen Länder"
(Titel, M 2, 4, 5, 8). Der Ausdruck rsuui sagt aber mehr.

3°) U6l8. und U^UlAs: statt „Verhältnisse von gemeinsamem
Interesse" bloß „gemeinsame Verhältnisse" und 8td. nur „Ver¬
hältnisse". Richtig 8tr.: rapports ä'intsrst es in raun. In der
Regierungsvorlage hieß es: „daß die zwischen den zwei Reichshälften
(a biroäaloin Ust Isis) bestehenden gemeinsamen Verhältnisse genau . . .",
wurde aber vom Abgeordnetenhaus abgeändert (lilaxlä IV, S. 119).

ob) U6I8., U^UlAs und 8tl>.: klar; poutosan heißt pünktlich, genau.
Man sagt: die Uhr geht genau, die Übersetzung ist genau, das Wort
oder der Satz drückt den Begriff oder den Gedanken genau aus; klar
könnte in diesen Redewendungen entweder überhaupt nicht stehen oder
würde etwas anderes sagen. Klar ist im Ungarischen: vULZosan.

o?) 8tr.: points äs vontaot; srintUsrös inüäja ist der Modus
der Berührung, des Verkehrs. Der Verkehr zwischen den beiden Häusern
des Reichstages heißt im Üngarischen LrintUssäs.

ob) U68., U^UlAs und 8td.: Behandlung; vergl. oben bei
Titel Anm. 3.

oo) U08., RK'LlAS und 8td.: genau; s^abatosan (von stakni,
schneiden): präzise. 8tr.: sür poutosau und SMÜatosan: pröeis.

40) U68., UxLlAs und 8tb.: hat der Reichstag in dieser Be¬
ziehung Folgendes fest gestellt; ms^LIIupoäui: schlüssig werden, sich
einigen; siehe hiezu bei Z 15 Anm. 4 lit. o.

1- 8-
Xxon Uuposolut, 6§/

v68r:rö1 a muAvnr Uoronu or82Ü-
KLI, INÜ8 V682rö1 Ö k6l86K6NSU
tödki oi'8/.ngui 68 turtonuinvui
Uö2ött sogiluA Unäll, U2 1723.
I., II. 68 III. törvsn^criUUsU
ultu! slkoKuäott;> ruAiiuUisu 8ano-
tion u1ap)8/nU.

8 1-
Jener Verband, der zwischen den

Ländern der ungarischen Krone
einerseits, den übrigen Ländern und
Provinzen') Seiner Majestät an¬
derseits ?) rechtlich besteht, beruht
auf der durch die Gesetzartikel I,
II und III: 1723 angenommenen
pragmatischen Sanktion.
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D68.: übrigen Königreichen und Ländern: siehe hieqegen bei
?r. Anm. 14 (oben S. 55).

2) Die Übersetzung in DD8., und 8tb.: „Der Verband,
welcher einerseits zwischen den Ländern der ungarischen Krone,
anderseits zwischen den übrigen Ländern und Provinzen besteht,
beruht . . ist unklar.

2. Z.
N6KÜÜapitvän 62 Ürui6p6l^68

.'üupWsrMäks a, Hub8bur§ - ÜÜ2
noäAÜnuir tronörülÜ68i soZüt, lri-
moirckotta 6A^826r8minck,
U20N or82ÜAok 68 turtomnuvob,
W6l^6ir u M6KÜlIap>itott örölÜ68i
r6irck 8261'iirt 6A^ lrö2ö8 uralkockö
ulutt üllulluk, I(>1o82tluitlunul 68
Ävüllmtluuul sg^ütt birtoklau-
üolr. bl Iurtäro2ottuii lrimoirckott
6lv kol^tüia u IrÖ2Ö8 Ki2to88ÜA
6K^Ütt68 6NOV61 l66Ilcko V6ck6llU6
68 k6ntartÜ8U ol^ lrÖ2Ü8 68 VI820-
N^O8 lvÖt6l62Stt86A, M61/ 6A^6-
N686N a pruAmution 8ÄuetiodüI
Mürmkirilr.

8 2.
Indem dieser feierliche Grund¬

vertrag das Thronerbrecht ^) der
weiblichen Linie des Hauses Habs¬
burg festsetzte, sprach er zugleich aus,
daß jene Länder und Provinzen ^),

welche der festgesetzten Erbordnung

gemäß unter Einem gemeinsamen
Herrscher ^) stehen, unaufteilbar und
untrennbar zusammen zu besitzen
sind 5) °). Diesem ausdrücklich aus¬

gesprochenen Prinzips zufolge ist die
mit Zusammen-Krast zu geschehende
Verteidigung und Aufrechterhaltung
der gemeinsamen Sicherheit eine
solche gemeinsame und wechselseitige
Verpflichtung, welche direkt aus
der pragmatischen Sanktion ent¬
springt ?).

^) Vgl. über den Begriff srmruoäös (^- Vertrag) bei Z 15 Anm. 4.
?) D68., LxLlAö und 8tb.: Thronfolgerecht; trüuöröklösi

jvA — Thronerbrecht, Thronbeerbungsrecht; örölrläsi,svA — Erb¬
recht (UmLsi tl. in Linear ckoZi Dsxilrou s. v. örölrlösi soZ).

^) D68.: Königreiche und Länder; siehe hiegegen bei Dr.
Anm. 14 (oben S. 55).

4) Dsräiuauä)-, lVIuA/arors^ÜA Lö^soxa, S. 802, Lslrsivs,
Dualismus, S. 271, Kmst^, XluA^ar Lör:sox, S. 499 u. a., erklären
die Bezeichnung „gemeinsamer Herrscher" (lrö^ös urallroäü) als
„fehlerhaft", da nicht der Herrscher, sondern die Persönlichkeit des
Herrschers eine gemeinsame oder richtiger ein und dieselbe sei. Vergl.
denselben Ausdruck in H 7 und die Bezeichnung „gemeinsamer Landes¬
fürst" (lrönös tbssclölsm) in H 4.
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°) Bedeutung und Übersetzung der Worte sA^ütt und sK/üttss:
a) Die Wiedergabe des Adverbiums sg-Mtt und namentlich des von

ihm abgeleiteten Adjektivums sx/üttss bietet Schwierigkeiten. Da die beiden
Worte an zahlreichen und darunter bedeutsamen Stellen des Gesetzes
(siehe u. a. kr. Abs. 2 und 4, M 2, 4, 8, 27, 28, 34, 35, 36, 40, 43,
47, 49, 51, 56) wiederkehren und in den Übersetzungen in vielfach irre¬
führender Weise übertragen werden, ist die genaueste Feststellung ihres
Sinnes unbedingt notwendig.

Es zeigt sich, daß ein und dasselbe Wort in ein und derselben Über¬
setzung an verschiedenen Stellen durch ganz verschiedene, ihrem Inhalte nach
einander geradezu ausschließende Ausdrücke wiedergegeben wird. So über¬
setzt D6l8. in kr. Abs. 2 a biroäakom 6K)-ütt marackäsa mit „einheit¬
licher Bestand der Monarchie", in kr. Abs. 4 sK^Uttss birtolclä-s mit
„einheitlicher Besitz", in § 2 s^^üttss srovsl mit „mit gemein¬
same-» Kräfte-r", in § 4 denselben Ausdruck (s^^üttss srövsl) mit
„mit vereinte-- Kraft", in § 8 sA^üttss vöäslsm mit „simultane
Verteidigung", in M 34, 35, 40, 43 ülös mit „gemeinschaft¬
liche Sitzung" oder aber mit „Gesamt-" oder „Plenarsitzung".
RzMAs und 8tl>. wieder übersetzen dieselben Stellen mit: Fortbestand
der Monarchie, einheitlicher Besitz, gemeinsame-» Kräfte-r, ver¬
einte-" Kraft, solidarische Verteidigung, gemeinsame Sitzung.
Und 8tr. übersetzt: sxistsnos st intöKritsäu ro^aums (Ur. Abs. 2),
posssssion oon)oints (Ur. Abs. 4), par la rönnion äs8 toress (M 2,4),
sg-Mttss in § 8 gar nicht, ssanes eommuns (§§ 34, 35, 43), säanss
xlsniairs (H 40). Es ist im voraus klar, daß die zum Teil völlig
disparaten Begriffe einheitlich, gemeinsam, vereint, simultan, solidarisch im
Ungarischen unmöglich ein und demselben Worte entsprechen können!

IÜK/ütt heißt nun weder einheitlich, noch gemeinsam, noch soli¬
darisch, noch vereint oder vereinigt, sondern einzig und allein beisammen,
zusammen, mitsammen, miteinander.

Etymologisch besteht das Wort aus (eins) und dem zur Bildung
des Umstandswortes des Ortes dienenden Suffixe utt, ütt (z. B.
mäsutt: anderswo; v llsl^ütt: hierorts; sA^sdütt: anderswo; miuäsnütt:
überall), daher es in seiner Grundbedeutung besagt, was an ein
und demselben Orte, an ein und derselben Stelle ist oder
geschieht.

82nrva8-8imon)-i (Ungarisches Sprachgeschichtliches Wörterbuch)
führen bei sA^ütt an: „1. uuo Io so, an Einem Orte, alioubi",
z. B.: er sagt es nicht nur an Einer Stelle (sZ^ütt), sondern auch
in dem Evangelium Lukas; hierüber werden wir an dieser und
anderer Stelle (öK)-ütt is mäsutt is) sprechen; in ein und demselben
Augenblicke kann man nur an Einem Orte (sA^Mt) und nicht an
mehreren sein. „2. una, eon) nusts, oou, oum, miteinander,
zusammen", z. B.: zusammen (miteinander, s^^ütt) lebten und starben
sie; wir waren nicht ohne Grund soviele miteinander (zusammen, s^Mtt)
an der Arbeit; er soll ihn samt seinem Könige (lLliäl^äval sA^ütt) ex-
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kommunizieren. „3. sirnnl, zugleich", z. B.: Christus ist nicht nur Mensch,
sondern auch Gott zugleich (bansin sx^ütt isten ls). K^arvas-
Liinoir^i führen noch an: SA^üttvalo — oonjnnetus, zusammenseiend;
SK^üttvalosÜA — soeiotas, das Zusammensein.

In gleicher Weise interpretieren 02no2or-^vKnrasi das sMütt
der modernen Sprache: es bedeute I. soviel wie „an Einer Stelle",
z. B. sA^ütt-müsntt: hier und dort; s^ütt is mäsutt is: sowohl hier
als dort, an dieser und anderer Stelle. 2. „in Gesellschaft mit¬
einander, nebeneinander, an Einem Orte, zusammen gebunden",
z. B. sA^ütt lalrni: zusammen- (beisammen-, mitsammen-, miteinander-)
wohnen; sA^ütt dnini: zusammenschlafen; sAMtt ntarmi: zusammenreisen.
3. „teil an etwas nehmend, auf einmal": s^ütt sirni: zu¬
sammen (mitsammen-, miteinander-, mit-) weinen; sMütt örülni: sich
zusammen freuen, o^ütt örsrmi: Mitempfinden, mitfühlen, „wenn jemand
an dem Gefühle eines anderen teilnimmt, d. h. mit dem Weinenden weint,
mit dem sich Freuenden sich freut"; üäval stritt: samt seinem Sohne;
apjüval SA^ütt iroäcldo^ilr: er betet mit seinem Vater; vslsnr sA^ütt
ti?sn voltad: mit mir waren es zehn.

6 2 n L2 o r -1? o xar N8 i führen noch an: sA)'ütts1öaäo, Korreferent;
«x^üttolös, das Zusammenleben, z. B. von Eheleuten; oK^üttssdüvö, eon-
gnrator; sx^üttlöt, das Zusammensein, „wenn zwei oder mehrere Dinge
in derselben Zeit oder innerhalb der Grenzen eines bestimmten
Raumes zugleich bestehen", wie „die Koexistenz von Körper und Seele",
oder „die Rechte und Pflichten der Menschen beruhen auf dem gesell¬
schaftlichen Zusammensein"; SNmtturaldoääs, „eine Negierungsform, bei
welcher zwei oder auch mehrere mit der gleichen obersten Gewalt zugleich
herrschen"; sA/ütturaldoäo, Mitherrscher.

Ebenso geben Laila^i und Xslsinsn für stritt: „zusammen,
mitsammen, b e i s a m men, m it e i n a n d e r" an, z. B. o^ütt inaraäni,
zusammenbleiben (vergl. sxMtt mnrackns in kr. Abs. 2 und dazugehörige
Anm. 10); LA^üttinsnni, zusammengehen, mitgehen; o^irttmülröäös, das
Mit- oder Zusammenwirken; s^üttvovö, der Mitläufer; öcsömmsl
«8X"tt, samt meinem jüngeren Bruder. VLrnbör^-LLlmän (Rechts¬
wörterbuch) geben an: »2 sA^üttlrötsIs2stt — der dNitverpflichtete. liätlr
(Rechtsterminologie): und SA^ütrss — mit, zusammen.

DA/ütt ist also zunächst eine Ortsbezeichnung und kann in
diesem Sinne eine Aussage nur bezüglich eines einzigen Gegenstandes
enthalten (in demselben Augenblicke kgnn man nur an Einem Orte sein);
bann bezeichnet es, daß sich eine Mehrheit von Personen oder Gegen¬
ständen an einem Orte oder doch innerhalb eines näher begrenzten
Raumes befinden (zusammen wohnen, d. h. in einem Zimmer, oder die
Menschen wohnen in Städten und Dörfern zusammen). Da jedoch ein
örtliches Nebeneinander auch ein zeitliches Nebeneinander ist, so erlangt

auch die Bedeutung des örtlich-zeitlichen „zugleich, siinnl"
(Christus ist Gott und Mensch zugleich, d. h. in der Einen äußeren Er¬
scheinung ist Gott und Mensch beisammen), so insbesondere dort, wo nicht
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körperliche Dinge, sondern Betätigungen, Empfindungen, Zustände zu¬
einander in Beziehung gesetzt werden (sich mitfreuen, Mitempfinden, was
ohne jede innere Gemeinschaft mit dem anderen, den man vielleicht gar
nicht kennt, geschehen kann). Vollends ist aber dies dann der Fall,
wenn nur Relationen, in denen ein Ding steht, verbindet,
in welchem Falle es nur ein Ausdruck der Konjunktion ist. Z. B. wenn
gesagt wird, jemand habe mehrere Dinge zusammen im Besitz.

bedeutet daher als Kollektivbegriff das, was zusammen, bei¬
sammen, mitsammen, miteinander ist, also eine Zusammenfassung auf
Basis des rein äußerlichen und zufälligen Nebeneinanderseins, ohne
daß jedoch dieses Zusammensein der Individuen durch eine darüber hinaus¬
gehende gegenseitige innere Beziehung charakterisiert oder bedingt wäre.
Es entspricht dem lateinischen ana oum, das in dieser Bedeutung auch
in der pragmatischen Sanktion vorkommt. So werden in der in der
folgenden Anm. 6 (S. 67) zitierten Stelle des ß 7 des Gesetzartikels II
vom Jahre 1723 die Worte „insimni ao uns," in der ungarischen Über¬
setzung des Oorpus juris llun^ariei (siehe Millenniumsausgabe und
Narvas, Na^ar LöHoA, S. 288) mit öA^üttssoir wiedergegeben.

b) Da o^ütt eine Mehrheit nur unter dem Gesichtspunkte des
räumlich-zeitlichen Nebeneinander ins Auge faßt und auf demselben Einheits-
prinzipe logischer Synthese wie der Summenbegriff beruht („2 -s- 2 macht
zusammen 4"), so kann es nicht „einheitlich" bedeuten. Denn
Einheit ist nicht bloß ein faktisches oder zufälliges räumlich-zeitliches
Zusammensein, sondern Vereinigung einer Vielheit von Individuen kraft
einer die Teile verknüpfenden und gegenseitig aufeinander wirkenden
inneren Kaufal- oder Zweck-Beziehung (vgl. Sigwart, Logik II,
3. Aufl., S. 258 ff.).

Zwar ist auch der Begriff „zusammen" eine Einheit, aber nur in
dem Sinne, als ein jeder Begriff eine Einheit ist, ohne die wir kein
Ding zu denken vermögen. So sind ein Sandhaufen, ein Holzstoß, eine
Baumgruppe, eine Hügelreihe als logische Zusammenfassungen einer Mehrheit
von Stücken oder Individuen Einheiten. Allein diese „äußerlichen und
zufälligen Einheiten" (Sigwart) beruhen auf dem bloß räumlichen Zu¬
sammensein, das durch keine in den Stücken liegende Notwendigkeit
bestimmt ist und in welchem zwischen den Individuen keine andere Be¬
ziehung besteht, als sie zwischen beliebigen anderen Dingen sein könnte.
Soll jedoch die Einheit über die Einheit einer Summe oder Menge
hinausgehen, so muß sie sich auf kausale oder Zweckbeziehungen als tortiam
eoinxaratiowis gründen, welche die Zusammenfassung zur Einheit zu einer
notwendigen machen.

Die Wesensverschiedenheit der Begriffe zusammen und einheitlich er¬
klärt es, daß es an zahlreichen Stellen des Gesetzes (z. B. HZ 8, 27,
28, 36, 43, 47, 49, 51, 54, 56) überhaupt unmöglich wäre, 6K)'ätt auch
nur entfernt mit „einheitlich" wiederzugeben.

Tatsächlich gibt es kein einziges Wörterbuch der ungarischen
Sprache, das s^ätr mit „einheitlich" übersetzen würde.
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Dazu kommt, daß für einheitlich im Ungarischen ein besonderes
Wort, nämlich: sg-^ssAss (von Einheit) besteht, welches Wort
auch im Gesetze (Z II) gebraucht ist.

v) IllMütt kann aber auch mit „gemeinsam" nicht übersetzt werden,
denn gemeinsam und zusammen sind der Art nach verschiedene Begriffe.
Zusammen liegt der auf die räumlich-zeitliche Konjunktion zurückgehende
Ouantitäts- und Summenbegriff zugrunde; bei gemeinsam oder gemein¬
schaftlich handelt es sich aber um die gegenseitige Teilnehmung
an dem Handeln oder den Zuständen eines anderen und um die wechsel¬
seitige Mitbestimmung und Beeinflussung dieses Handelns und dieser Zu¬
stände, derart, daß das Handeln und die Zustände zugleich einem jeden
angehören und infolgedessen bei der Bestimmung dieses Handelns und
dieser Zustände die selbständige Verfügungsfreiheit jedes einzelnen
aufhört und an deren Stelle die gegenseitige Bindung tritt.

Wenn zwei am selben Orte (z. B. in derselben Versammlung)
über dasselbe Thema und zu demselben Zwecke, aber jeder selb¬
ständig eine wissenschaftliche Meinung vortragen, so sind sie Kor¬
referenten (sK)mttslöaäüIch und ihre Referate sind, wenn sie auch in den
Konklusionen vollständig übereinstimmen sollten, (zwei) „Mitreferate".
Ein gemeinschaftliches Referat wäre aber dann vorhanden, wenn die Re¬
ferenten im gegenseitigen Einverständnisse ein Referat als die
beiden angehörige wissenschaftliche Überzeugung f e st g e st e l l t
hätten. 2) Denn die tatsächliche Identität des Zweckes und Koinzidenz
des Wirkens zur Erreichung des Zweckes begründen für sich allein noch
keine Gemeinschaft. Diese liegt erst dann vor, wenn die Identität
des Zweckes eine notwendige ist und wenn das hiedurch be¬
dingte Zusammenwirken sich in der Form gegenseitiger Ge¬
bundenheit vollzieht.

Der Unterschied von zusammen und gemeinschaftlich wird namentlich
dort bedeutsam, wo es sich darum handelt, unter Anwendung von Kräften
und Mitteln einen gemeinsamen Zweck zu erreichen. Hier muß mit Not¬
wendigkeit die Frage der Mittel (Werkzeuge), d. h. des Maßes an
Kräften, mit welchen gewirkt werden soll, und die Frage der Hand¬
habung der Mittel, d. h. der Bestimmung über das Wirkenlassen der
Kräfte unterschieden werden.

Adelung: Gemeinschaft ist „die gegenseitige Teilnehmung an den
Umständen und an dem Eigentums eines anderen, da denn dieser Ausdruck so viele
nähere Bestimmungen leidet, als es Arten von Umstünden gibt, an welchen man
teilnimmt". Weigand, Nr. 2343: gemeinsam, gemeinschaftlich ist soviel wie
»dem einen wie dem anderen zukommend, in Beziehung eines und desselben ver¬
einigt".

2) Mehrere reisen „zusammen", wenn sic z. B. in demselben Knpee oder auf
demselben Schiffe fahren und zufällig dasselbe Reiseziel haben; sie sind dann Mit¬
reisende (SMüttutasöL); aber „gemeinschaftlich" reisen sie erst dann, wenn sie
verabredetermaßen demselben Reiseziel zustreben, vereinbarungsgemäß alle Reise¬
schicksale teilen und sich daher auch hinsichtlich der Dispositionen bezüglich des Reise-
zreles, der Route, des Aufenthaltes usw. gebunden oder auseinandergesetzt haben.
Mann und Fran sollen in Gemeinschaft leben, doch leben sie oft nur zusammen.
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Soll ein Mehreren gemeinsamer Zweck erreicht werden, so kann
dies in der Art geschehen, daß jeder Einzelne abgesondert seine Teil¬
kraft nach den Gesetzen von Ursache und Wirkung im Dienste des gemein¬
samen Zweckes wirken läßt. Hier wirken die einzelnen wohl zusammen,
indem ihre Teilkräfte zugleich auf denselben Erfolg gerichtet sind und
dieser als Effekt des „Zusammenwirkens" aller Teilkräfte erscheint, aber
sie wirken nicht gemeinschaftlich. Es besteht nur Gemeinschaft des
Zweckes als des allen „zugehörigen" angestrebten Zustandes, aber
keine Gemeinschaft des „wirkenden Handelns". Wenn sich zwei Grenz-
ftaaten verpflichten, zwei Punkte ihrer Gebiete durch eine Eisenbahn
zu verbinden, so ist die Herstellung der Bahn das Ergebnis ihres Zu¬
sammenwirkens, aber der Bahnbau erfolgt nicht gemeinschaft¬
lich, sondern ist das Resultat zweier selbständiger Taten. Ebenso wirken
an dem Bau eines Hauses der Maurer, Tischler, Schlosser, Dachdecker usw.
zusammen, aber nicht gemeinschaftlich.

Mehrere Individuen können aber das Zusammenwirken im Dienste
des Zweckes auch in der Weise vollziehen, daß sie ihre dazu bestimmten
Teilkräfte zusammen legen und zu Einem wirkungsfähigen Ganzen
verbinden.

In diesem Falle muß in gegenseitigem Einverständnisse,
d. h. gemeinschaftlich, zunächst die Art der Verbindung der
Teilkräfte (Organisation), ferner aber auch die Art des Wirkens, d. i. der
Verwendung, dann der Erhaltung und Konservierung, kurz die „Hand¬
habung" oder „Behandlung" des Kraftganzen im Dienste des ge¬
meinsamen Zweckes bestimmt werden. Insofern sich die Gesamtkraft aus
den einzelnen Teilkrüften zusammensetzt, als die Summe der beigestellten
und zusammengelegten Krastkontingente erscheint, wirken die einzelnen
auch hier zusammen, insofern sie aber über die Gesamtkraft einver¬
ständlich verfügen, wirken sie gemeinschaftlich. Zusammen ist also
eine Kategorie des Kraftquantums, gemeinschaftlich aber eine Kategorie
des Modus; zusammen bezieht sich auf die Aufbringung der Gesamt¬
kraft, gemeinschaftlich aber auf die Disposition über die Gesamtkraft;
zusammen ist die Formel für das Womit, gemeinschaftlich die Formel
für das Wie. Das gemeinschaftliche Wirken schließt sich an das
Zusammenwirken an und verhält sich zu.diesem wie etwa die Form
eines Dinges zu dem Stoff, aus welchem es besteht.

Wie sich zeigen wird, bietet diese Analyse den Schlüssel zum richtigen
Verständnisse des ungarischen Gesetzestextes.

Obwohl die Gemeinschaftlichkeit, praktisch genommen, ein Zusammen¬
wirken der Kräfte fchon voraussetzt, ist es in der ungarischen Diktion
üblich, das materielle Moment der Kraft und das formelle der Behand¬
lung grundsätzlich besonders zu betonen, weshalb in dem Gesetztexte und
auch in den Debatten regelniäßig von der „Zusammen- und gemeinsamen
Verteidigung" gesprochen wird.

Es können sehr wohl zwei gegen einen dritten zusammen
kämpfen, wenn z. B. jemand dem auf der Straße Angegriffenen mit
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seiner Kraft hilft, jedoch hinsichtlich der Dauer, des Maßes, der Art und
des Zieles seiner Kraftäußerung nach vollständig freier Willensbestimmung
handelt.

Gemeinschaftlich kämpfen sie aber erst dann, wenn sie nicht
bloß ihre Teilkräfte gleichzeitig wirken lassen, sondern dieses Wirken nach
einem einvernehmlich festgesetzten Plane durchführen, derart daß die
zur Herbeiführung des Erfolges gesetzten Handlungen als Willensäußerungen
nicht eines, sondern beider erscheinen, nicht bloß einem, sondern jedem
angehören, beide daran „beteiligt" sind, und daß infolgedessen bezüg¬
lich aller dem Zwecke dienlichen Maßnahmen an Stelle des selbständigen
Verfügungsrechtes jedes einzelnen die e i n v e r n e h m lich e B e st i m m u n g
beider tritt. Ein Zusammen kämpfen ist auch ohne vorherige (ausdrück¬
liche oder stillschweigende) Verabredung möglich (es kann auch unwillkommene
„Mitkämpfer" geben), ein gemeinschaftliches Kämpfen aber nicht.

Zusammen läßt als Summenbegriff eine Abstufung nur nach dem
Quantum der von jedem für den gemeinsamen Zweck beizustellenden Kraft¬
teile zu, Gemeinschaft kann aber inhaltlich verschiedene Grenzen haben.
Wenn sich eine Alliance auf die bloße Verpflichtung zu gegenseitiger
Mithilfe im Falle eines Angriffes beschränkt, so bedingt sie wohl eine
M i t Wirkung der Streitkräfte in der vereinbarten Stärke, aber noch nicht
die Gemeinschaft des Wirkens selbst. Die Führung der vielleicht
auch örtlich ganz getrennt operierenden Truppen ist keine gemeinsame,
sondern eine selbständige, die beiden Alliierten wirken zusammen, aber
nicht gemeinschaftlich.

Anders ist die Sache schon dort, wo, wie es beim deutschen Bundes¬
heere der Fall war, infolge getroffenen Einverständnisses die zum Zusammen¬
wirken bestimmten Streitkräfte bei Wahrung ihrer Organisation und inneren
Einrichtung unter eine gemeinsame Führung gestellt werden, so
daß alles, was sich auf die Verwendung, d. i. auf das Wirken der Streit¬
kräfte im Felde bezieht, den Charakter der Gemeinsamkeit hat. Hier wirken
die Heere nicht bloß zusammen, sondern auch gemeinschaftlich.

Als in der 67er Kommission ein Redner erklärte, das ungarische
Militär habe in dem Siebenjährigen Krieg gemeinschaftlich mit dem
österreichischen gekämpft, warf (HöLös visson^oll, S. 40) ein:
»Ja, zusammen kämpfte es mit den österreichischen Soldaten in den
gemeinsamen Schlachten" (og^ütt llarexolt osxträll llatonällllal
a llör-ös llaroMlllmn). Mit diesem den Gegensatz zwischen zusammen
und gemeinsam scharf ausprägenden Einwurfe wollte sagen, die
Gemeinsamkeit der zusammenwirkenden Truppen erstreckte sich auf die
Führung, aber nicht weiter.

Noch inhaltsreicher wird aber die Gemeinsamkeit bezüglich der zum
Zusammenwirken berufenen Teilkräfte dann, wenn sie auch die innere
Einrichtung, Formierung und Organisation erfaßt, so daß die aus den
Teilkräften zusammengesetzte Gesamtkraft zu einem einheitlichen orga-
uischen Ganzen wird.

Bei dieser tiefgreifenden Verschiedenheit von zusammen und gemein¬
sam ist es unbedingt notwendig, sg^ütt durch den ihm zukommenden

Bolger, Ausgleich. 5
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Begriff zusammen, nicht aber durch den einer anderen Vorstellungs¬
reihe angehörenden Begriff gemeinsam zu übersetzen. Die Wiedergabe
durch gemeinsam ist um so weniger zu rechtfertigen, als gemeinsam im
Ungarischen heißt und beide Worte sich auch ihrem inneren Ge¬
halte nach vollkommen decken. Denn ebenso wie gemeinsam bedeutet auch
üwLös eine Teilnehmung und wird durch partiespo, partioipatio,
teilhaftig, Teilhabung erklärt (L^arvas-Liinou^i und Enuosor-
I? o A a r a 8 i).

ä) Was aber das Wort 8A)-ütt88 anbelangt, so ist dieses nichts
anderes als das mit der Ableitungssilbe -ss von sA^ütt gebildete Ad-
jcktivum. Mit der Endung -es, welcher im Deutschen die Ableitungssilbe
-ig entspricht, werden Adjektiv« geschaffen, die einem Hauptwort dasjenige
als Eigenschaft beilegen, was das Stammwort aussagt. Z. B. v6r das
Blut, vsrss blutig (T o e p l e r, Grammatik der ungarischen Sprache
7. Aufl., S. 222). Demnach ist s^/ütteo kurz dasjenige, was „zusam-
menig", „mitsammenig", „beisammenig", „miteinanderig" ist. Tatsächlich
übersetzt Vsörsös (Nationalbuch S. 116, 120, 121, 151) s^/üttss
durch: „mitsammener -e, -es".

Allein gerade in dem Umstande, daß diese die Sache einzig treffenden
Ausdrücke nicht üblich sind, liegt die Erklärung dafür, daß die Übersetzungen
zu Surrogaten greifen, die mißverständliche Auffassungen zur Folge haben
müssen.

Da dem Stammwort sZMtt nie der Sinn von „einheitlich" zu¬
kommt, so kann auch das Adjektivum sx/üttss niemals diese Bedeutung
haben. Tatsächlich ist in keinem einzigen ungarischen Wörterbuch sA/üttss
durch einheitlich wiedergegeben.

Was aber die Übersetzung durch „gemeinsam" betrifft, so gilt hier
ebendasselbe, was in dieser Richtung über sZ/ütt gesagt wurde. Bemerkt
sei, daß Lvlomou (aber nur dieser) bei auch gemeinschaftlich,
gemeinsam angibt. Doch ist nach dem Dargelegten dies eben nur ein
Surrogat, um über den Mangel eines geläufigen, zutreffenden Ausdruckes
hinweg zu kommen. Lallaxi hingegen hilft sich folgendermaßen:
„L^üttss: 1. Mit . . .; — dirtolr, Mitbesitz; — llitslsrö, Mit¬
gläubiger; — -:ü.r, Mitsperre."

Daß sA^üttso einen anderen Sinn als gemeinsam hat, geht auch
daraus hervor, daß sK^üttes und üö-ws oft nebeneinander gebraucht werden:
z. B. sK^ütteo ö8 1rö2ö8 veäolsiu in § 8. Ebenso enthält § 56
die Bestimmung, daß ein Anlehen „zusammen und gemeinschaftlich (sA^ütt
es KöMssn)" ausgenommen werden kann. Es ist dies, wie aus dem
Ausgeführten hervorgeht, kein Pleonasmus, da das eine die materielle,
das andere aber die formelle Seite bezeichnet.

Auch der Ausdruck „simultan" ist ein Surrogat. Man könnte
«A/üttes vrovsl wohl kaum durch „mit simultaner Kraft" übersetzen,
und auch die Verbindung „simultane Verteidigung" spricht nicht all das
aus, was in sAMttos vöäslsm enthalten ist.

Völlig willkürlich ist aber die Verwendung des Wortes „solidarisch",
da dieses Beziehungen zum Ausdrucke bringt, die s^ütt68 ganz fremd
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sind. Solidarisch heißt in der ungarischen Rechtswissenschaft durchwegs
SMstviuIsAss, z. B. Solidarhaftung: tdlvlvssvA-; soli¬
darische Schuld: sK/otomlsAss aäösoÜA; Soldidarbürgschaft: sA^stsiuItzAizs

; Solidarität: sA^otsru1sA<Z886A ; eomp088688io xluriuiu iu soli-
ckum: sA^sttziuloASS liirtoUIäs (8eIrvart2-Hojtä,8, O2U0201-
1'^ o K a r a s i, lil s 8 x 16 o v in N. -log i Uoxillou, Artikel öA^storuIsAsssöA.
S. auch Dörvöll/tuckomäu^i inüsLotär s. v. solidarisch.

Auch „vereinigt" oder „vereint" sind nur unzutreffende Surro¬
gate, da sie über das räumlich-zeitliche Zusammensein, über den Begriff
der Summe oder Menge hinausgehen. Vereinigen bedeutet „ein solches
gegenseitiges Verhältnis unter mehreren Dingen bewirken, daß sie einerlei
Absichten und diese mit gemeinschaftlichen Kräften zu erreichen
suchen." „Zwei Armeen, zwei Flotten vereinigen sich, wenn sie sich
so verbinden, daß sie nur eine Armee, eine Flotte ausmachen." „Die
Feinde der Kirche haben sich miteinander vereinigt" (Adelung). Eine
derartige Verbindung zur Einheit liegt aber in oMüttso nicht. Überdies
heißt „vereinigt" oder „vereint" im Ungarischen SA)-S8ült, z. B.: mit
vereinter Kraft (virilous unitw): o^ssült srövsl; die Vereinigten Staaten
von Amerika: L.rusrilrai bl^ssült ^llamoli; der Verein: s^seülst. In
dem ungarischen Texte des Allerhöchsten Handschreibens vom 14. No¬
vember 1868, welches für die Gesamtheit aller unter dem Szepter Seiner
Majestät verfassungsmäßig „vereinigten" Länder die Bezeichnung
„österreichisch-ungarische Monarchie" oder „österreichisch-ungarisches Reich"
vorschreibt, ist der Ausdruck „vereinigt" durch o^eotilt wiedergegeben
(iRärlruo, NaA^ar Liö^joA, S. 223).

s) Demnach ist a biroäaloiu og^ütt maraclL8L (Ur. Abs. 2):
„das Zusammen verbleiben (Beisammenverbleiben) des Reiches".

Der am Schlüsse des ersten Satzes des tz 2 vorkommende Aus¬
druck . . . gA^ütt birtoklauäoll. heißt nicht, „daß jene Länder und
Provinzen, welche unter dem Einen gemeinsamen Herrscher stehen, einen
unaufteilbaren und untrennbaren gemeinsamen Besitz bilden", sondern
»daß jene Länder und Provinzen, welche unter dem Einen gemeinsamen
Herrscher stehen, unaufteilbar und untrennbar zusammen zu besitzen
sind". Gegen die Übersetzung „gemeinsamer Besitz" spricht an
dieser Stelle auch der Umstand, daß „gemeinsamer Besitz" im sub-
laktiven Sinne (nur in diesem Sinne kann mit Rücksicht auf den
2^ext des Originals der Ausdruck „Besitz" verstanden werden) begrifflich
ewe Mehrheit von Besitzern voraussetzt, hier aber von dem Besitze nur
des Einen Herrschers an den mehreren Ländern die Rede ist. Ein
gemeinsames Besitzen eines einzigen Besitzers an einer oder mehreren
Sachen ist eine unvollziehbare Vorstellung. Die Bestimmung will sagen, daß
der Eine Herrscher die sämtlichen Länder zusammen und beisammen
^sitzen soll. L^ütt spricht affirmativ aus, was die vorausgehenden
üdverbia unaufteilbar und untrennbar negativ aussprechen. Es sagt, daß

sich um eine Mehrheit von Besitzrechten und Besitztiteln
handelt, die unter Wahrung ihres individuellen Bestandes zu¬
sammen in einer Hand bleiben sollen.

5 *
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Was in H 2 durch sZ^ütt birtolrlanckölr verbal, das ist in
?r. Abs. 4 substantivisch durch SK^üttss birtolrläs ausgedrückt.
Die pragmatische Sanktion habe die Bürgschaften geschaffen, daß die an
den mehreren Ländern bestehenden verschiedenen Besitz- und Herrscherrechte
in einer Hand beisammen bleiben, daß sie voneinander nicht getrennt
werden dürfen. Diese Vereinigung der Besitzrechte sei jedoch von der Art,
daß die Rechte nicht in Ein Besitzrecht verschmelzen, sondern ihre indi¬
viduelle Sonderexistenz beibehalten. lÜK/ütt birtolrläs ist daher nicht
„einheitlicher Besitz", sondern ein solches Besitzen der mehreren
Länder, dem die Eigenschaft des „zusammen" zukommt, das also ein
„Zusammen-Besitzen" ist.

Ebenso ist sA/ütissüläs nicht „gemeinsame Sitzung", sondern
eine „Zusammen-Sitzung", d. h. eine solche Sitzung, in welcher nach
dem Vorschläge des I5er Subkoinitees (vgl. bei H 35 Anm. I) die beiden
Delegationspräsidenten gleichzeitig zusammen (mitsammen, mit-und
nebeneinander) hätten den Vorsitz führen sollen.

Über sA^üttss srö und sx^üttso väckslsm siehe die folgende
Anm. 7.

0) Den Passus: U20N ors^ÜAolr . . . kslo82tlmtlan.ul 6s sl-
vulllatlalllll sA^ütt birtolrlaucloll, übersetzen Iii(48. und R^LlAs: „daß
die Länder . . . einen unteilbaren und unzertrennlichen ge¬
meinsamen Besitz bilden"; 8tb.: „daß die Länder . . . einen
unteilbaren und unzertrennlichen Besitz bilden", und 8tr.:
„ssront iuäivisidlss st insöparablss äans la posssssion".

Hiezu ist Folgendes zu bemerken, a) Zunächst ist die Übersetzung:
„daß die Länder . . . einen Besitz bilden", nicht genau, da hiebei
das in birtoklanäü liegende Sollen („zu besitzen sind") nicht zur
Geltung kommt. Lirtoklanäo entspricht dem lateinischen possiäsnäus
(a, nm), welcher Ausdruck in dem gleichen Zusammenhänge in der unga¬
rischen pragmatischen Sanktion steht (G.-A. II : 1723 H 7: ... in aliis
guogus rsAniki st provinoiis Imsrsäitariis, in st sxtra 6srmaniam sitis,
. . . inckivisibilitsr as inssparalnlitsr, invivsm st insimnl as nna eum
rkANO UnnAarias . . . poosicksnckis . . .).

b) Weiter lassen 8tb. und 8tr. das Wort sA^ütt unübersetzt, während
es lbi6l8. und LxlölKs mit „gemeinsam" wiedergeben.

Mit Rücksicht auf die in der vorhergehenden Anmerkung festgeftellte
Bedeutung des Ausdruckes splitt sind die Worte ason ors^äKolr
4s tartomän^olr . . . sA^ütt l)irtolr1an<Iülr zu übersetzen mit:
„daß jene Länder und Provinzen . . . zusammen zu besitzen sind".

o) Die Übertragung des Adverbs Islos^tlratlanul mit „unteilbar" ist
nicht genau, da t'sl ostani (im Gegensätze zu ostani) nicht teilen,
sondern aufteilen, zerstückeln bedeutet, wie in „Aufteilung, Zerstückelung
Polens", „die Arbeit unter mehrere aufteilen" (Lslsmsn, OsusLor-
I^oAarasi). I'slosritbatlanul heißt daher „unaufteilbar". Die öster¬
reichische pragmatische Sanktion (Protokoll vom 19. April 1713) gebraucht
den Ausdruck „ohnzerteilet".
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Während kslosrNbatlanull die inclivisibHita», das Verbot, die Länder
etwa im Erbwege an verschiedene Linien des Hauses aufzuteilen, zum
Ausdrucke bringt, gibt slvükbatlanul den Begriff der irmsparabilitas,
das Verbot einer von den Ländern und Provinzen ausgehenden Trennung,
Lossagung wieder (vgl. Bern atzik, Österreichische Verfassungsgesetze,
S. 2, 4, 10, 20).

Im Gegensatz zu dem in I?r. Abs. 4 gebrauchten transitiven slvä-
las^tbatlan ist hier das von dem intransitiven slvülni (sich trennen, sich
absondern, »sparor, sssuuAor, Lsarvas-Kimon/i) abgeleitete slvül-
batlanul gebraucht. Interessant ist, wie 02uo2or-I?oAara8i das
Wort sIvLIni erklären, es bedeute: „freiwillig, aus eigenem Willen, in¬
folge innerer Kraft, abfallen, sich absondern", wie z. B. in den Rede¬
wendungen : die Anhänger einer Partei fallen ab (werden abtrünnig) und
schließen sich einer anderen an; die reif gewordene Melone löst sich
(slvälilr) von dem Stengel ab; der Mann trennt sich von der Frau
(slvälä« — äivortiurn).

In olvulliutlauul ist also ausgesprochen, daß die Länder nicht von¬
einander abfallen, sich voneinander nicht loslösen, lossagen,
sich voneinander nicht trennen dürfen. Der im Texte gebrauchte
Ausdruck „untrennbar" ist daher an dieser Stelle im intransitiven Sinne,
in der Bedeutung von: „ohne sich (voneinander) trennen zu können",
zu verstehen.

Die Stelle boA/ orssäAolc ss tartoraün^olr . . . toloszU-
llutlullul ös slvälbatlanul stritt birtolrianäüll bedeutet also: „daß die
Länder und Provinzen . . . unaufteilbar und, ohne sich (voneinander)
trennen zu können, zusammen zu besitzen sind", oder freier ausgedrückt:
„daß die Länder und Provinzen . . . (so) zusammen zu besitzen sind,
daß sie nicht aufgeteilt werden und sich nicht (voneinander) trennen können".
Die Häufung der Ausdrücke unaufteilbar, ohne sich trennen zu können,
zusammen, lehnt sich an die Diktion der pragmatischen Sanktion an:
ivckivisillilitsr ae iussparabilitsr, iuviosm st irmimul ao una eura.

') D6l8., und 8tb.: „Diesem ausdrücklich (K^LlAs und
»Ltd.: entschieden) ausgesprochenen Prinzip zufolge begründet die Ver¬
teidigung und Aufrechthaltung der gemeinsamen Sicherheit mit gemein¬
samen Kräften eine gemeinsame und wechselseitige Verpflichtung, welche
direkt aus der pragmatischen Sanktion entspringt." 8tr.: „Ln vsrtu
cks eg prinoips sxprimü avso uns Aianäs pröeision, la 8au-
VEAarüs äs In 8Ürstä eommuns pur la rsuniou clss korsss st
8ou maintisu so nt clsvsuu» ck«8 obliAations oommuns» st röei-
Progus8 gui prsnnsut Isur ariAins äav8 la b'raAmatigus »anetion
olls-msms."

Hiezu ist Folgendes zu bemerken, a) klatäroLottav, welches sowohl
„ausdrücklich" als auch „entschieden" bedeuten kann, ist hier mit „aus¬
drücklich" zu übersetzen, da das Prinzip, daß die Länder und Provinzen
unaufteilbar und untrennbar zusammen zu besitzen sind, in der pragma¬
tischen Sanktion sxprsssis verbi» ausgesprochen ist.
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b) Die Übersetzung: „diesem Prinzips zufolge begründet die Ver¬
teidigung . . . eine gemeinsame und wechselseitige Verpflichtung", ist unklar.
Das Original sagt einfach: diesem Prinzips zufolge ist die Verteidigung
. . . eine gemeinsame und wechselseitige Verpflichtung. Auch der Ausdruck
8tr's: sont äsvonus, weicht vom Originale ab.

o) Das Wort „Verteidigung" ist im Texte in dem weiteren, auch
den Begriff des Schützens in sich schließenden Sinn zu verstehen, da
in vLäolsrn beides zugleich enthalten ist. Schützen heißt, ein übles ab¬
halten, abwehren oder verhindern, verteidigen aber, einen Angriff
durch Abwehr und Gegenangriff unschädlich machen. Dämme schützen
uns vor Überschwemmungen. Man kann sich gegen Frost, Krankheit,
Gefahren schützen, aber nicht verteidigen. Ein Schirm schützt uns vor
dem Regen, aber er verteidigt uns nicht (Eberhard Nr. 299 und
1362). Die Leitung der Auswärtigen Angelegenheiten hat vor allem
den Schutz, das Kriegsheer aber die Verteidigung zum Zwecke. 8tr.
gebraucht für vöclslom an dieser Stelle »auvsAarcks, in § 4 äötonss, in
M 8 und 9 aber protsotion.

ä) Visson^os heißt „wechselseitig" im Gegensätze zu dem im Ge¬
setze häufig (kr. Abs. 2, 15, 18, 59, 61, 66) vorkommenden lLölesönöo,
welchem die Bedeutung von „gegenseitig" zukommt. Lölesönös (von
tcölosön, Darlehen, mutuum) drückt die Gegenseitigkeit aus, wie sie den
zweiseitigen Verträgen eigentümlich ist. Vissonvos hingegen ist wechsel¬
seitig, reciprok; visrwn/ossäA — Reziprozität. Gegenseitig bedeutet
sowohl „dem anderen Dinge zugekehrt", z. B. das gegenseitige (jenseitige)
Ufer, als auch „jedes von Zweien in Beziehung zu dem anderen".
Wechselseitig ist „jedes von Zweien in Beziehung der Erwiderung
zum anderen, so daß eines um das andere ist" (Weigand Nr. 2231).
Wechselseitig hebt das Wechseln in den Beziehungen zu einander
hervor, so daß die zwei Gegenstände oder Personen, die in solcher
Wechselbeziehung stehen, zugleich Subjekt und Objekt, aktiv und passiv
sind. Gegenseitig drückt nur aus, daß der eine die Handlung des
anderen durch eine gleichartige erwidert (Eberhard Nr. 1408). Die
Freundschaft, welche zwei mit einander schließen, ist eine gegenseitige,
sie muß aber auf wechselseitigem Zugeneigtsein beruhen. Doch
werden die Ausdrücke visLon^os und llwlesönös im allgemeinen ebenso
xrowiseus gebraucht, wie im Deutschen gegenseitig und wechselseitig. So
kommt in den Debatten der 67 er Kommission der Ausdruck lLölosönös
voäolsin (gegenseitige Verteidigung) fast ebenso oft, wenn nicht häufiger
als die Wendung visrwn^os vöäslsm (wechselseitige Verteidigung) vor.

o) Der Ausdruck 6A)-ütt68 orövsk losucko vsclslsm läßt sich
genau nur in der ungeläufigen Form: „die mit zusammeniger Kraft
zu geschehende Verteidigung" oder „die mit Zusammen-Kraft
zu geschehende Verteidigung" übersetzen.

In § 2, letzter Satz, werden vier Grundthesen aufgestellt.
Die eine These lautet, die Pflicht der Verteidigung ist eine

wechselseitige.
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Die zweite These gibt den Zweck und damit die Begrenzung der
Verteidigungspflicht an: es ist dies die Aufrechterhaltung der gemeinsamen
Sicherheit, womit die Zweckgemeinschaft festgestellt ist.

Die dritte These gibt die Antwort auf die Frage, womit die
Verteidigung durchzuführen ist, sie lautet: durch die Kraft, welche beide
Teile zusammen beizustellen haben, durch die Machtmittel beider Teile
z u s a m m e n g e n o m m e n.

Und die vierte These gibt die Antwort auf die Frage nach der
Art der Durchführung dieser Verteidigung, sie lautet: gemeinschaftlich.
Das Gesetz spricht dies in der Form aus, daß die Verpflichtung zur
Verteidigung gemeinsam ist. Die Pflichtgemeinschaft schließt
die Erfüllungsgemeinschaft in sich. Daraus folgt, - daß all das,
was außer der „Stellung" der von jedem zu leistenden Hilfsmittel zur
Erfüllung der Verteidigungspflicht notwendig ist, gemeinschaftlich erledigt
werden muß. Dahin gehört die zweckentsprechende Vereinigung, Ein¬
richtung und Verwendung, die „Führung, Befehligung, Organisation" usw.
der zusammengebrachten Teilkräfte.

Der Ausdruck „mit Zusammen-Kraft zu geschehende Ver¬
teidigung" sagt daher nur, daß die zu jeder Verteidigung unerläßlichen
Hilfsmittel an Menschenkraft und Geld zusammen aufzubringen und
stets als eine Gesamtkraft in den Dienst der wechselseitigen
Verteidigung zu stellen sind. Wie aber die aus den Hilfsquellen beider
Ländergebiete aufgebrachten Teilkräfte zu verbinden und zu „behandeln"

° find, damit sie zu einem für die Verteidigung tauglichen „Mittel"
(88 8 und 9) werden, darüber ist die Bestimmung in der These der
Erfüllungsgemeinschaft getroffen.

Daß dem Ausdruck „Z usammen-Kraft" nur die Bedeutung einer
Feststellung der realen Machtmittel zukommt, mit denen die Ver¬
teidigung gemeinsam durchzuführen ist, kann auch nach den über den
8 2 des Gesetzartikels XII geführten Debatten nicht dem geringsten
Zweifel unterliegen.

In der Spezialdebatte über die I und 2 des I5er Elaborats
erklärte vsäü in der 67er Kommission (ILönös visnon^ok, S. 38) folgendes:
Wenn das Land in der pragmatischen Sanktion ausgesprochen hat, daß
sowohl Ungarn als auch die übrigen Länder Seiner Majestät unaufteilbar
und untrennbar zusammen zu besitzen sind, glaubt jemand, daß es
hiedurch nicht die Verpflichtung auf sich genommen hat, dieses Zu-
farnmen-Besitzen (snt an s^üttso dirtMkckäst) auch zu verteidigen? Hat
es doch auch dem Landesfürsten als dem Fürsten der übrigen Länder
tue Verpflichtung auferlegt, das Zusammen-Besitzen Ungarns und seiner
übrigen Länder auch mit der Kraft dieser Länder zu verteidigen.
»Das ist die Zusammen- und zugleich gegenseitige Verteidigung (en
an EMüttss os SA^snorsminä lrökesänö« vöäsksin)".

Daran anschließend setzt Dealr (Liönöo visnon^olr, S. 39) den Begriff
oer gemeinsamen Verteidigung auseinander: Solange der Landesfürst
oer absolute Herrscher der übrigen Länder war, verfügte er selbständig
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über die Truppen und das Geld jener Provinzen, wenner den un¬
garischen Besitz verteidigen mußte. Jetzt aber sagt der Landesfürst:
„Ich habe den Erbprovinzen eine Verfassung gegeben, jetzt kann ich über
die Soldaten und das Geld derselben nicht mehr frei und be¬
dingungslos disponieren, denn jetzt haben auch sie ein Wort
darein zu reden, wie Ihr, wenn es sich um Eure Soldaten und
Euer Geld handelt." OsäL will sagen, Zusammen-Verteidigung,
„Verteidigung durch Zusammen-Kraft", ist eine solche Verteidigung,
für welche beide Teile die Soldaten und das Geld zu stellen
haben, und gibt die Antwort auf die Frage, womit die Verteidigung
durchzuführen ist. Die Gemeinschaftlichkeit der Verteidigung ist
aber eine Angelegenheit des Wie, des „Dreinredens" bei der
„Verfügung und Disponierung" über die beiderseits infolge der
„wechselseitigen" Verteidigungspflicht „gestellte" Kraft. Das eine
ist die Frage des Mittels, das andere die Frage des Weges, das eine
betrifft die Kraftmenge, das andere die Disposition über die Kraft.

In demselben Sinne äußerte sich I)sLK in der Plenarverhandlung
(28. März, Raplö IV, S. 112): „Das ungarische Militär und die übrigen
Truppen Seiner Majestät bilden zusammen genommen die be¬
waffnete Macht (mincl s. instar IratonasäA, inincl xocliA ö kolsäAä-
nolr SA^öl) sorski össnsvävs üöpssilr uson tsK^vsros oröt), deren Auf¬
gabe es ist, uns sowie die übrigen Provinzen zu verteidigen. Dieses
Heer hat stets gemeinschaftlich und zusammen in der Ver¬
teidigung des Reiches gewirkt (s llnässrox winäiA lrörwson äs s§Mtt
müiLöäött s, lürollalom vääolmädon)."

Von gleichen Gesichtspunkten gehen auch die Äußerungen der anderen
Redner aus. So sagte Lötvös (Lösös visMn^oü, S. 53): Der Monarch
konnte im Interesse Ungarns als absoluter Herrscher der übrigen Länder
„in deren Namen über ihre gesamte Kraft verfügen". Ebenso er¬
klärten K. ll'isLU (I. o. S. 54) und (I. e. S. 60): Es ist
selbstverständlich, daß der Monarch, wenn er Ungarn verteidigt, dies
auch mit der Kraft seiner übrigen Länder tut. Und 8ima^ (I. e.
S. 47) bemerkte: „Da die pragmatische Sanktion das Zusammen-Besitzen
ausspricht, so folgt aus diesem Prinzips die gegenseitige und mit der
Zusammen-Kraft erfolgende Verteidigung (a üölesönös äs
SA/üttos erovsl vaI6 väclslsm). Denn wie soll das Zusammen-Besitzen
bestehen, wenn nicht die Verteidigung selbst eine Zusammen- und gegen¬
seitige Verteidigung ist?" (Siehe weitere Äußerungen unten S. 74 f.)

Mit den oben angeführten vier Thesen sind in Z 2 als Basis des ganzen
Gesetzeswerkes gewisse Grundprinzipien ausgesprochen, die ihre konkrete
Ausführung und Ausgestaltung in den darauf folgenden Bestimmungen
des Gesetzartikels erhalten. Das Gesetz (HH 4 und 6) sagt selbst, in
ß 2 sei nur eine „Grundidee", seien nur „Gesichtspunkte" auf¬
gestellt, von welchen die folgenden Bestimmungen „ausgehen".

Xlapesöme ----- Grundidee, d. h. das in der Vorstellung im Grundriß ent-
worsene Vild, welches erst einer Verwirklichung und Ausführung im Detail
bedarf. Em Künstler hat zuerst eine Idee, die führt er aus, wenn er das Werk schafft.
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Diese Natur des Z 2 wird in der 67er Kommission ausdrücklich an¬
erkannt. So erklärte (Lörws visMu/olr, S. 35 und 37), daß die
88 I und 2 „die Grundlage des ganzen Elaborats" bilden;
„wenn diese Grundlage nicht hält, dann fällt das ganze Elaborat zu¬
sammen". 8 orno s s/ (I. o. S. 43) sagte, wenn wir die beiden
ersten Paragraphen an nehmen, dann folgt das übrige fast -
von selbst daraus. Und Vs LU (I. o. S. 39) erklärte, er nehme
getrost die §8 1 und 2 als Grundlage des ganzen Operates an.

Die Erkenntnis eben dieser Bedeutung des § 2 ist für die richtige
Erfassung seines Verhältnisses zu den folgenden Bestimmungen des Gesetzes
von der größten Wichtigkeit. Die Fragen der Wechselseitigkeit und der
Zweckgemeinschaft bedürfen außer ihrer prinzipiellen Festlegung einer be¬
sonderen Detailausführung nicht. Die Frage, daß für die Verteidigungs¬
mittel beide Teile zusammen aufzukommen haben, erheischt eine Re¬
gelung im Wesen nur bezüglich des Quotenverhältnisses.

Dagegen ist, was die „Grundidee" der Gemeinsamkeit der Ver¬
teidigung und der zweckmäßigen „Behandlung" der zusammen aufgebrachten
und zum Zusammenwirken bestimmten Kräfte betrifft, eine eingehende
Regelung unbedingt notwendig, da die Gemeinschaftsidee sowohl nach Um¬
fang als auch mit Rücksicht auf die Natur der einzelnen Gegenstände
und Geschäfte eine verschiedene Konkretisierung erfahren kann. Und gerade
die Ordnung und Regelung dieser Gemeinschaft bildet den Hauptinhalt
der gesetzlichen Bestimmungen der §8 8—51.

Da der Ausdruck „Zusammen-Krast" nur die Präzisierung des
Grundsatzes darstellt, daß die für den gemeinsamen Zweck erforderlichen
Kraftmittel von beiden Teilen zusammen beizustellen sind, über die Art
der Verbindung und Formierung der Kraft-Kontingente zum
wirkungsfähigen Ganzen und über die Art der „Behandlung" dieses Ganzen
aber nichts aussagt, ist es durchaus unangebracht, aus diesem Ausdrucke
irgend ein Argument gegen die Gemeinsamkeit oder Einheit des
Heeres abzuleiten, wie dies Vsörsös (Nationalbuch S. 121) versucht
hat. Er erklärt es als eine „Inkorrektheit", daß das Gesetz in 8 8
nicht mehr bloß von der Zusammen-, sondern von der Zusammen- und
gemeinsamen und in 8 9 überhaupt nur von der „gemeinsamen
Verteidigung" spricht, führt diese „Inkorrektheit" gleichsam auf ein Re-
daktionsversehen zurück (die „Inkorrektheit" sei durch das Ausfallen des
Wortes „Sicherheit" nach dem Worte „gemeinsame" entstanden) und
meint, daß, weil der die grundsätzliche Bestimmung enthaltende 8 2
nur von einer Verteidigung mit „Zusammen-Kraft" spricht, die
„Inkorrektheit" der 88 8 und 9 von „keinerlei staatsrechtlicher
Bedeutung und Wirkung sein kann".

Ganz abgesehen davon, daß eine vermeintliche „Inkorrektheit" an
dem Bestände einer positiven gesetzlichen Bestimmung nichts zu ändern
vermag — es sei denn, das Gesetz würde eine logische Denk- oder sittliche
Unmöglichkeit statuieren — und abgesehen davon, daß es allen Regeln
der Interpretation widerspricht, der äispositio spseialis mit Berufung
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aus eine vorher aufgestellte „Grundidee" jede rechtliche Bedeutung ab¬
zusprechen, ist die von Vsörsös beliebte Annahme einer „Inkorrektheit"
schon vom Standpunkte der Entstehungsgeschichte des Gesetz¬
artikels XII willkürlich.

Es wäre eine gänzliche Verkennung historischer Tatsachen, zu behaupten,
der Begriff der „gemeinsamen Verteidigung" (kMös vääslsin) habe sich in
das Gesetz gleichsam eingeschlichen. Dis Verhandlungen im Subkomitee,
in der 67er Kommission, in den Plenarberatungen, die Diskussion in der
zeitgenössischen Presse zeigen vielmehr, daß das Prinzip der „gemeinsamen
Verteidigung" geradezu den Brennpunkt des Meinungskampfes gebildet
hat und daß daher die gesetzgebenden Organe mit voller Absicht und in
bewußter Übereinstimmung mit § 2 in den 8 und 9 den Ausdruck
„lröM8 vääslsin" (gemeinsame Verteidigung) anwendeten und auch sonst
in dem Gesetze von der Gemeinsamkeit des Kriegswesens sprechen.

Gleich in den ersten Sitzungen des Subkomitees (7., 8., 9., II. Mai
1866) wurde über die „gemeinsame Verteidigung" eingehendst
diskutiert. Vgl. Entstehungsgeschichte der 11—14, unten bei § 14.

In der 67 er Kommission suchte sofort der zweite Redner in der
Generaldebatte, (Lösös vis^on/olr, S. 30 ff.) in langer Aus¬
führung darzutnn, daß die in dem 15 er Elaborate niedergelegte Auslegung,
wonach „die gemeinsame undZusammen-Verteidigung" (lrö^äs äs a^üttas
vääalam) aus der pragmatischen Sanktion fließe, unrichtig sei. Ungarn
habe in der pragmatischen Sanktion nur die Verpflichtung zur Verteidi¬
gung der Rechte des Landesfürsten und nur diesem gegenüber
übernommen; aber „diese Verpflichtung, wie es das Subkomitee tut, auch
gegenüber den anderen Ländern und Provinzen auszudehnen und die
Verteidigung zugleich als gemeinsame und Zusammen - Verteidigung
(IröLös äs 6K/üttL8 vääskaiu) zu erklären, geht nicht an". Wenn die
Auslegung des Subkomitees, daß die gemeinsame Behandlung der
bezüglichen Angelegenheiten aus der pragmatischen Sanktion fließe,
aufrecht bleibe, dann sei die Arbeit über die gemeinsamen Verhältnisse
schon getan, dann sei die gemeinsame Gesetzgebung und Verwaltung im
voraus angenommen.

In der Spezialdebatte über die 1 und 2 erwiderte Dcrulr (Lärms
visiron^olc, S. 38 f.) eingehend auf die Frage, wie aus der pragmatischen
Sanktion außer der Gegenseitigkeit auch die Gemeinsamkeit der Ver¬
teidigung gefolgert werden könne, beziehungsweise „wie jetzt auf einmal
dis Gemeinsamkeit in die pragmatische Sanktion hinein gekommen sei"
(lroA^ jött most s. lröriössä^ dsls?).

(Löxös viWon^oK, S. 40) gab hierauf zu, daß aus einigen
Punkten der pragmatischen Sanktion die „gegenseitige Verteidigung"
gefolgert werden könne; „aber an Stelle dieser gegenseitigen Verteidi¬
gung wird in dem Elaborate des Unterausschusses die gemeinsame
Entscheidung über die Verteidigung, das Kriegswesen und alle
Verteidigungsmittel aufgestellt (u väckslsiuuslL, u IruckitA/nslL, s u
vääslsin inlrulan assilrö^sinelr lrärös slintäLäsa äUittutilc tal). Eine
solche gemeinsame Verfügung (ll^ lrörms intä^kaääs) hat es bisher niemals
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gegeben, weil Ungarn sowohl über den Verteidigungsfall, als auch
über die Mittel der Verteidigung bisher stets selbständig verfügte
und man daher nicht sagen kann, daß eine solche Verfügungsgemeinschaft
(illtöLksüös Irö2ö88Üg-s) aus der pragmatischen Sanktion fließt."

Ebenso trat K. Riona, der Führer der Opposition, wiederholt und
so insbesondere auch bei § II dafür ein (Liönöo vionou^olr, S. 75), daß
die in den Kreis des Kriegswesens gehörenden Angelegenheiten nicht
gemeinschaftlich, sondern nur ein verständlich (nein tzönöoon, ste
SA^ürtollnüksA) behandelt werden sollen.

(Lörös vionon/olr, S. 41) erklärte, wenn aus der pragma¬
tischen Sanktion die „gemeinsame Zusammen-Verteidigungs-
pf licht" (a ög^üttss väckslini IcötoIsnstMöK) herausgelesen wird,
so werde durch das Recht auf Zustimmung und Einflußnahme
der anderen Länder die Selbständigkeit und Unabhängigkeit Ungarns ver¬
letzt. Siehe noch die Erklärungen Komssiek (I. e. S. 42), Varaä^
(k. e. S. 43), 8 owos (k. o. S. 44), Lünis (l. v. S. 37 und 45).
Noch bei H 13 nimmt (I. o. S. 77) gegen „die ewige Ge¬
meinsamkeit des Kriegswesens su lmäü^uslc örölröo lrönö88^Fs)"
Stellung. Und so dreht sich in der 67 er Kommission die Debatte vor
allem um die Frage der Gemeinsamkeit der Verteidigung.

Dasselbe war aber in der Plenarverhandlung des Abgeordnetenhauses
der Fall, wo OoLIr (Xaplü IV, S. 112) folgendes erklärte: Einige leugnen
zwar nicht die Verteidigungspflicht, ziehen aber das Prinzip der Ge¬
meinsamkeit der Verteidigung in Zweifel. Als unsere Vorfahren in
der pragmatischen Sanktion den unaufteilbaren und untrennbaren Besitz
anerkannten und sich hierdurch verpflichteten, denselben aufrechtzuerhalten
und zu verteidigen, wußten sie wohl, daß die Verteidigung eine solche
sein müsse, die zum Ziele führe; nun konnte aber seit Einführung
stehenden regulären Militärs jederzeit nur die mit Zusammen-Kraft er¬
folgende gemeinsame Verteidigung (an sA^üttso si-övol kol/ü tzönöo
völlölsm) eine erfolgreiche sein; die separate Wirksamkeit getrennter
Heere aber wäre auf die Wirkung der notwendigen Verteidigung von
lähmendem Einflüsse gewesen. Wenn man den stets beobachteten Usus
betrachte, sehe man, daß gegen jeden Feind, der das Reich Seiner Majestät
<0 tdlevAv biroäalmüt) angriff, das reguläre ungarische Militär mit den
übrigen Truppen Seiner Majestät gemeinsam und zusammen
kämpfte, unter ein und derselben Führung stand und nicht separat operierte.
Auch die Gesetzartikel VIII und XXI vom Jahre 1715 zeigten, daß das
reguläre ungarische Militär stets mit 8bn übrigen Truppen Seiner Majestät
zusammen und gemeinsam die Verteidigungspflicht erfüllte. Und
wenn das schon früher notwendig gewesen sei, um wieviel mehr sei dies
bei der neuen Kriegsführung der Fall. „Meine Überzeugung ist es also,
baß die gemeinsame und wechselseitige Verteidigung (a lrönöo ^8 viononvoo
vöäolsm) auch für Ungarn eine solche Pflicht ist, die direkt aus der prag-
watischen Sanktion entspringt, die das Land niemals in Zweifel gezogen
und deren treue Erfüllung es niemals verweigert hat."

Schon diese Erklärungen zeigen die ganze Willkürlichkeit der An-
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nähme, das Gesetz hätte nicht mit voller Absicht den Grundsatz der
gemeinsamen Verteidigung aufgestellt. Dies geht aber, wenn es noch
eines Hinweises bedarf, auch daraus hervor, daß sich die im Subkomitee
und in der 67 er Kommission von der Minorität eingereichten Separat¬
gutachten gerade dadurch von den Gutachten der Majorität unterschieden,
daß sie das Kriegswesen nicht gemeinsam, sondern bloß „einverständ¬
lich" behandelt wissen wollten. Der Gedanke, dem Gesetzgeber sei in
dieser, den Tragbalken des ganzen Gesetzes bildenden Kardinalfrage eine
„Inkorrektheit" oder Antinomie unterlaufen, muß schon deshalb abgewiesen
werden, weil, was sonst kaum vorkommt, der Gesetzartikel XII zweimal
die volle parlamentarische Behandlung der beiden Häuser des Reichstages
durchgemacht hat (Entstehungsgeschichte S. 19 u. 34).

Die Behauptung Vsörsös' ist aber auch vom Standpunkte des Ge¬
setzestextes unhaltbar. Denn wie dies laut der vorstehend angeführten
Belegstellen auch in den Debatten selbst ausdrücklich anerkannt wurde,
ist die Gemeinsamkeit der Verteidigung und der Verteidigungsmittel, so¬
mit auch des Heeres, in dem § 2 selbst prinzipiell ausgesprochen.

Wenn es in Z 2 heißt, die mit Zusammen-Kraft erfolgende Ver¬
teidigung der gemeinsamen Sicherheit ist nicht nur eine wechselseitige,
sondern zugleich auch eine gemeinsame Verpflichtung, so bedeutet
dies nichts anderes, als die Verteidigung ist gemeinsam durch zu führen.
Nach dem Gesetze ist die Verteidigung eine wechselseitige; sie ist
ferner, was die Mittel anbelangt, eine Zusammen- und, was die
Form betrifft, eine g e m e i n s a m e Verteidigung, wie denn die ungarischen
Redner stets in Einem von der „Zusammen- und gemeinsamen
Verteidigung" (so auch tz 8) sprechen. Wenn also in den Zß 8 und 9
der Ausdruck „gemeinsame Verteidigung" gebraucht wird, so ist das
weder eine „Inkorrektheit", noch überhaupt etwas, was in Z 2 nicht
schon enthalten wäre.

Anderseits ist es nach dem, was oben S. 63 ff. über das Verhältnis
von zusammen und gemeinschaftlich entwickelt worden ist, kein Widerspruch,
sondern nur ein Beweis scharfer logischer Analyse, wenn in H 8 die Ver¬
teidigung gleichzeitig als s^üttss ös lrörös, g l e i ch z e itig als eine „Zu¬
sammen- und gemeinsame Verteidigung" bezeichnet wird.

LZMtss veüelein (Zusammen-Berteidigung, 8 8) sagt dasselbe wie eMüttes
erövsl lesnäö veäslmn (die mit Zusammen-Kraft zu geschehende Verteidigung, 8 2).
Als in der Sitzung des Subkomitees vom 11. Mai 1866 einen Unter¬
schied daraus'konstruieren wollte, apostrophierte ihn vsälc folgendermaßen: Welcher
Unterschied zwischen den beiden Ausdrücken bestehe, das möge der Präsident der
Akademie der Wissenschaften erklären! Siehe auch die oben S. 71 zitierte Äußerung
DoLks.

Die Verteidigung ist eben eine Zusammenverteidigung, insoweit die
Mittel derselben von beiden Teilen zusammen beizustellen sind, und
sie ist eine gemeinsame Verteidigung, insofern die Verfügung über die
Gesamtkraft gemeinschaftlich zu erfolgen hat.

Obwohl es praktisch genügen würde, bloß von der „Gemeinsamkeit"
der Verteidigung zu sprechen (wie in §9), da im Verhältnisse zweier
Staaten Gemeinsamkeit, d. h. Bindung in der Verfügung über die Ver-
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teidigungsmittel, nur dann anzunehmen ist, wenn diese Verteidigungs¬
mittel auch zusammen aufgebracht werden, so entspricht es doch der sachlich-
anschaulichen Denkungsart des ungarischen Geistes, mit der Form stets auch
ihre Voraussetzung, die Substanz, als gleich wesentliches Bestimmungs¬
element zum Ausdruck zu bringen.

3-

Oe 626N irwAüüupitott kö-
tölkMttssA linllkstk kutäroTottnii
lülrötütts u prupmaticm sonotio
U2on koltötolt i8, llogv NnA^ur-
or82ä§ nlkotmän^os lvö^jogi 68

<>in'ckl;i8N börtet-
louttl kkQturtL886K.

8 3.

Allein neben dieser festgestellten *)
Verpflichtung hat die pragmatische
Sanktion ausdrücklich auch die Be¬
dingung festgesetzt?), daß die kon¬
stitutionelle staatsrechtliche Selb¬
ständigkeit und die der inneren Re¬
gierung 3) Ungarns unverletzt auf¬
rechterhalten werde.

1) U6l8., kAUlAs und 8tk>.: allein neben dieser s o festgestellten . . .;
das Wort „so" fehlt im Original.

2) U68., U^Rl^s und 8tb.: „setzte die pragmatische Sanktion
auch ausdrücklich die Bedingung fest". Das Wort „auch" gehört nach
dem Original nicht zu „ausdrücklich", sondern, was auch sachlich das
Entsprechende ist, zu „Bedingung". Nach Ansicht des Reichstages (§ 4)
sind in der pragmatischen Sanktion zwei für die Regelung der gemein¬
samen Verhältnisse maßgebende „Grundideen" enthalten. Während in
8 2 die eine dieser Grundideen (gemeinsame Verteidigungspflicht) an¬
geführt ist, besagt Z 3, daß in der pragmatischen Sanktion auch eine
zweite Grundidee (Selbständigkeit Ungarns) enthalten ist. Eine Hervor¬
hebung der „Ausdrücklichkeit" wäre auch aus dem Grunde nicht gerecht¬
fertigt, weil, wie dies in den Verhandlungen des 67er Ausschusses sehr
eingehend erörtert wurde (Liösös viWvn^oll, S. 28—38), „die Ver¬
teidigungspflicht nicht von Wort zu Wort in der pragmatischen Sank¬
tion niedergeschrieben, sondern nur deren natürliches Consektarium ist"
(DtzLIr).

Die ganz wörtliche Übersetzung von „llilrötötts arwn ksltötolt is"
lautet: die pragmatische Sanktion „hat auch jene Bedingung ausbe¬
dungen". Nach EsuoLor-ldoAarasi bedeutet krllötni: in einem
Handel oder Vertrage Bedingungen, Voraussetzungen, Vorbehalte
festsetzen, an welche die Einwilligung geknüpft wird, z. B. wenn der Käufer
sich ausbedingt (llLöti), daß er das gekaufte Pferd zurückgeben kann,
wenn er innerhalb bestimmter Zeit an ihm einen wesentlichen Mangel
entdeckt: oder wenn sich der Darlehengeber ausbedingt (KLöti), daß nur
in ebendemselben Gelde (Dukaten, Talern) und in keinem anderen zurück¬
gezahlt werden könne. Vgl. auch den Ausdruck: jo^vssstös llillötöss
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----- Vorbehalt der Rechtsverwirkung. In sachlicher Beziehung ist zu Z 3
auf H 9 G.-A. II: 1723 zu verweisen.

з) 1.68., Rtz-Llxs und 8tb. übersetzen den in § 3 und in Ur. Abs. 2
(vgl. auch ki-. Abs. 4, Anm. 32) vorkommenden Ausdruck llöHoxi es
bslUorinün^Luti önälläe (önüllöeä^) mit „staatsrechtliche und innere
administrative Selbständigkeit", 8tr. aber in § 3 mit „I'inäsxsnäanos
oonstitutionsUs et aäininistrativs äs la Honoris au point äs
vus äu äroit xublio", in Ur. Abs. 2 mit: „I'inäsxsnäanes eon-
8titutionsUs st uärninistrutivsR

и) Der Begriff Irö^joK (von krön, öffentlich und joA, das Recht) be¬
deutet etymologisch soviel wie öffentliches Recht (jus xubUeuiu)
überhaupt. Wie jedoch die ungarischen Staatsrechtslehrer bezeugen, wird
dieser Ausdruck in der Literatur, in dem ungarischen Unterrichtssystem,
sowie auch im gewöhnlichen Leben in der Regel in dem engeren Sinne
von Staatsrecht (Verfassungsrecht) und nur ausnahmsweise auch in
dem Sinne von Staats- und Verwaltungsrecht zusammengenommen ge¬
braucht (XuA^-, LöHoA, S. 6 und in XluMar.Io,»st UsxiUon 8. V. LörgoA;
Usräinanä;-, Lö^joz;, S. 32 und 34; Liss, Lö-goz;, S. I; Linste,
LörgoA, S. 15; Llorvütll, LösjoA, S. 1 f.).

Die Bestrebungen, den Ausdruck körgoA entsprechend seiner etymo¬
logischen Bedeutung als Gattungsbegriff für „öffentliches Recht" festzu¬
halten und für Staatsrecht die Bezeichnung äUuinsoK (von ülluin, der
Staat, und joA, das Recht) cinzubürgern, hat, wie dies und
Liss mit Bedauern feststellen, bisher keinen Erfolg gehabt. Während
die deutsche Literatur die Scheidung zwischen dem Gattungs- und Art-
begrisf schon lange durchgeführt habe, befinde sich die ungarische Rechts¬
wissenschaft in einer ähnlichen Situation wie die französische, wo äroit
pudlio noch einen mit äroit uäminietratil koordinierten Begriff
darstelle.

Daß lrörjoA tatsächlich für Staatsrecht gebraucht wird, geht auch aus
der Titulatur der ungarischen staatsrechtlichen Werke hervor, von welchen
die lateinisch geschriebenen unter dem Titel Uns xublieum RsAni Ulun-
Kurias (z. B. äon;- 1756, OrossinA 1786, 1851, Vi-
ro82il 1854), die in ungarischer Sprache geschriebenen aber fast durchweg
unter dem Titel „Lö^oZ" erschienen sind (vgl. das Literaturverzeichnis).

Speziell für die Periode, in welche die Schaffung des Gesetzartikels
XII vom Jahre 1867 füllt, sei noch darauf hingewiesen, daß L4esi in seinem
1861 in Budapest erschienenen Werke AluA/uroro^ü^ Lörgog's, u rnint
1848-iZ s 1848-dsn ksnällott (Staatsrecht Ungarns, wie es bis und im
Jahre 1848 bestand), S. 1 den Begriff inuK^ar UörjoA (unga¬
risches Staatsrecht) als die Gesamtheit jener Gesetze und Rechtsregeln
definiert, welche in den Ländern der ungarischen Krone die auf den
Besitz und die Ausübung der Staatsgewalt bezüglichen Rechte des
Königs gegenüber den Staatsbürgern und die politischen Rechte dieser
gegenüber der Staatsgewalt feststellen — daher im allgemeinen die Kon¬
stitution des Landes, den Rechtskreis der im Lande politisch berechtigten
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Personen und die Organisation und Ausübung der politischen Ge¬
walten zum Gegenstände haben. Das Buch selbst zerfällt in folgende
fünf Kapitel: I.) über den ungarischen Staatskörper im allgemeinen,
über dessen Grundelemente und staatsrechtliche Natur, 2.) über die könig¬
lichen und Majestätsrechte, 3.) über die Rechte der Nation, 4.) über die
Ausübung der gesetzgebenden und vollziehenden Gewalt, 5.) über die Ver¬
fassungsgarantien.

Mit Rücksicht auf diese Sachlage ist also gegen die Wiedergabe des
Wortes Ktmjoxi mit „staatsrechtlich" wohl nichts einzuwenden, b) Dagegen
erscheint die Übertragung des Ausdruckes ksllrormLii/sati durch „inner¬
administrativ" nicht entsprechend.

Lorin Lu/ bedeutet Steuerruder (AouvsrnaU) und dann Re¬
gierung (als Staatsorgan oder im Sinne von Kabinet). Das vom Verbum
KormLn/o2ni, steuern beziehungsweise regieren (Gouverneur von
Fiume — kiumoi IrormLn^ä), abgeleitete nomon aetlonis Irorinän^-
rLs bedeutet „das Regieren" oder die Negierung, gedacht als
die sich vollziehende Tätigkeit des Regierens, während wieder das von
demselben Verbum mit dem Suffixe -at gebildete und an zahlreichen
Gesetzesstellen (Ur. Abs. 3, W 12, 14, 27, 28, 37) vorkommende Sub-
stantivum lrormLn^rrat die Regierung, gedacht als Inhalt des
Regierens, als ausgeübte, objektivierte Tat des Negierens bezeichnet
(62uv2or-I?oAs.ra8i).

LormLu^Lo und Irormäu^rmt verhalten sich zu einander wie z. B.
-ckarüs (das Wollen) zu alrarat (der Wille), büiuULs (das Anbieten) zu
lrinLlat (das Angebot). Das eine ist Tätigkeit und ein Vorgang, das
andere der Inhalt der Tätigkeit. Während im Ungarischen in der Regel
für jedes von den beiden ein besonders gebildetes Wort besteht, wird im
Deutschen beides oft durch ein und dasselbe Wort bezeichnet. So kann
Vorstellung sowohl das Vorstellen, d. i. den Vorstellungsakt, als auch das
Vorgestellte, d. i. den Vorstellungsinhalt, bedeuten. Dies gilt namentlich
von den mit der Vildungssilbe -ung von Verben abgeleiteten Haupt¬
wörtern (Wahrnehmung, Anschauung, Wirkung, Vereinbarung, Fest¬
stellung, Einwilligung, Gesetzgebung) — eine Mehrdeutigkeit, „die eine
ergiebige Quelle von Unklarheiten und Mißverständnissen, ja auch von
Fehlschlüssen ist" (Lindner-Leclair, Logik, S. 4). Auch Rehm,
Allgemeine Staatslehre, S. 181, macht auf den Unterschied zwischen
„Regierung im persönlichen oder subjektiven (Regierungsorgan) und
Regierung im sachlichen oder objektiven Sinne (Regierungstätigkeit)"
aufmerksam. Das erste wäre llormLu^, das zweite lrormüu^Ls und
lrormLn^at. Prägnant kommt der Unterschied zwischen IrormLu^ und
lrormLu^imt in der bei § 26, Anm. 1, angeführten Formulierung des
15 er und 67 er Gutachtens zum Ausdruck.

Das von IrormLn^rmt abgeleitete Adjektivum lrormLn^Lati be¬
deutet sonach das, was die Regierung in dem obangedeuteten Sinne
des Wortes lrorman/rmt betrifft oder sich darauf bezieht. Schon daraus
folgt, daß der Begriff UormLu^Luti mehr in sich schließt, als
was durch den Ausdruck „administrativ" wiedergegeben wird.
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Zu dem gleichen Ergebnisse führt aber auch eine Prüfung der
staatsrechtlichen Doktrin, der Praxis der Gesetzgebung, sowie auch
des sachlichen Inhaltes des § 3 des G.-A. XII : 1867 selbst. Nach

D. (NaA^arorssäA Xö^jo^a, S. 6 und 328 st) umfaßt storinä.n^-
zunächst die Vollziehung (vö§rsllajtÜ8), insofern« es die erste Auf¬

gabe der Negierung ist, dahin zu wirken, daß der Staatswille durch¬
geführt werde. Allein dies erschöpfe den Begriff lrormäm^at nicht, indem
darunter auch die nur zum Teil durch Gesetze determinierte allgemeine
Zentralleitung des Staates, so insbesondere die Feststellung der
obersten politischen Richtung des Staates, die Sorge für die innere und
äußere Sicherheit, die Leitung der internationalen Beziehungen, einschließlich
Krieg und Frieden, die Sorge für das wirtschaftliche Leben des Staates,
die Verordnungsgewalt usw. gehörten. Dem gegenüber sei aber Admini¬
stration (lrörnAaiiAatä.«) nur die unmittelbare konkrete Erledigung staat¬
licher Angelegenheiten in Gemäßheit der durch die Gesetzgebung und die
Regierung (lLormLn^Ls) festgestellten Prinzipien.

Laloxll S. 263—274) scheidet die „exseutiva xot^tas"
in lrorillän/Lat und Administration (Iröiüxa^atLs), wobei er in dem
Abschnitte „kormLn^at" das Organisationsrecht, die Amtshoheit, die
Verordnungsgewalt, das Aufsichtsrecht, die Ehrenhoheit, das Dispensations¬
und Gnadenrecht, das Münzrecht, die militärischen Hoheitsrechte, das
Kriegs- und Friedensrecht, die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten,
den Abschluß der Staatsverträge, das Gesandtschaftsrecht usw. behandelt.

Loi-vLtli (Lör-joA, S. 186ff.) bezeichnet die dem Könige als Träger
der gesamten Staatsgewalt zukommenden „sogenannten königlichen Ma¬
jestätsrechte", wie Einberufung, Eröffnung, Vertagung des Parlaments,
das Sanktionsrecht, das Recht der Kundmachung der Gesetze, die Ver¬
leihung von Privilegien, die kriegsherrlichen Rechte, das Recht der Re¬
präsentation nach außen usw., als lLvrinän^Lati joAvIr (Regierungs¬
rechte).

Auch (N. llvAi Osxilrou s. v. Aouvornsmsnt) stellt fest, daß
lrorinän^at im besonderen Sinne dasselbe bedeute, wie das fran¬
zösische Konvsrnarnsnt im engeren Sinne, d. h. das ganze pouvoir oxö-
outik mit Ausschluß der justies und aännnistration.

Wie daraus hervorgeht, wird der Begriff KormLn^nat wohl in
einem weiteren und engeren, in keinem Falle aber im Sinne der Ad¬
ministration verstanden.

Auch sonst wird in der ungarischen Literatur allgemein z. B. die
Regierungsgewalt des Monarchen als Irorinän^ati llatalnm, die der
Kontrasignierung unterliegenden Regierungsakte als lrorinän^Lati esslo-
lrsäatslr, die Regierungsgeschäfte der Minister als lLormän^ati üA^slr
(s- 8 27), einzelne Verwaltungszweige aber als lrörüAasKatäsi äZall be¬
zeichnet.

Daß aber die dargelegte Bedeutung des Wortes kormän^at nicht
etwa das Ergebnis einer neueren Sprachentwicklung ist, sondern auch der Zeit,
in welcher der Gesetzartikel XII vom Jahre 1867 entstand, entspricht, geht
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daraus hervor, daß in kr. Abs. 3 dieses Gesetzartikels selbst von slUot-
mäu/os Irormä. narrst rsnäsuers die Rede ist, was wohl nur „kon¬
stitutionelles Regierung ssystem", nicht aber etwa „konstitutionelles
Administrationssystem" bedeuten kann. Ebenso bestimmt ß 2 des
gleichzeitig erlassenen Gesetzartikels VII vom Jahre 1867, die Palatins¬
wahl werde unterbleiben, insolange nicht der Wirkungskreis der Palatins¬
würde im Einklänge mit den Prinzipien der „verantwortlichen Regierung"
(kslsläs lcormsu^st) geregelt wird.

Anderseits ist aber auch festzustellen, daß die ungarische Gesetz¬
gebung schon vor dem Jahre 1867 als technische Bezeichnung für Ad¬
ministration den Ausdruck UöLi^sriAstLs anwendet. So wird
im Gesetzartikel XXIX vom Jahre 1848 „mit Rücksicht auf die Her¬
stellung des Einklanges der Administration (bw-n^si-Astä,») mit der
Ministerverantwortlichkeit" bestimmt, daß sich im Bereiche der von der
Regierungsernennung abhängigen öffentlichen Ämter die Unabsetzbarkeit
lediglich auf richterliche Beamte zu beschränken habe. Ebenso heißt es in
der ersten Adresse vom Jahre 1861 (Abs. 8): „Und selbst auf dem Ge¬
biete der Administration (Köm^ALtüs) macht das Oktoberdiplom
die Regierung Ungarns von der österreichischen Regierung, von
jener Regierung (NsA^srors^ÜA Uorrnäm^ratä-t ar: os^träU lrormün^-
-mttol, ol/ kormsn^sttül) abhängig, welche nicht verantwortlich ist, und
wenn sie es wäre, nicht Ungarn, sondern dem Reichsrat verantwortlich wäre."

Nach all dem ist es zweifellos, daß „administrativ" den Begriff
lrorwLn^rmti im engeren Sinne gar nicht deckt und in dem
weiteren, die Exekutivgewalt überhaupt umfassenden Sinne aber nicht er¬
schöpft.

Für die Übersetzung mit Regierung sprechen aber auch innere
Gründe. Der in Rede stehende Z 3 des Gesetzartikels XII hat den H 9
der pragmatischen Sanktion (G.-A. II: 1723) im Auge, in welchem die
Anerkennung der weiblichen Erbfolge unter gleichzeitiger Ausdehnung
des Gesetzartikels III vom Jahre 1715 auf dieselbe ausgesprochen wird.
Dieser Gesetzartikel enthält nun eine „eiros, rs^ism bsrsckitsrism suo-
osssionsm st rsKimsn ubsrior cksols.rs.tio", die (8 1) dahin geht, daß
der König über Üngarn nicht anders herrschen und regieren wird
(nso Status et orckinss rsAvi »sorg. rs^is msssstss ssous r s Ai aut
äiri^i vult) als nach den bisher oder in Zukunft reichstägig zustande
gekommenen eigenen Gesetzen des Landes. Außerdem wird in § 2 aus¬
gesprochen, daß Seine Majestät durch diese Erklärung Ungarn vor jeder
Regierung nach Art der anderen Provinzen genügend sichergestellt habe
(gus rs^is cksolsrstions äs omni sck morsm siisrum provinoisrum
oupposito Aubsrnio ststus st oräiuss suüioisntsr prssosuto» rsäckit).

Es unterliegt keinem Zweifel, daß die in dem Originaltexte ent¬
haltenen Begriffe rvAimsn, rs^srs, äirigsrs, Aulsrniuin über
den Rahmen der Administration hinausgehen. Sie werden in ungarischen
Übersetzungen (Millenniumsausgabe des Oorpus juris liunAsrioi, Zitate
in den Adressen des ungarischen Reichstages vom Jahre 1861 und in
den staatsrechtlichen Werken, z. B. Horbul^, S. 514, Kor-

Xolger Ausgleich. 6
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vLtd, Xö^jvA, S. 10), abgesehen von rsAsrs, wofür einige urnllrockni
(herrschen) gebrauchen, durchweg mit Irormän/onni wiedergegeben.
Auch in den späteren Gesetzen, welche auf den Gesetzartikel III vom
Jahre 1715 Bezug nehmen und ihn erläutern (Gesetzartikel X und XII:
1790), wird vom liberum st rslats all totam IsAnlsm rs^iminis
kormam — buc intsilsctis guibusvis ckicastsrils suis — inckspsnäsns
rs^uum und davon gesprochen, daß dieses rsxnum nicht ack normam
aliarum provineiarum rsASnäum st Aubsrnanäum sst.

Erst wenn lrormLu^at in dem dargelegten, über den Begriff der
Administration hinausgehenden Sinne aufgefaßt wird, erscheint es ganz
verständlich, warum in § 3 von b s I bormän^ati önaUösuA (die Vorsilbe
bsl ist gleichbedeutend mit der Vorsilbe inner-) die Rede ist.

Es hätte wenig Sinn, neben der staatsrechtlichen Selbständigkeit
diejenige der „inneren Administration" besonders hervorzuheben,
abgesehen davon, daß man in diesem Falle mit Recht eine analoge Be¬
stimmung bezüglich der Justiz vermissen würde, zumal in Gesetzartikel XII
vom Jahre 1790 genau zwischen Aubsrnlum, juäieium und der sxs-
eutiva potsstas unterschieden wird. Wohl aber hat es, nach dem was
oben (S. 80) über den Umfang des Begriffes lrormün^at ausgeführt
wurde, einen guten Sinn, zwischen der inneren und äußeren Re¬
gierung zu unterscheiden. Diese Differenzierung kommt in zahlreichen
älteren Gesetzartikeln, so namentlich auch in den Gesetzartikeln XI vom
Jahre 1741 und XVII vom Jahre 1790, zum Ausdrucke, wo ausgesprochen
wird, daß die inneren ungarischen Regierungs-Angelegenheiten (interim
spoliticn gnasvis st publicum UunAarias rsAvi «tatum conesrnsntiaj
iMKotia.) durch Ungarn (psr UunAuros jmsckio rs»ni locnmtsnsntialis
consilii)), die äußeren Angelegenheiten (sxtsrnn nsKvtia) aber, auch
mit Hinzuziehung von Ungarn (intiuxu stiam HunAarorum) im
Wege der Anhörung ungarischer Räte, durch Aufnahme in die geheime
Staatskanzlei und durch Verleihung von Gesandtschastsposten besorgt
werden sollen.

Aus all diesen Gründen, und da die Bedeutung des Wortes
Kormän^at als Regierung mit innerer Notwendigkeit auch aus zahl¬
reichen Paragraphen des Gesetzartikels XII selbst hervorgeht (vgl. z. B.
88 27 und 37), wurde im Texte der Ausdruck bslbormLn^Lnti
ömUläsÜF durch „Selbständigkeit der inneren Regierung" wieder¬
gegeben.

4- 8-

u bst ulnpsWinst tnrtottu
826II1 tzlotb g. rNLK^Nr 01'82LA-
8XÜ168 N/OII viMon^olc rns§ba-
bäro2L8ÜNlU, lVInAvnror-
82ÜAc>t n lröLös ksjsäslsin nrrrl-

8 4.

Diese zwei Grundideen hat sich
der ungarische Reichstag bei Be¬
stimmung jener Verhältnisse vor
Augen gehalten, welche Ungarn und
die unter der Herrschaft*) des ge-
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Üo<lü8u nlutt Mo tzöddi or82Ü-
Zolrlral ÜÖ2Ü8611 sräolrlilr. 8 vn-
Ikwaiiit 6M rös^rol Ü68z voll
U;iAV!irOI'8/!iA !1 lllllltlmn 8 Ü682
Isonä sövsirclobön 18 niinäonüor
ts:Isc!8it6iii iiiiixln/t, g, mit u prnA-
mntieu 8Lnotio 826rint u Irö2Ü8
Ki/bo88ÜKnM 6AVÜtt68 srövsl
vodslmo 68 ksiltni'tä8N mullmt-
lunul nioAÜivnn: iriÜ8 1'08/1'61
ol/ töt616/6tt86AOk6t, mellvoü
6 <-./6Ioii tüItorzsänM, 8 ÄiuiM
6l61'686rs II01I1 MlcerÜllrSÜeiM
82ÜlL86A686Ü, IIILAÜI'U I16N1 VÜl-
Iklllmt.

ü 1,68., ItAöiKs und 8td.:
Titel Anm. I (oben S. 45).

meinsamenLandesfürsten stehenden
übrigen Länder gemeinsam inter¬
essieren^). Und wie einerseits Ungarn
in der Vergangenheit bereit war und
auch in Zukunft bereit sein wird
jederzeit "ft all das zu erfüllen, was
in Gemäßheit der pragmatischen
Sanktion die mit Zusammen-Kraft°)
erfolgende Verteidigung und Auf¬
rechterhaltung der gemeinsamen
Sicherheit unumgänglich erfordert
so kann es anderseits solche Ver¬
pflichtungen, die über diesen Zweck
hinansgehen, und zu dessen Er¬
reichung nicht unausweichlich nötig')
sind, nicht auf sich nehmen.

„Regierung"; vgl. hiegegen bei

2) U08. und U^UlAs: „des gemeinsamen Fürsten"; 8tb.: „des
gemeinsamen Monarchen"; 8tr.: „üu inuins Uonaripus"; an
anderen Stellen (M 5, 7, II) werden noch gebraucht: „Regent"
(Vsörsös), „souvsrain" (Ktsnsr). Nach OLnesor-Uoxurnsi be¬
deutet ksfsäslsm „durchaus dasselbe wie im Deutschen ,Landesfürfll
(ksjsäslini soviel wie flandesfürstlichft, nämlich ein herrschendes Haupt
(uratüoäü ldj)", ohne Rücksicht darauf, ob es kaiserlichen oder königlichen
oder einen niedereren Rang hat. (Der Fürst im Sinne eines Geburts¬
standes heißt im Ungarischen lisresA.) Ob „Monarch" mit üsjsclslsin
identisch ist, mag dahingestellt sein; Tatsache ist, daß kein Wörterbuch
bei tsjsckslsin Monarch angibt. Über die älteren Bedeutungen des Wortes
ks)säslsin als äux, prastor usw. s. Zsarvas-Kiinon^i. Zur Be¬
zeichnung „gemeinsamer Landesfürst" (8tr. übersetzt äu in Em«
lUonargus; ÜÖMS heißt gemeinsam) vgl. bei § 2 Anm. 4 (oben S. 5ü).

b) D68., RxMAv und 8td.: „betreffen". Ürclsüslni ist der
spezifische Ausdruck für interessieren (s. hiezu bei Titel Anm. 2, oben S. 46);
für „betreffen" gebraucht das Gesetz in Z 8 das Wort Motni. Es empfiehlt
sich, an dem Begriffe Interesse festzuhalten, weil, wie S. 46 ausgeführt
wurde, das Gesetz bei Charakterisierung der gemeinsamen Verhältnisse von
dem Jnteressenbegriffe als der obersten Kategorie ausgeht. 8tr. sagt für
„Verhältnisse, welche . . . gemeinsam interessieren": rapports ä'intürst
ooinmun.

6*
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4) L^LIxs und 8tb. lassen miudsuüor (jederzeit) unübersetzt.

5) 4,6-8., und 8td.: „mit vereinter Kraft"; 8tr.:
npar la rsuuion das toreas". Siehe hiezu die Ausführungen bei § 2
Anm. 5 u. 7 (oben S. 60 ff. u. 69 ff.).

s) 8tr. frei und unklar: 6a Honoris tut touzours ^rsts claus 1s
xussö, st Is ssra duus 1'avsnir, a rsmzzlir tous Iss dsvoirs gut
lui sout koreömsnt iiuposäs sn es gui oonesrns la dsksnss st
1s maintisn ds la sürstö oommuns, xar la rsunion des koross st sn
vsrtu ds la kraAmatigus sanotion.

?) 668., 14x61^8 und 8tb.: „n otw e n d i g". 8M4s^Kss bedeutet so¬
wohl nötig als auch notwendig (O^uo^oi-^oKarasi); nötig ist das, was,
wie hier, zu einem Zwecke unentbehrlich ist; notwendig dagegen das,
was nach dem Wesen eines Dinges so sein muß, also logisch, sittlich oder
nach einem Naturgesetze notwendig ist. Es ist notwendig, daß alle
Menschen sterben. Gegensatz von notwendig ist zufällig (vgl. Eberhard,
Nr. 1054).

5. Z.
U^sloU ills-

tolsA mimlnLokru N62V6, inill U2
«riiüstt vi8/onvol<i'!l, vonutkor:-
nuk, g, nruAvur orZräM^ülss 8 u
rnuZ^ur lliralv I<ö^6Avotsrts88sl
intörllodtslr, 68 62 iuts^ksdössk
IllöAällapibÜsäQÜl NIÜ8 Or82ÜK Ü6-
kol/Ü883,l I16IN dirt, M6rt g, INU-

kiräl/, inint L2 nruLoää8a
Llutb üllü töbüi or82ÜAo4 al)8n1ut
ksssäolins, aron or82ÜKokiiu6 6r-
dslrsirol 68 tssndoiröl u,l>8olut
6utznloinmal roiKlslIrs/oti. Xlosi
Ä20Nl)M, g, l6AINUAL8Udd trön-
1>6826<l 826rint, 16NV6A686U VÜ1-
tn'zott a üslvrst N2 rdtul, jiogv
O6sl86A6 ,, NlliotülänVO8 .joAOÜIvUl
ruüürtu töt töddi or82ÜAg,it, uro-
lrut tsllät uÜ8o1ut liutulornund
ersntül nein Ü6xvi8slli6U, 8 :120k

8 5.
Ehedem?) verfügten in betreff

Ungarns hinsichtlich alles dessen,
was sich auf die berührten Ver¬
hältnisse bezieht?), der ungarische
Reichstag und der ungarische König
in gemeinsamem Einverständnisse,
und bei Feststellung dieser Ver¬
fügungen besaß kein anderes ^) Land
einen Einfluß, weil^) der ungarische
König, als absoluter Landesfürst ^)
der unter seiner Herrschaft stehen¬
den °) übrigen Länder, über die
Interessen und Agenden?) jener ^)
Länder mit absoluter Macht ver¬
fügte. Jetzt jedoch hat sich, laut
der Allerhöchsten Thronrede, die
Lage wesentlich geändert dadurch,
daß Seine Majestät „Ihre übrigen
Länder mit konstitutionellen Rechten
bekleidet hat s), dieselben sonach mit
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uI0obmüu^o8 kskok^üsät U6IN rnsk- absoluter Macht von nun an nicht

lärüsti". vertreten und deren konstitutionellen
Einfluß nicht beiseite lassen kann" ").

Lsslött bezeichnet genau dasselbe wie „ehedem", vordem",
„vor diesem", antsu, antollue (8sarvu8-8iinon/i), nämlich eine
Vergangenheit, die nicht bis zur unmittelbaren Gegenwart reicht,
sondern etwas weiter zurückliegt. Wenn ein mürrischer Alter mit seinen
jungen Zeitgenossen schmollt, so pflegt er zu sagen: „Ehedem war es
anders." Ganz so auch ssskött: Xsrn van most, inint ssskött,
es ist nicht so jetzt wie ehedem (Volkslied zitiert bei Osuosor-
Ido^arasi). Das Gesetz hat die hinter dem Jahre 1848 liegende Zeit
im Auge (vgl. auch bei Z 23 Anm. 3).

2) 8tb.: „bezog", 8tr.: „gni avait trait anx . . : vovotllosnoO
ist Präsens.

8tr.: „st anonn pa^s ^tranKor-n'inüuoll^ait los äisposi-
tions cpu'ils avait prisss". Im Texte steht: kein anderes Land.

4) Über die Frage, ob das Wort „weil" hier am Platze ist, vgl. die
ausführliche Debatte in der 67 er Kommission (Lösös visson^oL, S. 52,
54, 59, 60, 62).

5) 008. und RZLI^s: „Fürst"; 8tb.: „Monarch"; 8tr.:
„sonvorain"; Vsörsö8 (Nationalbuch, S. 117): „Regent". Vgl.
hiezu bei § 4 Anm. 2 (oben S. 83).

o) 8tr.: „oonvorain absoln ckos autros Oa^s n I a eös sons son
svoxtrs". Vgl. bei Ur. Anm. 34 (oben S. 58).

') LZLiAs und 8tb.: „Angelegenheiten", wofür das spezifische
Wort üMoO besteht (s. bei Titel Anm. 2); tssnäo (von tonni — tun)
eigentlich: was zu tun ist, also Agende.

s) Im Original steht asou — jener, sollte aber dem Texte nach
oson — dieser stehen; es ist geographisch gedacht, nämlich an die jenseits
der Leitha.

v) 008., LxLIxs und 8tb.: „Seinen übrigen Ländern konstitutionelle
Rechte verliehen hat". 8tr.: „az^ant oetro^ö äss äroits oon-
stitutionsls ä so» autr«8 Siehe bei Or. (Abs. I) Anm. 3 (oben
S. 50). Vor dem Worte „Seinen" schalten UxlU^s und 8tk>. ein „auch"
ein, das im Original fehlt. Dieses „auch" war zwar in den Ent¬
würfen des Subkomitees und der 67 er Kommission, in dem „Beschlüsse"
des Reichstages sowie auch in der Regierungsvorlage enthalten, wurde je¬
doch in der Spezialberatung dieser Vorlage im Abgeordnetenhaus« mit der
Begründung eliminiert, man könnte aus dem Worte die Folgerung ab¬
leiten, daß „Seine Majestät auch Ungarn mit konstitutionellen Rechten
bekleidet haben" (Sitzung vom 27. Mai 1867, Nuplä IV, S. 200).

'°) 008. und 11^01^6: „und deren verfassungsmäßigen
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Einfluß nicht umgehen kann"; 8tb.: „daß Seine Majestät . . . ver¬
liehen hat, somit dieselben nicht mehr mit absoluter Macht vertreten
und deren verfassungsmäßiger Einfluß nicht umgangen werden
kann". Bezüglich der Übersetzung des Wortes ullrotinLn/os mit „ver¬
fassungsmäßig" siehe bei Anm. II (oben S. 54). L^sntül heißt genau
„von nun an". Für inslläzni (von msllstt neben, daneben, daher eigent¬
lich daneben lassen), ziehe ich „beiseite lassen" vor. Das Original hat durch¬
wegs aktive Konstruktion, ohne den Wechsel des Subjektes.

6.

Irän^uäollimll töllinti uz or-
8ZÜMMI68 6 Wsinpontolrut, IIU-
ään llijolöli u koelvsket, luelvöll
u közüL vi8zonvnlv' M6l>ÜlinpiiÄ-
8ÜNÜI alupul szolgälnull. Liill-
clnIÜ8i pontju 6 r68zk)6II u prUA-
wntieu sniiotio, inslvet miinl Ö
I'slLKKS, niinä uz Qr8ZÜAAVÜlO8
KÖZÖ86N 6li8M6I't KiinäulÜ8i pon-
tnl tüzött I'i.

8 6.

Diese Gesichtspunkte') sieht der

Reichstag als maßgebend an bei der

Bezeichnung der Hauptprinzipien,

die bei Feststellung der gemein¬
samen Verhältnisse ^) zur Grundlage
dienen 8). Sein Ausgangspunkt in
dieser Hinsicht ist die pragmatische
Sanktion 4), die sowohl Seine Maje¬

stät als auch der Reichstag als
gemeinschaftlich anerkannten Aus¬
gangspunkt fixiert 5) haben.

ü Lzsiuxont (von 82SM, Auge, Gesicht und pont, Punkt) bezeichnet
genau dasselbe wie Gesichtspunkt, point äs vus. Vgl. S. 72.

s) Vgl. bei Titel Anm. 2 (oben S. 46 ff.).

3) Daß das Gesetz nur von „Hauptprinzipien" spricht, die der
„Reichstag" (nicht die Gesetzgebung) „bezeichnet", erklärt sich aus der oben
S. 6 ff. dargelegten Entstehungsgeschichte. In den Elaboraten des Sub¬
komitees und der 67er Kommission lautete dieser Punkt folgendermaßen
(Iromün^olL II, Nr. 69):

„Diese Gesichtspunkte hat das Subkomitee (die Kommission) als
maßgebend angesehen, indem es seinem Auftrage gemäß die
Hauptprinzipien, die nach seiner Meinung bei Fest¬
stellung der gemeinsamen Verhältnisse zur Grundlage dienen,
bezeichnet, und auf Grund dieser Prinzipien den Entwurf des vor¬
zubereitenden Vorschlages zusammenstellt. Sein Ausgangspunkt also
in dieser Hinsicht ist die pragmatische Sanktion, die sowohl Seine
Majestät in Ihrer Allerhöchsten Thronrede, als auch der Reichstag in
seinen wiederholten Adressen als gemeinsam anerkannten Ausgangspunkt
fixiert haben."
Das Abgeordnetenhaus und das Magnatenhaus haben diese Formu¬

lierung fast wörtlich zum Beschlüsse erhoben. Es wurde nur statt Sub-
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komitee bzw. Kommission „Reichstag" gesetzt, die Stelle „seinem Auftrage
gemäß" gestrichen und die Worte „den Entwurf des vorzubereitenden Vor¬
schlages" durch „diesen Beschluß" ersetzt.

Das Fallenlasscn des ursprünglich festgelegten modus xroeoäonäi
und die Durchführung des Planes, das Elaborat, das nur als „Grund¬
riß" und Verhandlungsbasis gedacht war, mit möglichst geringen Ände¬
rungen als Gesetz zu beschließen, brachte es mit sich, daß in dem Gesetze
Stellen vorkommen, die nur verständlich find, wenn in Betracht gezogen
wird, daß sie ursprünglich bloß Anweisung und Direktive für das
wirkliche Detailgesetz sein sollten.

4) U6l8.: „In dieser Hinsicht ist somit sein Ausgangspunkt die
pragmatische Sanktion". LxLIxs und 8tb.: „In dieser Hinsicht ist so¬
mit die pragmatische Sanktion sein Ausgangspunkt". Im Texte wird die
Wortstellung des Originals, in welchem der Nachdruck auf das an die
Spitze gestellte Wort Ausgangspunkt (lUinäuläsi poutjs.) gelegt ist, bei¬
behalten. Das Wort „somit" war wohl in den Kommissionsgutachten
und dem Neichstagsbeschlusse enthalten, fehlte aber schon in der Regierungs¬
vorlage.

5) U(ck8., RxLlAo und 8tk).: „bezeichnet"; 8tr.: „äomANk". Litürmi
(von tu ---- Nadel, eigentlich mit der Nadel ausstecken, ausnadeln) ist
mehr als bezeichnen, nämlich ausstecken, z. B. ein Lager ausstecken, oder
auch ausstecken im Sinne von aufpflanzen, z. B. eine Fahne. Im Texte
wurde „fixieren" gewählt, da es sowohl sachlich als auch bildlich (tixers
— nageln) dem ungarischen Ausdruck am nächsten kommt. Im Eingänge
des Paragraphen heißt es, daß der Reichstag die Hauptprinzipien bloß „be¬
zeichnet" (Irifstöli), hier aber, daß die pragmatische Sanktion als Aus¬
gangspunkt (bereits) fest bestimmt, „fixiert" ist.

7- 8-
-i. prnAinackioa sunotio Wsrint

Icözö8 uz. nrullroclö, u inen/-
NuA^urorWÜK koronüjg,

18 iiAvuiiuznn kchotlsinnst i l lecki,
n kri n tödki orWuZokdan 18
niullcoäilr: els insZ 62 nvin t«8z.i
82Ülr86A6886 , ltOAV u ksssäolsin
n«lvurtutckÜ8Ün:tb Icölt8SA6i bü-
20801t ttllttpittu88nn:tk N16A. II)"
Irözö8 in6AäIInpo<1Ü8t u pruAinu-
tiou 8UilLtiöl>;tit Iritnzött ezeck ttoitt
MiN^eck, Nugvuror8z.üg ullrotinü-

8 7-
Der pragmatischen Sanktion ge¬

mäß ist der Herrscher zwar*) ge¬
meinsam^), insofern auch^) die
Krone Ungarns eben demselben
Landesfürsten ^) gebührt, der auch^)

in den übrigen Ländern herrscht^);
doch macht dieses noch?) nicht not¬
wendig, daß die Kosten des Hof-

haltes des Landesfürsten gemein¬

sam festgestellt werden. Eine solche

gemeinsame Einigwerdung") er¬

heischt der in der pragmatischen
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NVN8 ÜNäUÜ8ÜVkI,1 pöcklA 8 u mu-
AVM' ksjsckslini MUKU8
tsüiiitslvsvsl 8ol<üul inüäkd IN6A-
6A^62, llSAV s, INUA^UV OI'WÜA-
Müls8, u ltzlslo8 INLA/ar inini.82-
bsrinin slöbsvjssLtsZSvs, Irülün
82LVL22Ä INSA o, inuA^ur üiri'ckv
nävnrtsrtäski Irölt.8SAsit. L.2 uck-
vurturtÜ8 LöltssAsinsIc insAS/g.-
VLXN8N 68 lrisrolAÜltutüsu tsliät
üöxö8 iiAvnolc nein töüim.stilr.

Sanktion fixierte^) Zweck nicht,
und es steht mit der konstitutio¬
nellen Selbständigkeit Ungarns und
mit der hohen landesfürstlichen Au¬
torität^) des ungarischen Königs")
viel mehr im Einklänge, daß der
ungarische Reichstag, auf Vorlage
des verantwortlichen ungarischen
Ministeriums, die Kosten des Hof-
haltes") des ungarischen Königs
separat votiere"). Die Votierung ")
und Ausfolgung ^) der Kosten des
Hofhaltes werden sonach als ge¬
meinsame Angelegenheit nicht an¬
gesehen.

>) U6l8. und UM^o übersetzen ux^an mit „wohl" (der prag¬
matischen Sanktion gemäß ist der Herrscher wohl gemeinsam), wodurch
die Einräumung den Charakter einer bloß subjektiven und anfechtbaren
Meinung erhält. IlA^an hat jedoch hier die Bedeutung von „zwar", welches
(mliü. 26 varo, 2vLrs, in Wahrheit) hervorhebt, daß die Einräumung,
die gemacht wird, wahr und gewiß ist, z. B. das Buch ist zwar schön
stilisiert (d. h. gewiß, zweifellos), aber arm an Gedanken; dagegen: das
Buch ist wohl schön stilisiert (d. h. nach meinem Urteil wenigstens, oder
wie man behauptet), aber arm an Gedanken (Eberhard, Nr. 1507).
Mit Recht übersetzt 8tr.-. „O'apres la Uraxinatigue oauotion, ls Nonargus
sst eomimru, il 68t vrai . . .«

2) Vgl. bei § 2 Anm. 4 (oben S. 59).
o) In U68. und 8tr. unübersetzt.
4) U08. und UM^s: „Fürsten"; 8td.-. „Monarchen"; siehe

hierüber bei Z 4 Anm. 2 (oben S. 83).
5) In li^IUFs, 8td. und 8tr. unübersetzt.
b) U08., UAUlAs und 8tl>.: „regiert"; urallloäni heißt herrschen,

vgl. bei Titel Anm. 1 (oben S. 45).

?) Bei 8td. unübersetzt.

s) U68. und UKUlAs übersetzen IröltosA (Kosten) hier und in § 41
mit „Budget", was unzutreffend ist. Budget ist eine Aus- und Gegen¬
überstellung von Einnahmen und Ausgaben, also ein Wirtschafts¬
plan und somit etwas anderes als „Kosten". Nicht von der Feststellung
des Etats des Hofhaltes, sondern nur von der Feststellung der Kosten
ist im Gesetz die Rede. Tatsächlich werden von den beiden Gesetzgebungen
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nur Ko st en beitrüge bewilligt, nicht aber der Etat des Hofhaltes fest¬
gestellt. Im Gegensätze hiezu ist bezüglich des Aufwandes für dis ge¬
meinsamen Angelegenheiten von den Delegationen das Budget selbstfest¬
zustellen (88 40 ff.). Hier wird in dem Gesetze wirklich vom Budget
(lLöItooAvotös oder duä^st) gesprochen.

Im übrigen ist lröltssx in L(48., U^UlAs und 8tb. bald mit
„Kosten" (§8 7, 8, 15, 16), bald mit „Ausgaben" (M 40, 41, 43, 62,
64), bald mit „Auslagen" (§§ 41, 43, 64) und in einem Falle (§ 17)
mit „Bedürfnisse" (Staatsbedürfnisse) übertragen. Da Ausgabe und
Auslage gegenüber KöltsäZ (Kosten) ein engerer Begriff ist, wofür im
Ungarischen kiaääs besteht, wird in dieser Arbeit lröUoöA durchwegs mit
Kosten wiedergegeben. 8tr. übersetzt költsöA mit äspsnsss, was auch
nicht genau ist.

s) U68. und UxUl^s: „des fürstlichen Hofhaltes", 8tl>.: „des
Hofhaltes des Monarchen". Siehe hiezu bei § 4 Anm. 2 (oben S. 83).
8tr. sagt: „äöpsnsss cis la Oour".

") D68., UxUlAs und 8tl>.: „Feststellung". Siehe über die Be¬
deutung des Wortes msAöllapoelas bei 8 15 Anm. 4. 8tr.: „eon.vsnt.ion
voinmnns". Feststellung ist msxällapitLs (§8 6, 13, 19, 40 u. a.).

i2) Dt48., U^UlAS und8td.: „bezeichnete"; 8tr.: „viss pur la
UrLAmatigus sanetion^. Vgl. hierüber bei 8 6 Anm. 5 (oben S. 87).

is) D(48. undU^LI^s: „dem für st lich e n erhabenen Ansehen";
8tl).: „dem hohen fürstlichen Ansehen"; 8tr.: „nnAnsts prssti^s
sonvsrain". Nach OnncLor-I'oAars.si ist tslrintöl^ „ein in unserer
Zeit gebildetes Wort zur Bezeichnung des lateinischen anetorltas". Siehe
ferner bei ß 4 Anm. 2 (oben S. 83).

") 8td.: „des Königs von Ungarn", wofür NaA^arors^ÜK
lriräl^s. stehen müßte.

i") 8tr.: „Iss ä«'pvri8S8 äs 8 a (se. än roi äs HonZris) Naison",
was nicht das gleiche wie „die Kosten des Hofhaltes" ist.

i§) 8U>.: „bewillige"; ms^avasni ist der technische Ausdruck für
votieren; beides ist zwar im Resultat dasselbe, aber der Idee nach
verschieden. Auch D68., UAlU^s und 8tr.: „votieren" bzw. „votsr".

11) 8td.: „Bewilligung"; vgl. vorhergehende Note.

12) 8td.: „B est r e itun g", was aber über lUsMlAÜltatLs hinausgeht.
Die Kosten bestreiten heißt: die Kosten aufbringen, tragen;
z. B. „wovon soll ich die Kosten zu einer so weiten Reise bestreiten?
(Grimm, Adelung); lrissolAÜltutLs bezeichnet aber nur das formale
Moment der Ausfolgung oder Verabfolgung dessen, was jemandem
gebührt, z. B. des angewiesenen Geldes seitens einer Kasse oder den
Soldaten das ihnen gebührende Brot ausfolgen oder austeilen, jemandem
den an ihn adressierten Brief ausfolgen (O^neLor-^oAnrasi). Das
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Gesetz gebraucht mit Absicht diesen Ausdruck, da es sich ihm darum
handelt, die Abfuhr der Hofhaltungskosten an den gemeinsamen
Finanzminister 41) auszuschließen. In der ursprünglichen Fassung
des § 41 war sogar das gleiche Wort (^olKnltatni) gebraucht (s. unten bei
§ 41). Das Gesetz erklärt, bezüglich der Hofhaltungskosten solle weder
die Votierung durch die Delegationen noch die Gebarung durch
den gemeinsamen Finanzminister eintreten, schließt also eben die
formalen Momente aus, die für die „Gemeinsamkeit" der Kosten
charakteristisch sind. Die „Bestreitung" ist auch sonst nicht gemeinsam,
sondern nur Voraussetzung der Gemeinsamkeit; sie erfolgt zusammen,
aber nicht gemeinschaftlich (vgl. bei § 2 Anm. 5 insb. S. 63 ff.).

Auch der von 8tr. gebrauchte Ausdruck xa^smont ist nicht treffend.

8- 8-

-V pruAinnbien 8Nimkiöbo1 lolvö

KÖ2Ö8 68 6Mütck68 väckolmnnal:

682K626 u

626l826rü V626t686. bi 626l826rü

V626t68 lrÖ2Ö886A6t IA6N^6l U/.OU

külüMklrrö Q62V6, inelveb L2 0

I?6186A6 ura1IrockÜ8U nlntt üllö 682-

8268 orMäZobut 6A^übt illviilr.

LnnälkoAVu u dirockulonr (liploum-

tikni 68 ksvLLlcvclölini K6pvi86l-

b6t686 n lvülkülck il'niivüdnn 68 u

N6IN26blrÖ2i 826r2oä686lr tellintk-

t6b6QköIlU6rÜlIl6boint62lr6ä686lr,

inincklröt köl iniiii82t6riunnivnl

6K^6t6rk68b6N 68 N20K I,6l66AV6-

2686 IU6ll6bk, N lr62Ö8 ÜÜlÜAV-

inini82t6r tscmckoi lrö26 tnrt02nnk.

-4. H6M26tIcÖ2i 82Sr2O<l686ir6t iniu-

ck^nilv niiQi82t<;rinm 8gsüt tör-

V6N):Ii02Ü8Üvu1 IrÖ2li. H26N lrülü-

8V6l<6t telint Nn.K^nror82UA 18

lrÖ2ö86ku6li tolciiiti, 8 1:682 N2olr-

irnl: KÖ2686N rnsAlmtüro2nn6o

lröIt86A6L62 U20N nrlmv 826rint

8 8.

Das eine') Mittel der aus der
pragmatischen Sanktion fließenden
gemeinsamen und Zusammen-Vertei-
digung?) ist die zweckmäßige Leitung
der auswärtigen Angelegen¬
heit en. Diese zweckmäßige Lei¬
tung erheischt Gemeinsamkeit hin¬
sichtlich jener auswärtigen Ange¬
legenheiten, welche die unter der
Herrschaft Seiner Majestät stehenden
sämtlichen Länder zusammen^
betreffen^). Infolgedessen °) ge¬
hören die diplomatische und kom¬
merzielle Vertretung des Reiches")
gegenüber dem Ausland und die
Verfügungen, die rücksichtlich der
internationalen Verträge auftauchen
können'), im Einverständnisse mit
den Ministerien beider Teiles und
unter deren Zustimmung, unter die
Agenden") des gemeinsamen Mi¬
nisters des Auswärtigen'"). Die
internationalen Verträge teilt ein ")
jedes Ministerium seiner eigenen
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M-uIni, inelz- W ulüdki 18., 19., Gesetzgebung mit ^). Diese aus-

20., 21. 68 22. porüolrbuir Uörülirt wärtigen Angelegenheiten also sieht^^)
inöäon log insAällapittatni. auch Ungarn als gemeinsame an,

und ist bereit zu deren gemein¬
schaftlich zu bestimmenden Kosten

nach jenen: Verhältnis beizutragen,
welches' auf die in den weiter unten
folgenden Punkten 18, 19, 20, 21

und 22 umschriebene^) Weife fest¬

gestellt werden wird^)").

1) U68., und 8tb. übersetzen mit: „Ein Mittel"
und das diesem korrespondierende mLsill in ß 9 mit: „Ein zweites
Mittel"; ebenso 8tr.: IIn <Iss mo/sns (Z 8) — IIv autrs rno^on
(§ 9). LZ/ill . . . mLsill setzt nur eine Zweiheit voraus und heißt:
„das eine . . . das andere". Mit sx)ülr . . . mLsiU ist bereits
gesagt, daß es nur zwei Mittel der aus der pragmatischen Sanktion
fließenden gemeinsamen Verteidigung gebe. Diese Zweiheit der Ver-
teidigungs- und Schutzmittel, die der friedlichen und der bewaffneten
Verteidigung, wird in den Verhandlungen, aus welchen der Gesetzartikel
hervorgegangen ist, sehr oft und besonders von I)süU hervorgehoben.
Siehe den Ausdruck sK^ilr-müstlr auch in 24, 25, 27, 48 und 63.

2) über den Ausdruck lröriös ös SA/üttss vääslsrn, welchen U88.
und mit: „gemeinsame und simultane Verteidigung", 8tb.
mit: „gemeinsame und solidarische Verteidigung", 8tr. einfach mit:
„protsetion oominuns« übersetzen, siehe die Ausführungen bei ß 2,
Änm. 7.

3) LA/Utt, welches 1,88. und R^UlAs mit: „simultan", 8tb.
mit: „insgesamt" und 8tr. mit: „öKaisinsnt" übersetzen, ist im
Sinne der Ausführungen bei ß 2 Anm. 5 durch „zusammen" wieder¬
zugeben.

Entschieden abzulehnen ist der Ausdruck vxalsmsnt, weil der
.Gleichheitsgedanke sx^ütt vollkommen fremd ist.

„Insgesamt" heißt im Ungarischen öss^ossn. „Insgesamt" (von
gesamt, eigentlich „in das Gesamte",, siehe bei § II Anm. 9) bezeichnet
eine Mehrheit als in sich geschlossene, in Eins begriffene Masse, „zu¬
sammen" faßt aber die einzelnen Individuen in ihrem gegenseitigen
Nebeneinander ins Auge. Beide Begriffe verhalten sich zu einander
wie die Synthese zur Analyse. Insgesamt ist sn tont, s^ütt aber
knssmbls.

Das Gesetz sagt nicht US Ö882<Z8 ors^ki^olrat öss^ssou illotiU,
sondern gebraucht verschiedene Ausdrücke: «L össnss orsLÜAollat
iUstill. Die beiden Worte össMs und «A^ütt find in allen Entwürfen
und auch in dem beschlossenen und sanktionierten Gesetzestexte durch
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Kursivdruck ausgezeichnet, eine Erscheinung, die außerdem nur noch an
einer zweiten Stelle des § 8 (a lLülüA/slr) und in den ßß 9 und 16
vorkommt und beweist, daß auf den zwei Worten ein besonderer Nach¬
druck liegt. Die Entstehungsgeschichte des § 8 gibt auch hierüber
interessanten Aufschluß.

In den Verhandlungen des Subkomitees Os-L bssLöcksi III,
690 f.) begegnete die Anerkennung der Gemeinsamkeit der auswärtigen
Angelegenheiten auf keiner Seite einem Widerstande. Die Beratung drehte
sich nur darum, eine Formulierung zu finden, welche, ohne dies aus¬
drücklich zu sagen, die Idee zum Ausdrucke brächte, daß Ungarn nicht
Mitglied des Deutschen Bundes ist, die Statuierung der Bundes¬
angehörigkeit Österreichs als einer auch Ungarn betreffenden gemeinsamen
Angelegenheit ausschließen, sowie die Angliederung des „ganzen Reiches"
an den Bund verhindern würde (vgl. auch Ausführungen der ersten Adresse
vom Jahre 1861, Abs. 23 ff.). Schließlich einigte man sich dahin, ganz
„allgemein" zu sagen, „daß in dem Auswärtigen all das gemeinsam ist,
was das ganze Reich zusammen genommen betrifft" a
RülüA/böir könös minäar, mi 6A882 biroäaliuut SA/Mt vövo iUoti),
„daß die auswärtigen Angelegenheiten insofern gemeinsam sind, inwieferne
dieselben alle Länder zusammen betreffen" (boZ/ » Icülü^slr anu^ibun

a lusuu^ibon uMlr niinäsn orW^Aot SA^ntt illstnsll), daß
„die auswärtigen Angelegenheiten, welche alle unter der Herrschaft Seiner
Majestät stehenden Länder zusammen betreffen, gemeinsam sind" (a
küIüA^slr, wol^slr as o tslsöxo urullroäüsu glatt äU6 inlnck s n orsxä-xo-
Irat GA^ntt UlatL, IroLossle). Diese Formulierungen, von denen die
letztere (unter Ersetzung des Wortes „alle" durch „sämtliche") im Subkomitee
tatsächlich angenommen und auch Gesetz geworden ist, „wurden als solche
befunden, die für Ungarn alle Verpflichtungen ausschließen, die wegen der
deutschen Bundesprovinzen wohl Österreich, nicht aber Ungarn
treffen". — Die Textierung wurde also im Subkomitee, d. i. vor dem
preußischen Kriege, nur deshalb gewählt, um die befürchtete Absorption
Ungarns durch den Deutschen Bund unmöglich zu machen. Obwohl aber
die Formulierung inzwischen durch den Prager Frieden gegenstandslos ge¬
worden war, blieb sie dennoch im Elaborate und wurde Gesetz — ein
Fehler, der die Bestreitung der absoluten Gemeinsamkeit aller aus¬
wärtigen Angelegenheiten zeitigte. „Beust hatte es eben so eilig, sein
Duell mit Bismarck aufzunehmen, daß er sich kaum die Bestimmungen
des Ausgleiches besah, als er dem Kaiser riet, sie anzunehmen" (Eisen-
mann, Österr. Rundschau II, S. 436).

4) In der Fassung des 15er Elaborates bestand der Punkt 8
nur aus den zwei ersten und dem letzten Satze des jetzigen § 8, so daß
nach „betreffen" der Schlußsatz („Diese auswärtigen Angelegenheiten also
sieht . . . festgestellt werden wird") folgte.

In dem Wiener Regierungsentwurf lauteten die ent¬
sprechenden Bestimmungen folgendermaßen:

„Als aus der in der pragmatischen Sanktion wurzelnden Ver-
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teidigungsgemeinschaft fließende gemeinsame Angelegen¬
heiten werden erklärt:

„Z 2. Das Auswärtige. Und zwar dessen einheitliche
Leitung, die einheitliche diplomatische und kommerzielle
Vertretung des Reiches, und die Verfügungen, welche in Ansehung
der internationalen Verträge auftauchen können UuluZ^.
Us pockig anualr vMStöss, a birockaloin ckiplowatiLi s
Icorsslrsäölmi Irüpvisoltotöss, s a now^stlröLi erisriiöäöool!:
tslciutotöbsn kslmsrüllrotö 1nt62lrs<kö88lc)."
In den Wiener gemeinsamen Konferenzen wurde nun ver¬

einbart (Lön^i, Deälr l)682öäoi IV, 175), daß nach den beiden ersten
Sätzen des 15 er Vorschlages folgende zwei Sätze einzuschalten sind:

„Infolgedessen gehören die einheitliche diplomatische und
kommerzielle Vertretung des Reiches nach außen (a dlroäalom äiplo-
matiai 8 Irsrsolrsäolmi 6A^8vgS8 llöpviooUstsss u lrültolä iräll^Lbau
snach außen)) und die Verfügungen, die rücksichtlich der internationalen
Verträge auftauchen können, im Einverständnisse mit den Ministerien
der beiden Neichshälften ja biroäaloin inincklröt tslönolr milli82-
torluiuaival) und unter deren Zustimmung zu dem Wirkungskreise
des gemeinsamen Ministers des Auswärtigen (a lrö^öo lrü1üg^mini82tor
IiatLslrör^ll s ii). Die internationalen Verträge teilt ein jedes Ministe¬
rium seiner eigenen Gesetzgebung mit." -
6lorovs, welchem zufolge Parteiverabredung die Aufgabe zugefallen

war, den der Vereinbarung entsprechenden Initiativantrag in der 67er
Kommission einzubringen, tat dies mit folgender Begründung (Lö^öo
vi820ll/olr, S. 66): Das Subkomitee habe in seinem Elaborate gewisse
allgemeine Prinzipien aussprechen und die Detaillierung hinsicht¬
lich der meisten Punkte einer späteren Zeit vorbehalten wollen. Er (Okrove)
glaube jedoch, daß, wenn man jene auswärtigen Berührungen, die Gegen¬
stände der internationalen Verhältnisse sind, in Betracht ziehe, die De¬
taillierung auch bezüglich des Punktes 8 notwendig sein werde. „Unter
diese Gegenstände gehört außer den diplomatischen Gegenständen
im engeren Sinne all das, was die Vertretung des auswärtigen
Handels betrifft — insbesondere das Konsulatswesen (a oonsulatuo);
hierher gehören noch manche andere Gegenstände, welche aus dem gegen¬
wärtigen Stande der internationalen Verhältnisse entspringen. Zum
Portefeuille des Auswärtigen (a, lrülüA^i tLrenäbou) gehören jene Ver¬
trüge, welche hinsichtlich der Ausgestaltung dieser Verhältnisse notwendig
werden; diese werden in der Regel durch die einzelnen Minister angeregt,
aber die Verhandlung und Abschließung der Verträge selbst bewerkstelligt
der Minister des Auswärtigen; anderseits würde ich es für notwendig
halten, daß, ungeachtet in diesem Alinea die gemeinsame Leitung
dieser Angelegenheiten (s^sn üx^slr KöE vssstöso) ausgesprochen
ist, auch noch klar ausgedrückt werde, daß in allen diesen Verfügungen
das verantwortliche ungarische Ministerium die Inter¬
essen unseres Vaterlandes gehörig vertrete und unterstütze."
Der sohin von Oorovo eingebrachte Ergänzungsantrag unterschied sich jedoch



94 Gesetzartikel XII. Z 8, Anm. 5—7.

von dem in den gemeinsamen Konferenzen vereinbarten Texte dadurch, daß
das Wort „einheitlich" vor „diplomatische und kommerzielle Vertretung"
weggelassen war und daß es statt „zu dem Wirkungskreise des
gemeinsamen Ministers des Auswärtigen" in dem Antrag „unter die
Agenden des gemeinsamen Ministers des Auswärtigen" hieß.

Hollan stellte zu dem Amendement 6-orovs den Abänderungsantrag,
daß die Stelle „im Einverständnisse mit den Ministerien der beiden
Reichshälften und unter deren Zustimmung unter die Agenden des
gemeinsamen Ministers des Auswärtigen" folgendermaßen zu lauten
hätte: „im Einverständnisse mit den Ministerien beider Teile und
unter deren Zustimmung unter die Agenden des Reichsministers
des Auswärtigen (rninllkot käl ininisritsriuinLval . . ., a diroäalini
liailüMininisntsr tsoncläi lrö^s)".

Oorovs trat dem Abänderungsvorschläge bei, da er den ursprüng¬
lichen Sinn seines Antrages nicht ändere, sondern in gewisser Hinsicht
sogar präziser zum Ausdrucke bringe. Das Amendement Oorove und
der Modifikationsantrag Hollan wurden nach längerer Debatte mit der
Abänderung angenommen, daß an Stelle des Ausdruckes „Reichs minister
des Auswärtigen" wieder der ursprüngliche Ausdruck „gemeinsamer
Minister des Auswärtigen" gesetzt wurde (vgl. hierüber unten Anm. 17).

°) D6l8., ir^IllKs und 8td.: „Deshalb"; 8tr. dagegen: „pur
eonsoguant". Deshalb (vom altdeutschen Halbe — die Seite) bedeutet
„von Seiten des im Vorhergehenden Ausgedrückten", von Seiten oder
in Rücksicht auf diese oder jene Verhältnisse bei der Sache, in Erwägung
der dabei obwaltenden Umstände, zeigt also die bewegende Ursache an
(Eberhard Nr. 346, Weigand Nr. 447); pur eonsöguant bezeichnet
aber ein objektiv feststehendes F o l g e Verhältnis und bringt zum
Ausdruck, daß, weil das Vorhergehende gewiß ist, das andere eine not¬
wendige Folge sein muß. Das ungarische Wort snn^lloKva bezeichnet
sowohl das eine als auch das andere (O?uor:or-I?oAarasi). Doch
scheint die Folgebedeutung zu überwiegen, was auch daraus hervor¬
geht, daß bei snnolkoAva Lelsinsn nur: „folglich, infolgedessen, demnach,
daher" und Lallaxi: „demnach, infolgedessen" angeben. Deshalb wird
im Texte onnöltoAva mit „infolgedessen" übersetzt.

6) „Vertretung" ist hier im passiven Sinne zu verstehen, als
„das Vertretenwerden des Reiches". Denn k^xvissltotäs ist die Sub¬
stantivbildung von dem passiven lräpvissl t e tni (vertreten werden). Den
Gegensatz dazu bildet das vom aktiven lrspvisslni (vertreten) abgeleitete
lcöpvisolst oder kopvisslös, welches daher die Aktion des Vertretens,
„das. Vertreten", die Vertretung (im aktiven Sinne) bedeutet. Im
Deutschen drückt „Vertretung" beides aus. Über den Ausdruck di vo¬
ll al o in, Reich siehe den Exkurs in der Schlußanmerkung zu diesem
Paragraphen.

7) ^08. und IlAölAs: „sowie die hinsichtlich der internationalen
Verträge etwa notwendigen Verfügungen" und 8td.: „sowie die
hinsichtlich der internationalen Verträge erforderlichen Verfügungen".



Gesetzartikel XII. Z 8, Anm. 8—II. 95

llÄImsrüllsto heißt „auftauchen könnend", z. B. „aus den Wellen tauchen
Städte empor" (msrüknslr toi); a.2 a lläräös rasrül Ist, es taucht die
Frage auf, es entsteht die Frage (Lslsmon). Die wörtliche Übersetzung
der Stelle lautet: „und die hinsichtlich der internationalen Verträge auf¬
tauchen könnenden Verfügungen". 8tr. übersetzt: „st iss äispositions ä
prsnärs ponr es g;ui sst äss traitss intsrnrrtionuux". Über das Wort
82sr2oäss, Vertrag siehe Ausführungen bei § 15 Anm. 4.

8) In betreff des Ausdruckes „beider Teile (minällst M)" wies
Ossn^sr^, der als Schriftführer in Gemeinschaft mit Osäll das I5er
Elaborat redigiert hat, in der 67 er Kommission (Liö^öo visrwn/oll, S. 71)
darauf hin, daß dieser Ausdruck seine Erklärung in ß 28 finde, wo es
heißt: „daß einerseits die Länder der ungarischen Krone zusammen,
anderseits die übrigen Länder und Provinzen Seiner Majestät zusammen
so angesehen werden sollen, wie zwei besondere und vollständig
gleichberechtigte Teile (mint Ir st llälön äs tsljsssn sA^snjoAu ksl)".

Nach Lsarvas-Liinon/i (Sprachgeschichtliches Lexikon) war die
ursprüngliche Bedeutung von M: msäistao, die Hälfte. Ktiam si äiini-
äiain partsin (toi) rs^ni mol pstisris, iivpvtrabis. Aber schon in der
sogenannten Totenrede (Halotti llss^sck), einem der ältesten ungarischen
Sprachdenkmäler, hat es die Bedeutung von xroximus, Nächster,
Gefährte. Vickstis kratrss insi (Datmtuo ks16 Vin) SUNI ooulis vsstris,
iniä gumno. Oili^ss proxiinum tuuin (Isis äst). Dann heißt es
altsra pur 8, aävsroariuo, die andere Partei, die Gegen¬
partei: Frieden stiften zwischen zwei Parteien (llst ksl llöi-t); Prozeß¬
partei (psrss 161); die vertragschließenden Parteien oder Teile (orsr^öäo
is I s ll).

0) D88., R^LlAs und 8tb.: „z u den Agenden"; 8tr.: „rslsvsnt äso
attributions". XÖ2S bezeichnet zwischen (mehrere) hinein, unter
(mehrere) hinein, z. B. rakäüll llöW jntni, unter Räuber hineingeraten.
Dies ist wichtig, weil hiedurch viel schärfer zum Ausdruck kommt, daß
die diplomatische und kommerzielle Vertretung nur einen Teil der Agenden
des Ministers des Äußern bilden. In dem in den Wiener gemeinsamen
Konferenzen vereinbarten Texte hieß es „zu dem Wirkungskreise" (oben
S. 93), was jedoch bei Einbringung des Antrages durch Oorovs in
„unter die Agenden" geändert wurde.

") Xülü^minisritsr heißt: Minister des Auswärtigen, von llülüK/,
das Auswärtige, das Äußere. Die amtliche Bezeichnung im Deutschen
ist: Minister des Äußern. 8tr.: ininiotro (eommun) äs8 allairs»
vtrnnAörs8.

") D68., LxLlAs und 8td.: „teilt jedes Ministerium". Das an
zahlreichen Stellen des Gesetzes vorkommende, von ininäsn (jeder, e, es)
abgeleitete minäsniL bedeutet jeder (e, es), aber mit dem Nebensinn der
Hervorhebung jedes einzelnen aus einer Mehrheit. Des¬
halb wird es in dieser Arbeit durchwegs mit „ein jeder" (eine jede,
ein jedes) übersetzt.
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*2) Die Übersetzung 8tr.'s: 6dagus Avuvsrnsinsirt Isis. 80N rapport
s. Sou Uarlswsnt rsspsetick sur Iss traitös iiit6rns.tions.ux eonelus ist
unrichtig. Bemerkt sei noch, daß das Gesetz ausdrücklich von der Mit¬
teilung der Verträge an die „Gesetzgebung (törvsn^dorLs)" spricht.

*3) 8tr.: „Uar oonsöguant, Irr Honoris eoiisiclsrsirt Iss atkairss
ötrauAgrss so inms äss sü'sirss eommunos . .

") 1,68.. RxLlKs und 8td.: „erkennt . . . an"; tsdintsui: an¬
sehen, betrachten (vgl. § 7 in tins); anerkennen heißt slisinsrni (vgl. u. a.

4, II); richtig 8tr.: eonsiäsrunt.
1,68. und Kg-LiKs: „präzisierte"; 6örülirt (von 6örül, um,

herum und irni schreiben) wörtlich: umschrieben.
i°) 668., UZVIxs und 8tl>.: „welches . . . festgestellt wird"; im

Original steht das Futurum. 8tr.'s Übersetzung: 6ar eonsöguant,
ia Honoris oonsicksrant Iss atkairss ^tran^srss oomws los süsirss
oomvaunss, s'snAUAg ä partioipsr aux ckspsnsss . . . gu'sllss sntruinsnt
äans la Proportion ötadlis oi-apräs aux artielss 18, 19, 20, 21 st
22, ist weder vollständig noch richtig, da die Proportion selbst in den
Artikeln 18—22 nicht festgestellt ist.

1?) Bedeutung und Übersetzung des Wortes diroäalow.
Der Ausdruck „diroäaloin" wird an den fünf Stellen, an welchen

er im Gesetz vorkommt (vgl. auch kr. Anm. 35), in 668. und RZDlAs
sowie von 8td.: im Z 8 mit „Reich", in Ur. Abs. 2, 3 (zweimal) und 4
mit „Monarchie" und von 8 teuer mit „ro^auws", bzw. einmal
mit „pa^s" wiedergegeben. Mit Rücksicht auf diese verschiedenen Über¬
setzungen und da der Ausdruck in der staatsrechtlichen Literatur und Praxis
eine große Rolle spielt, ist es nötig, darauf näher einzugehen.

Hiebei soll der Begriff zunächst sprachgeschichtlich entwickelt, dann
dessen richtige Wiedergabe festgestellt und weiter die Anwendung und Be¬
deutung besprochen werden, welche er in Beziehung auf das Verhältnis
zwischen Österreich und Ungarn in der staatsrechtlichen Praxis und Literatur
gefunden hat.

I. Etymologisch ist diroäalom ein mit der Bildungsendung-o-äaloin
vom Stamme dir abgeleitetes Wort (Toepler, Grammatik der unga¬
rischen Sprache, S. 219).

Dem Stamme dir sind zwei Grundbedeutungen eigen, die des Besitz-
und die des Macht- und Herrschbegriffes.

Lirlii ist zunächst die technische Bezeichnung für besitzen, possi-
äsrs. Diese Bedeutung hat dirni bis auf den heutigen Tag unverändert
behalten (vgl. das Wort in M 5, 43, 44, 51).

Weiter bedeutet aber das Wort soviel wie können, vermögen,
imstande sein, stark, kräftig sein, einer Sache mächtig oder
gewachsen sein, possuru, valso, valickus, potsns, oornpos, par suw,
wie in den Redensarten: er kann kaum aufstehen; ich tue wie ich kann;
ein jeder gibt, soviel er vermag; vor Freude ist er kaum seiner
mächtig; er hat sich nicht in der Gewalt; er ist der Arbeit, dem
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Feinde nicht gewachsen. Auch diese ein Vermögen im allgemeinen aus¬
drückende Bedeutung hat sich im vollen Umfang bis auf den heutigen
Tag erhalten.

Außerdem besitzt aber dirni die Bedeutung der Ausübung von
Herrschaft und Gewalt jeglicher Art, mag es sich um politische,
richterliche, dienstherrliche oder eine sonstige Gemalt handeln, und wird in den
Quellen den Ausdrücken: impsro, äoininor, rsAO, in äitionsin roäiAors,
ooLnpg.ro gleichgehalten (Sprachgeschichtliches Wörterbuch von Lnarvas-
Liinon^i). Z. B.: Man führte ihn vor Pilatus, der damals über
Jerusalem gebot (dir vala ckorusalsinnwl) nach dem Kaiser (Anfang
des 16. Jahrhunderts). Als König Lüla über das Land mit Gerechtigkeit
herrschte (birna), wurde er von allen geliebt (1575). Er verwickelte
sich in Streit mit Kaiser Rudolf, der damals über Wien gebot (dir
vala, 1575). Sein Volk, das er dir anvertraut hat, sollst du zu regieren
und zu leiten wissen (tn^vack dvrny, i^a^atn^, 1639). Grausam be¬
gannen die Menschen die Reiche zu beherrschen (ar diroäalinolcat
Uo^otlonül lrgöästtsU L2 smdorsU dirni, 1639). Wer seine eigenen
Hausleute nicht zu beherrschen versteht (nsm tuck^ia dirni), kann um so
weniger für das Haus Gottes sorgen (1583). Er gebietet (dir) über
das ganze Kriegsvolk und Heer (1616). Beherrschet (d^r/atoü) Euere
Seelen (1521). Der ist wahrlich König, der sich selbst zu beherrschen
versteht (tvM^a d/rn^a, 1527). Mein Geist ist so, wie der blaue
Himmel, wenn ihn das Gewitter in der Gewalt hat (dirja, 1803). Vgl.
auch kokirä, Konsul, Oberrichter; orssÜKdirä, Oberster Landrichter, guäsx
ourias; värdirä, coinss oastri, Burgvogt; dirüsaA, roZnuin, potostas, suäi-
oatus, praotura; srckädirü, maAistsr silvas; talusi dirü maAwtsr pa^i;
dagüdirö, ingA'istsr navis; dä^diro, pater tainilias.

In der neueren Zeit hat jedoch dirni die Bedeutung der Herrsch-
und Gewaltübung in diesem umfassenden Sinn eingebüßt und ist
vorwiegend zur technischen Bezeichnung für die Ausübung der richter¬
lichen Gewalt geworden: so ist dirü die spezifische Bezeichnung für Richter,
diräsÜA für Gericht (siehe die Worte in ß 51); z. B. fi'rrüsdirü, Bezirks¬
richter; siwlAadirä, Stuhlrichter; düutsto dirüsÜA, Strafgericht.

Wie der Besitz- und Machtbegriff in dir vereinigt ist, zeigt in inte¬
ressanter Weise z. B. das Wort dirwd. Dieses bedeutete sowohl pns-
ssssio als auch xotsetas, z. B.: Unser Herr starb im 17. Jahre der
Herrschaft (dirtoü) des Kaisers Tiberius (1615). Während nun dirtod:
die technische Bezeichnung für Besitz im objektiven Sinne (Besitztum, Gut)
noch heute ist, hat sich die zweite Bedeutung des Wortes in der modernen
Sprache verloren und lebt nur noch in der Bedeutung Gebiet fort,
z. B. Iranoia dirtalr, französisches Gebiet (Lsloinsn). Ein anderes
Beispiel bieten das Verbum diraüo?, welches possiclors (sie besitzen
keine vergänglichen Güter, 1787), und das Verbum diradock, das rsAnars
bedeutet (sie herrschten nicht so wie die Könige der Heiden, 1588).

II. Der gleiche Dualismus in der Bedeutung zeigt sich nun auch in
dem Worte diroäaloin. Dieses bedeutet in der älteren Sprache:

Bolger, Ausgleich. 7
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1. „xo88688us, Besitztum" (82srvss-8imon/i), z. B.:
alle unsere Besitztümer (blroäslmine) und Diener sind vor deiner
Person (1436); nicht deiner Wohlgesinntheit wegen führt er dich in den
Besitz (b/roäslmsrs) des schönen Landes (1516, Zitate bei 82SI'VS8-
8imon/i und 62u0Lor-I'oKsrs8i).

2. „imp o rium, rsg'nnm, äitio, Herrschaft, Macht" (8 2 sr-
vs8-8imon/i), z. B.: iäo bö2bs vslö biroäslom, wörtlich: „Herrschaft
in der Zwischenzeit", intorroZnum, Zwischenherrschaft, „Zwischenreich";
vslslri biroäslms slstt vslö, wörtlich: „unter der Herrschaft jemandes
seiender", oubjootus; Ir/ N6M vsotot/Ir äuäänslr nsM28ts6bol 8.2
b/roäslom — es wird nicht herausgenommen aus dem Geschlechte Juda
die Herrschaft („das Reich"); unter der Herrschaft des Antiochus
(^ntioobus b/roäslms slstt, 1527); über 10 Städte sollst du die Herr- ,
schäft (biroäslmsä) haben; seid unter der Herrschaft (birväslmolr)
der Älteren, subj soti ostoto sauioribus; S2 birsl/nse biroäslmsnae
bstsäio ss^tsnclois vsls — es war das siebente Jahr der Herr¬
schaft („Reiche") des Königs (1590); er hat keine Gewalt (nineosn
biroäslms) über seine Seele (1590); biroäslom ös ursss^, äitio at
äominium (1673) (Zitate bei 82g.rvs.s- 8imon/i).

III. Auf dem Besitz- und Herrschbegriff ruht auch die Bedeutung,
welche biroäslom in der modernen Sprache hat. Nach 02uv2or-
I? o A s r s 8 i ist biroäslom

«) „Die Gesamtheit der unter der Regierung eines Landes¬
fürsten stehenden Provinzen, d. h. das ganze seinen Besitz bildende
Territorialgebiet. Das ungarische biroäslom ist das, so die zur
ungarischen Krone gehörigen Länder bilden." (Vslsmsl/bsjoäolom
kormLn/s glatt Isvo isrtomsn/olr ö82V6A6, vsA/is sunslr birtobät tovo
0KÖ82 külätsrülst. „NsK/sr biroäslom", mo.l/6t s MSA/Sr boronslw2
tsrtO2Ö or82gA'ob bopO2imb.)

Es ist nicht uninteressant, daß in dem 1862 erschienenen Werke
02uo2or-I?oAsrs8i8 der Begriff biroäslom fast wörtlich so definiert
ist, wie es in dem sechs Jahre später erlassenen Allerhöchsten Handschreiben
vom 14. November 1868 bezüglich des österreichisch-ungarischen Reiches
(mgA/gr-os2trsIr biroäslom) geschieht, wo es heißt, daß als Bezeichnung
„der Gesamtheit aller unter dem Szepter Seiner Majestät
verfassungsmäßig vereinigten Königreiche und Länder" die Aus¬
drücke: „österreichisch-ungarische Monarchie" oder „österreichisch-ungarisches
Reich" zu gelten haben.

/2) „Im engeren Sinne jenes Land, oder die Gesamtheit der
Länder, deren Landesfürst die kaiserliche Würde inne hat".

Darnach bedeutet biroäslom heutzutage das von einem Landes¬
fürsten besessene und beherrschte Ländergebiet von ausge¬
dehntem Umfange. Eine größere Ausgedehntheit des Herrsch- und Besitz¬
gebietes oder kurz Les L ä n d e r besitzes ist biroäslom immanent (siehe auch
I olnsr, Artikel biroäslom in Ns^/sr äoAi biöxibon), zumal alle mit
-o-äslow gebildeten Worte das Merkmal der Menge und Fülle aufweisen.
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IV. Es ist nun von großem Interesse zu verfolgen, wie das deutsche
Wort „Reich" einen vollständigen Parallelismus zu biroäalom
aufweist. Nach Grimm, Deutsches Wörterbuch, liegt sowohl dem Sub-
stantivum „Reich" als auch dem Adjektivum „reich" das gothische
Substantivum rsilrs, Herrscher, Oberster, zugrunde, das auch in
adjektivischer Stellung und in der Bedeutung mächtig, vornehm auf¬
trete. Rsilrs selbst sei eine urgermanische Entlehnung aus dem keltischen rk^,
gallischen rkx, rsx, welch letzteres wieder, urverwandt mit dem altindischen
rLA'au, König, lateinisch rvA (vorn, rox und roAsro), den Führer, Lenker
bezeichne. Von dem Lehnworte rsilrs sei zuerst das Substantivum Reich,
das als gemeingermanische Bildung erscheine, und erst dann das Ad¬
jektivum reich, das in solcher Form nur westgermanisch sei, abgeleitet
worden.

Daraus geht hervor, daß, ebenso wie biroäaloin, auch „Reich" schon
vermöge seiner Abstammung der Herrschbegriff eigentümlich ist. Ander¬
seits fehlt ihm aber auch das Besitzelement nicht, wie dies insbesondere
auch das Adjektivum „reich" dartut. Dieses bedeutete ursprünglich: groß,
mächtig, gewaltig und war ein ständiges Epitheton zu Gott, Fürsten, Vor¬
nehmen; aber schon im Althochdeutschen taucht die in der ursprünglichen
Bedeutung „mit lieg en de Vorstellung des Begüterten, mit Besitz über¬
flüssig Versehenen empor, errang im Laufe der Zeiten den Vorrang und
im Neuhochdeutschen die Alleinherrschaft" (Grimm).

Aber auch inhaltlich sind in dem Begriffe „Reich" dieselben Elemente
von Macht, Besitz und Menge eingeschlossen wie in biroä-Uow.

Nach Adelung vereinigt „Reich" „die beiden Bedeutungen der
Macht und der Menge in sich". Es komme zunächst als ein Abstraktum
vor und bedeute „Herrschaft, Regierung, das ist das Recht und
die Gewalt, das freie Verhalten anderer, besonders einer ganzen bürger¬
lichen Gesellschaft zu bestimmen". Auch nach Grimm bezeichnet Reich
„allgemein das mit einem Herrscher in Zusammenhang Stehende, von
ihm Abhängige und damit die Herrschaft, Gewalt, Regierung".
Als Belegstellen werden von Grimm und Adelung u. a. angeführt: du
hast thörlich getan, und nicht gehalten des Herrn deines Gottes Gebot, . . .
denn er hette dein Reich bestetiget über Israel für und für, aber nu
wird dein Reich nicht bestehen (I. Sam. 13, 13); wie er gedechte,
alle diese Lande unter sein Reich zu bringen (Judith 2, 3); dein
Reich komme zu uns (im Vaterunser); in der Redensart des täglichen
Lebens: sein Reich hat ein Ende, d. h. seine Gewalt, seine Herrschaft;
in der Datierung von Urkunden: Gegeben am . . . Unserer Reiche
des römischen im zehnten, des hungarischen im sechsten Jahr (vgl. hiezu
die oben (S. 98) zu biroäaloin mitgeteilte Belegstelle: Es war das
siebente Jahr der Herrschaft („Reiche") des Königs).

Man sieht, daß die Anwendung des Wortes „Reich" in ganz gleicher
Weise und auch in demselben Umfange (für politische und nicht
politische Gewalt) erfolgt, wie in den oben angeführten Beispielen das
Wort lliroägloin.

Weiter bezeichnet nach Adelung das Wort Reich als Kon-
7*
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kretum den „ganzen Umfang, den Inbegriff derjenigen Dinge,
über welche jemandem die oberste Gewalt zukommt", ins¬
besondere „den ganzen Umfang aller einem gekröntenOber-
haupt unterworfenen Provinzen", und nach Grimm „das Gebiet,
das der Herrschaft unterworfen ist". In diesem Sinne spreche
man vom „Reiche Gottes" als dem Inbegriff aller Gott unterworfenen
Dinge, vom „Königreich", vom „Kaiserreich", das ist dem einem König
oder Kaiser unterworfenen Land, oder dem Land, worauf die königliche
oder kaiserliche Würde haftet. Es sei von großem, einem völlig unab¬
hängigen Oberhaupt unterworfenen Gebiet am üblichsten wie Assyrisches
Reich, Persisches Reich, Römisches Reich, Türkisches Reich, während man
nicht gern sage: Reich Portugal, Reich Preußen.

Auch in dieser Beziehung stimmt also Reich mit diroäaloin überein.
Beide bezeichnen ein ausgedehntes Herrsch gebiet, einen aus¬
gedehnten Länderbesitz, ohne jedoch über die innere staatsrechtliche
Struktur etwas auszusagen.

V. Der Parallelismus besteht aber auch in der Richtung, daß weder
diroäalom noch Reich schlechthin eine bestimmt definierte
Staatsform (Einheitsstaat, Staatenbund, Bundesstaat) zum Ausdruck
bringen.

Bezüglich des Wortes „Reich" ist dies allgemein anerkannt und folgt
von selbst daraus, daß dem Begriffe eine Konkretisierung der Herrschafts¬
beziehung nach ihren Voraussetzungen, ihrem Inhalte und ihren Wir¬
kungen fremd ist. So erklärt Jellinek (Staatenverbindungen, S. 250
und 314), daß Reich keine staatsrechtliche Kategorie ist, daß
die verschiedensten staats- und völkerrechtlichen Gebilde — von dem die
Gesamtheit der Christenheit umfassenden römischen Reiche des Mittel¬
alters und dem aus völkerrechtlich unverbundenen Staaten bestehenden
Reiche Karls V. bis zu dem streng zentralisierten Einheitsstaate Frank¬
reich — als Reich bezeichnet wurden und daß im allgemeinen auch heute
diese Titulatur einem jeden als Großmacht auftretenden, sei es zu
staatsrechtlicher, sei es zu völkerrechtlicher Einheit organisierten einfachen
oder zusammengesetzten politischen Gemeinwesen beigelegt werden kann,
besonders wenn es monarchischer Natur ist. Auch nach G. Meyer
(Grundzüge des Norddeutschen Bundesrechtes, S. 25) wird Reich in so
vielfachen Anwendungen gebraucht, daß man eigentlich nur sagen könne,
es bezeichne einen größeren Länderkomplex mit verschiedenen bis
zu einem gewissen Grad e selbständigen Teilen. Der gleichen Ansicht
ist wohl auch Gumplowicz (Österr. Staatsrecht, 3. Aufl., S. 45), so¬
wie unter den älteren Schriftstellern schon Johann Jakob Moser
(Grundriß der heutigen Staatsverfassung des Teutschen Reiches, S. 73 f.).
Aus diesem Grunde ist die Ansicht I^orckinanä/s (Na^arorsnäA

S. 786 und 803) sowie die von 6llr/o2^ in der 67er Kom¬
mission (XöLös visrwiL^nK, S. 70) zum Ausdruck gebrachte Auffassung,
daß das Wort „Reich" im Deutschen stets einen Staat bezeichne, un¬
zutreffend.
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Das Gleiche gilt aber auch von birodalom. Auch dieses hat
keinen bestimmten staatsrechtlichen Inhalt und wird in Be¬
ziehung sowohl auf einen Einheitsstaat, als auch auf einen Bundesstaat,
als auch auf eine bloß völkerrechtliche Staatenverbindung angewendet, so¬
fern es sich nur um einen bedeutenden und ausgedehnten Länderbesitz
handelt. So ist nach E. Xux/ (LörifoA, S. 470) der Ausdruck
dirodalom „rechtlich ganz unbestimmt und wird zur Bezeichnung
der verschiedensten politischen Gebilde (für das Deutsche Reich bis
1806, für den Deutschen Bund 1806—1867, für das heutige Deutsche
Reich, für Österreich auf Grund der Verfassung vom 4. März 1849)
verwendet". Häufig diene „dirodalom (—possessio)" zur Bezeich¬
nung sämtlicher unter der Herrschaft einer physischen Person stehender
„Staaten", wie in lurodalom Alexanders des Großen, birodalom Dschingis-
khans, birodalom Karls V. Ebenso erklärte (stlr/vL^ in der 67er Kom-»
Mission (LöMS visrwu^oll, S. 70) dirodsloin als dunklen, leicht miß¬
zudeutenden, doppelsinnigen Ausdruck (s. auch l?olnvr, Ua^ar do^i
Dsxilron s. v. llirodalom, Lalo^d, XörgoA, S. 394, Vordiuand^,
Hö?)oA, S. 786 und 803, Lsirsies, X dualismus, S. 272).

Lirodulom, Reich ist eben ein Begriff, der über den vorhandenen
staatsrechtlichen Kategorien steht und ebensogut die eine oder die
andere in sich schließen kann.

Daher können auch aus dem Worte dirodalom oder Reich allein
noch keine Schlüsse auf die staatsrechtliche Natur des Länderkomplexes ge¬
zogen werden, in Beziehung auf welchen diese Ausdrücke in einem konkreten
Falle gebraucht find.

VI. Beider zweifellos vollständigen Identität der Ausdrücke diro-
dulom und Reich, welche auch darin zum Ausdrucke kommt, daß diro-
dalom nicht nur von den Lexikographen und Grammatikern (L s I s m o n,
11 allLAi, 8ollvart?-H<chtäs, Üatll, Növös?, Dosplsr), sondern
auch von ungarischen Staatsrechtslehrern (Volnsr, Na^ar do§i lb/oxillon
8. V. dirodkdom; E. LörgoA, S. 470) im Deutschen mit Reich
wiedergegeben wird, ist es unbedingt Pflicht getreuer Übersetzung,
sie als gleichwertig zu behandeln.

Auffallend erscheint es nun, warum 1^68., LZ-LlAs und 8tb. ein
und dasselbe Wort in K 8 mit „Reich", in Vr. Abs. 2, 3 und 4
aber mit „Monarchie" wiedergeben.

Innere, aus dem Inhalte der Bestimmungen sich ergebende Gründe
für diese Verschiedenheit sind nicht vorhanden. Anderseits kann nicht be¬
hauptet werden, daß Monarchie und Reich adäquate Begriffe wären. In
her 67 er Kommission wurde über die Bedeutung des Wortes llirodalom
eingehend debattiert, doch wurde es nie unter Zuhilfenahme des Wortes
„Monarchie" erklärt. In der ungarischen Literatur wird für Monarchie
grundsätzlich das Lehnwort „inonarollia" (E. Xö^oK, S. 192;
ü^esi, Lö2)oK, S. 124 ff.; üorvütll, XörgoA, S. 22 ff.; k?srdi-
uand^, LösgoA, S. 59; Liss, LöHoA, S. 40), niemals aber diro-
äulom gebraucht. Ebenso ist der im Gesetzartikel XXXVIII vom Jahre 1827
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vorkommende Ausdruck univsrss. m o v a r e ll i a Xuotrlaea in der ungari¬
schen Übersetzung des 6orxns jurw IiunKarioi (Millenniumsausgabe) durch
sA^stsmso ano^triai monarebia wiedergegeben. Desgleichen ist in dem
ungarischen Texte des User. 8. 8tspll. Iil>. II., xrask § 2 und vax. 19
das lateinische Wort „wonarellia" nicht durch biroäalom, sondern durch
(Land) übersetzt. Man kann wohl sagen, Montenegro ist eine Monarchie, da¬
gegen nicht, Montenegro ist ein Reich (biroäalom). Anderseits sind die
Vereinigten Staaten gewiß ein großes Reich (biroäalom), aber keine
Monarchie.

Als in der ersten Delegationssession und Lorkaxol^
in zwei am 29. Januar 1868 (Prot. Nr. 64) eingebrachten Interpellationen
Beschwerde führten, daß sich das gemeinsame Ministerium im Verkehre
mit der österreichischen Delegation als „ReichsMinisterium" (und
„Reichs minister") bezeichnet (im Verkehre mit der ungarischen Delegation
wurden die Ausdrücke „gemeinsames Ministerium" und „gemeinsamer
Minister" gebraucht), gab das gemeinsame Ministerium in der Sitzung
vom 31. Januar 1868 (Prot. Nr. 69) die Erklärung ab, daß damit
der Gebrauch von Ausdrücken, die mit der konstitutionellen Selbständig¬
keit Ungarns unvereinbar wären, nicht beabsichtigt war; „im Gegenteil
die gebrauchten Ausdrücke wurden als gleichbedeutend mit: ,den
beiden Teilen der Monarchie gemeinsame Angelegenheit' gehalten".
Diese Erklärung nahmen die Interpellanten mit dem Bemerken zur Kennt¬
nis, daß das Wort „Monarchie" auch nach ihrer Ansicht der bestehenden
Sachlage entspreche.

Daß jedoch biroäaloin an und für sich im Deutschen richtig durch
„Reich" zu übersetzen ist, geht auch aus der umfangreichen Debatte hervor,
welche am 9. November 1868, diesmal im ungarischen Abgeordneten¬
hause, neuerlich über die im Verkehr mit der österreichischen Delegation
und in der sonstigen deutschen Korrespondenz angewendeten Titulaturen
„Reichs Ministerium" und „Reichs minister" abgeführt wurde.

hatte nämlich (6. November 1868) den Antrag eingebracht,
der Reichstag solle sich an den Delegationsvcrhandlungen insolange nicht
beteiligen, als die dem Gesetze und der Selbständigkeit Ungarns zuwider¬
laufende Bezeichnung „Reichs minister" und „R e ichs Ministerium" (biro-
äalwi wiviWtsr, biroäalmi rainwutomnin) nicht beseitigt werde.
erklärte, daß ein Ministerium, das sich nicht so benenne, wie es das
Gesetz vorschreibt, nicht gesetzmäßig gebildet und nicht jenes Ministerium
sei, welches das Gesetz geschaffen habe. Die Umwandlung des „gemein¬
samen Ministeriums" in ein „Reichsministerium" drücke auch den Delega¬
tionen den Charakter einer Reichsvertretung (biroclalwi ll.üpvi8slst) auf
und stehe mit der Parität in Widerspruch. In der Debatte wies vsake
darauf hin, daß Gesetzartikel XII vom Jahre 1867 den Titel der gemeinsamen
Minister überhaupt nicht regle und demgemäß weder vorschreibe, daß sich
die Minister immer und überall als „gemeinsame Minister" be¬
zeichnen müßten, noch auch den Titel „Reichsminister" als unzulässig er¬
kläre. Weiter beruft sich VsLk darauf, daß „birockakom" (also „Reich")
nicht nur in den 48er Gesetzen, sondern in dem Gesetzartikel XII selbst
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wiederholt (Ur. Abs. 2, 3 und 4 und Z 8) vorkommt. In allen diesen
gesetzlichen Bestimmungen bezeichne biroäalom „nicht eine von uns voll¬
ständig abgesonderte Korporation, sondern die Gesamtheit der unter
der Herrschaft Seiner Majestät stehenden Länder, und in
diesem Sinne ist jener Minister, welcher eine gemeinsame Angelegenheit
sämtlicher Länder Seiner Majestät leitet, in der Tat Minister des
Reiches".

Die Debatte endete mit der Annahme des von vsak gestellten An¬
trages : das ungarische Ministerium habe dahin zu wirken, daß die Frage,
„welchen Titel Seine Majestät als Landesfürst der unter Seiner
Herrschaft stehenden sämtlichen (öss-ios) Länder und Pro¬
vinzen, im Einklänge mit der gegenwärtigen konstitutionellen und
dualistischen Lage, von nun an führen wird", sowie die Frage, „welche
diplomatischen Benennungen zur Kollektivbezeichnung der Ge¬
samtheit der Länder und Provinzen Seiner Majestät zu
gebrauchen sein werden", baldigst gelöst werde. Tatsächlich erschien wenige
Tage darauf das Ah. Handschreiben vom 14. November 1868.

Daß schließlich biroäulom Reich ist, geht, abgesehen von dem
Ah. Handschreiben vom 14. November 1868, auch aus dem I. sieben-
bürgischen Gesetzartikel vom Jahre 1848 hervor, in welchem „unter un¬
verletzter Aufrechterhaltung des in der pragmatischen Sanktion geheiligten
Reichsverbandes" die Zustimmung zu der im ungarischen Gesetz¬
artikel VII vom Jahre 1848 ausgesprochenen Vereinigung Siebenbürgens und
Ungarns erklärt wird. In diesem, in allen drei als authentisch geltenden
Sprachen des Landes (deutsch, ungarisch, rumänisch) aufgenommenen Gesetz¬
artikel heißt es im deutschen Texte „Reich" und im ungarischen Texte
„biroäalom" (a prnAinatiea sanotiödan SMntssitett biroäalmi Icax-
esoIatnaU öpssAbsn tartäka insllstr).

VII. Ganz unzulässig und willkürlich ist aber die Übertragung des
Wortes biroäalolu durch „ro/aums", das in seiner gewöhnlichen Be¬
deutung doch nur „Königreich" heißt. Oder will 8tr. ro^anmo etwa in
dem mystischen und dem Staatsrechte gewiß ferne liegenden Sinne, wie
es in den Redensarten ro^auino äso morts, ro^aumo biss oisux (Toten¬
reich, Himmelreich) gebraucht ist, verstanden wissen?! Gegen die Willkür,
welche sich 8tr. gestattet, muß vom Standpunkte der Übersetzungstreue
Verwahrung eingelegt werden, da seine Übersetzung zu der Auffassung
verleiten muß, als ob die bezüglichen Gesetzesstellen nur vom König¬
reich Ungarn, nicht aber von der Gesamtheit der Länder Seiner Majestät
handelten, und hiedurch in einigen der allerwichtigsten Punkte etwas ganz
anderes zum Ausdrucke bringt, als im Original enthalten ist.

VIII. In den älteren staatsrechtlichen Werken und zwar auch in
solchen, welche für Ungarns Staatlichkeit eintreten, ist der Gebrauch des
Ausdruckes diroäaloin zur Bezeichnung des zwischen Österreich und
Üngarn bestehenden Verbandes durchaus gang und gäbe (Xla^,

S. 470). Desgleichen kommt der Ausdruck in den ungarischen
Gesetzen, besonders häufig aber in den Adressen und den sonstigen
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Verhandlungen des ungarischen Reichstages, in den Debatten der 15er
und der 67 er Kommission vor.

Vgl. LöE visron^olr S. 52, 56, 59, 69-71, 82, 83, 90, 92, 93, 96, 98,
123, 130, 139 u. a. Hingegen kommt der Ausdruck „mo nareki a" wohl seit dem
Allerhöchsten Handschr. v. 14. Nov. 1868 in den Gesetzen und Verhandlungen oft,
vorher aber, soviel ich sehe, in den in ungarischer Sprache abgefaßtcn Gesetzen und
Adressen fast nie und auch in den Verhandlungen des 67 er Ausschusses relativ selten
vor (Lörös visru S. 65 , 33 , 90, 130, 132, 133). Am häufigsten kehren in den
Adressen und Verhandlungen die Wendungen wieder: ar oxesr kirockaloin. das ganze
Reich (siehe auch Ür. Abs. 3), a biroäalom kemiLMsa, der Bestand des Reiches, ar
088268 kiroäalom, das Gesamtreich, ö keUöKS kiroäalwa, das Reich Seiner Majestät.
Vgl. Zitate bei Titel Anm. 2, Ur. Anm. 10 sowie folgende S. 105 f. Bemerkt
sei, daß in der oben S. 19 Fußnote 1 erwähnten Übersetzung des stenographischen
Protokolles der 67 er Kommission der Ausdruck „kiroäalom" fast durchwegs und zwar
auch dort, wo, wie bei 8 8, gerade das Wort kiroäalom Gegenstand der Debatten
war (S. 47—50), mit „Monarchie" wiedergegeben ist, so daß aus dieser Übersetzung
ein zutreffendes Bild über den Verlauf der Debatte nicht zu gewinnen ist.

In den 1848er Gesetzen bestimmt H 2 des Gesetzartikels III: „Der
Palatin übt im Lande und in den mit diesem verbundenen Teilen unter
Wahrung der Unversehrtheit der Einheit der Krone und unter Wahrung
der Unversehrtheit des Reichsverbandes (a Korona
nsk s a kiroäaloin kapeoolatänak öpsö^kon tartaoa insUstt) die Voll¬
zugsgewalt aus." Und in §6 G.-A. XVIII : 1848 (Preßgesetz) heißt
es: „Wer zur faktischen Auflösung der staatlichen Einheit des unter die
heilige ungarische Krone gestellten Gebietes, des zufolge der prag¬
matisch en Sanktion fest ge st ellten und in der Gemeinschaft¬
lichkeit des Herrscherhauses bestehenden Reichsverbandes
(a sanetio praAinatioänäl toAva insK'äUapltott, 8 ar: uraUroäükäö K02Ö886-
Köksn I6ts2o klroclalini ka^osolalmak) aufreizt, wird mit . . . bestraft."

Ebenso kommt der Ausdruck in dem Allerhöchsten Handschreiben
vom 14. November 1868 und dann in den bis zum Beginne der 70 er Jahre
abgeschlossenen und inartikulierten Staatsverträgen vor.

IX. Als die 6 7 e r K o m m i s s i 0 n über den H 8 des G.-A. XII: 1867
verhandelte, beanständete 61»/02^ (Liönöo vlorwn^ok, S. 69 f.) den
in dem Amendement Oorovs und in dem Abänderungsantrage HollLn
zu diesem Amendement (oben S. 93 f.) den Ausdruck kiroäaloin und
erklärte: Wird unter kiroäaloin „das Reich Seiner Maje st ät,
des Hauses Österreich" (ö tslsöAönsk, 8.2 auWtriai käLnak Kiro-
äalina) verstanden, so könne dagegen nichts eingewendet werden, denn
darunter sei auch Ungarn mitinbegriffen, und Ungarn sei dem Herrscher¬
hause, Seiner Majestät gegenüber, nicht unabhängig. Wenn aber kiro-
äaloin im Sinne von „Staat" genommen werde, wenn es das bezeichne,
was man im Deutschen „Reich" nenne (vgl. oben S. 100), wobei Ungarn
als Teil dieses Staates erschiene, dann würde durch die Annahme des
Wortes kiroäalom in diesem Sinne Ungarns Unabhängigkeit und Selb¬
ständigkeit aufhören.

Darauf erklärte Dsäk (X0208 vio^on^ok, S. 70 f.), das Wort
kiroäalom sei in dem Sinne zu verstehen, in welchem es in dem (ob¬
zitierten) ß 2 des G.-A. III: 1848, in den Abs. 21 und 27 der ersten
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und in den Abs. 62 und 59 der zweiten Adresse vom Jahre 1861 ge¬
braucht sei.

In Abs. 21 heißt es: „Ja es kann eine rechtmäßige Auflösung
des Reiches (Löt insAtörtönbstilr u birockaloinnalr svASLSrü kölboin-
ILss.) sogar vor dem vollständigen Aussterben des Herrscherhauses er¬
folgen". Die Stelle hat die Bestimmung der ungarischen pragmatischen
Sanktion im Auge, nach welcher Ungarn das Recht der freien Königs¬
wahl schon für den Fall des Aussterbens aller Deszendenz Leopolds I.
Vorbehalten ist. — In Abs. 27 wird gesagt, wenn Ungarn seine konstitutionelle
Selbständigkeit und Unabhängigkeit verteidige, so sei hierin kein feind¬
seliges Vorgehen gegen die konstitutionellen Völker der Erbprovinzen ge¬
legen. „Wir wollen nicht den Bestand des Reiches (a biroäuloiu
IsnuLULsüt) gefährden und sind bereit, das, was wir tun dürfen und
was wir ohne Verletzung unserer Selbständigkeit und unserer konstitu¬
tionellen Rechte tun können, sogar über das Maß der streng gesetzlichen
Verpflichtung hinaus auf Grundlage der Billigkeit und aus politischer
Rücksicht zu tun, damit unter jenen schweren Lasten, welche das Verfahren
des bisher bestandenen absoluten Systems aufgehäuft hat, ihre Wohlfahrt
und damit auch die unsrige nicht zusammenbreche" (vgl. ß 54 des Gesetz¬
artikels XII). — In Abs. 62 wird ausgesprochen: „Wir wollen nicht
den Bestand des Reiches (u biroänloin ksnnäULsät) gefährden,
wir wollen nicht den in Gemäßheit der pragmatischen Sanktion recht¬
lich bestehenden Verband auf lösen", und in Abs. 59 heißt es:
„Was jene Rechte der Erbprovinzen und des Reiches (n biroäaloinngN),
welche angeblich durch die 1848er Gesetze verletzt sind, betrifft, wissen wir
wahrlich nicht, welches jene verletzten Rechte sind und in welcher Richtung
sie die 1848er Gesetze verletzt haben. Die pragmatische Sanktion hat
Ungarn mit dem ungarischen Könige geschlossen und hat darin nur die
Identität des Herrschers und auf deren Grundlage das unaufteil¬
bare und untrennbare Besitzen festgesetzt. Aber von einer ge¬
meinsamen Regierung ist in diesem Grundvertrage nichts enthalten, viel¬
mehr klar ausbedungen, daß Ungarn nach seinen eigenen Gesetzen regiert
werden soll."

DöLK erklärte schließlich, er habe nicht die leisesten Skrupel gegen
die Belassung des Wortes birnäaloin. „Denn in welcher Art von Ver¬
bindung Ungarn mit dem Begriffe biroäalom steht, das wird sowohl
in den Adressen als auch in den 1848er Gesetzen und in dem Elaborate
des 15er Ausschusses detailliert und weitläufig entwickelt . . . Um die
Rechte Ungarns müßte es schlecht' bestellt sein, wenn man aus einem
Worte, welches der Reichstag so oft gebraucht hat, Folgen zur Beein¬
trächtigung jener Rechte ziehen könnte." Auch K. Dis-ss, erklärte (XöLös
vissov^olr, S. 71), er sei zwar überzeugt, daß der Ausschuß den Ausdruck
bli-oäulom ebenso verstehe, wie ihn die 1848er Gesetze und die 1861er
Adressen verstanden haben, doch halte er Vorsicht niemals für überflüssig,
da erfahrungsgemäß nicht klar abgefaßte Gesetze zum Nachteile des Landes
ausgelegt worden seien. Deshalb sei er gleich dafür, daß das
Wort in einem so wichtigen Gesetze vermieden werde.



106 Geschartikel XII. Z 8, Anm. 17.

Noch bei mehreren anderen Gelegenheiten sprach sich Dsäll über den
Begriff biroäaloin aus. So führte er bei der Beratung der Bestimmungen
über die Delegationen und das gemeinsame Ministerium in der 67er
Kommission folgendes aus (Losws visson^oU, S. 92 und 96): Der durch
die pragmatische Sanktion zwischen Ungarn und den übrigen Ländern
Seiner Majestät rechtlich geschaffene und im Gesetzartikel III vom Jahre
1848 (H 2) anerkannte „Reichsverband" (a biroäakoin llapeookata)
besteht in der Identität des Herrschers und außerdem darin, daß
Ungarn und die übrigen Länder wechselseitig und zusammen, untrennbar
und unaufteilbar (visson^osan ös sx/ittt, skvalbatlanul ös kslos^tllatlanul)
zu besitzen find. „Daß diese zwei Ideen den Reichsverband
bilden, das hat das Land niemals in Zweifel gezogen, vielmehr in
den 1861 er Adressen aufs neue klar ausgesprochen." Wenn aber Ungarn
in der pragmatischen Sanktion festgesetzt habe, daß die Länder der unga¬
rischen Krone und die Erbprovinzen voneinander nicht getrennt und nicht
aufgeteilt werden dürfen, daß sie vielmehr durch den gemeinsamen Landes¬
fürsten „zusammen und wechselseitig, unaufteilbar und untrennbar (sKMtt
ös visrion/osan, tslosstllatlanul ös sIvülasLtllatkannl)" zu besitzen sind,
so hat es hiermit auch die wechselseitige Verpflichtung (vi^on/os
IrötsksLSttsö^st) auf sich genommen, dieses Besitzen aufrecht zu erhalten
„und das ganze Reich Seiner Majestät gegen jeden Angriff zu¬
sammen und gemeinschaftlich zu verteidigen".

In gleicher Weise erklärte vsäll in der Plenarverhandlung des
Abgeordnetenhauses (28. März 1867): „Wenn wir den stets beobachteten
Usus betrachten, sehen wir, daß gegen jeden Feind, der das Reich
Seiner Majestät (ö kskssgs biroclalinät) angriff, das reguläre un¬
garische Militär gemeinschaftlich und zusammen mit den übrigen Truppen
Seiner Majestät kämpfte" (Aaplö IV, S. 112). An einer anderen Stelle
der Rede sagte Osälr: „Niemals zögerte Ungarn, das Reich Seiner
Majestät (o kskö^s biroäalinät) gegen welchen Angreifer immer zu
verteidigen, selbst wenn der Feind offen erklärte, daß er den Krieg nicht
gegen Ungarn führen wolle" (l^aplö IV, S. 111).

Und als in der 67er Kommission die Opposition (K. Disrm,
usw.) den Standpunkt vertrat, daß nach der pragmatischen Sanktion

Ungarn nur Seiner Majestät, nicht aber auch den übrigen Ländern
gegenüber eine Verpflichtung zur Verteidigung habe, erklärte vsäk
(Liö^ös vio^on/oll, S. 55 f.) dies für Wortspielerei. Er wies auf die
im Jahre 1848 vom Ministerpräsidenten Lattll^än^i namens der Re¬
gierung (über eine anläßlich des italienischen Krieges gestellte Anfrage)
abgegebene und vom Abgeordnetenhaus« zustimmend aufgenommene Er¬
klärung hin, derzufolge Ungarn nach der pragmatischen Sanktion auch bei
einem bloß gegen die Erbprovinzen gerichteten feindlichen Angriffe
zur Hilfeleistung verpflichtet sei, und machte geltend, daß — wie dies
im Uroosiniuin zum G.-A. 1: 1723 ganz klar ausgesprochen sei — die in der
pragmatischen Sanktion in oinnsin easuin, stiain contra virn sxtsrnain,
enin vioinis rsgnis st provlnciis basrsäitariis begründete unio sich
zwar lediglich auf die Verteidigung beschränke, aber in dieser Beschränkung
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nicht bloß mit der Person Seiner Majestät, sondern auch mit den
Erbprovinzen selbst zustandegekommen sei.

In der Beratung des Abgeordnetenhauses über das 67 er Elaborat
(Sitzung vom 21. März 1867) betonte Unterrichtsminister Lötvös, daß
die Machtstellung des „Reiches" auch ein Interesse Ungarns sei, und auf
einen Zwischenruf X^ür^8 „was für eines Reiches" erwiderte er: „Des
gemeinsamen Reiches, jenes Reiches, welches sich aus dem durch die
pragmatische Sanktion gesicherten Bündnisse Ungarns und der übrigen
Provinzen Seiner Majestät gebildet hat" (Xaplö III, S. 368).

Anläßlich der Verhandlung über die 1865 er Thronrede gebrauchte Ueälc folgendes
Bild: „Das Reich und die zu gemeinsamen Zwecken vereinigten Länder erscheinen
mir wie zwei kräftige Säulen eines Bogens^ sicher ruht auf ihnen der Bogen mit
dem Throne an seiner Spitze. Sollte aber jemand meinen, das; man zur größeren
Sicherheit des Bogens die eine Säule näher an die andere rücken müsse und sollte
jemand dieses verkehrte Beginnen versuchen, so würde er mit seinem Versuche den
Bogen in Trümmer schlagen" (Lwet^, LösjoZ, S. 499).

X. Was nun die in Ungarn herrschende Lehre anbelangt, so
geht sie dahin, daß biroäaloin, soweit es auf das Verhältnis zwischen
Österreich und Ungarn in den Gesetzen und Staatsakten angewendet
erscheint, weder einen Einheitsstaat, noch einen Bundesstaat zum Ausdruck
bringe. Es bezeichne vielmehr nur das Band, welches darin besteht, daß
kraft der pragmatischen Sanktion ein und dieselbe physische Person
über beide Staaten herrsche (Xsräinanck/, XörifoK, S. 803), beide
Staaten „im Besitze habe". Liroäalmn bezeichne nur das Zusammen¬
besitzen (s^üttss birüs) und sei nur in dem Sinne zu verstehen, „daß
ein und dieselbe physische Person, wenn auch in verschiedener landes¬
fürstlicher Eigenschaft, die landesfürstliche Gewalt beider Staaten besitze
(birja), so daß beide Staaten ihr Reich (»2 0 biroäalinLt) bilden,
obgleich in diesem Sinne das Wort biroäaloin eine patrimoniale Färbung
hat" (LalvAli, Xllamjogg S. 394, HönfoA, S. 499f.). Der
Reichsverband beruhe nur in deni untrennbaren und unaufteilbaren Zu¬
sammenbesitzen und in den rechtlichen Folgen dieses Zu¬
sammenbesitzens (Uolnsr, N. UoKl UsxUron 8. v. biroäaloin; Xor -

XörgOA-a, S. 513 f.).
Da aber birockalom auch zur Bezeichnung des durch die März-

Verfassung begründeten Einheitsstaates verwendet wurde und auch gegen¬
wärtig zur Bezeichnung des bundesstaatlichen „Deutschen Reiches" (Xömst
lnroäalom) dient, und daher die Anwendung des Ausdruckes in Be¬
ziehung auf Österreich-Ungarn der Vorstellung Vorschub leisten könnte,
als ob Österreich-Ungarn ein Bundesstaat sei, werde in neuerer Zeit der
Gebrauch von birockaloin sowohl in den Gesetzen als auch in der staats¬
rechtlichen Literatur vermieden und hierfür der Terminus „Monarchie"
benutzt (XNA)--, UalnAll, Xw6t)-, Uolnor), welchen Ausdruck jedoch
z. B. Xsrcklnanä/ als einen „noch unrichtigeren" (inöA llol^tolsnobb)
als Reich bezeichnet.
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Iro/ö8 väätzlöiuiiolr müttk
682KÖ26 g, luuIssrsF 8 U2 urro
vouuttroro iutoLlroclssolr, 6M
8MV3.I: g.

Das anderes Mittel der ge¬
meinsamen Verteidigung 2) sind das
Heer s) und die darauf sich be¬
ziehenden Verfügungen, mit Einem
Worte: das Kriegswesens.

1) ttd8., und 8tb.: „Ein zweites Mittel"; 8tr.: „IIn
nutrs Nio/6n". Siehe hiezu beim vorhergehenden Paragraphen Anm. 1.

2) Siehe über den Ausdruck „gemeinsame Verteidigung" Ausführungen
oben bei Z 2 Anm. 7.

b) HaässrsK (von baä: die sich bekriegende Sippe, das bewaffnete
Volk, das Militär, dann Krieg, bellum, xuAnu, prosliuin, und ssrsK:
Menge, Haufe, Schar, Heer, tnrbu, uAiusu, oatsrva, exereitu«, oolwrs,
le^io, turwu) heißt in seiner Grundbedeutung: Kriegsschar, Kriegsvolk,
Kriegsheer und dann überhaupt Heer (8?arvUs - 8imon)tt, Leleiuen,
Lullu^l). Nach OLULLor-HnAarasi bezeichnet das Wort „einen aus
einer kleineren oder größeren Zahl Soldaten bestehenden Körper,
eine Menge versammelten bewaffneten Volkes". 1,08., und
8tb. übersetzen das in den M 9, 11, 12 und 14 vorkommende Wort
buäsereA an denjenigen Stellen, an welchen dem Sinne nach oder aus¬
drücklich vom „gesamten Heer" dis Rede ist, nut Armee (H§ 9 und 11),
dort aber, wo der Ausdruck „ungarisches Heer" gebraucht ist (ß§ II,
12, 14), teils mit „Heer", teils mit „KriegsHeer". Hingegen wenden
Veöreös und 8tr. ausschließlich Armee bezw. uroaes an. Der Ver¬
fasser behielt durchweg das Wort „Heer" bei, weil dieses ein ebenso
allgemeiner Ausdruck wie ImässrsK ist und weil es sich nicht bloß um das
Heer handelt, das tatsächlich im Felde steht und daher im eigentlichen
Sinne „Kriegsheer" oder „Armee" ist (siehe Weigand Nr. 926 und
Sanders S. 131). In den „Einwendungen" der Wiener Regierung
gegen das 15er Elaborat ist baässisA durch „Kriegsheer", in der Er¬
widerung L-näräs s/ aber durch „Heer" wiedergegeben (siehe
bei § 11 Anm. 1). Auf die Lösung der Frage jedoch, ob sachlich nach
der Intention des Gesetzes dem Ausdruck buässrsA an einzelnen Stellen
ein umfassenderer Sinn als „Heer" zukommt, kann hier nicht eingegangen
werden. Der Wiener Regierungsentwurf spricht in § 3 (siehe
unten bei § 11 Anm. 1) vom „ganzen Land- und Seeheer" und in
Z 17 (mitgeteilt unten bei ß 27 Anm. 1) von „Kriegswesen und Marine".
Die österreichischen und ungarischen Wehrgesetze führen neben Heer (buä-
ssro^) die Kriegsmarine (baäi tenAsresWt) besonders an.

^) Der Ausdruck baäüA^ (Kriegswesen) ist in allen Entwürfen und
in dem Gesetze durch Kursivdruck ausgezeichnet.
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10. 8 io.
Dslrintotko vsv6 minäurll, a

mi lsntodk, üälünosen nz 5. pontz
ulatt slmonäutott, n Iiuäügvimü
lrÖ2Ö886§6r6 IlO/VV ÜÖV'6tÜ620
6lv6^ üüapittatliale M6A.

All das in Betracht ziehend,
was weiter oben, insbesondere
unter Punkt 5 gesagt worden ist,
werden hinsichtlich der Gemeinsam¬
keit des Kriegswesens folgende Prin¬
zipien festgestellt ").

Die Übersetzung des Ausdruckes: „tslrmtstbs vövs luinckairt, u ml
. . ." mit: „In Anbetracht alles dessen, was . . ." (11,68., L^LlAS und
8td.) ist zwar geläufiger, gibt aber den mit einer gewissen Absichtlichkeit
breitgehaltenen ungarischen Ausdruck doch nicht so präzis und genau
wieder als die im Text angewendete Partizipialkonstruktion.

2) Daß hier nur von der Feststellung der „Prinzipien" die Rede
ist, erklärt sich gleichfalls aus dem oben bei H 6 Anm. 3 erwähnten Um¬
stande, daß die Regierungsvorlage den Text des „Grundrisses" über¬
nahm, in welchem dieser Punkt folgenden Wortlaut hatte:

(10) „All das in Betracht ziehend, was wir weiter oben ins¬
besondere unter Punkt 5 gesagt haben, glauben wir, daß hin¬
sichtlich der Gemeinsamkeit des Kriegswesens Folgendes, als Prin¬
zipien fest zu st eilen ist."
Auch die Antwort, welche in den Wiener Konferenzen ^.närLss^-

auf die „Einwendung" aä ß 11 gegeben haben (siehe unten
bei § 11 Anm. 1), bestätigt, daß die Bestimmungen der Punkte 11—14
ursprünglich nur als „grundsätzliche" gedacht waren.

ii. 8-
0 I?6l86A6N6Ü N luulÜAV ÜO-

röbo tnrto/.ö nll<otmünvo8 kos6-
«lolmi so§g,i lol^tän mmägL, n
mi 82 6A682 luicl8orogmzlr 68
8. ma^x^r 1mä86r6AII6lr 18, mlnt
8,2 Ö88268 Imä86r6A ÜioAÜ8/ito
rS826Q6K, 6A^86A68 V626rl6t6r6,
V626Q^l6terS 68 1)6l826rv620t6r6
vonntlro^ilr, 0 ^6l86A6 ältal in-
tsLointoimlc i8M6i-t6tiü 6l.

8 11.
Den 2) in den Kreis b) des

Kriegswesens gehörenden konstitutio¬
nellen 4) landesfürstlichen Rechten
Seiner Majestät zufolge ") wird all
das, was sich auf die einheitliche?)
Führung, Befehligung und innere
Organisation") des ganzen Heeres")
und so auch des ungarischen Heeres,
als integrierenden'") Teiles des ge¬
samten Heeres "), bezieht, als durch
Seine Majestät zu verfügend'?) an¬
erkannt.
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12. 8 12.
Os a mLAvar Irg,ck86r6Ansll

ickonllinti llisK682it686t s ar u.jon-
c^oll mkAossmläsänall soZat, a
msMMuläs toltöttzteinsll «8 a
82olAäIati iäonsll ra6KUatä,ro-
2L8ät, UAV8^int0N g, llatoNL8LA
6lll6l^62686t, ÜltzImtz2L8öt illsto
IIlt62lr6<l68SKtzt, Li! (UckiA! tür-
V6QV6K alapsln, minck L törvsn/-
1i02L8, ininä g, bormLN)-x3,t po¬
reden, 3,2 OI'828,K MLALNLK tartjg,
len.

13. 8-
1<ij oleiiti tovüUkä L/ orWÜA,

ti0M L vöcksluii ren68X6rn6lr IN6A-
ällg,pitä8a vLAv ätalalritnou Na-
Marnr82NAra N62V6 inincksnllor
683,1: L H1LAVLI' torV6nMo23,8 1)6-
166M62686V61 törtonllstill. Uiu-
tän 320n1)3N 32 ilv M6AÜllLpitÜ8
6P6N UM, mint L Ic68o1)1)i ätn-
1aKitÜ8 18, 68aL 6M6ll1o olvek
826vint 682llÜ2Ölll6t6 626l826I'N6N !
6UU6lkoZVU luiuäen il^ 686td6U,
3, irüt iuiui82tsriuiu 6lol6K68 IN6A-
rUl3pockÜ83 utäu, 6M6n1o 61-
vskdol triinckulü s3V38lnt koA
t6rj682t6tni ruiuäkst törvLM-
I)O2Ü8 sle. /V 1orv6uvtio2L8ok
U626t6i1)6U UktLlÜU lölmsrüllieto
kü1öud8SA6lr 1ri6M6u1it68S V6-
Ktztt L Irüt tÖrV6N)'1lNX!l8 6MWÜ8-
83,11rü1(1ött8ÜA6ic ültal 6rint1i6xil<.

Allein die von Zeit zu Zeit er¬
folgende^) Ergänzung des unga¬
rischen Heeres und das Recht")
der Rekrutenbeivilligung, die Be¬
stimmung der Bewilligungs-Be¬
dingungen und der Dienstzeit, ebenso
die dieDislozierung und Verpflegung
des Militärs") betreffenden Ver¬
fügungen behält das Land, auf
Grund") der bisherigen Gesetze,
sowohl im Kreise der Gesetzgebung")
als auch der Regierung") sich
selbst") vor.

8 13.
Weiter erklärt das Land, daß

die Feststellung 2°) oder Umgestal¬
tung des Wehrspstems ^) in bezug
auf Ungarn jederzeit nur mit Zu¬
stimmung der ungarischen Gesetz¬
gebung erfolgen kann. Nachdem^)
jedoch eine solche Feststellung ebenso
wie auch die spätere Umgestaltung
zweckmäßig nur nach gleichen ^)
Prinzipien bewerkstelligt werden
kann: so wird demzufolge^) in
jedem solchen Falles, nach vor¬
heriger Vereinbarung 2s) der zwei
Ministerien, ein von gleichen Prin¬
zipien ausgehender Entwurf beiden
Gesetzgebungen vorgelegt werden.
Behufs Ausgleichung") der Diffe¬
renzen, die etwa in den Anschau¬
ungen der Gesetzgebungen auftauchen
können, verkehren 26) die zwei Ge-
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14.

^4 Iig-dssrkK 6«vs8
lilMilimlc liiiinln2oir inn^zur-
or82ÄAi polZüri visxon^ui, soArei
68 IcÖl6l626tt86A6i lölött,
Q6M g, lrutonui 82olAÜlutrg, vonut-
üo/,nub, n ruuA^nr törv6n^bo2Ü8
68 illstoleK L mu§vur üormänv-
2g,t koAruck inl62k6<1r>i.

setzgebungen durch Deputationen^)
miteinander.

8 14.
Über alle jene ungarländischen^)

bürgerlichen Verhältnisse, Rechte und
Verpflichtungen 'der einzelnen Mit¬
glieder des ungarischen Heeres,
welche sich nicht auf den Militär¬
dienst beziehen, werden die unga¬
rische Gesetzgebung und beziehungs¬
weise die ungarische Regierung ver¬
fügen.

*) Entstehungsgeschichte der 11 —14.
I. Die erste im Subkomitee (zweite Sitzung vom 7. Mai 1866)

von Ooäll vorgeschlagene Formulierung lautete (Lüu^i, OsäR bsEäsi
III, 691):

(s,i) „Jene Teile des Kriegswesens, welche sich auf die Be-
fehligung und innere Ordnung des Heeres beziehen, werden als
gemeinsame Angelegenheiten anerkannt (^ llaclu^ arwu rö^si, wol^sk
a ünässrsAilsü vs^sn^lstörs ös dolrsncls^vssrs vouutllornnb:, llöxö8
tl^slrnob isrnortstnsb: sl);

(bi) „hingegen was die von Zeit zu Zeit erfolgende Ergänzung
des Heeres, die Bewilligung (und) Stellung der notwendigen Re¬
kruten, die Bedingungen derselben (sc. der Bewilligung und Stellung),
wozu auch die Bestimmung der Dienstzeit gerechnet
wird, ebenso was die im Lande erfolgende Dislozierung, Be-
quartierung und Verpflegung des Militärs betrifft (» ini » 82ük-
LÜAtts ujonoLoIr iu6Ag)au1ä8Üt, biäUitüsat, 620Ü ksltötslsit, bovä s,
82olAÜ1nti i<1<> iLSA-batüroLÜsu is 82»initt»tib, UA^82intün » butvNÄ-

»2 ororÜAban v»Iü vlbol^SLsovt, SLÄIüooläoät «8 ölolmsLÜsöt
Ulstlk): all das behält das Land auch auf Grund der bisherigen
Gesetze, sowohl auf dem Gebiete der Gesetzgebung als auch der Re¬
gierung, auch fernerhin sich selbst vor;

(eäl) „ebenso kann, wenn irgend eine neue Ordnung oder
Umgestaltung des Wehrsystems notwendig werden sollte, diese in
betreff Ungarns nur mit Zustimmung der ungarländischen Gesetzgebung
erfolgen (wobei es sich von selbst versteht, daß die bürgerlichen
Rechte der Soldaten aufrechterhalten werden)."
Die Opposition (K. 1i82a, H/Lr/, Ivünlra) verlangte ein

abgesondertes ungarisches Heer. 1i82» machte geltend, daß
„nach der pragmatischen Sanktion nicht ein gemeinsames Heer, sondern
nur die gemeinsame Verteidigung notwendig" sei. 6lb^e2^ er-
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klärte, in dem Gesetzartikel I vom Jahre 1802 sei der sxsroitus llunAa-
rivus enthalten, später komme dieser Ausdruck nicht vor, wohl aber willtia
UunAnriea. Auch in den 1848 er Gesetzen sei das ungarische Heer an¬
erkannt worden. „Man muß so formulieren, daß das ungarische Heer
darin sei. Man muß alle diese Ideen hinein verflechten."

OsLlr erklärte, auch er würde ein abgesondertes Heer wünschen, doch
stehe dem auch der Gesetzartikel VIII vom Jahre 1715 entgegen, welcher ein
„schlimmes Gesetz" für Ungarn sei. „Was ist das, das ungarische
Heer? Ein solches hat es niemals gegeben, weder in dem Gesetze,
noch in der Praxis. Bloß von ungarischen Regimentern war die
Rede". Er wolle kein abgesondertes ungarisches Heer vorschlagen. „Im
Heere ist Einheit notwendig"; und auf den Zwischenruf: „Sie ist nicht
notwendig", antwortete er: „Das wäre Personalunion! Sprechen
wir das aus und der Fluch wird auf uns fallen. Daran soll
der Handel (die Unterhandlung, allru, traotatus) nicht scheitern".

^.närLss/.führte zur Unterstützung OsLIw'an: „Die Transleithanier
sind mißtrauisch gegen uns. Auch können sie bei der Beschaffenheit des
modernen Heeres in diesem Punkte nicht nachgeben. Daß Österreich in den
exzeptionellen Zustand gelange, daß es neben zwei Gesetzgebungen" und
neben zwei Regierungen auch noch zwei besondere Heere, haben
solle, das ist unmöglich."

Nichtsdestoweniger kam OsLll der Forderung, in die Formulierung
sei auch die „Idee des ungarischen Heeres zu verflechten", ent¬
gegen, indem er in der dritten Sitzung vom 8. Mai 1866 folgende Formu¬
lierung vorschlug (L6u/i, Ooä-U dosLöäsi III, 693):

(ug) „Was das Kriegswesen betrifft, anerkennen wir (stimmen
wir zu), daß all das gemeinsam zu erledigen ist, was die
einheitliche Führung, Befehligung und innere Organisation des
ganzen Heeres und so auch des ungarischen Heeres betrifft (olismsrjick
slislssAX^ünIrs, IwA/ Iro^nson intossnäö ininäae:, a mi an
ImässrsAnslL ös a inuA^ar ssrs^uslr is vsösrlstLt,
V02ön/Istöt ös dsIoMrvsswtot illsti).

(dz)) „Allein die von Zeit zu Zeit erfolgende Ergänzung des
ungarischen Heeres und das Recht der Rekrutenbewilligung, die Be¬
stimmung der Bewilligungsbedingungen und der Dienstzeit, ebenso
die die Dislozierung und Verpflegung des Militärs betreffenden Ver¬
fügungen behält das Land auf Grund unserer bisherigen Gesetze so¬
wohl im Kreise der Gesetzgebung als auch der Regierung sich selbst vor.

(vz) „Weiter erklärt das Land, daß die Regulierung (ormbL-
l/o^üs) oder Umgestaltung des Wehrspstems in bezug auf Ungarn
jederzeit nur mit Zustimmung der ungarischen Gesetzgebung erfolgen
kann.

(dz) „Über alle jene ungarländischen bürgerlichen Verhältnisse,
Rechte und Verpflichtungen der einzelnen Mitglieder des ungarischen
Heeres, welche sich nicht auf den Militärdienst beziehen, wird die unga¬
rische Gesetzgebung und beziehungsweise die ungarische Negierung ver¬
fügen."
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lisuL, dem auchUollLn zustimmte, wünschte jedoch „die gemein¬
same Befehligung der Person des Landesfürsten vorzubehalten" (u Ksio-
äslom LMnM/ouolr turtuuü köu u Irö^ös vs^än^Iotot), worauf OoLlv
erklärte: Sprechen wir die Unversehrtheit der landesfürstlichen Rechte aus,
und folgende Formulierung vorschlug (Uiün/i, Dsülr 1>s82öäsi III, 694):

(ag) „Hinsichtlich des Kriegswesens erkennen wir
unter unversehrter Aufrechterhaltung der konstitutionellen landesfürst¬
lichen Rechte Seiner Majestät all das, was sich auf die einheitliche
Führung, Befehligung, (und) innere Organisation des ganzen Heeres
und so auch des ungarischen Heeres bezieht, als unter gemeinsame
Erledigung (Verfügung) gehörend an (X Imäug^rs nö^vs ö kol-
86gs ulllotinäu^os Isjsäolini jogkUnnlv sörtstlsu Isnturtüsa insUstt
ininäurü, mi un IiuässrsAnsll ös u inug^ur llullosroguslr
18 Sg^86g88 vo^ärlotärs, vs^ön^Istörs, bsl82srvS2Störö vonutlrorülr,
lrn^ö8 6ltnto2S8 (intkLlrsäöo) ulü turtoxonnll iomsrjülr sl)."

Nach einer in der fünften Sitzung vom 11. Mai 1866 vorgenommenen
teilweisen Umstilisierung dieses Absatzes wurden die Punkte 11—14 im
Subkomitee in folgender Weise endgültig festgestellt:

11. „Indem die in den Kreis des Kriegswesens gehörenden
konstitutionellen laudesfürstlichen Rechte Seiner Majestät unversehrt
aufrecht bleiben, wird all das, was sich auf die einheitliche Führung,
Befehligung und innere Organisation des ganzen Heeres und so auch
des ungarischen Heeres bezieht, als unter gemeinsame Verfügung ge¬
hörend anerkannt (0 tsloögäuol!: u Iröröds turto^ü ullrot-
inän/08 tsjsäslmi jog'ui sürtotlsnül tsnwmruävün, ininllg,?, u rui »2
sgöos InrässrsAnslr 68 u rns-g^ur llullosrsAnsll io
vsiiörlstöro, vsnön^lstörv Ü8 Usl82orvs^störs vonutlrorülr, lroxös
llvclso atü turtonünulr ismsrtstilr sl).

12. „Allein die von Zeit zu Zeit erfolgende Ergänzung des unga¬
rischen Heeres und das Recht der Rekrutenbewilligung, die Bestimmung
der Bewilligungsbedingungen und der Dienstzeit, ebenso die die Dis¬
lozierung, (und) Verpflegung des Militärs betreffenden Verfügungen
behält das Land, auf Grund unserer bisherigen Gesetze, sowohl im
Kreise der Gesetzgebung als auch der Regierung sich selbst vor.

13. „Weiter erklärt das Land, das; die Regulierung (o^ubLI^o^Ls)
oder Umgestaltung des Wehrsystems in bezug auf Ungarn jederzeit
nur mit Zustimmung der ungarischen Gesetzgebung erfolgen kann.

14. „Über alle jene ungarländischen bürgerlichen Verhältnisse,
Rechte und Verpflichtungen der einzelnen Mitglieder des ungarischen
Heeres, welche sich nicht auf den Militärdienst beziehen, werden die
ungarische Gesetzgebung und beziehungsweise die ungarische Regierung
verfügen."

II. In den von der damaligen österreichischen Regierung formu-
üerten „Einwendungen" (vgl. oben S. 14) gegen das 15er Elaborat,
welche in der gemeinsamen Konferenz vom 25. August 1866 Ver¬

folger, Ausgleich. 8
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lesen und in Beratung gezogen wurden, war zu diesen Punkten folgendes
bemerkt:

11. Der Ausdruck ,ungarisch es Kriegsheer^ kann zu Miß¬
verständnissen führen; es müßte dafür ein passenderer, der Einheit der
Armee mehr entsprechender vorgeschlagen werden.

12. Die europäischen Verhältnisse, die Heeresorganisation anderer
Staaten und die Einheit der Armee erfordern den vollkommensten Ein¬
klang in den Bestimmungen der Ergänzung und der Dienstzeit
der betreffenden Heeresabteilungen.

„Das Prinzip des Konskriptionswesens erfordert feste und bleibende
Normen und setzt die Vereinbarung in betreff eines normierten
Rüstungsetats voraus, wonach das Kontingent, welches die Länder
der ungarischen Krone beizustellen haben, einen wesentlichen Bestand¬
teil jener Vereinbarung bildet, welche in betreff der gemeinsamen
Sicherheit und der Verteidigung mit gemeinsamen Kräften Zustande¬
kommen soll.

„Auch erfordert der Passus, welcher über die Dislozierung des
Militärs handelt, eine beruhigende Erklärung in dem Sinne: daß diese
nur auf die Verteilung der von Seiner Majestät zu bestimmenden
Besatzungstruppen des Landes und innerhalb desselben zu verstehen sei."

Nach Abschluß der gemeinsamen Konferenzen, in denen die Frage des
Rekrutenbewilligungsrechtes und der Bestimmung der Dienstzeit die hervor¬
ragendste Rolle spielte, und nachdem ^nckraso/ und M. mit
DsLIr: Rücksprache gepflogen hatten, überreichte ^näräss^ am 2. Sep¬
tember Hübner als Antwort auf die „Einwendungen" folgende Er¬
widerung:

,,^-ä 11. Auf die Einwendung aä 11 und im allgemeinen müssen
wir bemerken, daß hier die irrtümliche Auffassung obzuwalten scheint,
als ob das Operat der 15 er Kommission als ein formeller Gesetzes¬
vorschlag zu betrachten wäre. Insofern daher das erwähnte Operat
erst nach erfolgter Annahme durch die Plenarkommission in Gesetzesvorschlags¬
form gebracht werden kann, sollte auf einzelne Ausdrücke von keiner Seite
her zu viel Gewicht gelegt werden.

„Daher schiene es uns einerseits durch keine Notwendigkeit geboten,
anderseits aber auch undankbar, eine prinzipielle Diskussion aus Anlaß
eines Ausdruckes Hervorrufen zu wollen, der nur als Zitat aus
älteren Gesetzen das lateinische Wort „sxsi-oitus" ersetzen soll. Dagegen
ist bei Verfassung des Gesetzentwurfes das ausschließliche Ge¬
wicht auf jenen Teil des Punktes 11 zu legen, der die prinzipielle
Entscheidung über die Einheit des Heeres enthält, indem darin nicht
nur die einheitliche Leitung, Führung, sondern auch die innere
Organisation des gesamten Heeres als der gemeinsamen Ver¬
fügung angehörend, auf die unzweideutigste Art als den Rechten
Seiner Majestät zu stehend anerkannt werden.

,,^ä 12. Das Recht der Rekrutenbewilligung im Sinne der
bisherigen ungarischen Gesetze ist ein Recht, welchem kein ungarischer
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Reichstag entsagen würde, daher wir die Aufgabe, das Land zu
einer prinzipiellen Entsagung dieses Rechtes zu bewegen, nicht übernehmen
könnten.

„Dieses Recht hat fortwährend bestanden und ist in jüngster Zeit in
dem Artikel II des Jahres 1840 in vollem Maße dem Lande zuerkannt
und von demselben ausgeübt worden.

„Die praktische Aufgabe wäre also vor allem, das Kontingent
nachdem bestehenden Wehrsystem votieren zu lassen, und wir hegen
die feste Überzeugung, daß dies erreicht werden könnte. Zugleich aber
müßte baldmöglichst zur Vorlage eines neuen Heeresorganisations-
gesetz es mittels der Allerhöchsten Initiative von feiten Seiner Majestät
als Kriegsherrn geschritten werden. Wobei, nach unserer ergebensten An¬
sicht, der speziellen Notwendigkeit der österreichischen Verhältnisse gemäß,
die größtmögliche Kriegsbereitschaft mit den finanziellen Zuständen der
Monarchie in Einklang zu bringen wäre.

„In diesem Falle könnte eine Modifikation in der Aus¬
übung des Rechtes der Rekrutenbewilligung auf dem Wege der Ver¬
einbarung mit dem ungarischen Reichstage ermöglicht werden; auch
wäre der wünschenswerte Einklang in den Bestimmungen der Er¬
gänzung und der Dienstzeit des Heeres in beiden Teilen der Mon¬
archie vorauszusehen.

„Der Passus über die Dislozierung des Militärs bezieht sich
unserer Meinung und Überzeugung nach bloß auf die Verteilung der
von Seiner Majestät zu bestimmenden Besatzungstruppen des Landes und
ist nur innerhalb der Grenzen desselben zu verstehen."

III. Der Wiener Regierungsentwurf hatte über das Kriegs¬
wesen folgende Bestimmungen:

„Als aus der in der pragmatischen Sanktion wurzelnden Ver¬
teidigungsgemeinschaft fließende gemeinsame Ange¬
legenheiten werden erklärt:

„H 2. Das Auswärtige (vgl. oben bei Z 8 Anm. 4).
„ß 3. Das Kriegswesen. In dieser Beziehung wird mit

Beachtung der konstitutionellen landesfürstlichen und Allerhöchsten
kriegs herrlich en Rechte Seiner Majestät, unter Anerkennung der
Gemeinsamkeit der Verteidigungsverpflichtung und der Einheit des
ganzen Land- und Sceheeres, all das, was sich auf die einheitliche
Führung, Befehligung und die fachgemäße innere Organisation
des ganzen Heeres und so auch des ungarländischen Bestandteiles
dieses Heeres bezieht, auch fernerhin unter die Allerhöchste landes-
fürstliche Beifügung gehören (ß 3. llaäüA/. räsLbsn ü^slowinol
o tolsöAönsk: allrotmän^os tsjsäslini s llaänri jo^aira, a vö-
llolmi IrötelsMttsö^ IrösössöKvnsIr s an 6ASS2 snäraiilollli ös tsuAsri
daäsoroA SK/sö^önslr olisinsröss inollstt, inincla/., mi a.2
lrallssrsA 68 lx/ 6 sorsA inaA^arorsrmAi allratrös^önslr is
vsLärlstörs, vsLvn^lstörs äs s^alrSLkrü dolsrorve^störs vouatlromlr,
626ntül is a IsAtolsöbd tsjsclslmi intönlrsävs alä, toA tarto^ni).

8*
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„ß 4. Nach der durch die betreffenden Reichstage auf
konstitutionellem Wege zu bewirkenden Feststellung eines neuen
Heeresergänzungsgesetzes wird in Zukunft die Abänderung
oder Umgestaltung dieses Gesetzes und überhaupt des Wehrs pst eins,
wie nicht minder die darauf basierende spstemmäßige Ergänzung
des Heeres einen Gegenstand gemeinsamer Verfügung bilden.

5. Hingegen gehört die Bewilligung der Berufung der all¬
gemeinen Wehr (LltalLnoo vöälst) zu den Waffen nicht in den
Kreis der gemeinsamen Vertretung, sondern in betreff der Länder der
ungarischen Krone in den des Reichstages derselben."
Hinsichtlich der im § 4 vorgesehenen Kompetenzen enthielt der § 26

des Gesetzentwurfes noch die ausdrückliche Bestimmung, daß die in jenem
Paragraphen bezeichneten Angelegenheiten zu dem Wirkungskreise der
Delegationen gehören.

IV. In den zu Beginn des Jahres 1867 unter dem Vorsitze Beusts
wieder aufgenommenen gemeinsamen Konferenzen wurden nun am
9. Jänner folgende Abänderungen des I5er Elaborates ver¬
einbart:

P. II: An Stelle der Worte: „Indem . . . unversehrt aufrecht
bleiben" soll es heißen: „zufolge" (tol^tan). Nach den Worten: „des
ganzen Heeres und so auch des ungarischen Heeres" ist einzuschalten:
„als integrierenden Teiles des gesamten Heeres". An die Stelle der
Schlußworte: „als unter gemeinsame Verfügung gehörend anerkannt" soll
treten: „als durch Seine Majestät zu verfügend anerkannt".

P. 12 bleibt.
Vä P. 13: In dem Satze, aus welchem P. 13 des 15 er Vorschlages

bestand, wurde das Wort ^abäl/osLs (Regulierung) durch ms^LIlapitLs
(Feststellung) ersetzt. Außerdem wurde vereinbart, daß diesem Satze noch
die weiteren Bestimmungen, wie sie jetzt im Z 13 enthalten sind,
anzufügen find.

P. 14 bleibt.

V. In dem 6 7er Ausschüsse brachte IlollLn die diesen Vereinbarungen
konformen Abänderungsanträge ein. In Begründung des Antrages aä P. 11
erklärte HollLn folgendes (Lörrös visson^olr, S. 74): „Der Unter¬
ausschuß ist bei der Ordnung der Kriegsangelegenheiten von der Grund¬
anschauung ausgegangen, daß das Verfügungsrecht über das gestellte
Heer (a lriüllitott baäosrsA) dem Landesfürsten zukommt, die Stellung
der Kriegsmacht (a baäsrö lULUitLsa), deren von Zeit zu Zeit erfolgende
Ergänzung sowie deren Erhaltung jedoch unter den Einfluß des
Reichstages gehört. Diese Scheidung der kon sti tu ti o n e ll en Rechte
(V? nIkotinLn^os jo^olrnnlr ossn slvLIasstLoa) bildet jene Prinzipien, nach
welchen man in allen konstitutionellen Staaten das Kriegswesen zu ordnen
pflegt, und auch in der ungarischen Konstitution sehen wir diese
Prinzipien zu allen Zeiten prägnant geschieden und ausgedrückt. Auch
der Unterausschuß hat sich diese Prinzipien vor Augen gehalten, als er
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den der gegenwärtigen Beratung zugrundeliegenden Text verfaßte. Meiner
Meinung nach könnte jedoch die vorliegende Formulierung mit den ge¬
dachten Prinzipien viel besser in Einklang gebracht werden,
wenn wir aussprächen, daß diese Gegenstände, nämlich die Führung, Be-
fehligung und innere Organisation nicht Gegenstände gemein¬
samer Verfügung sind, sondern vielmehr unmittelbar unter die Ver¬
fügung des Landesfürsten gehören, als ein landesfürstliches
Recht. Demgemäß wäre folgende Modifizierung vorzunehmen: In dem
Satze: ,Indem die in den Kreis des Kriegswesens gehörenden konstitutio¬
nellen landesfürstlichen Rechte Seiner Majestät unversehrt aufrecht bleiben"
wären die Worte: ,Indem . . . unversehrt aufrecht bleiben" zu streichen,
und an deren Stelle wäre zu setzen: ,Zu folge" (tol^tLn). Die Worte:
,als unter gemeinsame Verfügung gehörend anerkannt" wären zu ersetzen
durch: ,als durch Seine Majestät zu verfügend anerkannt".
Schließlich möchte ich zur präziseren Umschreibung des Begriffes nach den
Worten ,ungarisches Heer" den Ausdruck ,als integrierenden Teiles
des gesamten Heeres, einschalten."

Diese Anträge wurden in der Kommission angenommen und sind
Gesetz geworden. Die Opposition stimmte dagegen, obwohl sie (K. Dis na
und erklärte, daß sie in der Übertragung der Führung, Be-
fehligung und inneren Organisation auf den Landesfürsten selbst eine
Annäherung an ihren Standpunkt erblicke (vgl. Entstehungs¬
geschichte, oben S. lisch.

In Begründung des zu P. 13 vereinbarten Zusatzes wies Ho IIan
auf die große Rolle, welche in neuerer Zeit die Heeresreformen spielen,
sowie darauf hin, daß man in mehreren Ländern im Wege von Militär-
konventionen bemüht sei, durch Vereinheitlichung der He eres -
führung und durch gleichartige Organisation das Gewicht, die
Stärke und Schlagfertigkeit der zusammenwirkenden Armeen zu heben.
Sehr wahrscheinlich würden es Zweckmäßigkeitsrücksichten erheischen, die
Elemente des Wehrsystems dies- und jenseits der Leitha nach gleichen
Prinzipien festzustellen. Um nun angesichts eines derartigen Erforder¬
nisses schon jetzt allen Mißverständnissen zu begegnen, wäre sogleich dafür
vorzusorgen, nach welchem konstitutionellen Verfahren und auf welchem
Wege dieser Einklang der Prinzipien erreicht und festgestellt werden könne.
Nach Ansicht des Antragstellers sei kein anderes Verfahren möglich, als
daß auf beiden Seiten der Leitha die betreffenden Ministerien nach vor¬
heriger Einigung (slöloAss MSAsg^Wssölr utän) einen überein¬
stimmenden Vorschlag (össrRanALÜ javaslatot) den beiden Gesetz¬
gebungen vorlegen. Wenn in den Beschlüssen der beiden Reichstage der
Einklang nicht erreicht werden sollte, so dürfte kein anderer Modus er¬
übrigen, als daß die beiden Gesetzgebungen durch Deputationen mit¬
einander in Berührung treten, um auf diese Weise die Übereinstimmung
herbeizuführen. Aus diesen Erwägungen erklärte IloIIän, sein Amendement
„als Abänderung, beziehungsweise präzisere Umschreibung und Hinzufügung
Zu P. ig" zu beantragen.

Das Amendement wurde, wenngleich sich Elli^o?^, weil es eine



118 Gesetzartikcl XII. W II—14, Anm. 2—7.

„ewige Gemeinsamkeit des Kriegswesens" begründe, dagegen aus¬
gesprochen hatte, von der Kommission angenommen.

2) 1,08., lissLlAo und 8tb. übersetzen den Z 11 folgendermaßen: „In¬
folge der verfassungsmäßigen Herrscherrechte Seiner Majestät
in betreff des Kriegswesens wird all das, was auf die ein¬
heitliche Leitung, Führung und innere Organisation der gesamten
Armee, und somit auch des ungarischen Heeres, als eines er¬
gänzenden Teiles der Gesamtarmee (8td.: gesamten Armee),
Bezug hat, als der Verfügung Sr. Majestät zu stehend anerkannt
(8tk>.: erkannt)."

8tr. übersetzt: „Lv eonsögusnes äss äroits souvsralns enn-
stitutlonnsls äs 8a Alasssts tonoliant los aktairss inllitairss, l> sst rv-
vonnn gus tout es gni a rapport äla äirsvtion nnitairs, au
eovainanäsmsnt st a I'oiAaulsation int^iüsurs äs l'armss sntisrs, clonv
aussi äs l'arinss bongroiss gul su kdrms partis intsArants, sera rb^lö
par 8a Aassstä."

Der Verfasser glaubte an der Diktion des Originals festhalten
zu sollen und behielt daher die ungarische Ausdrucksweise: „in den Kreis
des Kriegswesens gehörende . . . Rechte" bei.

4) Über die Wiedergabe des Wortes allrotmäu^os durch „kon¬
stitutionell" (und nicht „verfassungsmäßig") siehe bei I?r. Anm. 11.

5) Über ksjsäsliul, landesfürstlich, siehe bei § 4 Anm. 2.
Herrscherrechte würde urallLoääi joKvlr heißen.

o) Idol^tän (vom Stamme kul^, tluo, fließen), eigentlich was daraus
fließt, folgt, daher: infolge, zufolge. Siehe bei § 18 Anm. 7. Das
Wort steht hier in gleicher Bedeutung wie in 2, 18, 43, 69. Es
zeigt die aus einer Tatsache „fließende" Folge an. Die im Texte ge¬
wählte Wortstellung entspricht dem Originale.

7) L^'ssKss ist vom Substantiv s^ssA (Stamm s^ — ein), Ein¬
heit, mit der Bildungssilbe -ss abgeleitetes Adjektiv, welches dem Haupt¬
worte, bei dem es steht, die Eigenschaft der Einheit beilegt (vgl.
bei § 2 Anm. 5 lit. ä), also das gleiche bedeutet wie einheitlich.

Das Beiwort SA^s^ss (einheitlich) ist zu allen folgenden drei
Hauptwörtern vsnörlst (Führung), vWsn^Ist (Befehligung), dsls^srvsnet
(innere Organisation) und nicht bloß zu dem ersten zu beziehen. Vom
grammatikalisch-sprachlichen Standpunkte ist sowohl das eine wie das
andere in gleicher Weise möglich. Innere Gründe sprechen aber dafür,
daß nicht nur die Führung, sondern auch die Befehligung und innere
Organisation einheitlich zu sein haben. Dies geht auch aus der „Er¬
widerung" auf die „Einwendung zu P. II" (oben S. 114) hervor und
wird auch in der staatsrechtlichen Literatur anerkannt (kolnsr, lrösös
IlA^elr. Xülölllsn^ornat, S. 71 ff., 107; Vsörsös, Nationalbuch, S. 128).
Daher ist die Übersetzung 8tr.'s, welcher das Wort einheitlich nur auf
Führung bezieht, unzutreffend.
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8) Vs28i-Ist, vs^Ln^lvt Ü8 del82srv626t übersetzen D68.,
L^LIZs und 8tk>. durch „Leitung, Führung und innere Organi¬
sation", I^oräinanck^ (Staats- und Verwaltungsrecht, S. 153) und
Vsörsös (Nationalbuch, S. 117, 122, 128) wieder durch „Führung,
Leitung und innere Organisation".

a) VsMr (vom Stamme von — äuesro, daher so viel wie äux) ist
derjenige, welcher an der Spitze eines auf dem Kriegsfuße befindlichen
Truppenkörpers oder einer ganzen Armee steht und diese im Felde an-
führt, also Heer- oder Truppenführer ist (Onuonor-I'o^arasi).
VonLrlot ist das Recht, das Heer zu militärischen Aktionen in
Bewegung zu setzen, und sohin das Recht, „über die Verwendung der
Wehrmacht und der einzelnen Teile derselben, über ihre Mobilisierung
und Einberufung auf den Kriegsstand" zu verfügen (Voräinuuä)-,
LÄrgoA, S. 630, Liräl^i UsltüsÜK os Hatalom, S. 281; Lraot/,
ILHsjoA, S. 240; Laloxli, JllamjoA, S. 271). In vo^Lrlot liegt die
Verfügungsgewalt über die von der Wehrmacht in Krieg und Frieden
durchzuführenden militärischen Leistungen, das Bestimmungsrecht, gegen
wen das Heer „zu führen" ist. OsLIr erklärte in der Sitzung des
Abgeordnetenhauses vom 28. März 1867 (Xaplo IV, S. 112): „Wenn
wir den stets beobachteten Usus betrachten, sehen wir, daß gegen jeden
Feind, der das Reich Seiner Majestät angriff, das reguläre ungarische
Militär mit den übrigen Truppen Seiner Majestät zusammen und gemeinsam
kämpfte, unter ein und derselben Führung (vWörlot) stand und
nicht abgesondert operierte." VoLörlot entspricht also begrifflich dem
Ausdrucke „Führung".

Führen (kaotitivum von fahren, also eigentlich „fahren machen")
heißt durch unmittelbare Einwirkung in bestimmter Richtung, zu
einem bestimmten Zwecke, in Bewegung setzen, „durch Mitdabeisein in
Richtung, Fortbewegung und Tun bestimmen" (Grimm und
Adelung). Das Heer oder Teile desselben führen, ist also durch „Vor¬
gehen oder Befehle" die Militärischenunternehmungen des Heeres
oder seiner Teile bestimmen. Der Kriegsherr führt die Armee durch
unmittelbare Bestimmung der von ihr durchzuführenden Aktionen und durch
Ernennung von Kommandanten, welche das Heer oder dessen Teile im
Sinne der vom Kriegsherrn getroffenen Bestimmung führen. König Karl
sagt zur Jungfrau von Orleans:

Ja, heilig Mädchen, führe du mein Heer,
Und meine Fürsten sollen dir'gehorchen.
Dies Schwert der höchsten Kricgsgewalt, das uns
Der Kronfeldherr im Zorn zurückgesendet,
Hat eine würdigere Hand gefunden.
Empfange du es, heilige Prophetin.

Das Heer „leiten" dagegen hat einen anderen Sinn. Leiten
bedeutet eine mittelbare, regulierende Einwirkung und setzt stets
die eigene selbständige Bewegung oder Tätigkeit des Geleiteten, die nur
der Begrenzung, Behütung und Regulierung bedarf, voraus.
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Führung und vonörlst ist aber auf unmittelbarer Einwirkung be¬
ruhende und in diesem Sinne ausschließlich entscheidende Bestimmung der
Bewegung oder Betätigung eines anderen.

Der ehemalige Hofkriegsrat in Wien hat die Unternehmungen
der im Felde stehenden Kriegsheere „geleitet", die „Führung", d. i.
das unmittelbare Verfügungsrecht, hatten aber die Armeekommandanten.
Ein Feldherr kann von einem Punkte aus durch Befehle die ganze Schlacht
leiten, die er schlägt, ohne eine Heeresabteilung selbst zu führen.

Stell' uns die Jungfrau an des Heeres Spitze,
Wir folgen blind, wohin die Göttliche
Uns führt! Ihr Seherauge soll uns leiten.

In vsLörlst und Führung ist der Kriegsherr gleichsam als in un¬
mittelbarster persönlicher Berührung mit der Armee stehend gedacht, dem
daher die ausschließliche und unmittelbare Bestimmung über die Jn-
bewegungsetzung der Armee zu militärischen Aktionen zusteht.

b) Das dem vorwrlot angereihte zweite Wort hingegen
bedeutet die Befehligung, das Kommando, die Ausübung der
militärischen Befehls- und Kommandogewalt. OnuoLor-Ii'oAarasi
geben ausdrücklich an, daß „eine neuzeitliche Bildung für den
militärischen Terminus Kommando" ist und daß vs^än^Ist „die militärische
Befehlsgewalt, insofern sie durch Kommandieren ausgeübt wird", be¬
deutet. Vo^sn^u^slv ist Kommando spräche, Kommando-
wort 18 des G.A. XDI v. I. 1868: Die Kommando spräche der
Landwehr sa IronvääsöA v sr: a u/slvss ist die ungarische, beziehungs¬
weise in Kroatien-Slavonien die kroatische).

Vorisu/Ist ist der Ausdruck für die militärische Kommandogewalt,
für den „militärischen Oberbefehl" überhaupt und schließt daher im
Wesen auch die Verfügungsgewalt über die Verwendung des Heeres
zur Kriegführung und zu militärischen Unternehmungen im Frieden, also
das, was schon in vsE-Iot (Führung) enthalten ist, in sich. Daraus
erklärt es sich, daß die erste Formulierung voälrs (oben S. 111) nur
das Wort vo26u^l6t (ohne vosorlot) gebraucht, daß in dem königlichen
Reskripte vom 17. November 1866 (oben S. 14) ebenfalls nur von
vWön/Iot die Rede ist und daß auch in den Debatten des Subkomitees
die Redner im allgemeinen nur von sprechen.

Da jedoch im § 11 das aus dem militärischen Oberbefehle fließende
Recht zur Führung des Heeres (vgl. La band, Staatsrecht des Deutschen
Reiches, 4. Aust. IV. Bd., S. 33ff.; G. Meyer, Lehrbuch des deutschen
Verwaltungsrechtes, 1883, II. Bd., S. 35 ff.; Kirch h eim in v. Stengels
Wörterbuch s. v. Heer) als das praktisch wichtigste und entscheidendste
schon in dem vorangestellten Worte vs^Lrlot besonders hervorgehoben
ist, hat vo28u^lst sachlich einen darum engeren Inhalt, so daß es
materiell genommen das „oberste Befehlgeb ungs- und An¬
ordnungsrecht (IsAtöbb parauesackäoi, rouckoUcoresi soZ)" bedeutet,
das sich, abgesehen von der „Führung", auf dem Gebiete der Ver¬
waltung des Heeres (Ausbildung, Bewaffnung, Ausrüstung, Disziplin,
Feststellung der Dienstvorschriften usw.) betätigt (E. Xax/, Lösso^,



Geschartikel XII. M II—14, Amn. 9. 121

S. 342; ICerckiuanä^, Lö^ox, S. 630 und LirLI/i Nältäsüx 88
Hutulom, S. 281 f.; IZuIoAÜ, 44lumjoK, S. 271; Lmst^, L02-
sox, S. 240).

Allein an sich ist vsssu^lst keineswegs Leitung, denn vs^Sn^Ist
ist der B e s e h ls b eg r is f eigentümlich, befehlen und leiten sind aber
grundverschiedene Dinge. Leitung ist Regulierung, Behütung und Be¬
grenzung der selbständigen Bestimmung eines anderen, Befehl ist aber
die jede Selbstbestimmung ausschließende, eine unbedingte Zwangspflicht
begründende Kundgebung dessen, was unser Wille ist, die ausdrückliche
Erklärung, daß etwas unbedingt so zu geschehen hat, wie es der
Wille des Befehlenden bestimmt.

^riests-rberA.- Der Kaiser hat auch schon dem Oberst Suhs
Befehl geschickt, nach Bayern vorznrücken.
Er rückte vor! und ich,
Sein Chef, gab ihm Befehl, ausdrücklichen,
Nicht von dem Platz zu weichen!

Steht es so
Um mein Kommando?

e) Lsl8i-6rv626t (aus der Vorsilbe bsl inner und 8WrvM8t
— Organisation) heißt: innere Organisation. In der ersten von vvLK.
vorgeschlagenen Formulierung des P. 11 war der Ausdruck dslrsnäs^äo,
innere Ordnung (Regelung) gebraucht, doch wurde dieser Ausdruck als
„nicht genug präzis" noch im Subkomitee durch bslo^ervö^st ersetzt
(Liün^i, Veülr llsvrrvcksi III, 695).

Der Ausdruck 8A^86A68 vs^örlst, vssän^Iet 88 bslonsrvsrst heißt
daher weder „einheitliche Leitung, Führung und innere Organi¬
sation" noch auch „einheitliche Führung, Leitung und innere Organi¬
sation", sondern „einheitliche Führung, Befehlig ung und
innere Organisation".

v) 1-68., 11x81^8 und 8tb. übersetzen 0x^02 llackssrsA und das
bald darauf folgende össrso llackssrsA unterschiedslos mit „gesamte
Armee", beziehungsweise „Gesamtarmee". I^öss heißt ganz, totus,
intsAtzr, 088L68 aber gesamt, sämtlich, univsrsus. (ganz) geht
von dem Dinge als homogener Einheit aus und sagt, daß nichts
davon fehlt, daß es alle ihm zugehörigen Teile hat; össrss (gesamt,
sämtlich) aber denkt an die Bestandteile, aus welchen sich ein Ding
Kusammensetzt, und bezeichnet eine heterogene Einheit. Das ganze Heer
ist soviel wie: auch nicht ein Mann davon ausgenommen. Das gesamte
Heer ist aber das Heer mit Inbegriff aller seiner unterscheidbaren Be¬
standteile.

„Gesamt" (nach Adelung und Weigand das part. perk. von sammen, jetzt
sammeln) verbindet sich nur mit Kollektiv-, „ganz" aber ebenso mit Kollektiv- wie mit
Nichtkollektivbegriffen. Man kann nur sagen, das ganze Laib Brot oder das
ganze Buch, wohl aber die ganze oder gesamte Bibliothek, das ganze oder das
gesamte Volk. Sage ich: das ganze Volk, so denke ich an das Volk als homogene
Masse, sage ich aber: das gesamte Lolk, so denke ich au das Volk mit seinen differenten
Schichten, Klassen, Ständen, Gruppen usw. 4.? eZäsr wims^terium (H 27) bedeutet
das ganze Ministerium als homogene Einheit, in der die Individuen als unterscheid-
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bare Teile verschwinden, gleich' die Regierung; ar össres iniuisrtsrium, das gesamte
Ministerium, ist aber das Ministerium als Zusammenfassung aller seiner Mitglieder
(Demission des Gesamtininisteriums, Gegenzeichnung des Gesamtministeriums).

Der Begriff ganzes Heer kennt nur homogene Teile, der Be¬
griff gesamtes Heer aber nach bestimmten (technischen oder rechtlichen) Ge¬
sichtspunkten unterscheidbare Bestandteile (z. B. die gesamte bewaffnete
Macht — alle Waffengattungen, Truppenkörper, Verbände, Anstalten usw.
zusammengenommen). In beiden Fällen handelt es sich um dasselbe Ob¬
jekt, das unter bestimmten Gesichtspunkten und in bestimmten Beziehungen
als „ganzes" und unter anderen Gesichtspunkten und in anderen Be¬
ziehungen als ein „gesamtes" erscheint.

In der von OsLll vorgeschlagenen ersten Formulierung der M II—14
(oben S. 111) war nur vom „Heer" schlechtweg die Rede. Als aber
DoLll dem Verlangen, in die Formulierung sei auch die „Idee des
ungarischen Heeres zu verflechten", nachgab, tat er dies, indem er
gleichzeitig vor „Führung, Befehligung und innere Organisation" das
Beiwort „einheitlich" und vor Heer das Beiwort „ganzes" setzte
(vgl. oben S. 112). Hiemit wollte Ooüll zum Ausdruck bringen, daß
trotz besonderer Erwähnung des „ungarischen Heeres" die Einheit des
Heeres aufrecht bleibt, daß auch daS „ungarische Heer" mit den übrigen
Truppen derselben einheitlichen Führung, Befehligung und inneren
Organisation unterliegt und daß es daher nur Teil des ganzen, ein¬
heitlichen Heeres ist. Daher gehören logisch auch die Begriffe
„ungarisches Heer" und „Einheitlichkeit" der Führung, Leitung und
Organisation des „ganzen" Heeres wie zwei komplementäre Bestimmungen
zusammen.

In den Wiener Konferenzen wurde ferner vereinbart, daß der
Ausdruck „ungarisches Heer" durch den Zusatz „integrierender Teil
des gesamten Heeres" noch eine nähere Präzisierung erhalten solle. Die
Bedeutung dieses Zusatzes ist eine zweifache. Insofern darin das unga¬
rische Heer als ein integrierender Teil des ganzen und gesamten
Heeres bezeichnet wird, bringt der Zusatz- das bereits von OoLll formu¬
lierte Prinzip der Einheitlichkeit des Heeres nur noch schärfer zur Geltung.

Insofern aber die neue Fassung auch vom „gesamten" Heere
spricht, ist sie ein Ausdruck des Gedankens, daß das Heer nach Ursprung
und Entstehung ein aus zwei, hinsichtlich ihrer Aufbringung und Bei¬
stellung verschieden zu beurteilenden Kontingenten geschaffenes
einheitliches Ganze ist (vgl. bei § 2 Anm. 7).

Aus alldem folgt, daß die oben mitgeteilten Übersetzungen, welche im
Widerspruche mit dem Originale nur von dem „gesamten Heere"
reden, den Inhalt des Gesetzestextes nur ungenau wiedergeben.

") LusAossitoni (von Ici — aus und eZösLitoni — ganz machen)
eigentlich „ausgänzen", das, was nicht ganz ist, ganz machen; z. B. die
Stadtvertretung ganz machen, sie ergänzen. LisALssito ist also der
„ausgänzende Teil" oder der „integrierende Teil", d. i. derjenige
Teil, der etwas erst zum Ganzen macht, zum Ganzen gehört und
daher all dem unterworfen ist, was für das Ganze gilt. „Das Ganze
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hat, d. h. hält die Teile, bindet sie durch sein Wirken zur Einheit, die
Teile bilden das Ganze" (Sigwart). „Ungarn ist nicht eine Provinz,
nicht ein integrierender Teil (nsm lllsKssrckto rvs?) des seit 1804
sogenannten österreichischen Kaiserreiches" in der 67er Kom¬
mission, Lö2Ö8 visrwn^olr, S. 97).

") 8tr. läßt den Ausdruck arr össxss IiaässrsK (das gesamte Heer)
unübersetzt.

1^) lutvsvuäö ist das part. kut. von iutsMi, dem der Begriss des
Sollen innewohnt (vgl. oben bei H 2 Anm. 6, lit. a).

w) läonlliuti ist das vom Adverbium iäonllint (von Zeit zu Zeit;
siehe § 59) abgeleitete Adjektivum, das als solches nur unter Heranziehung
des Hilfswortes „erfolgende" wiedergegeben werden kann. Die sonst in
den Übersetzungen gebrauchten Ausdrücke: „zeitweise", „zeitweilig" ent¬
sprechen iäönlcinti nicht.

") li^UlAs und 8tb.: „Das Land behält sich jedoch vor das Recht
der zeitweisen Ergänzung des ungarischen Kriegsheeres und der Re¬
krutenbewilligung". Im Original steht: Allein die von Zeit zu Zeit (er-
solgende) Ergänzung und das Recht der Rekrutenbewilligung ... be¬
hält das Land sich selbst vor. Die im Texte gewählte Wortstellung ent¬
spricht dem Original. 8tr.: „Nais la Honoris . . . rvssrvs ä sa
proprs spllsrs tous Iss äroits rslatiks au soiuplstsmsnt pärioäi^us
äs I'arruös llonAroiss, au vots äss eonserits . . ." Von „tous Iss
äroits" steht im Gesetze nichts.

i5) 8td.: „der Truppen"; IratonasäA ist der technische Ausdruck
für Militär. Auch in den „Einwendungen" und der „Erwiderung"
-^närLss^-Dün^a^s wird von der „Dislozierung des Militärs"
gesprochen (oben S. 114 f.).

i°) 1.68., li^UI^s und 8tb.: „im Sinne der bisherigen Ge¬
setze"; a törvän/sk alapsän: „auf Grund der Gesetze".

ii) 8tr.: sn es gui eonesrns la juriäietion (!).

i5) D68. undRAlÄAs: „der Administration"; 8tb.: „der Ver¬
waltung"; 8tr.: „pour es gui sst äs I'aäininis trati on". Siehe
über lrormLn/riat Ausführungen bei 8 3 Anm. 3.

ib) D68., lixLlAS und 8td. übersetzten den Passus a2 orsrmx
ma^änalr tartsa ksn: „das Land behält sich vor . ^>n diesem Aalte
wüßte es im Ungarischen heißen: a? ors^äx ksntartsa ma^analr.
Da jedoch nach dem Gesetzestexte der Nachdruck auf inaxLnall liegt, ist zu
übersetzen: behält das Land sich selbst vor. Ursprünglich war der
Gegensatz hiezu: gemeinsame Verfügung; nach der Abänderung des ß 11
ist aber der Gegensatz: Verfügung durch Seine Majestät.

2°) 8tr.: „rSAlsmsirtation", obwohl, wie oben S. 116 gezeigt
wurde, auf Grund der Vereinbarungen in den gemeinsamen Konferenzen
das ursprüngliche Wort s^adäl^oLLs (Regulierung) durch msK-UIapitäs
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(Feststellung) ersetzt wurde. UoIIän motivierte seinen Abänderungsantrag
damit, das Wort „Regulierung" „würde voraussetzen, daß wir den
gegenwärtigen Zustand als Ausgangspunkt nehmen" (Löüös visrw-

S. 76).

21) Vsäslrni rsnässsr, Wehrsystem, Verteidigungssystem. Vgl. über
den Begriffsumfang von vsäslsra bei § 2 Anm. 7, lit. e (oben S. 70).

22) Vgl. Ur. Anm. 2 (oben S. 50).

22) 1,(18., UAUIxs und 8tb. übersetzen SA^snIo hier mit gleich¬
artig; einige Zeilen später aber treffend mit gleich. Vsörskis
(Nationalbuch, S. 135): nach gleichen Prinzipien; 8tr.: sslon äss
priueipss iäsntiguss und: projst äs loi bass sur Iss insinss
prinsipss.

2^) 1,(48., L^LlAs und 8U>. lassen snnslkoAva (demzufolge) un¬
übersetzt.

2°) 8tr.s Übersetzung: „il sst status gus, aprss aoeorä prsalabls
sutrs Iss äsux ministsrss, Iss äsux Us^islations ssront saisiss, Is eas
äelröant, äs projsts äs lot basss sur lss insrnss prinoipss" sagt etwas
anderes als das Original.

2°) 1,68. und 8tb.: „nach vorangegangenem Einvernehmen";
8tr.: „aprös aeoorä pröalabls". Treffend hingegen U^UlAs: „nach
vorangegangener Vereinbarung". Siehe über insx-UlapoäLs bei § 15
Anm. 4. Auch in der „Einwendung" und der „Erwiderung" (oben S. II4f.)
wird von „Vereinbarung" gesprochen.

21) LisK/snIitss ist eine freundschaftliche Ausgleichung gegenseitiger
Ansprüche und Forderungen im Wege eines Kompromisses.

22) 1,88., R^HlAS und 8td.: „werden die beiden Gesetzgebungen mit¬
einander durch Deputationen in Berührung treten"; öriutüsMi be¬
deutet: mit jemandem schon in Berührung sein, mit ihm verkehren,
mit ihm Umgang pflegen (Lalla^i und Lslsiusu). Für „in
Berührung treten" gebraucht Z 25 sriuLs^sbs lspni. Vgl. auch bei
Ur. Anm. 37.

22) 8tr.: „vslsxations" (!), wobei in der Fußnote noch „hinsichtlich
der Kompetenzen und der Organisation der Delegationen" auf § 28 ff.
verwiesen wird (!).

3°) 1,88., U^LIgs und 8td.: „ungarischen". Das Original ge¬
braucht sachrichtig inaA^arors^ä^i, d. h. ungar lä n d i s ch. 8tr. läßt das
Wort unübersetzt.
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15.

luulÜAMvlr Ö88268 l<olt-
86A6i olvlcspön lrÖ2Ö86le, llOA^
U20N Ll'älizr, IQtzlv 826riut 626U
^Slt8SK6lrIi62 NuA^urorMÜA ,jä-
rulni loA, g,2 ulüdlii 18., 19, 20.,
21. 68 22. pontoiv>):rn lrörülirt
61ÜI6A68 6rkMs268 utM, KöIe8Ü-
Vö8 6A^62lr6c>68 Mill ällupit-
bubilr W6K.

') 1,68., LALI^ö und 8tk.:
beitragen wird.

8 15.

Sämtliche Kosten des Kriegs¬
wesens sind derart gemeinsam, daß
jenes Verhältnis, nach welchem

Ungarn zu diesen Kosten beitragen

wird*), nach der in den weiter unten

folgenden Punkten 18, 19, 20, 21

und 22 umschriebenen vorherigen

Erörterung, durch ein gegenseitiges

Abkommen festgestellt wird^)^)^).

„bei zu tragen hat"; to^ jürului:

?) U68.: „nach einer in den weiter unten folgenden Punkten 18,
19, 20, 21 und 22 beschriebenen vorhergehenden Verhandlung im
Wege eines wechselseitigen Übereinkommens festgestellt werden
wird"; U^UIAS und 8tb.: „nach einer in den weiter unten folgenden
Punkten 18, 19, 20, 21 und 22 beschriebenen vorhergängigen Beratung
im Wege einer wechselseitigen Vereinbarung festgestellt werden
wird"; 8tr.: „ssra üxös (so. la Proportion) ä'un ooinniun aoeorä
ouivant clss äölibdrations eouäuitss äs la inanisrs ro^lds oi-
aprss xar los art. 18, 19, 20, 21 st 22".

Über die Bedeutung des Ausdruckes slölsAss vrtsllsLss utan vgl.
die Ausführungen bei Z 55 Anm. 4. Wie dort festgestellt ist, bedeutet
6rtslrs2ö8 im eigentlichen Sinne nicht „Verhandlung", „Beratung", „äL-
libsration", sondern — was hievon wesentlich verschieden ist — „Er¬
örterung", „Konferierung". Da jedoch das in den ZA 18—22
umschriebene Verfahren nicht bloß eine Erörterung oder Konferierung ist,
so erscheint örtsks^ös in § 15 nur als pars pro toto und sachlich in
dem Sinne von sK^s^lLsäüs (— Unterhandlung; vgl. § 22) gebraucht;
ja es scheint fast, als ob dieses Wort hier nur deshalb vermieden und
durch ^rtsksrws ersetzt wäre, weil es unmittelbar darauf in der Bedeutung
des Unterhandlungs er ge b n i s s e s (lrölosövös SN-sMsäös Mal) folgt.

Über die Bedeutung des Wortes o^sMsäss siehe die folgende An-
werkung 4 sowie bei § 18 Anm. 1 lit. 5.

Über lrölosönös (gegenseitig) zum Unterschiede von visson^os
(wechselseitig) vgl. bei Z 2 Anm. 7, lit. ä (oben S. 70).

8) In dem 15er Elaborate folgte auf Z 15 ein Absatz, der lautete:
„Zu den gemeinsamen Kriegskosten find jene Kriegskosten nicht

zu rechnen, welche die zum deutschen Bunde gehörenden Länder
Seiner Majestät, als Bundesglieder, zu tragen gehalten sind."
Dieser Absatz, welcher dem bei § 8, Anm. 3 hervorgehobenen Stand¬

punkte des 15 er Komitees Rechnung zu tragen bestimmt war, wurde in
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der 67 er Kommission mit der Motivierung fallen gelassen, daß inzwischen
der „Deutsche Bund" aufgehört hat.

4) Bedeutung und Übersetzung des Ausdruckes oA^osKsäös und
der anderen Vereinbarungssynonyma.

Die Wiedergabe des an zahlreichen wichtigen Stellen wiederkehrenden
Wortes sK/sskockos bietet Schwierigkeiten. Um den wahren Sinn
dieses wie auch der anderen in dem Gesetzartikel XII vorkommenden Ver¬
einbarungssynonyma festzustellen, ist es nötig, die Gesichtspunkte klar-
zulegen, nach welchen der Sprachgebrauch diese Synonyma differenziert.

Als solche Synonyma kommen hier in Betracht: s^orLocküs (Ur.
Abs. 4, 88 2, 8, 56, 62); s-övkrtsöx (§8 59, 60, 61, 62, 65, 66,
67); msKLIlapoäLs (§§ 7, 13, 18, 20, 61, 69); sA/s^ksckvs
(§8 15, 22, 55, 61, 63, 65, 66, 67, 68); alku (88 18, 19, 61).

Die Synonyma unterscheiden sich dadurch voneinander, daß sie von
den Essentialien des Vereinbarungsbegriffes entweder die Verbindlichkeit
oder die Willensübereinstimmung besonders hervorheben oder aber da¬
neben auch andere Begleitumstände (Art der Entstehung der Willens¬
einigung, Gegenstand derselben, Kreis der daran beteiligten Personen,
äußere Form, Art der Verbindlichkeit usw.) mitbetonen.

I. In dem Worte s^srsoääs (von sMrz.öäni, sich verdingen),
der klassischen Bezeichnung für Vertrag, oontraotns, erscheint vor allem
das Moment der rechtlichen Verbindlichkeit („oontrallsrs") be¬
tont, worauf schon die Redensarten: einen Vertrag „schließen", SLsrMäast
„kotni" (binden), hindeuten.

Vertrag ist „die gegenseitig festgesetzte Willenserklärung als feste
Bestimmung gegenseitiger Rechte und Verbindlichkeiten; dann auch
die Urkunde, in welcher diese Willenserklärung niedergelegt ist". Crome
bemerkt in seinen „Grundzügen des romanischen Rechtes" (Holtzendorff,
Enzyklopädie, 6. Ausl., 1904, I, 854): Rechte werden begründet und auf¬
gehoben durch Rechtsgeschäfte (äetos); enger ist der Begriff der Überein¬
kunft (eonvsntion), die einen Konsens zweier oder mehrerer Personen
voraussetzt, und des Vertrages (oontraot), durch welchen Verbind¬
lichkeiten (onALAoinonts) auf Geben, Tun, Unterlassen begründet werden.

Über die Art des Zustandekommens des Konsenses, über den Gegen¬
stand und Inhalt, über die beteiligten Personen, über die Form der
Willenserklärung ist in dem Begriffe Vertrag eine bestimmte Entscheidung
nicht getroffen. Dagegen ist es ein spezifisches Merkmal des Vertrages,
daß die Willensübereinstimmung auf die Begründung einer Rech ts-
pflicht abzielt. Daher wird dort, wo bei der Willenseinigung nicht an
die Schaffung rechtlicher, sondern moralischer (gesellschaftlicher oder
politischer) Verpflichtungen gedacht wird, nicht vom Abschlüsse eines „Ver¬
trages" gesprochen; so, wenn ich mit jemandem ein Rendezvous verein¬
bare oder wenn Parteien Vereinbarungen über ihre politische Haltung
treffen.

Auch ist für den „Vertrag" die Idee der völligen rechtlichen Gleich¬
stellung charakteristisch, weshalb der „Vertrag" vor allem eine Rechts-
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figur des Zivilrechtes und im öffentlichen Rechte eigentlich nur im Ver¬
kehre unter Staaten üblich ist.

II. LriövatsvK (von Moni, weben, flechten, tsxsrs; s^övst, Ge¬
webe, Geflecht) ist Bündnis, Bund, kosäus; z. B. vsä ss äas^sLövstsö^,
Schutz- und Trutzbündnis; äUamsrwvstsöK, Staatenbund; ksisäslmslr
o^övstssA«, der Fürstenbund; ü s^övstssA, der alte Bund; üj sLövstss^,
der neue Bund; srwvstssAi s^si-Mäss, der Bundes vertrag (deutsche
Bundesakte).

8rröv6ts6K und Bündnis sind wieder eine durch den Gegenstand,
Inhalt und die daran Beteiligten qualifizierte spseiss in dem ^snus
Vertrag, nämlich ein „Vertrag, welchen ganze Völker oder Staaten
oder deren Oberhäupter über Staatssachen, die Land und Leute
betreffen, miteinander schließen" (Zedler, Universallexikon, s. v. Pakt),
durch den also eine Staaten oder Völker umfassende Zweckgemein¬
schaft begründet wird: Schutz- und Trutzbündnis, der Städtebund, der
Zoll- und Handelsbund; vsälr nennt die pragmatische Sanktion ein
Bündnis, SLövstsvA (Xö2ös visrou^olr, S. 38).

Bund unterscheidet sich von Bündnis (im Ungarischen für beides
sriövstsö^) dadurch, daß er auch von der Gesamtheit der Verbündeten
gesagt wird, Bündnis aber nicht.

Völlig unzutreffend ist es, wenn 8tr. värn-W lLsrsslrsäsImi snövstssZ
durchwegs mit traits äouauisr st oommsrsml wiedergibt. Eine der¬
artige Übersetzung ist nicht nur sprachwidrig, sondern bringt bei der
praktisch äußerst wichtigen Unterscheidung, welche in der internationalen
Zoll- und Handelspolitik zwischen uulon und traitö äs äonans st äs
vommsros gemacht wird, auch sachlich etwas anderes zum Ausdrucke, als
im Gesetzestexte enthalten ist (vgl. hierüber auch bei § 59 Anm. 4).

III. LIsALIIapoää.8 hingegen stellt als Vereinbarungsbegriff
das Moment der zustandegekommenen W i l l e n s e i n i g u n g in den Vorder¬
grund. Das Wort spielt auch in der Frage der staatsrechtlichen Natur des
Ausgleiches eine Rolle und bedarf einer sehr genauen Feststellung.

Das Zeitwort msAÜlIapoäui bedeutet eigentlich: stehen bleiben,
rnneh alten, z. B. auf schlechter Straße von Zeit zu Zeit stehen bleiben,
damit die Pferde ausschnaufen; und dann im übertragenen Sinne:
schlüssig werden, einig werden, d. h. bei einer der mehreren er¬
wogenen Möglichkeiten „stehen bleiben". ..

Der substantivierte Infinitiv ms^LUapockLs bezeichnet also das
vri einer bestimmten Idee, einem Plane, einer Absicht, einer Meinung
»Steh en bleib en", das nach Zaudern, Zweifeln, Erwägen, Hin- und
Herüberlegen, Beraten, Unterhandeln erfolgende „Schlüssigwerden",
"Einigwerden" oder die in solcher Art erfolgende „Schlüssigwerdung"
oder „Einigwerdung" (Oxnerior-IdoAarasi und Kimon^i-Lalasga).

Das Schlüssigwerden oder Einigwerden kann auf eine einzelne oder
"her auf mehrere Personen bezogen sein. Je nachdem die Personenmehrheit
nne beratende Körperschaft oder aber unterhandelnde Parteien sind, ist
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die Natur der „Einigwerdung" eine verschiedene. In dem einen Fall ist
es eine einseitige, in dem anderen aber eine zweiseitige „Einigwerdung".

Für msKÜUaxoäLs als die einseitige „Einigwerdung" einer be¬
ratenden Körperschaft (des Reichstages) besteht im Deutschen kein
treffender Ausdruck. Mit „Beschluß", wofür im Ungarischen der technische
Ausdruck IiatLroMt besteht, deckt es sich nicht. Es spricht nur die „inner¬
liche" Tatsache der Einigung aus, während Beschluß ein streng formaler
Begriff ist und die in bestimmter Weise konkretisierte und in bestimmter
Form ausgesprochene Einigung bedeutet.

NkALklapnäLs als die zweiseitige „Einigwerdung" unterhandelnder
Parteien hingegen entspricht dem, was „Vereinbarung" ist. In
den allgemeinen sowie juristischen Wörterbüchern (Liskoinsn, LakluKi,
Rövös?, Väindäi^-LLlmün) wird bei illSALIIaxocküs: Vereinbarung, Über¬
einkunft, Übereinkommen, Verabredung, Abkommen, bei insKällapoäni:
einig werden, Übereinkommen, sich verabreden, ein Übereinkommen treffen
angegeben. In den internationalen Staatsverträgen ist EALUaxoäiw ein
ständig wiederkehrender Ausdruck für Vereinbarung. Wie insxLIIapockäs
bringt auch Vereinbarung vor allem die verbindliche Willenseinigung,
den Konsens zweier unterhandelnder Parteien im weitesten Sinne zum
Ausdruck. Denn auch Vereinbarung ist „der allgemeinste Ausdruck
für das Ergebnis einer Besprechung oder Beratung" und kann „schriftlich
oder mündlich geschehen, eine amtliche oder nicht amtliche Sache betreffen"
(Adelung) Grimm, Eberhard).

Ob nun im Gesetze inoAnUnpoäüs im einzelnen Falle als „Einig¬
werdung" einer beratenden Körperschaft oder aber als „Einigwerdung"
zweier Vertragsparteien (Vereinbarung) aufzufassen ist, ist guasstro kuoti.

An einigen Stellen ist der konkrete Sinn des Wortes sofort erkennbar,
an anderen Stellen muß er aber erst im Wege der Interpretation
erschlossen werden. In derartigen Fällen wurde, um nicht durch den Ge¬
brauch eines Ausdruckes, der nur als das Ergebnis der Interpretation
erscheint, gegen das Prinzip unbedingter Übersetzungstreue zu verstoßen,
im Texte der Übersetzung an dem allgemeinen, beide Bedeutungen in sich
schließenden Ausdrucke „Einigwerdung" festgehalten.

Gegenüber dem Vertrage (s^sr-Löckös) ist Vereinbarung (insALIIa-
poää-s) der weitere, auch den Vertrag in sich schließende, allgemeinere Be¬
griff und kann auch auf die Begründung von Verpflichtungen gehen, die
nicht auf dem Rechts-, sondern auf dem moralischen (gesellschaftlichen,
politischen) Gebiete liegen. Während es im Wesen des Vertrages liegt, daß
er stets und ausnahmslos auf die Begründung von Pflichten im
Rechtssinne abzielt, ist der Kreis der Verbindlichkeiten, auf welche es
bei der Vereinbarung (nrs^LIIapockLo) abgesehen sein kann, unbeschränkt,
weshalb die Vereinbarung (msALUapoäLs) außer einer Rechts-, auch eine
Kategorie des politischen und gesellschaftlichen Lebens ist.

Von diesem Unterschiede ist die ungarische Negierung ausgegangen,
als sie in der Debatte des ungarischen Abgeordnetenhauses über die Günser
Antwort Seiner Majestät (vgl. bei Z 18 Anm. 8) geltend machte, in der
Antwort sei der Ausgleich nicht als zweiseitiger Vertrag (kötoläalü
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Erirödvs), sondern als zweiseitige Vereinbarung (kötolckslü illSAalla-
pockäs) bezeichnet worden. Die ungarische Regierung bestritt nicht die
Nechtsnatur der Vereinbarung, erklärte aber, sie habe, da auch der Anlaß
zu der Günser Antwort vorwiegend politischer Natur war, den Ausdruck
zweiseitige Vereinbarung vorgeschlagen, weil er die politische Seite
des Ausgleiches besser zum Ausdruck bringe als der Ausdruck zwei¬
seitiger Vertrag, der ein strenger Rechtsbegriff sei.

Da der Ausgleich nicht bloß politische, sondern zweifellos auch Rechts¬
pflichten begründet hat, da er nicht bloß ein politisches Faktum, sondern
als Regelung der staatsrechtlichen Beziehungen zweier Staaten in erster
Linie ein Tatbestand der Rechtsordnung ist, so muß in der
Anwendung auf den Ausgleich nicht bloß als eine politische, sondern ebenso
auch als Rechtskategorie gelten. Dies hat auch die ungarische Regierung
anerkannt, als sie erklärte, der Ausgleich sei eine die Attribute eines
Vertrages besitzende Vereinbarung und daß ein einseitiges Abänderungs¬
gesetz den Bestand des Ausgleichsverhältnisses nicht berühren könnte. So¬
fern es sich also um die Regelung von Nechtsbeziehungen handelt — und
dies ist beim Ausgleiche der Fall — kann msgLUapoääs nur als eine
rechtsverbindliche und rechtsverpslichtende Vereinbarung in
Betracht kommen. Auch Kölner lXcmö» U^ek, S. 20) weist bei Er¬
örterung der Frage, ob die in 8 18 des Gesetzartikels XII bezeichnete
Vereinbarung «im-.xüHapoä-w) die Natur einer völkerrechtlichen Gebunden¬
heit besitze, d. h. ob Ungarn eine Verpflichtung internationaler Natur in
der Richtung übernommen habe, daß es das, was in dem Gesetzartikel XII
als gemeinsame Angelegenheit bezeichnet wird, ohne Zustimmung Öster¬
reichs nicht als eine nichtgemeinsame Angelegenheit ansehen werde, auf den
Umstand hin, daß, wenn von mo^ällapockäs gesprochen werde, darunter
segelmäßig eine verbindliche und verpflichtende Vereinbarung zu ver¬
stehen sei und daß zugunsten einer solchen Gebundenheit auch der Wort¬
laut des H 4 des Gesetzartikels XII spreche.

Ein weiterer Unterschied zwischen Vertrag und Vereinbarung ist darin
gelegen, daß man bei Vertrag in der Regel an eine durch eine förm¬
liche Urkunde fixierte Vereinbarung denkt, während es für das Vor¬
handensein einer Vereinbarung schon genügt, wenn überhaupt der Ver¬
einbarungsinhalt und der Vereinbarungswille feststeht.

IV. Illg-^6i-Koä('s und alku sind, sofern sie als Vereinbarungs¬
begriffe in Betracht kommen, wieder dadurch gekennzeichnet, daß in ihnen auch
die Art der Bildung und des Zustandekommens der Willens¬
einigung sowie die materielle Natur des Vereinbarungsinhaltes
'»it zum Ausdrucke gelangt. Beide Begriffe sind von großer Wichtigkeit,
weil nach dem Gesetzartikel die Regelung der Quote, der Staats¬
schuldenfrage und aller Zoll- und Handelsverhältnisse durch

und alku zu geschehen hat.
(von «8^ — ein) bezeichnet, mit jemandem oder mit etwas

in Übereinstimmung gelangen und sohin damit übereinstimmen, eoneorckars,
vanvoniro eonsontiro (Osuoiror-Voxarasi; 8/.arvas-Liinon^i).

folger, Ausgleich. 0
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Das dazu gehörige vorbnm troezusntukivnin o^vLstsclni bedeutet: eine
derartige Übereinstimmung (der Willen) Herstellen wollen, im Wege fort¬
gesetzten Hin und Herverhandelns, durch wiederholtes Abwägen,
Vergleichen und Ausgleichen der gegenseitigen Propositionen das
Gelingen einer Willensübereinstimmung an streb en und gegebenenfalls
zu einer solchen auch gelangen. nun, welches den sub¬
stantivierten Infinitiv darstellt, ist also entweder die in dieser Art vor
sich gehende Tätigkeit des Hin- und Herverhandelns oder aber auch
das Ergebnis dieser Tätigkeit.

In SA^srllcsäni und ist ein formelles und ein materielles
Moment enthalten. Das formelle Moment liegt in dem eindringlichen,
ordnungsmäßig geführten Hin- und Herverhandeln, wie es zwischen
Vertragsparteien, unter „freien Nationen" oder „unab¬
hängigen Ländern" (M 55, 61, 67) üblich ist. In diesem Sinne
entspricht SA/sLstockni und dem lateinischen traetars und trno-
tntns, womit OsLst selbst s^o^stockös erläutert (vgl. S. 134).

In der ersten Adresse des Jahres 1861 (Abs. 17) wird gesagt: „Die pragma¬
tische Sanktion ist kein einsaches Gesetz, kein einfaches Diplom, keine Gabe oder
ein Versprechen, sondern ein im Gefolge gegenseitigen Traktierens geschlossener
Grundvertrag" (stölesönös kZysxsteääs tolMm stötött ulapWsrMääs). Das
Moment des Hin- und Herverhandelns, des „Hin- und Wiedcrhandels" wird im
ungarischen Sprachgebrauche noch gerne durch das Beiwort „gegenseitig" verstärkt:
stölesönös eA^s^stsäös (Z 15), stölesönös allen (ZI 18, 61).

Das materielle Moment liegt aber darin, daß die Willenseinigung
durch eine billige Ausgleichung der Interessen und nicht unter dem
Gesichtspunkte einer Rechtsentscheidung erfolgen soll. Nach O^ueuor-
IdvAnrnsi drückt 6A)-Wstoäni die ohne Richter erfolgende freund¬
schaftliche Erledigung, Ausgleichung einer strittigen Sache aus.
In diesem Sinne kommt s^Wsteääs etwa dem lateinischen trnnsnetia
und trnnsnetns nahe (Lnrkni, (üossariuiu: trnnsnetio eornnaenänli-
titin — asänlntos v A )' 6 st 6 des, tnnäesos SKveristsäes; trnns-
netionalis — o^/o^stscküsl); es bringt zum Ausdrucke, daß irgendein
unbestimmtes Rechtsverhältnis durch gegenseitige Nachgiebigkeit
festgestellt werden soll.

Das Magnatenhausmitglied Graf 6-:irLstx wies in der am 19. Dezember 1866
dnrchgeführten Adreßdebatte mit Beziehung auf die Forderung nach restloser Wieder¬
herstellung der 1848 er Gesetze auf die mit deu verschiedenen Adressen bereits erstattete
Triplik beziehungsweise Quintuptik hin und erklärte, für das strenge Verharren ans
der Rechtskontinuitüt nicht eintreten zu können, weil es sich nicht um einen Rechts¬
prozeß, sondern darum handle, „daß wir im Gefolge einer ehrenvollen transaetin
mit gegenseitiger Nachgiebigkeit uns vergleichen" (bogv beesülstss trnnsnetin
stövststs^teden, stölesönös engsäöston^svWel eg^erstöäs ünst).

Daher wird in den Debatten über die Fragen, deren Erledigung nach dem
Gutachten des 15 er Komitees durch «Merksäes erfolgen soll, vielfach von sx-^es-
svA, d. i. Vergleich, Vergleichsabkommen gesprochen. So erklärte
in der 67er Kommission, daß nach dem 15er Gutachten außer deu zwei „Ver¬
gleichen" (oMessög) über die Quote und über das Wehrspstem noch sechs andere
„Vergleiche" (eZysssex) über die indirekten Steuern, die Eisenbahnen, das Münz-
shstem usw. abgeschlossen werden müßten (Kimös vis^onxost, S. 152 ff.). Siehe ferner
mit Beziehung auf die in den 88 55 und 67 einem egveristeäLS vorbehaltene Regelung
der Staatsschuldenfrage die Erklärungen und Xaut?' (Xönös
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vi82vuxok, S- 38, 126, 132) und mit Beziehung auf die nach den ZZ 15—22 durch
os^erüeckeo festzustellende Quote die Erklärungen Loinoss^s und Udyerz-o
(Lösös vis2onvost, S. 44, 128).

Die Schwierigkeiten, welchen an den einzelnen Stellen die Übersetzung
des Ausdruckes SA^srksäös begegnet, bestehen nicht nur darin, daß ein
einzelnes, vollkommen adäquates, den ganzen formellen und materiellen
Inhalt zugleich erschöpfendes Wort für fehlt, sondern auch
darin, daß es nicht immer sofort erkennbar ist, ob an der
betreffenden Stelle im Sinne der Unterhandlung oder aber im Sinne der
zustanvegekommenen Einigung zu verstehen ist.

tlbz-CLz- (Lö?ös vis2onxok, S. 126) greift das l5er Gutachten heftig an, weit
es (ß 55) die Bestimmung der Summe, welche Ungarn von den Staatsschulden auf
sich nehmen soll, „von dem ungewissen Ergebnisse des Unterhandelns" (an

binon^talan sreclmsn^ötöl) abhängig mache. 8 6 ui 8 (Xönös
visronz-oü, S. 162) verlangt eine präzisere Bestimmung für den Fall, als über die
im Unterhandlungswege zn regelnden Fragen „das gegenseitige Abkommen nicht
s.ustandekommt" (a köleoönös 8M6nIcecke8 lstro new fön). Siehe auch h 22 des
Gesetzartikels, wo 6Mnü6äs8 das eine Mal im Sinne von „Unterhandlung" und
das andere Mal im Sinne von „Abkommen" gebraucht ist.

Die Folge dieser Schwierigkeiten ist es, daß sx/s^lcsckvs in den Über¬
setzungen in sehr verschiedener und wenig zutreffender Weise wiedergegeben
erscheint. Während U6-8., und 8tk>. unterschiedslos: „Überein¬
kommen" und „Vereinbarung" anwenden, gebraucht 8tr. bald den einen,
bald den anderen der folgenden Ausdrücke: oommun aeeorä, oompromis,
transaetiou, urrunASmont, clisouMions, ckölikmration oder Umschreibungen
burch das Verbum traktor.

Mit „Vereinbarung" und „Übereinkommen" kann bei der
Wiedergabe des Ausdruckes oA^srürsckös schon deshalb das Auslangen
nicht gefunden werden, weil vA/o^lcockös in erster Linie das Unter¬
handeln als solches bezeichnet. Aber auch dort, wo «A^kockös das
erzielte Unterhandlungsergebnis bedeutet, sind „Vereinbarung" und „Über¬
einkommen" wenig entsprechend, weil sie vorwiegend nur die Tatsache
der Willenseinigung zum Ausdrucke bringen, dagegen die Einigung weder
nach der formellen Seite ihres Zustandekommens noch nach der materiellen
Natur ihres Inhaltes charakterisieren.

Denn ebenso wie in „Vereinbarung" ist auch in „Übereinkommen"
nor allem nur das Moment der vollzogenen Willenseinigung betont.
. , Das Zeitwort Übereinkommen (von überein in eins) bedeutet: „gegen-
stmg darauf hin sich geistig bctvegen, daß man in Beziehung eines gewissen Gegen¬
standes eins werde". Das „Übereinkommen",-die „Übereinkunft" oder auch „Über-
smtommung" ist „gegenseitiges Zusammengehen der Gedanken verschiedener Per¬
lenen über etwas in'eins,'was dann gegenseitig dasselbe ist", oder „Festsetzung
"u/r gegenseitig in eins gehenden Willensmeinung", mag dies nun als Handlung
(Akt) oder als 'gegenseitig„Festgesetztes genommen werden (Weigand und Adelung).
Landers führt noch „Übereinkommnis" an, was wohl nur das Ergebnis
"er „Übereinkommung" wäre.

.. Nur insofern scheint ein Unterschied zwischen „Vereinbarung" und
-.Übereinkommen" zu bestehen, als dieses im Sprachgebrauch einen mehr
konkreten Sinn erlangt hat, so daß es eine gewisse Mittelstellung
zwischen Vereinbarung und Vertrag einnimmt. Im Ungarischen entspricht

9 *
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aber „Übereinkommen" o^^s^mon)- (nicht o^orkoäös). So werden
die in der internationalen Vertragspraxis neben den von den Souveränen
selbst vollzogenen Staatsvertrügen (traitö») vorkommenden, in minder feier¬
licher Form ausgefertigten „Übereinkommen" (eonvontioim) im Ungarischen
als oA^82mvn^slL bezeichnet.

In der vorliegenden Arbeit wird oK^o^lLoäüs dort, wo es das Hin-
und Herverhandeln, d. h. die Tätigkeit bedeutet, welche auf die im Aus¬
gleichs-, Vergleichs-, Kompromißwege herzustellende Einigung gerichtet ist,
durch „das Unterhandeln" oder „die Unterhandlung" wieder¬
gegeben (HH 22, 55, 61, 68).

Jnsoferne aber öA^SLksckös, wie in den 15, 22, 63, 65—67,
das Ergebnis der Unterhandlungstätigkeit bezeichnet, entsprechen ihm noch
am besten die Ausdrücke „Abkommen" („Abkommung", „Abkunft",
„Abkommnis") und „Abmachung" im Sinne von Kompromiß-Abkommen,
Kompromiß-Abmachung.

In „Abkomme n" ist nicht nur das Moment der Willenseinigung,
sondern auch der Kompromißgedanke, sowie ferner die Vorstellung einer
nach längerem Unterhandeln erzielten Erledigung einer schwebenden An¬
gelegenheit enthalten. Nach Grimm und Adelung bedeutet „abkommen"
soviel wie durch ein Übereinkommen fertig werden, sich vertragen,
sich vergleichen; z. B. „ein gütliches Abkommen mit jemandem treffen" ;
„ist denn in der Sache kein Abkommen zu treffen?" Auch Sanders
erklärt „Abkommen", „Abkunft", „Abkommnis" als ein „gütliches
Übereinkommen, wodurch man von etwas ab-, los- und ins Reine
kommt", wodurch etwas Ungewisses oder „eine Differenz" abgetan und
beseitigt wird. Ranke gebraucht „Abkunft" in der Bedeutung von „Kom¬
promiß" (Sanders, S. 70).

Ähnlich verhält es sich mit „Abmachung". Sie bedeutet, daß zur
Erledigung einer Angelegenheit zwischen zwei Personen für beide Bin¬
dendes festgesetzt wird, zugleich mit dem Nebensinn, daß man hiezu erst
nachvielemHin - und Herreden und nach Überwindung vonSchwierig-
keit en gelangt ist. Weigand erklärt, ab mach en sei soviel wie „zu
Ende (ab) machen, d. i. durch Kraftanstrengung (— fortgesetzte Tätigkeit)
endigen"; abmachen deute „auf zu überwindende Schwierigkeiten hin, nach
denen die Sache geendigt ist, wie denn auch ab anzeigt, daß dieselbe
von nun ab nicht mehr hängt". Ähnlich auch Eberhard Nr. 48.

Aus all diesen Gründen erschien es dem Verfasser am richtigsten,
dort, wo es eine Vereinbarung zum Ausdrucke bringt, mit

„Abkommen" oder „Abmachung" wiederzugeben. In dieser Anschauung
wurde er noch dadurch bestärkt, daß Lslomen und LallaAi in dem deutsch¬
ungarischen Teile für „Abkommen" und „Abmachung"
anführen.

V. Was nun das Wort alku anbelangt, so wohnt ihm der Neben-
finn des geschäftlichen Handelns, Feilschens, Marktens
(aMusL — Mäkler) inne, wie in den Redensarten: der Handel ist abge¬
macht (Lll as allru); sich in einen Handel einlassen (allcuda ällui); damit
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waren sie Handelseins (suMl msZvolt ns allru); aus dem Handel wird
nichts (ar: allrudvl nein los^ soinmi).

O^uerior-I'oxarg.ei erklären das Wort als „eine zwischen zwei Parteien
fließende Vertragsunterhandlung, wobei ein jeder Teil von den im voraus
festgesetzten Bedingungen, Forderungen, Ansprüchen mehr oder weniger
nach läßt, damit sich beide in einem bestimmten Beschlüsse einigen".
Das Wort enthält also im Wesen dieselben Begriffselemente, wie s^orRsäLs
(insbesondere auch den Vergleichs- und Kompromißgedanken, z. B. 3odd
W össtövdr allen millt. . . besser ein magerer Vergleich als ein
fetter Prozeß), nur daß bei ihm mehr die Vorstellung des auf die Er¬
zielung des größtmöglichen Vorteiles und Gewinnes gerichteten
Handelns, Bietens und Gegenbietens vorwaltet, weshalb es
auch niederer im Klange ist als o^si-leoäös.

voäk verwahrte sich in der 67 er Kommission lXörös visrovzok, S. 107) gegen
den Vorwurf, als ob die Majorität wegen Erlangung einiger Begünstigungen mit
den Rechten des Landes „gehandelt hätte" lallrnäortnnk volna). Bei einer anderen
Gelegenheit erklärte Ooüli in der Kommission (Köröo visronvolr, S 38), niemand
werde glauben, die Vorfahren wollten, als sie mit der pragmatischen Sanktion das
Bündms schlossen, „ein Geschäft machen" (allruätak), indem sie den Hintergedanken
hegten: wir wählen das Herrscherhaus, damit es uns verteidige, wir jedoch werden
es nicht verteidigen.

und allen kommen in dem Gesetze 18,19, 22, 61—68)
(n Kombination vor. In diesem Falle bedeutet o^sriksckös die in aller
Form geführte Unterhandlung, das Traktieren, wie es unter „freien
Nationen" üblich ist, beziehungsweise das in solcher Weile geschlossene
Abkommen, während allen gleichsam die Anweisung enthält, hiebei nach
den Grundsätzen geschäftlichen Handelns vorzugehen und nichts
unversucht zu lassen, um für möglichst geringen Preis den größtmöglichen
Vorteil Heimzubringen.

Dieses Verhältnis der beiden Begriffe kommt in den Äußerungen
^oäles deutlich zum Ausdrucke. So sagte er in der 67er Kommission
(8.önö8 visson^olr, S. 162) folgendes: Wenn wir erklären: diese Gegenstände
Staatsschulden und Zoll- und Handelsangelegenheiten) fließen nicht aus
der pragmatischen Sanktion, sind nicht Gegenstände einer strengen, wechsel-
lertigen Verpflichtung, sondern Gegenstände gemeinsamer Interessen;
Un betreff dieser gemeinsamen Interessen wollen wir ein Abkommen
r,reffen, als freie Nation mit einer freien Nation, aufBasis
eines Handels (sA/onlesäjünle, mint snadack noinr:st, sr:adaä nom^ottsl,
ullvn alapjLn), einer solchen Basis, die wieder dem Reichstage unter¬
breitet wird, und derart, daß, wenn der Handel (ax allen) nicht ge¬
engt, die gesetzlichen Rechte des Landes aufrechtbleiben — wenn wir so
sprechen, so bin ich vollständig beruhigt, daß wir keinerlei Rechte des
7-andes verkürzt haben". Wie daraus hervorgeht, drückt die
formelle Seite, allen hingegen den materiellen Inhalt des zu
"essenden Abkommens aus.

Dasselbe Verhältnis tritt uns in der Erklärung entgegen, die vsLIe
un Anschlüsse an die von ihm vorgetragene Formulierung über die Be¬
handlung der pragmatisch gemeinsamen Angelegenheiten im Subkomitee
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abgegeben hat (Lün^i, Doak dosrockoi III, S. 716): Nachdem die Handels¬
und die sonstigen damit in Verbindung stehenden Angelegenheiten nicht
der pragmatischen Sanktion, sondern der Gemeinschaft unserer
Interessen zufolge als gemeinsam angesehen werden können, so müssen
hierüber die Länder der ungarischen Krone und die übrigen Länder
Seiner Majestät „im Wege einer besonderen Unterhandlung
(traotatus) skülän Lg-vs/Rockös / : traotatus: / ütjäuj einen Handels¬
vertrag beziehungsweise ein Zollbündnis (korosksäoliui snorroäöst
iUstölvA vämsMvotsoAst) schließen, in welchem im Wege eines
gegenseitigen Handels zu schließenden Bündnisses (Kölosönös alku
utsau kötoucko sriövotsoAbon) zugleich auch die Art und Weise der Be¬
handlung dieser Angelegenheiten festzustellen sein wird" (vergl. den gegen¬
wärtigen Text des F 61).

Das gegenseitige Verhältnis von o^o/.koäos und alku zeigt auch
die oft zitierte Stelle aus der von I)oak in der 67 er Kommission (Lö^ös
vis^ou^ok, S. 160) gehaltenen Rede, in der er den mockus proosäonckl für das
Schließen des Zoll- und Handelsbündnisses darstellt und aus der
auch hervorgeht, daß sK^Wksäös der umfassendere obere Begriff ist, in
den sich alku gleichsam als ein verhandlungstechnisches Detail einfügt.
„Wir haben vorausgeschickt, daß wir als freie Nation mit einer
freien Nation unterhandeln (oA)-o2ksckjüuK). Wir sagen, daß
die beiden Ministerien, von denen jedes verantwortlich ist, miteinander in
Berührung treten und einen Entwurf anfertigen sollen; die beiden Depu¬
tationen sollen darüber konferieren (brtskosr^k), alle Umstände erwägen,
handeln (feilschen, alkuäjanak) und, worüber sie einig werden (moAalla-
xoäuak), ihre Vorschläge den beiden Reichstagen vorlegen; und ein der¬
artiges Handeln (Feilschen, Negoziieren, alkuäo^äs) soll je nach der
Veränderung der Situation von Zeit zu Zeit stattfinden, wie dies in
P. 61 (jetzt H 59) gesagt wird". Vgl. auch bei HF 18 und 19 Anm. 1.

Auch alku bedeutet entweder den im Zuge befindlichen Handel,
„das Handeln", das sich vollziehende Feilschen, oder aber den bereits ab-
ge machten und abgeschlossenen Handel.

vVIKu wird in 1^68. mit Pakt (HH 18 und 19) und Überein¬
kommen (§ 61), in U^UIxs mit Pakt (HH 18 und 19) und Vertrag
(H 61), von 8tb. mit Vertrag (FH 18, 19, 61), von 8tr. aber mit
nöAooiatious (HF 18, 19) und ckisoussious (H 61) übersetzt.

Daß die Ausdrücke Vertrag und Übereinkommen den alku
eigentümlichen Inhalt nicht erschöpfen, geht bereits aus dem Dargelegten
hervor. Aber auch Pakt ist nicht entsprechend, da Pakt vor allem auf
das Versprechen, das stipulari, hindeutet, dagegen die in alku ent¬
haltene Idee des Handelns und Feilschens, den Gedanken geschäftlicher
Negoziation und Transaktion, nicht zum Ausdrucke bringt. Daß ferner
ckisoussious unzulänglich ist, braucht nicht erst hervorgehoben zu werden.

Der Verfasser hat in der Übersetzung an der Grundbedeutung des
Wortes „der Handel", „das Handeln" festgehalten. Der geringere Klang,
den der Ausdruck „Handel" hat, ist auch alku eigentümlich, so daß dessen
Gebrauch in dem Gesetzartikel sogar etwas befremdend wirkt.
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VI. Im Sinne des Gesetzartikels sind daher die Vereinbarungen über
die Quote, über die Staatsschulden und über die Zoll- und
Handelsangelegenheiten nach der äußeren Form ihres Zustande¬
kommens und nach ihrer inneren materiellen Natur in Unterhandlungen
„einer freien Nation mit einer freien Nation" zustandegekommene, auf
Basis eines „Handels" erzielte Kompromiß- oder Vergleichs-
Abkommen oder Abmachungen (sZ^s-Lockos, alku, HZ 18, 19, 22,
55, 61, 63, 65—67); nach der Natur ihrer Verbindlichkeit find sie
Vertrüge (srror^öäös), die Vereinbarung über die Zoll- und Handels¬
gemeinschaft speziell ein Bündnis (snövsts^, W 59—62, 65—67);
weiter sind die Abmachungen Übereinkommen (s^o^inön/slr) und
mit dem allgemeinsten Ausdruck bezeichnet: Vereinbarungen (inoKÄIa-
poääsolr). Daraus erklärt es sich, daß die Bezeichnungen: Abkommen,
Abmachung, Vergleich, Vertrag, Bündnis, Übereinkommen, Vereinbarung
in den Debatten, Gesetzen und den getroffenen Vereinbarungen selbst durch¬
einander gebraucht erscheinen.

D v L erklärte in der 67 er Kommission (Lösös visrwn^ok, S. 137 f.),
daß im Sinne der 55 und 61 „das Handeln und beziehungsweise Unter¬
handeln" (an allruäoriäg ss illstälsA öK/o^Iroclös) über die Staats¬
schulden durch Deputationen unter Einflußnahme der zwei Ministerien
geschehen und daß die von den Deputationen und den Ministerien vorge¬
schlagene „Unterhandlungs-Vereinbarung" (sA^WlreckäÄ rnsAÜUapoääs)
den beiden Reichstagen vorgelegt werden wird. Sache der beiden Deputa-
tronen und Ministerien werde es auch sein, die Daten über die aus den
aufgenommenen Staatsschulden gemachten Investitionen zu sammeln und
diese zugleich mit dem „VereinbarungsVorschlag" (msALIIaxoääsi
Mvuslut) als Unterhandlungsdaten (raiut aäatolr) den Parla¬
menten zu unterbreiten.

In dem ersten Quote ngesetze (Gesetzartikel XIV vom Jahre 1867)
heißt es in 8 1: „Das Verhältnis, nach welchem die Kosten für die zu¬
folge der pragmatischen Sanktion in dem Gesetzartikel XII vom Jahre
1867 als gemeinsam anerkannten Staatsangelegenheiten durch die Länder
der ungarischen Krone und die übrigen Länder Seiner Majestät zu tragen
und, wird auf die in den 88 19 und 20 des zitierten Gesetzartikels um¬
schriebene Weise im Wege eines gegenseitigen Übereinkommens
lüölesönös utsLn) für die Länder der ungarischen Krone mit
30 und für die übrigen Länder Seiner Majestät mit 70 °/o festgestellt." Und
laut 8 2 hat dieses Beitragsverhältnis „gleichfalls in Gemäßheit einer gemein¬
samen Vereinbarung (kösös insZäUapoääs) der Länder der ungarischen
Arone und der übrigen Länder Seiner Majestät" für 10 Jahre zu gelten.

Die Einleitung zu dem Gesetze über das Staat sschuldenab-
E.onrmen (Gesetzartikel XV vom Jahre 1867) lautet: „Nachdem wegen
oines unter der in den ßß 53 und 54 des Gesetzartikels XII vom Jahre
1867 festgesetzten Bedingung und Modalität nach den Staatsschulden zu
übernehmenden Jahresbeitrages die in 8 55 des zitierten Gesetzartikels
erwähnte vorherige Erörterung (slnls^os ärtsko^Ls) der Deputationen
oer Länder der ungarischen Krone und der übrigen Länder Seiner Majestät
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abgehalten und nachdem das Übereinkommen (sx/o^möu/), welches
in Gemäßheit der Zß 61 und 67 desselben Gesetzartikels in diesem Gegen¬
stände das ungarische verantwortliche Ministerium und das Ministerium
der übrigen Länder Seiner Majestät einverständlich angefertigt haben
(Irosiüttststt), der reichstägigen Beratung unterzogen und zur Kraft eines
Reichstagsbeschlusses (orsimAos ImtäroLat orsjüro) erhoben worden ist,
wird dieses Übereinkommen und bezw. diese reichstägige Schluß¬
fassung (on OA'vexmenv s iHstoIsx ors2ÜAO8 msgÄIapockäs) unter Hin¬
zutritt der Sanktion Seiner kais. und Apost. königl. Majestät, hiemit
unter die Gesetze des Landes ausgenommen". In § 7 dieses Gesetzartikels
wird bestimmt, daß in betreff der Staatsgarantien für die Südbahn, Staats¬
bahngesellschaft usw. ein „besonderes Übereinkommen" (Külöu
mön/) abgeschlossen werden wird. Die Schlußklausel des Gesetzartikels
lautet: „Dieses Gesetz tritt dann ins Leben, wenn dessen Inhalt sowie
das in betreff der Proportion zur Deckung der gemeinsamen Kosten ge¬
troffene Ü b e r e i n k o m m e n (vMo.mnöu^) und der zwischen den Ländern
der ungarischen Krone und den übrigen Ländern Seiner Majestät zu
schließende Zoll-und Handels v e r t r ag (vüiu-<>,8 lloroslroäolmi
auch durch die übrigen Länder und Königreiche Seiner Majestät ange¬
nommen und durch Seine kaiserliche und Apostolische königliche Majestät auch
hinsichtlich der letzterwähnten Länder und Königreiche sanktioniert worden ist."

Wie an dieser Stelle, so wird auch in dem Zoll- undHandels¬
bündnisse selbst (Gesetzartikel XVI vom Jahre 1867) wiederholt der
Ausdruck „Vertrag" (8-mr-:öäv8) gebraucht. So zunächst in der Einleitung
des Gesetzartikels, welche lautet: „Nachdem das ungarische Ministerium
und das Ministerium der übrigen Königreiche und Länder Seiner Majestät
im Sinne des K 61 des Gesetzartikels XII vom Jahre 1867 am 27. Sep¬
tember 1867 in betreff des zwischen den Ländern, welche sie vertreten,
abzuschließenden Zoll- und Handelsbündnisses unter gleichzeitiger Rücksicht¬
nahme auf die Anordnungen der ZZ 62, 63, 64, 65 und 66 des zitierten
Gesetzes im gemeinsamen Einverständnisse einen Entwurf angefertigt haben
und nachdem der Entwurf sowohl von dem ungarischen Reichstage als
auch der Legislative der übrigen Königreiche und Länder Seiner Majestät
angenommen worden ist, wird unter Hinzutritt der Sanktion Seiner
kaiserlichen und Apostolischen königlichen Majestät dieses Zoll- und Handels-
bündnis unter die Gesetze des Landes ausgenommen. Der Wortlaut
dieses Zoll- und Handelsvertrages (vam-ös lrsrosksäolini ssor-
iiöämüu/) ist folgender . . .". — Die Bezeichnung Vertrag kommt ferner
in Art. 7 Abs. I, Art. 11 Abs. 2 („der gegenwärtige Vertrag, n jslon
sEMääs") und überdies in dem Schlußartikel mehrmals vor. Dieser
Artikel, der auch wegen des Ausdruckes oA^s^lroäös von Interesse ist,
lautet: „Dieses Zoll- und Handelsbündnis tritt mit dem Tage der Kund¬
machung auf die Dauer von 10 Jahren in Kraft und wird, wenn keine
Kündigung erfolgt, auf weitere 10 Jahre und so fort von 10 zu 10 Jahren
als fortbestehend anerkannt. Die Kündigung kann jedesmal nur zu Ende
des 9. Jahres stattfinden und hat in diesem Falle das U n ter h an dein
über die Vertrags erneuerung (a moAujitäsa iränti sg'/WÜocküs)
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auf gleichem Wege ohne Verzug zu beginnen. Es steht jedoch nach Ver¬
lauf der ersten fünf Jahre der Vertrags dauer (a ZMrriöävsi iäö) einem
jeden der beiden Teile frei, die Unterhandlung (aLuäo^Lot) wegen
Abänderung dieser Bestimmungen zu beantragen, welche Unterhandlung
(aLuäozmst) der andere Teil nicht ablehnen kann. Sollte auf diesem
Wege binnen 6 Monaten der Vergleich O o^essvA) nicht erzielt
werden können, so steht jedem der beiden Teile eine einjährige Kündigung
frei. In diesem Falle hat das Unterhandeln über die Vertrags¬
erneuerung (a szornöäös insAujitüsa irünti SA^s^Irscläs) ohne Verzug
zu beginnen. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages (oszsrzoäös)
nicht sofort in Vollzug gesetzt werden können, werden die beiderseitigen
verantwortlichen Ministerien die erforderlichen Übergangsverfügungen im
gemeinsamen Einverständnisse treffen." An einigen der angeführten Stellen
(Art. II, Abs. I und Schlußartikel) wird auch im österreichischen
Texte des Zoll- und Handelsbündnisses von „Vertrag" gesprochen.

Bemerkt sei, daß die ungarische Regierung auf die ihr von der öster¬
reichischen mitgeteiltcn Änderungen, welche der Ausschuß des Abgeordneten¬
hauses des Reichsrates an dem Texte des in den beiden Parlamenten
eingebrachten Zoll- und Handelsbündnisses beschlossen hatte, erklärte, sic
habe zwar gehofft, „daß das Handels- und Zollbündnis als inter¬
nationaler Vertrag angesehen und in dem österreichischen Reichsrate
möglichst intakt angenommen werden wird", wie sie diesen Standpunkt
auch in den kommissionellen Beratungen des Reichstages mit Erfolg zur
Geltung gebracht habe. Dies hindere sie jedoch nicht, den im Reichsrats¬
ausschuß erhobenen Wünschen Rechnung zu tragen, insofern dadurch kein
wichtigeres Prinzip alteriert werde (Zuschrift des k. k. Finanzministeriums
an das Präsidium des Abgeordnetenhauses äclo. 9. Dezember 1867).

Da Bündnis nur ein durch den Inhalt qualifizierter Vertrag ist,
war es staatsrechtlich ohne Belang, wenn der die Zollgemeinschaft
aufrecht erhaltende wirtschaftliche Ausgleich vom Jahre 1907 nicht
als „Bündnis", sondern als „Vertrag" bezeichnet wurde.

16.

unn^idun
vsmsri g, innxxvur ttr87,ÜM)'iilÜ8
köröLnsk, u mounvibon l<«zö-

IsWNök WON leöÜ86AkIr,
g, ksntobbislrbon közö-

ssirnolr elismort türgyulrra koräi-
bkmäok. Wonlmn ng v ortol-
wOMnäö, koM W omlitott
ü'u-Mnbru insAkivüntubö Ö88268
llÄtsvMle 1.Ö2Ö86N Irutür02ta88u-

8 1»-).

Das Finanzwesen erkennt
der ungarische Reichstag insoweit
als gemeinsam an, inwieweit die
Kosten gemeinsam sein werden,
welche auf die im obigen als ge¬

meinsam anerkannten Gegenstände

zu verwenden sind. Dies ist jedoch

so auszulegen, daß die für die er¬

wähnten Gegenstände erforderlichen

sämtlichen Kosten gemeinschaftlich
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link M6A L/on müäon, NIklv L
Ics^vlösrol 82Ö1Ö nlnllbi 8/nliN8/ob-
I)M olonäutill; Ü6 N20I1 Ö8826A-
llgiv, nn:1v n Kö1t86A6ll1)öl W
ulälibi 18., 19., 20., 21. 68 22.
pontolrdan llörülirtz moelon ino-
ZÜllupitniräö vran v 8L6rint Nu-
AVnroi'Ki'.ÜMN 68ilr, lliv6t68srol,
K6826(l686ro1 8 NX j listo Irol^ro
loonclo üttstolörol Nu8nrror82ÜA
0rS2LM^ul686 68 ksl6lo8 mini82-
tsriumn lognnk iirtesRoäni olv
moelon, a mini a lls^olsZrol
82ÖI0 uläbüi poutolr mogül-
Inpitjnlr.

bestimmt werden sollen auf jene
Weise, die in den von der Be¬
handlung redenden untenfolgenden
Absätzen dargelegt?) wird; allein
über die Auswerfung, Einhebung
und die an die betreffende Stelle
zu veranlassende Übermittlung
jener Summe, welche von den
Kosten in Gemäßheit des Verhält¬
nisses, das auf die in den unten-
folgenden Punkten 18, 19, 20, 21
und 22 umschriebene Art festzustellen
ist, auf Ungarn entfällt ü, werden
der Reichstag und das verantwort¬
liche Ministerium Ungarns verfügen
auf die Weise, wie es die von
der Behandlung redenden unteu-
folgenden Punkte festsetzen.

') Zur Entstehungsgeschichte des Z 16.
Abgesehen von einigen stilistischen Abänderungen ist § 16 so Gesetz ge¬

worden, wie ihn das 15 er Komitee (P. 17 des Gutachtens) festgestellt hat.
Die entsprechende Bestimmung des Wiener Regierungs-

e n t m ur s e s lautete:
§ 11. „Schließlich gehört teils infolge der Verteidigungs-,

teils infolge der Interessengemeinschaft unter gemeinsame Ver¬
handlung und Verfügung das Reichsfinanzwesen (a biroäalini
pönmiK/) hinsichtlich aller jener Kosten, welche für die als gemeinsam
erklärten Gegenstände und für die zu deren Behandlung berufenen
Zentralorgane (llösiponti llörsAsIrrs) verwendet werden; und damit
in Verbindung die Feststellung des gemeinsamen Kostenvoranschlages
und die Prüfung der diesbezüglichen Verrechnungen."
In den gemeinsamen Konferenzen wurde zu Punkt 17 des

15er Elaborates die Aufnahme der Bestimmung vereinbart, daß eine
Monatsquote der Landeseinnahmen an den gemeinsamen Finanz¬
minister abzuführen ist. Dieser Vereinbarung wurde durch eine ent¬
sprechende Ergänzung des P. 43 (jetzt § 41) Rechnung getragen.

?) 1^88., und 8tb.: „angegeben ist"; «zlöaäatill: dar¬
gelegt wird; siehe bei Z 39 Anm. 5.

8) 1,6-8., L^LlAs und 8tb.: „Überweisung"; üttötsl (von üttvni,
übermitteln): Übermittlung; das Gesetz denkt den damaligen Keldverkebrs-
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Verhältnissen entsprechend an wirkliche körperliche Übermittlung des Geldes.
Die Gutachten der 15 er und 67 er Kommission, der Regnikolarbeschluß und
der Gesetzentwurf des ungarischen Ministeriums hatten an Stelle des Wortes
ättetsk lÜbermittlung): bsuLokzMtalüs—Ablieferung, Abfuhr, Ableistung.
Dieses Wort wurde jedoch in der Spezialdebatte in Übereinstimmung mit
der Diktion des Z 41 („übermittelt wird", Lttststik) durch „Übermittlung"
ersetzt, weil der (gemeinsame) Minister nicht „Leistungen" (»LolAÜlatolat)
empfange (Sitzung vom 27. Mai 1867, Xaplo IV, S. 201).

4) 1,68., LK-LlAs und 8tk>.: . . . „allein über die Umlegung, die
Einhebung und die an die betreffende Stelle zu veranlassende Überweisung
jener Summe, welche von diesen Kosten der in den folgenden
Punkten 18, 19, 20, 21 und 22 präzisierten Proportion ge¬
mäß auf Ungarn entfällt". Die Proportion selbst ist in den Punkten 18—22
nicht präzisiert, sondern nur das Verfahren für die Feststellung einer
bestimmten Proportion. Unzutreffend auch 8tr.: «skou la rspartitiou
ü t'airs aux tsrinss äss art. 18, 19, 20, 21 st 22. Die Art. 18—22
enthalten keinen Maßstab für die Aufteilung.

17. tz.

NuMurorWÜA ininclsn sZ^eb
ÜÜA.mkMt86A6t, u INNMNr kslslos
nüinMtsriuin slokorjss^tsüsrs, a?

ukbotinänMS ukon
kvUn. slbataroxni; u^olrnt, inint
üÜalüban inindsn udot, u nmA^ar
nüniMkeriuin, ininden idkAsn bs-

tslfes kri2ÜrÜ8Üvn1, safat
k6ks1o886K6 nlutt V6Ü kÜ, 8XS<Ü

88 ÜSLöli.

8 17.

Über alle sonstigen Staatskosten ü
Ungarns wird, auf Vorlage?) des
ungarischen verantwortlichen Mini¬
steriums, der Reichstag auf kon¬
stitutionellem Wege beschließen; die¬
selben, wie überhaupt alle Steuern,
wirft auZs), hebt ein und ver¬
waltet^) das ungarische Ministerium,
mit voller Ausschließung jedes
fremden Einflusses, unter feiner
eigenen Verantwortlichkeit.

1) UxUlAo und 8tb.: „Staatsbedürfnisse"; im Original steht:
Staatskosten; vgl. hierüber bei Z 7 Anm. 8.

2) 168. und Ug-UkAs: „über Vortrag"; 8tb.: „über Vor¬
schlag"; 8tr.: „ä ka suits ä'un sxposö". Hötsrjssstss (von skötsr-
fssLtsui, vorlegen, unterbreiten) heißt Vorlage, Unterbreitung. Vgl.
88 7, 13, 20, 21, 39, 41, 61.

3) 8tr.: „ekles (les dvpsusss äs I'ltat bnngrols) clo meine <pis
Gus imputs su Asnäral ssront stabil8 (!)... parke miuistsrv".
Daß die Feststellung der Staatskosten oder die Feststellung (Ein¬
führung) von Steuern durch das Ministerium zu erfolgen hätte, sagt das
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Original nicht. Livstni (von lri — aus und vstui — werfen) heißt
nur auswerfen, d. i. umlegen, bemessen.

^) Lor-olni (von IrW, die Hand) eigentlich: behandeln, handhaben,
manipulieren.

18. §. § 18 l).
LLsk u/ou tärgvulv, molvtztz'-

nolr u kvntirt wiüäoQ tzo/ö88ögo
u pruginutiau 8Mobiöbö1 kol^oQulr
tölrintsbik. klu 626kro na/v6
miirälLöt lei SMetertesevsl ivog-
törtönilr u in6AÄ1krpo6ü8: Irölo8ö-
nö8 ullru ültul elore lrell moglm-
türo^ni u/on urävvt, raol^ 8/erint
u illUZVur Iroronu orWuZui u
sunotio prutzirmtiou tol^tün Icö-
2Ö8slrnslL 6li8iwert üA^ek torlieit
«8 lröIt86Ksit vi8sl6nclilr.

Dieses sind jene Gegenstände,

deren auf obbeschriebene Art be¬
schaffene Gemeinsamkeit 2) als aus

der pragmatischen Sanktion fließend
angesehen wird. Wenn in An¬

sehung dieser im Einverständnisses
beider Teile die Vereinbarung zu¬

stande kommt 4): so muß durch einen
gegenseitigen Handels im vorhinein
jenes Verhältnis °) bestimmt werden,
nach welchem die Länder der unga¬
rischen Krone die Lasten und Kosten
der der pragmatischen Sanktion zu¬

folge ?) als genieinsam anerkannten
Angelegenheiten tragen werden 8).

i) Allgemeine Bemerkung zu den 18 — 22. a) Die
die Quotenvereinbarung betreffenden Htz 18—22 sind, von belanglosen
stilistischen Änderungen abgesehen, so Gesetz geworden, wie sie das 15 er
Komitee (P. 20—24 des Gutachtens) formuliert hat.

Auch der Wiener Regierungsentwurf hatte im Wesen die
Textierung des 15 er Gutachtens rezipiert. Seine Bestimmungen lauteten:

„8 12. Jenes Verhältnis, nach welchem die Länder der ungarischen
Krone die Lasten und Kosten der als gemeinsam anerkannten Angelegen¬
heiten tragen werden, wird mit Einflußnahme der Vertretung
dieser Länder und der übrigen Länder Seiner Majestät bestimmt werden.

„Z 13. Zu diesem Behufs wühlen einerseits die Vertretung
der Länder der ungarischen Krone, anderseits die Vertretung der
übrigen Länder Seiner Majestät eine Deputation von gleicher Anzahl.
Diese zwei Deputationen werden unter Mitwirkung der betreffenden
verantwortlichen Ministerien hinsichtlich des erwähnten Verhältnisses
einen mit detaillierten Daten unterstützten Vorschlag gemeinschaft¬
lich ausarbeiten."
ß 14 des Regierungsentwurfes hatte den gleichen Text, wie er in

8 20 des Gesetzartikels XII vorliegt, nur hieß es statt: Diesen Vorschlag
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wird ein jedes Ministerium: „Diesen Soli dar verschlag (o^on öKvotom-
IsAss savaslatot) wird ein jedes Ministerium dem betreffenden Reichstage
vorlegen."

Die 88 15 und 16 des Regierungsentwurfes decken sich vollständig
mit den 88 und 22 des Gesetzartikels XII.

In den gemeinsamen Konferenzen wurden Vereinbarungen
zu den 88 18—22 nicht getroffen.

b) Besonderes Gewicht legt das Gesetz darauf, daß die Quote im
Wege des in den 88 18—22 vorgeschriebenen Unterhandlungsverfahrens
bestimmt, d. h. daß über die Quote wie zwischen Vertragsparteien
unterhandelt werde.

Als im Subkomitee (Sitzung vom 9. Mai 1866) über die Frage
der Kosten des Kriegswesens (8 15) beraten wurde und die Opposition
abermals für ein selbständiges ungarisches Heer und demzufolge
für separate Erhaltung desselben eintrat, erklärte OoLlr: ein abgesondertes
Heer ist nicht möglich; bei einheitlicher Einrichtung des Heerwesens wäre
aber eine Trennung der Heereskosten ohne die größten Komplikationen
nicht durchführbar; es könne daher nur von quotenmäßiger Aufteilung
die Rede sein, wobei die Quote „im Unterhandlungswege (vK^o^-
IrsäLs utjLn)" festgestellt werden müßte.

Ebenso erklärte voüll, als er in der vorletzten Sitzung des Komitees
(23. Juni 1866) die Formulierung der allgemeinen Bestimmungen über
die Quote (88 18—22) vorlegte, die Festsetzung der Quote wolle er
nicht den Delegationen überlassen, vielmehr sollen zwei Depu¬
tationen entsendet werden, „die einen Vergleich zu versuchen und
der Gesetzgebung zu referieren hätten (moAlrlsärU as öo a
törvön^üosiLsllall rotdrnl)". Können sie nicht Handelseins werden
(da msA nom tuck allruänl), würde Seine Majestät entscheiden. Und
w dem Ausschußberichte über das erste Quotengesetz (Xöxvlsoll-lE
IromLn/ai III., Nr. 158) heißt es sogar, der Ausschuß erblicke einen
,,gewichtigen Beweggrund zur Annahme der Quote von 70 : 30
in jenem Umstande, daß diese auf Grund eines gegenseitigen Über¬
einkommens der betreffenden Parteien festgestellt wird (na^ inckoUot
lät v/, -irünv oltdgaäasnra arion lrörülinün^don, IioM a? Ulotö kdlslr
IcÄesöuös 6M0Mrc'n/s kol^tan nllapUtaUIc msg;)".

Auf die Bedeutung, welche das Gesetz dem vertragsmäßigen Unter¬
handeln beimißt, deutet auch die besondere Genauigkeit, mit welcher in
den 18—22 das Unterhandlungs verfahr en geregelt ist, sowie der
Umstand hin, daß in jedem einzelnen' Falle (88 8, 15, 16) auf dieses
Verfahren besonders verwiesen und in 8 22 überdies noch betont wird,
daß mit dem Ablaufe der Geltungsdauer eines Quotcnabkommens wieder
auf dieselbe Weise ein neues „Unterhandeln stattzufinden" hat.

Die „Erörterung" (§ 15) und die „Unterhandlung" (8 22) umfassen
das ganze in den 88 18—22 vorgesehene Unterhandlungsverfahren
famt allen seinen Zwischenstadien. Zuerst ist die Frage zu „erörtern"
(vgl. bei H 55, Anm. 4) und dann hierüber „zu unterhandeln". Das ist
auch der tatsächliche Vorgang: zunächst stellen die Ministerien den Depu-
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tationen die statistischen Daten und sonstigen Nachweisungen und Orien¬
tierungsbehelfe zur Verfügung, worüber die Deputationen einen Meinungs¬
austausch pflegen; dann folgt das „Handeln" (alkn H 18), das Bemühen
„sich zu einigen", „sich auszugleichen" und „auszuhandeln" (vasgsN-srmi,

Z 21), „das Einflußnehmen der beiden Ministerien", „die
Ausarbeitung eines Vorschlages" oder eines „Gutachtens" (Zß 1ö und 21),
„die Verhandlung" in den beiden Parlamenten usw. Und erst „dann"
(aklor § 21), wenn dieses ganze Unterhandlungsverfahren fruchtlos ge¬
blieben ist, tritt die Entscheidung durch Seine Majestät ein. (Vergl. bei
8 21 Anm. 2.

2) Die Übersetzung in 1/68. und „deren oberwähnte
Gemeinsamkeit", ist unzulänglich, da gerade das, worauf es besonders
ankommt, nicht gehörig zur Geltung gelangt. Der Ausdruck a lontirt
inüäon (valü) IrösöosöKs (in den Gutachten der 15 er und 67 er Kom¬
mission heißt es: a ksntirt inöäoui 1ÖÜÖ888K6) besagt: „deren auf die
obbeschriebene Art seiende Gemeinsamkeit" oder geläufiger „deren auf
obbeschriebene Art beschaffene Gemeinsamkeit" oder „deren ob¬
beschrieben geartete Gemeinsamkeit". 8tk>. übersetzt: „deren oben
dargelegte Gemeinsamkeit", was den Originaltext auch nicht scharf genug
wiedergibt. Dasselbe gilt von der Übersetzung 8tr's: Voiol Iss allnirss
röpntvss ooininnnss äs, ns Is ssns ävsä vxpliguö.

Der Passus ist deshalb von Wichtigkeit, weil er sagt, daß die in den
vorausgehenden Paragraphen behandelten Gegenstände (auswärtige An¬
gelegenheiten, Kriegswesen, Finanzwesen) nicht im vollen Umfange
und nicht nach allen Richtungen, sondern nur insoweit als im Sinne
der pragmatischen Sanktion gemeinsam angesehen werden, als dies in
den vorausgehenden Paragraphen „beschrieben" ist. Es handle sich
um eine Gemeinsamkeit, die von der Art ist, wie sie oben „beschrieben"
ist. Die Bestimmung steht mit dem oben Seite 7 mitgeteilten Beschlüsse
der 67 er Kommission in Zusammenhang, wonach der auszuarbeitende
„Grundriß" die gemeinsamen Gegenstände nicht bloß zu „bezeichnen",
sondern hinsichtlich eines jeden einzelnen Gegenstandes auch zu be¬
stimmen hatte, „wieweit sich die Gemeinsamkeit desselben
erstreckt" und wie weit das autonome Verfügungsrecht aufrecht bleibt.

In der ursprünglichen, in der Sitzung des 15 er Komitees vom
23. Juni 1866 angenommenen Formulierung dieses Punktes kam dieser
Gedanke noch schärfer zum Ausdrucke:

„Nachdem im Einverständnisse beider Teile festgestellt sein wird,
welches die aus der pragmatischen Sanktion fließenden gemeinsamen
Angelegenheiten und in wies er ne sie gemeinsam sind, muß durch
einen gegenseitigen Handel im voraus jenes Verhältnis (Quote) be¬
stimmt werden, nach welchem . . . (Llsgällapittatvan minckkät tl'Insl
aAVvtertttsävrck ox, lroA)- mil a piraAinatioa sanotiöbol tolvo icgnös
Ilešič ös menn^iden IrüMsel axoü, krölesönNs alku oktal lrall elora
M8gliatä.roiini a?on arän^t (guota), insl^ ssivrint . . .)".
Bei der von Dsälr nnd dem Schriftführer OsenAsr^ besorgten Zu-
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sammenstelluntz der Einzelformulierungen zum Ganzen erhielt jedoch der Punkt
die Fassung, wie sie Gesetz geworden ist. Siehe hiezu auch bei Z 23 Anm. 1.

3) 668., ÜAlZlAs und 8td.: „mit Zustimmung". D^störtäs (von
6rtenl verstehen) ist der technische Ausdruck für Einverständnis; in
8 8 werden „Einverständnis und Zustimmung" (sZ^störtös vs dslssK^s-iSs)
nebeneinander gebraucht. Siehe auch W 5, 52, 61 (gemeinsames Ein-
Verständnis), § 66 (gegenseitiges Einverständnis), ferner § 29, in welchen
Fällen Zustimmung nicht oder kaum gesagt werden könnte. So auch hier.
Zustimmung heißt vgl. Zß 8, 13, 53, 57.

4) 1,68., LZLlAo und 8td.: „ein Übereinkommen erzielt
wird"; 8tr.: „un eoinrnun aeeorä anra lisu". Im Original steht der
bestimmte Artikel a msALUapoäLs (die Vereinbarung), d. i. die Ver¬
einbarung, über welche verhandelt wird. Über die Bedeutung des Wortes
msAällkexoäLs und den Sinn der Stelle siehe die Ausführungen bei Z 15
Anm. 4 sowie die Exkurse in den Anm. 8 zu diesem und zum ß 69;
vgl. auch bei H 26 Anm. 1.

5) 668. und klxLlAs: „durch einen wechselseitigen Pakt"; 8tk>.:
„durch einen wechselseitigen Vertrag"; 8tr.: l'ou proooäsra, aprös
n6AooiatkoN8 p vva I ad I ss , n la kixation par antioipation cko la
Proportion. Siehe zu den Übersetzungen des Wortes a16n durch Pakt,
Vertrag Ausführungen bei ß 15, Anm. 4.

°) Das Gesetz gebraucht grundsätzlich den Ausdruck „arLn^« ----- Ver¬
hältnis, Proportion (H§ 8, 15, 16, 18, 22, 41), in § 67 aber auch „iprota".

668., Ikolji^o und 8tl). : „gemäß"; 8tr.: on vortu. Das Original
sagt absichtlich nicht Erint (gemäß), sondern tolvtüu (von kolcni ----- fließen,
folgen), weil nach seiner Auffassung die Gemeinsamkeit in der pragma¬
tischen Sanktion nicht ausdrücklich ausgesprochen ist, sondern aus derselben
nur folgt, fließt; vgl. § 2 (kolvtän), § 8 (kol^ö), M 23, 52 (kol^) und
ersten Satz des § 18 selbst (kol)-<>). Siehe auch die Verhandlungen der
67 er Kommission, Lö/.os vis^on^olc, insbesondere S. 30 ff., 37 ff., 55 ff., 92.

8) Rechtliche Natur der Ausgleichsgesetze und die Frage
ihrer Abänderung.

Die Frage, wer die „beiden Teile" sind, zwischen welchen im
^inne des § 18 vor der Bestimmung der Quote die Vereinbarung
(ino^ülluxoclüs) über den Inhalt und Umfang der gemeinsamen Angelegen¬
heiten zustandegekommen sein muß, kam im ungarischen Abgeordnetenhause
wiederholt zur Sprache.

6 Das erstemal geschah dies in der Sitzung vom 28. Juni 1867
anläßlich der Verhandlung des Antrages auf Entsendung der Regnikolar-
deputation, die mit einer durch die Gesetzgebung der übrigen Königreiche
und Länder zu entsendenden Deputation — unter der Voraussetzung,
daß seitens dieser Gesetzgebung die Parität und die darauf be¬
ruhenden Delegationen prinzipiell anerkannt werden —
in Erörterung über die Quote und die Staatsschulden einzutreten hätte,
(^gl. Entstehungsgeschichte oben Seite 37).
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Bei dieser Gelegenheit wies K. I'isu-r darauf hin, daß durch eine
-— und dazu noch bloß prinzipielle — Anerkennung der Parität und der
Delegationen allein der in ß 18 bezeichneten Bedingung nicht entsprochen
wäre, und verlangte, daß die Quotenunterhandlung bis zu jenem Zeit¬
punkte vertagt werde, in welchem durch entsprechende Beschlüsse
der Gesetzgebung der übrigen Länder den Anforderungen des
§ 18 Genüge getan sein werde.

DisM verwahrte sich zwar gegen eine allfällige Auffassung, als ob
die Geltung der Ungarn betreffenden Beschlüsse der ungarischen Ge¬
setzgebung von dem Beschlüsse des Reichstages der übrigen Länder ab¬
hängig gemacht werden könnte; „aber wenn der § 18 etwas sagen wollte,
so mußte er sagen: Warten wir mit dem Unterhandeln über die zu über¬
nehmenden Lasten jenen Zeitpunkt ab, in dem der andere Reichstag in
bezug auf die von ihm vertretenen Länder die gesetzlichen Beschlüsse
erbringen wird, aus welchen wir die Beruhigung schöpfen können, daß
nicht die Absicht besteht, den Strudel der gemeinsamen Angelegenheiten,
welcher die Unabhängigkeit des Vaterlandes schon jetzt zu verschlingen
droht, durch eine Ausdehnung des Kreises der gemeinsamen An¬
gelegenheiten oder durch eine Änderung der Art ihrer Be¬
handlung für uns noch gefährlicher zu machen" IV, S. 326).

Lö82öriuäu/i bezeichnete es als eine Gefahr, die Deputation zu
wühlen, bevor die andere U n t e r h a n d lu n g s p a rtci (a inäoill 0^0,2-
Ksäö t'LI) ihrerseits den vom ungarischen Reichstage festgestellten Modus
der Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten angenommen hätte.
Die tatsächliche Vollziehung eines derartigen paktierten Gesetzes
(öK/oxllsäLsi törvön)ch habe keinen Sinn, insolange es nur zur Hälfte
in Geltung stehe und durch die andere Partei noch nicht aner¬
kannt sei. Das ungarische Ministerium solle die V erstä n d i g u n g der
verantwortlichen kaiserlichen Regierung darüber abwarten, daß auch die
übrigen Länder bereit seien, auf die durch Ungarn bestimmte Weise dem
Modus der Behandlung der Lasten der gemeinsamen Verteidigung bei-
zu tret en (Xaxlü, S. 327).

voäll erklärte, nach den 18, 19 und 20 sei es unzweifelhaft, daß
„eine Vereinbarung über die Quote erst dann erfolgen könne, wenn auch
die Transleithanier die hinsichtlich der Delegation und über¬
haupt hinsichtlich der gemeinsamen Angelegenheiten ausge¬
sprochenen Prinzipien angenommen haben. Die natürliche Ordnung
der Dinge würde es mit sich bringen, daß wir mit der Entsendung der
Deputation zu warten, bis diese Annahme erfolgt ist."

Angesichts der bevorstehenden Vertagung des Reichstages sei es aber
nur eine Frage der Zweckmäßigkeit, ob mit der Deputationswahl bis zum
Einlangen der „Verständigung über die Erfüllung der durch das
Gesetz aufgestellten Voraussetzung" zugewartet oder ob die Deputation sofort
und mit dem Vorbehalte entsendet werden solle, daß sie ihre Tätigkeit
erst nach Erfüllung dieser Voraussetzung beginnen dürfe. Da dieser Vor¬
behalt vollkommen ausreiche, stünde der sofortigen Wahl der Deputation



Gesehartikel XII. Z 18, Anm. 8. 145

umsoweniger ein Bedenken entgegen, als die endgiltige Entscheidung dem
Reichstage zukomme (Xaplv IV, S. 329—330).

Na.il ar Ls 2 führte jedoch demgegenüber aus, daß die Voraussetzungen
für die Entsendung einer Deputation auch deshalb fehlten, weil die in
dem Gesetzartikel XII (ZH 25, 54) aufgestellte Bedingung des „vollen
Konstitution« lismus" in den anderen Ländern noch nicht erfüllt
sei, da, von allem anderen abgesehen, ein verantwortliches Ministe¬
rium (ßß 19 und 20) daselbst noch nicht ernannt sei. „Jnsolange die
(in § 18 vorgesehene) „Einigwerdung" (ino^LIIapockLs, vgl. bei ß 15 Anm. 4),
nachdem sie auf dem ungarischen Reichstage erfolgt ist, nicht auch in
dem anderen Reichstage — und zwar unter Mitwirkung des verantwort¬
lichen Ministeriums — erfolgt (ininäaääiA, mix s msALUapoäLs, 62
orsraM^ülvssn msAtörtvnvän, ott a ivLsiR orsrmAA^üläsvn sruntän — äs
a tdlalos minisstorium Iröödöjöttvvsl — moK nom törtänilr), erachte ich
den Beschlußantrag als mit dem ß 18 selbst im Widerspruche." (Xaplv IV,
S. 331.)

II. Die Frage der Bedeutung des § 18 kam auch bei Beratung des
auf Grund der Deputationsverhandlungen eingebrachten Quotengesetzes
zur Sprache, indem neuerlich der Antrag gestellt wurde, „das Unterhandeln
über die Quote insolange zu vertagen, bis zwischen dem ungarischen
Reichstage und den übrigen Ländern Seiner Majestät hinsichtlich
jener Gegenstände, deren Gemeinsamkeit als aus der pragmatischen Sanktion
fließend anzusehen ist, im Sinne des H 18 ein Übereinkommen zu-
ftandekomme (sAVWinän^ )o lätrs)".

Der Ausschußbericht (Berichterstatter Ossng-or/, IroinLn^ok III,
Rr. 158, S. 34) erklärte die dem Vertagungsantrage zugrundeliegende
Interpretation des tz 18 als eine mißverständliche. Die Entscheidung
der Frage nach dein Inhalte und Umfange der aus der pragmatischen
Sanktion fließenden gemeinsamen Angelegenheiten könne nach ungarischem
Staatsrechte nur Sache der Unterhandlung (o^erckroclös) zwischen dem
ungarischen Reichstage und dem ungarischen Könige sein. Der
^chlußparagraph des Gesetzartikels XII vom Jahre 1867 erkläre aus¬
drücklich, daß nur zu jenem Teile dieses Gesetzes der verfassungsmäßige
Beitritt der übrigen Länder notwendig sei, welcher sich auf den Modus
d" gemeinsamen Behandlung beziehe. Der ß 18 könne daher
unter dem „Einverständnisse der zwei Teile" nichts anderes verstehen
als das Einverständnis der zwei Faktoren der ungarischen Ge¬
setzgebung.

Bei allen Angelegenheiten, welche durch die Länder der ungarischen
Krone und die übrigen Länder Seiner Majestät im gemeinsamen Ein¬
verständnisse zu „erledigen" seien, bestimme das Gesetz ausdrücklich auch
den Modus, nach welchem diese Erledigung zu bewirken sei, indem
es die Entsendung von Regnikolardeputationen verfüge, oder vorschreibe,
daß von den beiden Ministerien das Übereinkommen vorzubereiten sei.
Nücksichtlich der Auslegung der gemeinsamen Angelegenheiten werde aber
der Modus einer derartigen Unterhandlung in keiner Weise angegeben.

Bolger, Ausgleich. 10
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„Ist es also möglich, dem Z 18 eine Auslegung zu geben, nach welcher
die Verhandlung des Quotengesetzentwurfes bis zu dem Zeitpunkte ver¬
tagt werden müßte, in welchem die übrigen Länder Seiner Majestät mit
uns darüber ins Einverständnis kommen (o^otvrtvsro gutnak), welche
Gegenstände als in Gemäßheit der pragmatischen Sanktion gemeinsame
anzusehen sind?"

„Warum also die Vertagung der Verhandlung wegen eines Be¬
denkens, welches mit der Auslegung des Gesetzes nicht begründet werden
kann? Warum das Aufwerfen einer Schwierigkeit, welche eher
die übrigen Länder Seiner Majestät vorbringen könnten, zumal diese
weder bei der Wahl der Unterhandlungsdeputation (o^srRocko Irüläöttsv^j
eine derartige Zurückhaltung gezeigt, noch bei der Verhandlung ihres
Gesetzes über die gemeinsamen Angelegenheiten zu diesem Bedenken Anlaß
gegeben haben?" Vgl. auch Entstehungsgeschichte, oben S. 39 f.

III. Ein drittes und viertes Mal kam die Frage, zwischen wem
die in § 18 erwähnte „Vereinbarung" zustandegekommen sei, im unga¬
rischen Abgeordnetenhause in der 15 tägigen Adreßdebatte des im Jahre 1891
einberufenen Reichstages und in der Debatte zur Sprache, welche Ok¬
tober 1893 aus Anlaß der bekannten Günser Antwort Seiner
Majestät über die staatsrechtliche Natur der Ausgleichsgesetze durch¬
geführt wurde.

In der Adreßdebatte hatte der der Nationalpartei angehörende Ab¬
geordnete Höäoss^ (Sitzung vom 21. März 1891) erklärt, er wünsche
nicht, daß der Gesetzartikel XII jemals außer Wirksamkeit gesetzt werde;
er müsse sich aber doch auf das entschiedenste gegen die Doktrin aussprechen,
wonach die ungarische Gesetzgebung nicht in der Lage wäre, den Gesetz¬
artikel jederzeit und ohne Zustimmung der österreichischen Gesetz¬
gebung außer Wirksamkeit zu setzen. Das Recht der ungarischen
Legislative, jederzeit ein derartiges Gesetz zu erlassen, scheine zwar auch
diese Doktrin nicht in Zweifel zu ziehen; aber auch dann, wenn sie
nur dahin ginge, daß ein solches Gesetz keine Wirksamkeit hätte, so¬
fern ihm nicht auch die Gesetzgebung der übrigen Länder beitritt, wäre
sie irrig.

Der Gesetzartikel XII vom Jahre 1867 teile seine Dispositionen in
zwei Gruppen. In die eine Gruppe gehörten jene Bestimmungen,
welche prinzipiell feststellen, daß Ungarn überhaupt gemeinsame In¬
stitutionen (K.Ö2Ö8 illtü^män^slrst) wünsche und diesbezüglich mit
Österreich zu verkehren bereit sei.

Zur zweiten Gruppe gehörten aber die Bestimmungen, welche die
Modalitäten feststellen, nach welchen Ungarn mit Österreich ver¬
kehren wolle. Hinsichtlich dieser zweiten Gruppe der Dispositionen sei
im Sinne des ß 69, Abs. 2 und 3, der Gesetzartikel XII tatsäch¬
lich erst dann in Wirksamkeit getreten, als ihm die Gesetzgebung
Österreichs beigetreten war. Rücksichtlich dieser Gruppe von Bestimmungen
besitze also das Ausgleichsgesetz „den Charakter eines inter¬
nationalen Vertrages (uoirurstllörü srurrsoääs gaUs^övsl dir)",
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was zur Folge habe, daß eine Abänderung dieser Bestimmungen die
ungarische Gesetzgebung nicht anders als im Einverständnisse und unter
Beitritt Österreichs durchführen könnte. „Allein wenn die ungarische
Gesetzgebung das Ausgleichsgesetz überhaupt außer Wirksamkeit
setzen, gemeinsame Angelegenheiten überhaupt nicht anerkennen und in
Beziehung auf solche Angelegenheiten mit Österreich überhaupt nicht ver¬
kehren wollte, so kann sie dies nicht nur rechtlich, sondern auch mit
voller Wirksamkeit jederzeit tun" (Xaxlä I, S. 294).

Zur Frage, „ob die Abänderung des Gesetzartikels XII vom
Jahre 1867 — zwar nicht der Form, aber dem Wesen nach (nsm

kdrina szsrint, llansva lön^sgilsg) — auch den Beitritt eines
dritten Faktors bedinge", ergriff auch IV«Korks das Wort.

Er wies zunächst den (von Üo1ön)4) erhobenen Vorwurf zurück, als
ob die Regierung in das ungarische Staatsrecht eine ganz neue Theorie
„einschmuggeln" wolle, und erklärte, das Thema, „ob Ungarn lediglich mit
dem Landesfürsten einen Vertrag (szsi-Lockös) schließt, oder ob dieser
Vertrag unter Einem auch mit den unter der Öberhoheit des Landes-
sürsten stehenden Ländern und Königreichen geschlossen wird" — sei schon
in den Beratungen der 67 er Kommission zur Sprache gekommen.

Die Frage habe Xsmsn^ aufgeworfen, X^Lr^ sei der Ansicht,
daß das Gesetz zum Teil Vertrags charakter habe röszbsn
SMiMckässk jollsAÜ), beigetreten, und in diesem Sinne habe die Sache
auch OsLK aufgefaßt. Zum Beweise hiesür brachte IVsksrks die ein¬
schlägigen Erklärungen vsLKs sowie auch die Rede, welche der damalige
Justizminister HorvLtb in der Generaldebatte des Abgeordnetenhauses
"der das 67 er Elaborat gehalten hat, wörtlich zur Verlesung.

Da aber auch die Äußerungen Lismsn^s und X^ür^s für die Be¬
urteilung der Frage von Belang sind, sollen sie hier gleichfalls kurz mit-
tzeteilt werden.

erklärte in der 67er Kommission bei Beratung der ßß I
^ud 2, „die Idee, daß die Länder der ungarischen Krone mit den übrigen
Ländern Seiner Majestät in ein Bündnis treten mögen
l^övstssAds sei nicht neu. Schon unmittelbar nach der Er¬
bringung der pragmatischen Sanktion hätten es die Deputierten- und die
Magnatentafel für unerläßlich erachtet, daß zur genaueren Bestimmung
usv Verpflichtungen, welche die Übernahme der dauernden gemeinsamen
Verteidigung (äilanää közös vöäslsm) nach sich zieht, eine „uuio" ge-
lchaffen und daß „das Verhältnis, rn welches die ungarische
ssrone mit den übrigen Ländern Seiner Majestät infolge der pragma¬
tischen Sanktion getreten ist", durch ein „knatrumsutum praginn-
14«um" umschrieben werde.
.. Der Plan sei gescheitert, weil der Landesfürst der Bitte der unga-

bffchen Stünde, mit den übrigen Ländern in Berührung treten zu dürfen,
sucht stattgab und erklärte, daß er, soweit die übrigen Länder in Betracht
ommen, für die Erfüllung ihrer Pflichten selbst sorgen werde. Nunmehr
Mbe sich abxr in dieser Beziehung das Verhältnis durch die Einführung

IO*
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der Verfassung in den übrigen Ländern geändert. Dadurch, daß ein
Staat mit einem anderen in ein Bündnis trete, entsage er seiner Selb¬
ständigkeit nicht. Je höher die Entwicklungsstufe eines Staates, desto
zahlreicher seien seine Verträge mit anderen Staaten. „Ich befürchte daher
keineswegs, daß Ungarn dadurch seine Selbständigkeit einbüßte, wenn
es entsprechend den neuen Verhältnissen einen neuen Vertrag
mit den übrigen Ländern Seiner Majestät abschließt (llog^ üs
s^oi-Lockäst llöt 0 töbdi ors^ü^aival), und deswegen halte ich
diesen Vorgang für richtig und nehme die (in dem 15er Gut¬
achten niedergelegte) Interpretation der pragmatischen Sank¬
tion an" (Liörös visson/olr, S. 44 f.).

Darauf erwiderte X^Lr^, wenn es sich bei der Annahme des
15 er Elaborates um nichts anderes handelte als um den Abschluß eines
Bündnisses zwischen zwei unabhängigen Nationen, so wäre
.auch er damit vollkommen einverstanden. Allein zu diesem Behufe müßte
vorerst die Verfassung Ungarns wiederhergestellt werden und müßten auch
die Erbprovinzen eine Verfassung erhalten, worauf Ungarn als konstitutio¬
nelle, freie und unabhängige Nation gerne bereit sein würde, mit den
Erbländern als einer konstitutionellen, freien und unabhängigen Nation
zu verkehren und sich über die Fragen, welche man jetzt von ihm unter
dem Titel gemeinsamer Angelegenheiten erzwingen wolle, in freundschaft¬
licher Weise auszugleichen (Lösös visr-on/oll, S. 46).

Die Stelle nun, die IVsksrlo zunächst zur wörtlichen Verlesung
brachte, ist einer Rede entnommen, die OoäN in der 67 er Kommission
bei Beratung der Anfangsparagraphen des Gesetzartikels XII (Sitzung vom
29. Jänner 1867; Xö^ös visLon^ok, S. 55) gehalten hat und die in
dem von äVslrorlo zitierten Teile lautet:

„Zu wiederholten Malen ist die Ansicht ausgesprochen worden, daß
wir an den Landesfürsten Forderungen und gegen ihn Verpflichtungen
haben, daß wir aber von den übrigen Ländern nichts fordern können
und ihnen nichts schuldig sind; d. h. von dem Landesfürsten können
wir fordern, daß er unsere Grenzen verteidige, und wir sind dem Landes-
fürsten verpflichtet, seinen übrigen Besitz zu verteidigen; gegen die
übrigen Länder haben wir aber diese Verpflichtung nicht und können
sie von ihnen auch nicht verlangen.

„Ich möchte vor allem wissen, wie diese zwei Verpflichtungen
voneinander getrennt werden können, wie es möglich ist, daß
wir die Grenzen der Erblünder zu verteidigen nicht verpflichtet, dagegen
aber gehalten sein sollen, den übrigen Besitz des Landesfürsten zu ver¬
teidigen, wenn der Landesfürst Herrscher über eben diese Erbländer ist?

„Ferner, w o h i n würde dieses Raisonnement uns führen?
Wir, als konstitutionelles Land, haben nach dieser aufgestellten Theorie
uns dazu verpflichtet, den Besitz des Landessürsten zu verteidigen. Uns
könnte — da wir uns verpflichtet haben und die Verteidigung vom Reichs¬
tag abhängt, dieser aber schuldig ist, seine Pflicht zu erfüllen — uns
könnte von der Erfüllung der Pflicht kein Hindernis abhalten. Nehmen wir
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nun an, daß wir von jenen Völkern diese Pflicht nicht fordern können,
wo stehen wir dann, wenn sie eine Konstitution haben werden? Wir
können dem Landesfürsten nicht sagen, daß wir jene Länder nicht verteidigen
wollen, denn er würde uns darauf antworten: ,Jhr habt Euch verpflichtet,
meinen Besitz zu verteidigen; es steht in Eurer Macht, es zu tun, denn
Ihr braucht nur den Beschluß dazu zu fassen; so erfüllet also Eure Pflicht.
Sagen wir ihm aber: ,Du hast Dich hinwieder verpflichtet, Ungarns
Grenzen zu verteidigen/ dann antwortet er uns: ,Jch möchte Euch gerne
verteidigen, aber diese Länder haben auch ihre Verfassung und sie sind
nicht verpflichtet, Euer Land zu verteidigen/ Dahin führt uns die
Wortspielerei — denn es ist nichts weiter als Wortspielerei — daß
wir zwar die Pflicht haben, den Besitz des Monarchen, nicht aber
lene Länder zu verteidigen, und daß hingegen zwar der Monarch,
nicht aber jene Völker verpflichtet sind, uns zu verteidigen. Der erste Teil
dieses Satzes ist Wortspielerei, der zweite kehrt sich aber direkt gegen uns."

Im Anschlüsse an diese Erklärung OsLlrg brachte IValrsrls einen
^il der Rede zur Verlesung, welche der Justizminister UorvLt in der
Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 27. März 1867 gehalten hat.

Hoi-vLt sagte, es seien zwei irrige Auffassungen im Laufe der
Verhandlungen aufgetaucht: „Die eine irrige Auffassung ist, als ob die
pragmatische Sanktion ein Vertrag wäre, welchen die unga-
^flche Nation bloß mit ihrem eigenen Könige geschlossen hat. Das
sinnnit nicht. Denn in der pragmatischen Sanktion haben unsere Vor-
kahren nicht bloß mit ihrem eigenen Könige, sondern in der Person
des gemeinsamen Landesfürsten zugleich auch mit dem
Herrscher der Erbprovinzen kontrahiert (sssrrwätslr)

rinLz).
-k. "^enn unsere Vorfahren in der pragmatischen Sanktion nur mit
jhrem eigenen Könige in einen Vertrag getreten wären, dann hätte sich
ew;er Vertrag nicht über die Regelung der Rechtsverhältnisse zwischen
em ungarischen Könige und der ungarischen Nation hinaus erstrecken
"^bn. Nun ist aber in dem Vertrage dem gemeinsamen Landesfürsten
auch dxr Besitz solcher Länder sichergestellt, welche nicht zum Verbände der
^"garischen Krone gehören, und anderseits ist in diesem Vertrage der
Nation auch die Unterstützung solcher Länder gewährleistet, über welche
fr ungarische König nicht hat verfügen können. Es ist also klar, daß in
wsem Vertrage der gemeinsame Landesfürst nicht bloß als König von
^garn, sondern auch als Herr der Erbprovinzen fungiert

, . „Der andere Irrtum, welcher damit in Zusammenhang steht, liegt
aruu daß die pragmatische Sanktion die Völker der Erb-
provinzen nichts an geht. Es ist zwar zweifellos, daß dieser Ver-
/"8 formell nur zwischen der ungarischen Nation und dem gemein-
Vwen Landesfürsten zustandegekommen ist. Unsere Vorfahren hätten damals
'Pt d^ Völkern der Erbprovinzen auch nicht kontrahieren können, weil
w esu Patrimonium des absoluten Herrschers bildeten, das von allen
p°"t,scheu Rechten ausgeschlossen war. Aber ebenso unleugbar ist es,
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daß dieser Vertrag auch zwischen uns und den Völkern der Erb-
prooinzen ein Verhältnis zustandegebracht hat, das auf jeden
Fall enger ist als ein Verhältnis, wie es zwischen voneinander voll¬
kommen unabhängigen Nationen zu bestehen pflegt.

„Es würde gerade uns sehr schlecht anstehen, wenn wir diese Tat¬
sache bestreiten wollten. Es würde eine konstitutionelle Nation sehr schlecht
charakterisieren, wenn sie Nachdruck darauf legte, das; der Vertrag, welchen
sie mit dem Landesfürsten geschlossen hat, sich nicht auch auf jene Völker
erstreckt, welche der Landesfürst vertreten hat Diese Lehre
würde allen konstitutionellen Prinzipien widersprechen und wäre durchaus
nicht geeignet, unsere Ansichten als freiheitlich zu charakterisieren.

„Die Worte im Urnosminm der 48 er Gesetze: ,Unsere gesetz¬
lichen Verhältnisse zu den durch die pragmatische Sanktion mit
uns in untrennbarem Verbände stehenden Erbprovinzen' — diese
Worte des Gesetzes, ferner der K 13 des Gesetzartikels III vom Jahre
1848, welcher von den Verhältnissen, die unser Vaterland
und dieErbprovinzen gemeinsam interessieren, spricht, sind deut¬
liche Zeugnisse dafür, daß selbst die Gesetzgeber, welche unserer nationalen
Selbständigkeit und Unabhängigkeit die prägnantesten Garantien geschaffen
haben, auch nicht einen Augenblick daran zweifelten, daß durch die
pragmatische Sanktion die ungarische Nation nicht bloß mit dem
gemeinsamen Landesfürsten, sondern auch mit den Völkern
der Erbprovinzen in ein Verhältnis getreten ist.

„Dies ist auch in der Natur der Sache begründet. Das Recht
des gemeinsamen Landesfürsten auf den gleichzeitigen Besitz der Erb¬
provinzen, zu dessen Verteidigung wir uns in der pragmatischen Sanktion
verpflichtet haben, würde zu einem leeren Worte herabsinken, wenn
wir nicht verpflichtet wären, zugleich auch jene Provinzen und Völker zu
schützen, über die der gemeinsame Landesfürst zu herrschen berufen ist.
Es würde dieses Recht des Herrschers kaum mehr Wert und Bedeutung
haben als z. B. der Titel eines Königs von Jerusalem.

„Und dies ist auch eine wesentliche Sache gerade für uns. Ich ge¬
stehe, ich würde mich für die Weisheit unserer Vorfahren sehr bedanken,
wenn sie durch die pragmatische Sanktion nur mit der Person des Landes¬
fürsten in einen Vertrag getreten wären und wenn sich jenen Ver¬
pflichtungen, welche der Landesfürst in diesem Pakte (ama llötösbem) über¬
nommen hat, die Völker der Erbprovinzen entziehen könnten. Die praktische
Folge hievon wäre die, daß, während wir im Sinne der pragmatischen
Sanktion verpflichtet wären, die Integrität der ganzen Monarchie zu ver¬
teidigen, sie hingegen zum Schutze der territorialen Integrität der heiligen
ungarischen Krone nicht verbunden wären, weil ja jener Vertrag, welcher
die gegenseitige Verteidigungspflicht feststellt, nur zwischen uns und der
Person des Landesfürsten geschlossen worden ist Eine
solche Auslegung wäre nicht nur nicht freiheitlich und nicht konstitutionell,
sondern würde sich direkt gegen unsere Interessen kehren." (Naplü IV, S. 87 f.)

Nach Verlesung dieser Stellen erklärte Mallarls (illaplü I, S. 299),
er wolle sich mit der staatsrechtlichen Seite der Frage nicht länger be-
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fassen, und zwar um so weniger, als er die Interpretation lloäoss^s
annehme, wonach mit Rücksicht auf die Bestimmung des H 69 — und
dieser Berufung würde er (IVsllarls) ergänzend noch die Berufung auf
8 5 hinzufügen — der Gesetzartikel XII hinsichtlich der Art der Be¬
handlung der gemeinsamen Angelegenheiten Vertragscharakter
habe (sMrxoäüsos jalls^s van).

Des weiteren führte IVallarko aus, daß auch unter politischen
Gesichtspunkten zu einer Änderung des Gesetzartikels XII vom Jahre
1867 der Beitritt eines zweiten Faktors unerläßlich notwendig wäre.

IV. Das vierte Mal wurde die Frage der staatsrechtlichen Natur
des Ausgleiches im ungarischen Abgeordnetenhaus erörtert in der mehr¬
tägigen Debatte über die Antwort, welche Seine Majestät auf die Be¬
grüßung der Munizipien in Güns am 17. September 1893 erteilten und
in welcher erklärt wurde, daß die Erschütterung der Ausgleichsbasis,
„indem sie auf einer bilateralen Vereinbarung (kötolckalü
msAäUnxoärw) beruht", sowohl den Glauben in den bestehenden Zu¬
stand schwächen als auch dem wahren Interesse des Landes sowie der
ganzen Monarchie und infolgedessen auch den Allerhöchsten Herrscherpflichten
entschieden widerstreiten würde. *)

hatte wegen dieser Antwort einen Adreßantrag ein¬
gebracht (Sitzung vom 5. Oktober 1893), in welchem er u. a. folgendes
ausführte:

„Wenn Euere Majestät den Ausgleich eine ,bilaterale Verein¬
barung (kätolänlü wö^LUnpoääs)' nennen, so setzen wir voraus, daß
Euere Majestät damit dem Gesetzartikel XII vom Jahre 1867 nicht einen
solchen internationalen Vertragscharakter (nsmöstlrösü sLsr^o-
ck»868 jkckli-ALi) zueignen wollen, welchen derselbe rechtlich nicht besitzt,
sondern lediglich auf den Umstand aufmerksam machen wollen, daß gemäß
bem Wesen der Sache und gemäß den Anforderungen der politischen
Nüchternheit Verfügungen, welche die zwischen den beiden Staaten
ber Monarchie bestehenden gemeinsamen Angelegenheiten regeln, nur im
gemeinsamen Einverständnisse bestimmt und modifiziert
werden können — und daß dieses Gesetz gleichwie die die Festigkeit der
Monarchie in ihren äußeren Formen sichernden Vereinbarungen (ms^LI-
lapockäsok), welche auf diesem Gesetze beruhen, mit einem größeren
Maß von Beständigkeit auszustatten sind als andere noch so wichtige
besetze, welche ausschließlich die inneren Angelegenheiten Ungarns berühren.
Und wenn Euere Majestät sagen, daß die Erschütterung -des Ausgleiches
ben Herrscherpflichten widerstreiten würde, so fassen mir dies in dem Sinne
auf, daß Euere Majestät auf diese Stabilität mit uns zusammen großes
Gewicht legen und daß Euere Majestät jedem gegen den Ausgleich ge¬
richteten ungesetzlichen Umtriebe — sei es in diesem Vaterlande oder in
dem anderen Staate Euerer Majestät — mit Euerer landesfürstlichen

g 's Das Referat Lustkandls (Mischler-Utbrichs Staatswörtcrbuch, 2. Aufl.,
At- „Gesetz") über diese Debatte ist ebenso wie die Wiedergabe der Erklärungen
lisüas v.„J. 1803 (unten S. 156f.) in entscheidenden Punkten lückenhaft und in-
sotge von Übersetzungsfehlern ungenau-
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Macht entgegentreten würden, und zwar nicht auf die Weise, daß, falls
die Majorität der Nation abweichend von unserem Standpunkte die Modi¬
fikation des Gesetzartikels XII vom Jahre 1867 verlangen würde, die
к o n st i t u t i o n e l l e Lösung der Frage unmöglich gemacht wäre."
(Xaxlö XIII, S. 79.)

Ministerpräsident IVallvrlo erklärte (Sitzung vom 5. Oktober), die
königliche Antwort wollte auf die politischen Gefahren Hinweisen,
mit welchen eine Abänderung der 1867 er Basis deshalb verbunden
wäre, „weil diese eine bilaterale Vereinbarung (Irvtolckakü rnsALk-
kapoääs) ist. (TA-re Kimme ««/' ckev Äu/sevÄe-r .' Hk wem?)
Ich verstecke mich vor den Fragen nicht. Wenn wir nur eine bilaterale
Vereinbarung zwischen dem Land es für sten und der Nation ge¬
meint hätten, dann wäre es vielleicht gar nicht notwendig gewesen, sie zu
erwähnen, denn jedes Gesetz ist ja eine solche bilaterale Ver¬
einbarung.

„Aber eben auf jene Schwierigkeit haben mir hingewiesen, die sich
daraus ergibt, daß dies eine Vereinbarung nicht bloß zwischen dem
Landesfürsten und der Nation, sondern zwischen der Nation und
den übrigen Ländern des Landesfürsten, seinem anderen
Staate (IioA/ n/. msAÜllapockäs iwinesalc a lojockökom ös nsmnot, Imnsm
л usmL<Zt 6s a tsjackslom többi ors/.ä^ai, inäsilr ällama ün/.ütt) ist.
(Vb'Uvspvrw/i au/ ckev äu/serske-r Ti>rLe-r.) Mit Verlaub, so ist dies
immer aufgefaßt worden. Ich bitte die Elaborate und Beratungen des
den Gesetzartikel XII vom Jahre 1867 vorbereitenden 67 er Ausschusses zu
lesen. So hat diese Frage Baron Gabriel Lomong aufgefaßt, Paul

gebilligt, ebenso vor zwei Jahren Emmerich Ilöäoss^, und
ich stellte mich auf seinen Standpunkt.

„Wenn die königliche Antwort das enthielte, was der Herr Abgeordnete
Graf Albert Xppou^i in seinem Adreßentwurf sagt, daß der Ausgleich
ein bilateraler Vertrag slrütokäalü s^sr^öäös) sei, dann wäre die Ant¬
wort in der Tat einer Erklärung bedürftig. Allein, dort ist nicht von
einem bilateralen Vertrage, sondern von einer bilateralen Verein¬
barung die Rede. (I/si/er/ceii im/cs Eck crn/ cker ür»/serske>r Ti-rLe-r.)
Dies ist nicht dasselbe. Es sind dies auch keine neuen Fragen, ge¬
ehrtes Haus. Es ist unzählige Male darauf hingewiesen worden, und andere
haben noch nachdrücklicher als ich diesen Standpunkt vertreten. Ich habe
zuletzt — ich glaube in der 1891 er Adreßdebatte — denselben Standpunkt
eingenommen, daß der Ausgleich, wenn er auch formell kein bilate¬
raler Vertrag ist, dennoch im Wesen und politisch die At¬
tribute eines solchen besitzt (Ivn^oKlksx, poUtillsUaz; annall
attributumaival dir), weil die politische Notwendigkeit uns unter
allen Umständen nötigen wird, ihn als gegenseitige Vereinbarung
(lrökesönös MtzAäUapoäas) zu honorieren, wenn etwa die Änderung des¬
selben angeregt werden würde.

„Da nun, geehrtes Haus, dies unsere politische Auffassung war;
da im Verlaufe von 25 Jahren kein einziger Anhänger des Gesetz¬
artikels XII vom Jahre 1867 diesen anders interpretiert hat; da es
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in dieser Hinsicht zwischen den ans der staatsrechtlichen Basis stehenden
Parteien vielleicht keine Differenz gibt: soll nur Einem verwehrt sein,
dies auszusprechen, dem Herrscher, der vielleicht gerade in erster Reihe
berufen ist, das Gesetz zu hüten und die Beständigkeit zu sichern?

„Wir, geehrtes Haus, haben nichts anderes getan, als daß wir die
Richtigkeit d i e s e rB a s is, die Bestä n d i g k eit dieser Basis, auf welcher
sich die Regierung gebildet hat, konstatierten. Denn wir haben die 1867 er
Basis nicht bloß als Regulator, sondern als Ausgangspunkt unserer neueren
Verfassungsmäßigkeit stets als eine Schöpfung dauernden Charakters
angesehen, von welcher wir nichts wegnehmen lassen und welcher wir nichts
hinzufügen wollen." (Xnplö XIII, S. 86.)

Alexander Uvg'vckün (Sitzung vom 9. Oktober) trat der Anschauung
entgegen, daß der Gesetzartikel XII vom Jahre 1867 ein Gesetz sei, welches
wann immer abgeändert werden könne. Das 1867 er Gesetz sei eigentlich
nicht als Gesetz formuliert. Es sei eine Adresse beziehungsweise ein
Bericht gewesen, in welchem sich Ungarn über die Bedingungen und
Vorbehalte äußerte, unter welchen es geneigt sei, die staatsrechtliche
Frage zu lösen und sein Verhältnis mit Österreich zu regeln. Die erste
Bedingung war, daß auch Österreich den Konstitutionalismus erhalte; die
übrigen Bedingungen waren in Punktationen gefaßt (ponto^atolUm vannak
l'oAlglvs.) und betrafen die Art und Weise, auf welche man die gemein¬
samen Angelegenheiten lösen und behandeln könnte. Die Krone habe
den Vorschlag angenommen und die darin aufgestellten Be¬
dingungen auch in Österreich verwirklicht. In Österreich sei
der Konstitutionalismus ins Leben getreten, und das Gesetz vom 21. De¬
zember 1867 habe den Ausgleich auch hier durchgeführt. Daraus seien
drei organische Institutionen entstanden, welche auf die Organisation der
ganzen Monarchie (an luormrdUa snsrvenvtv) Einfluß üben: das
gemeinsame Heer, die gemeinsame Negierung, die Delegationen.

Formell sei es allerdings richtig, daß jenes Gesetz ein ungarisches
Gesetz ist und daß es nicht erwähnt, Ungarn habe sich mit Österreich in
dem und dein geeinigt.

Aber wenn außer der Form auch der Inhalt und mit dem In¬
halte auch dessen Durchführbarkeit berücksichtigt werde, so erscheine

nicht als ein gewöhnliches Gesetz, welches ohne gefährliche
Störung durch einen einfachen Beschluß aus dem Gesetzbuche eliminiert
werden könnte, da es Dispositionen enthalte, welche ständige, auf die
Organisation der ganzen Monarchie..Einfluß übende und diese nach
außen wie nach innen repräsentierende Institutionen ins Leben riefen,
und zwar Institutionen in Gemäßheit der Bedingungen und Forderungen
Ungarns. „Deswegen ist der Inhalt dieses Gesetzes eine
Vereinbarung (moZLUnpockLo), welche auch in Österreich zur Geltung
gelangt ist."

Und da die Krone die Verpflichtungen, die sie nach der einen und
nach der anderen Seite übernehme, einhalten müsse, so können die gemein-
sam ins Leben gerufenen Institutionen nicht einseitig abgeschafft
werden. Formell könne wohl ein selbständiges Abänderungsgesetz beschlossen
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werden, aber die politische Voraussicht sage, daß tatsächlich jene
Institutionen erst dann aufhören können, wenn auch in Österreich
übereinstimmende Gesetze Zustandekommen. „Daher ist der Ausdruck
zweiseitige Vereinbarung" nicht nur korrekt, sondern auch voll¬
kommen gerechtfertigt." (Xaplö XIII, S. 143.)

In sehr eingehender Weise äußerte sich über die Frage der Justiz¬
minister KnilÜK^i. Er führte in den Sitzungen vom 12. und 13. Ok¬
tober (Xaplö XIII, S. 216—219 und 246) aus, weder nach der Form,
noch nach den Umständen bei der Schaffung und dem Zustandekommen
sei der Gesetzartikel XII ein Vertrag zwischen Österreich und Ungarn
(nsw ^usutria «'s UaAvgrorsxöA üönött).

Allerdings mache der Gesetzartikel XII vom Jahre 1867, zwar nicht
was dessen Zustandekommen und Schaffung, wohl aber was dessen In¬
krafttreten betrifft, einen Unterschied zwischen jenem Teile, welcher
die Umschreibung der gemeinsamen Angelegenheiten ent¬
hält, und jenem, welcher den Behandlungsmodus regelt.

Der erste Teil sei deklarativer Natur, der Ausdruck dessen,
was schon in der pragmatischen Sanktion enthalten sei. Die Entscheidung
darüber, was der pragmatischen Sanktion zufolge als gemeinsame An¬
gelegenheit anzusehen sei, stehe Ungarn ausschließlich und allein,
von jedem anderen Faktor unabhängig, zu. Wenn in § 18 von einem
Einverständnisse und einer Vereinbarung beider Teile die Rede sei, so
sei — wie dies schon in dem Berichte über das erste
Quotengesetz (vgl. oben S. 145) dargelegt werde — darunter nur das
Einverständnis und die Vereinbarung zwischen dem Reichstage und dem
ungarischen König, nicht aber ein solches zwischen dem ungarischen
Staate und den übrigen Ländern Seiner Majestät zu verstehen.

Was aber die Bestimmungen über den Behandlungs modus
betreffe, so seien sie, wie dies auch aus § 23 folge, nicht deklarativer,
sondern konstitutiver Natur. Auch die Schaffung (wsxallLotLs)
dieser Bestimmungen sei selbständig in der Form eines zwischen dem
Reichstage und dem Könige zustandegekommenen Gesetzes erfolgt, allein
das Inkrafttreten derselben war in H 69 ausdrücklich an die Be¬
dingung geknüpft, daß ihrem Inhalte auch die übrigen Länder Seiner
Majestät auf verfassungsmäßigem Wege beitreten.

Sollte nun die Abänderung des 67er Ausgleiches in Frage kommen,
so gebe es hiefür zweiModalitäten. Beide wären gleich konstitutionell,
so daß die Wahl unter ihnen von den Gesichtspunkten der Zweckmäßig¬
keit abhinge. Der eine Weg wäre der „Vertragsweg" (sserrwäösi
möä). Er bestünde darin, daß von den beiden Parlamenten Deputationen
entsendet werden, damit sie einen übereinstimmenden Vorschlag unter¬
breiten, oder aber daß mit der Ausarbeitung eines Vorschlages die Re¬
gierungen betraut werden und daß über den Vorschlag jede der beiden
Gesetzgebungen für sich in bindender Weise beschließe.

Der andere Weg wäre der, welcher bei der Schaffung des Aus¬
gleiches beobachtet worden sei. Ungarn schafft selbständig ein Gesetz,
wobei sich jedoch aus den gleichen Rücksichten wie im Jahre 1867 hin-
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sichtlich der Bestimmungen über den Behandlungsmodus die Aufnahme
der Klausel empfehlen würde, durch die nicht das Zustandekommen, wohl
aber das Inkrafttreten jener Bestimmungen von dem Beitritte des
Parlamentes des anderen Staates abhängig gemacht würde. Dies sei im
Jahre 1867 auch von der Opposition als so natürlich gefunden worden,
daß sie diese Klausel als überflüssig zu eliminieren beantragte, weil es sich
von selbst verstehe, daß der eine Staat für den anderen nicht in bindender
Weise feststellen könne, was als gemeinsames Organ anzusehen sei, welcher
Wirkungskreis ihm zukomme und daß ein Verkehr durch Delegationen nur
dann möglich erscheine, wenn auch der andere Teil diese Institution annimmt.

Denn auch bei der Schaffung des Gesetzartikels XII habe es niemanden
gegeben, der angenommen hätte, daß mit seinem Zustandekommen die ge¬
meinsamen Verhältnisse schon mit der Wirksamkeit für beide Staaten ge¬
regelt worden wären. Ungarn habe die Initiative ergriffen und die
Verhältnisse selbständig, mit dem König, in Form eines Gesetzes geregelt;
allein es wußte, daß diese Regelung nur für Ungarn einen Rechtszustand
schuf, nur für Ungarn eine Regelung in sich schloß. Damit die Regelung
für beide Staaten wirksam werde, sei es noch notwendig gewesen, daß
Österreich ebenso selbständig nach seiner eigenen Verfassung mit dem
Gesetzartikel übereinstimmende Gesetze erbringe. — Nicht rechtlich,
aber politisch habe die Sache zwei Seiten. „Denn wenn nur der eine
Staat — das Recht zur Schaffung eines solchen Gesetzes ist zweifellos —
an die Änderung schreitet, so ist das noch keine Regelung, weil eine
Regelung erst dann vorliegt, wenn sie von beiden Staaten in Gemäß¬
heit ihrer Verfassungen in verbindlicher Weise als Rechtsordnung vor¬
genommen wird/'

Daher sei die Günser Antwort nicht in dem Sinne aufzufassen, als
ob darin das juristische Charakteristikon des Gesetzartikels XII
angegeben wäre (mintlls, ott n jo^i olmraotsristieurna. volna oloaclva).
Sie enthalte vielmehr die politische Charakterisierung (politilcai jsl-
Isrn^ös) der Ordnung der gemeinsamen Angelegenheiten, und zwar eine
solche, die beim Zustandekommen des Gesetzartikels weder von der OoLU-,
uoch auch von der Oppositionspartei in Zweifel gezogen worden sei. Die
Günser Antwort habe den Ausdruck lrötoläalü msAällapoääs (—zwei¬
seitige Vereinbarung) in dem Sinn genommen, „daß es zur voll¬
wirksamen Ordnung der gemeinsamen Angelegenheiten (llox/ a
llöriös toljo» lurtäl^ü rouckor-ösvlloi-), zur praktischen Lösung
des Problems auf beiden Seiten (minckst^t olckalon), wenn auch nicht
identischer, so doch im Wesen übereinstimmender, in jedem der
beiden Staaten selbständig zustande gekommener Schlußfassungen
bedurfte".

In der Günser Antwort sei der Ausgleich „nicht als Vertrag, der
sw reiner Rechts begriff ist (nsm mint «norLväö^, wsl^ twrüän
Wlsi kobulom)" und „der daher auf eine ausgesprochen rechtliche Ver¬
bindlichkeit ()oxi kötolöllot) Hinweisen würde", sondern als Ver¬
einbarung (moZäklapockäs) bezeichnet, „welche die politische Natur
des Verhältnisses besser zum Ausdrucke bringt".
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Rechtlich bestehe zweifellos die Möglichkeit, daß Ungarn oder Öster ¬
reich selbständig Gesetze schaffen, welche die gemeinsamen Angelegen¬
heiten oder die Art ihrer Behandlung berühren; die einseitig beschlossene
modifizierende Regelung (niöclositü ronässss) wäre zweifellos rechtsgültig,
aber insolange nicht ein korrespondierendes Gesetz auch in dem anderen Staate
geschaffen wird, wäre „ihr politischer Effekt: das Rütteln an der
Basis, die Erschütterung der Basis, aber nicht eine neue Ordnung,
nicht die Modifizierung der bestehenden Ordnung (politikai
Iiatüsn: ns: ulapnak insArouäitsss, a? alapuak insAin^atäsa volna, nein
polliA uj rsnässäs, nenn a ronclo^osnok lnoäositäsa)" ; insolange das
korrespondierende Gesetz des anderen Staates aussteht, „ist die Basis
nicht abgeändert, nicht modifiziert, nicht ausgew echselt,
aber erschüttert (nein insAvältostatvu, nona inoäosltva, NSW kivssrölvs
van alap, üanoin inox van ing-atva), erschüttert nicht im recht¬
lichen, sondern im politischen Sinne (noingoAilax valo inoKinAatasa,
bank!in politikailuA vaI6 moKÜnAutäsa)".

Nach dieser in der Günser Debatte seitens der Regierung vertretenen
Auffassung besteht also die Natur des Ausgleiches als „zweiseitiger
Vereinbarung" darin, daß die Regelung der gemeinsamen Verhält¬
nisse auf zwei korrespondierenden, formell selbständig zustande-
gekommenen Gesetzen beruht und daß auch die Abänderung rechtswirksam
nicht einseitig, sondern nur durch parallele gesetzgeberische Akte
beider Teile erfolgen kann.

Und da seinerzeit die beiden Gesetze in jedem Staate selbständig zu-
standegekommen seien, so könnte, kraft des souveränen Gesetzgebungsrechtes,
jeder Staat einseitig ein Abänderungsgesetz beschließen. Ein solches Gesetz
wäre, da es ordnungsmäßig zustandegekommen ist, für den inneren staat¬
lichen Bereich zwar rechtsgültig, allein für den Rechts bestand der Basis,
d. h. soweit das Verhältnis zu dem anderen Staate in Betracht kommt,
wäre es rechtlich ohne Wirkung und Hütte nur den politischen Effekt
eines Angriffes auf den Bestand der Basis.

V. In neuerer Zeit bildete die Frage der staatsrechtlichen Natur der
Ausgleichsgesetze und die Möglichkeit ihrer Abänderung anläßlich der Ver¬
handlungen über das sogenannte Neunerprogramm den Gegenstand
von Erörterungen und offiziellen Feststellungen.

Die Erklärungen, welche hiebei in der Konferenz der liberalen Partei
durch den damals mit der Kabinettsbildung betrauten Grafen Stephan
abgegeben worden sind und die der Ministerpräsident später auch im Abge¬
ordnetenhaus wiederholt hat, zeigen einen bemerkenswerten Unterschied
gegenüber dem Standpunkte, welchen die Regierung zehn Jahre vorher in
der Günser Debatte eingenommen hatte (KUoälor, Öunlisinus rnkousko-
uüsr8lr)i 2 roku 1867, S. 255 ff.). Diese Erklärungen sind auch deshalb
von Interesse, weil sie zum Teile durch Erklärungen veranlaßt wurden,
die der damalige Ministerpräsident Dr. v. Ko erb er im Abgeordneten¬
hause des Reichsrates über dieselbe Frage abgegeben hatte.

Anlaß zur Erörterung der Frage gab Punkt 8 des Programmes,
in welchem das Recht des Königs, auf Grund der in § II des Gesetz-
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artikels XII vom Jahre 1867 gewährleisteten Majestätsrechte die Kommando-
und Dienstsprache — unter Aufrechthaltung der politischen Verantwortlich¬
keit des Ministeriums und des gesetzmäßigen Einflusses des Reichstages —
zu bestimmen, anerkannt, zugleich aber ausgesprochen wird, das; „diesen
Zu stand die Gesetzgebung — Krone und Reichstag zusammen —
abändern kann".

Der zum Ministerpräsidenten designierte Graf Stephan Dis«», erklärte
in der Konferenz der liberalen Partei vom 28. Oktober 1903 (vgl. „Luäa-
xssti Hirlap>" vom 29. Oktober 1903), der Punkt 8 des Beschlußantrages
berühre die hochwichtigen Fragen der Ausübung der sich auf die gemein¬
samen Institutionen beziehenden konstitutionellen Herrscherrechte, sowie der
Änderung des im Jahre 1867 geschaffenen Rechtszustandes. Bei
der außerordentlichen Wichtigkeit dieser Fragen sehe sich Nissa „in seiner
Eigenschaft als eine mit der Kabinettsbildung betraute Vertrauens-
Person der Krone" veranlaßt, den Standpunkt klar zu legen, welchen
er in diesen Fragen einnehmc und zu vertreten entschlossen sei.

Dieser Standpunkt könne kein anderer sein als der, den sowohl die
Begründer des Gesetzartikels XII von; Jahre 1867 als auch die auf¬
einanderfolgenden ungarischen Regierungen von jeher eingenommen hätten.

Seiner staatsrechtlichen Natur nach sei auch der Gesetzartikel XII
vom Jahre 1867 ein zwischen der ungarischen Krone und dem Reichstage
festgestelltes ungarisches Gesetz wie jedes andere, welches wie jedes
andere ungarische Gesetz modifiziert und abgeändert werden könne.

Seinem Inhalte nach aber beziehe sich der Gesetzartikel auch auf
Angelegenheiten, die infolge der pragmatischen Sanktion gemeinsam mit
den übrigen Ländern Seiner Majestät zu erledigen seien, und strebe eine
Ordnung dieser gemeinsamen Angelegenheiten an, welche nur in der Weise
tatsächlich zu realisieren war, daß die übrigen Länder Seiner Majestät
durch korrespondierende legislative Maßnahmen die Verwirklichung
dieser Ordnung auch ihrerseits beschlossen haben.

So sei es bei der Schaffung des jetzigen Rechtszustandes geschehen,
und ebenso verhalte es sich bei einer Änderung desselben. „Ein auf
Abänderung des jetzigen Rechtszustandes abzielendes ungarisches Gesetz
würde durch die Tatsache der Sanktion in volle formelle Rechts¬
kraft erwachsen (tsljss tdrrnni.joAsrors sinsllröäuülr); seine auf gemeinsam
Zu erledigende Angelegenheiten bezüglichen Bestimmungen könnten aber
erst dann in Wirksamkeit treten, die bezweckte neue Ordnung
könnte sich erst dann verwirklichen (valosulllntnu ws^), wenn ein
korrespondierendes Gesetz auch in dem anderen Staate zustandekäme.
Andernfalls würde es nicht eine neue Ordnung schaffen, sondern die
Grundlagen der bestehenden Ordnung auflösen (zerlegen, auf-
heben, zerstören, dontanL mox). Ein einseitiges Vorgehen der unga¬
rischen Gesetzgebung wäre also juridisch auch in diesen Angelegenheiten
möglich, vom Standpunkte des Ausgleiches aber ein politisches
Absurdum, welches den Ausgleich in seinen Grundlagen erschüttern
(inAkttuL ms^) und alle einschlägigen Verhältnisse der Nation in chaotische
Verwirrung stürzen würde (bmotibms ^uvurda cköntsnö)."
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In der Konferenz der liberalen Partei vom folgenden Tage erbat
sich TisM das Wort, um „zur Richtigstellung des Sinnes seiner Worte",
sowie zur Erläuterung der Konsequenzen, die sich aus seiner Erklärung
vom vorhergehenden Tage ergeben, noch folgendes auszuführen („Luüa-
pssti Hirlap" vom 30. Oktober): „Das Wesen meiner Erklärung hat
darin bestanden, daß ein einseitiges ungarisches Gesetz, welches den
Artikel XII vom Jahre 1867 modifiziert, rechtsgiltig ist. Ob es
auch eine Wirksamkeit, d. h. ob es auch insoweit Wirksamkeit haben
wird, daß die durch dasselbe kontemplierte Neuordnung hergestellt werden
wird, das hängt von dem Inhalte, das hängt davon ab, ob das Gesetz
solche Verfügungen enthält, zu deren Wirksamkeit, zu deren Verwirklichung
eine analoge gesetzliche Verfügung auch in dem anderen Staate der
Monarchie erforderlich ist. Wollen Sie nun daraus die Konsequenzen
ableiten!

„Selbstverständlich spreche ich hier nur von der juristischen Seite
der Frage und wir können nicht jene politischen Konsiderationen
berühren, welche auf den König von Ungarn, der zugleich das Oberhaupt
des anderen Staates ist, bei der Ausübung des Sanktionierungsrechtes
vom Zweckmüßigkeitsstandpunkte von Einfluß sein können. Ich spreche
hier nur von der Rechtsfrage, was in dem Falle geschehen wird, wenn
ein durch den ungarischen König sanktioniertes ungarisches Gesetz einseitig
zustandekommt. Dieses Gesetz ist — ich wiederhole es — unbedingt
rechtsgiltig und wird daher jenen Rechtszustand, jene Ordnung,
welche heute besteht, unbedingt umstoßen (art a jo^ällapotot, ast
a ronclot tollüt, a insl^ ina tonüll, koltbtlsnül ins°'äönti).

„Ob die neue Ordnung durch die Kraft des ungarischen Gesetzes
allein sich verwirklichen kann, das hängt von dem Inhalte der Verfügung
ab. Wenn also die auf die ungarische Sprache sich beziehende Disposi¬
tion keine solche Ausdehnung besitzt, daß sie die Verhältnisse des Heeres,
sei es in den obersten gemeinsamen Zentren, sei es in dem österreichischen
Teile, zerrütte (insZbontsa), dann kann sich meiner Ansicht nach die Ver¬
fügung lediglich durch die Kraft des ungarischen Gesetzes verwirklichen.

„Ich glaube, daß dies nicht eine Modifikation oder Ergänzung
meiner gestrigen Erklärung, sondern bloß die Anwendung der dort auf¬
gestellten Grundsätze auf den konkreten Fall ist."

Diese Erklärungen des ungarischen Ministerpräsidenten haben ihr
Echo auch im Neichsrate gefunden. Insbesondere hat Minister¬
präsident Or. v. Koerber in den Sitzungen des Abgeordnetenhauses
vom 17. und 20. November 1903 den prinzipiellen Standpunkt der öster¬
reichischen Regierung dahin festgestellt, daß aus den Bestimmungen der
Ausgleichsgesetze „der in Form und Wesen völlig gleichberechtigte
Einfluß Österreichs auf alle gemeinsamen Angelegenheiten, also auch auf
alle eventuellen gesetzlichen Änderungen der Ausgleichsbestim¬
mungen folgt und daß der Inhalt der Ausgleichsgesetze für beide
Teile solange verbindlich bleibt, als er nicht von beiden
Seiten im gesetzlichen Wege geändert wird". (Stenogr. Prot.
S. 22108 und 22 273.)
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Diese Feststellungen des österreichischen Ministerpräsidenten hatten
Repliken des ungarischen Ministerpräsidenten zur Folge,
welcher in den Sitzungen des Abgeordnetenhauses vom 18. und 21. November
(Xuxlö XIX, S. 156 und 234) erklärte: Die Frage, was das ungarische
Staatsrecht über die Sphäre, die Natur und den Gehalt der Hoh eits rechte
des Königs von Ungarn bestimmt, gehe nur Ungarn und sonst niemanden
an. Disi-a wies auf Punkt 8 des Neunerprogramms hin, worin die
liberale Partei ihrer Überzeugung Ausdruck gegeben habe, daß sich die
politische Verantwortlichkeit des ungarischen Ministeriums auf jeden Akt
der Krone erstrecke, daß der gesetzmäßige Einfluß des ungarischen Reichs¬
tages auf jedes konstitutionelle Recht existiere und daß der Kreis der
konstitutionellen landesfürstlichen Rechte des Königs von Ungarn von der
ungarischen Gesetzgebung: dem ungarischen König und dem ungarischen
Reichstage zusammen, wann immer abgeändert werden könne.

„Es ist eine allgemein bekannte Tatsache" — fuhr Dis^n fort — „daß
dieser Programmpunkt mit meiner vollen Zustimmung zustandegekommen
ist, daß ich mit demselben vollständig solidarisch war und bin. Wenn ich
daher nach einem solchen Antezedens von Seiner Majestät
mit der Kabinettsbildung betraut werden konnte, so denke ich, daß dies
ein vollkommen authentischer und unzweifelhafter Beweis dafür ist, was
in dieser Beziehung die Auffassung der kompetenten verfassungs¬
mäßigen ungarischen Faktoren ist."

Gegenüber dem von Or. von Ko erb er angeblich gebrauchten Aus¬
drucke „österreichisch-ungarisches Ausgleichsgesetz" (im Steno¬
graphischen Protokoll kommt der Ausdruck nicht vor) bemerkte
ein österreichisch-ungarisches Ausgleichsgesetz existiere nicht. Es gebe zwei
gänzlich unabhängige Gesetze, das ungarische und das österreichische Gesetz,
welche in verschiedenen Zeitpunkten zustandegekommen seien und auch in bezug
auf ihren Inhalt in mehreren wesentlichen Punkten voneinander abwichen,
welche aber solche Dispositionen enthielten, daß sie die Erledigung der
gemeinsamen Angelegenheiten auf Grundlage der Parität ermöglichten.

Gegenüber der Ansicht des österreichischen Ministerpräsidenten, daß
der Inhalt der Ausgleichsgesetze für beide Teile solange verbindlich bleibe,
als ihn nicht beide Teile auf gesetzlichem Wege abändern, berief sich der
ungarische Ministerpräsident auf seine in der Konferenz der liberalen Partei
vom 28. Oktober abgegebene Erklärung. brachte aus dieser Er¬
klärung die Stelle beginnend mit den Worten: „Ein auf Abänderung . . .
dis . . . die Grundlagen der bestehenden Ordnung auflösen" (oben S. 157),
wörtlich zur Verlesung und fügte erläuternd hinzu: „Ein derartiges ein¬
seitig beschlossenes Gesetz wäre also rechtsgiltig und hätte auch die Wirkung,
daß es die bestehende Ordnung auf lösen (auf heb en) würde
(l>OM insAÜontanL a ins^'Isvo rsnäot). Nur die Wirkung hätte es nicht,
daß es auch die neue Ordnung einführte, die es einführen will, weil sich
diese neue Ordnung naturgemäß nur dann verwirklichen könnte, wenn in
Österreich ein korrespondierendes Gesetz zustande käme."

Zum Schlüsse bemerkte Dis^a, er habe nur konstatieren wollen,
„daß ein solches ungarisches Gesetz die bestehende Ordnung jeden-
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falls auflösen (aufheben) würde (inog-bontanä,); daher würde die
bestehende Ordnung nicht in Geltung bleiben können, wenn wir sie durch
ein solches einseitiges Gesetz abändern würden (tskät a lötoxö rsnä nsm
maraäkatna ürvän^üon, lia il^on s^olclaln törvön^n/ol moAvaltoxtal-
nok). Selbstverständlich konzedieren wir bereitwillig auch der öster¬
reichischen Legislative dasselbe Recht, das wir uns vindizieren." (Vgl.
hiezu Exkurs bei § 69 Anm. 8.)

19.

IÄ6N nlku 8 M6AnllnpikÜ8 oi V
müäon kürtonik, ItOM 6A^rö8xro1
n riing^nr Korona nr8/.ägaioak
nr8xnM^üIö86, mÜ8ro8xroI 0 b'ol-
86A6 küddi orWNA'uirmk or8xÜA-
MÜI686, minckonik n inn^n ro8xü-
röl, VA)' Imsonlü Zz.üimi kiilckott-
8ÜK0k V!tln8zt, bi klik KülcIötk86A,
NX illsko Iol6lö8 miiriZxkorinmok
dkkol^NZNVnI, V88xl6t68 NllnkoKKnI
knMOANtotk fnVN8lnkok knK KÜIol-
goxni NX omlitokk nrnnvrn N6XV6.

8 19.

Dieser Handel *) und diese Fest¬
stellung erfolgt auf die Weise, daß
einerseits der Reichstag der Länder
der ungarischen Krone, anderseits
der Reichstag der übrigen Länder
Seiner Majestät, ein jeder von seiner
Seite, eine Deputation von gleicher
Anzahl wähltest Diese zwei De¬
putationen werden, unter Einfluß¬
nahme der betreffenden verant¬
wortlichen Ministerien, einen mit
detaillierten Daten unterstützten Vor¬
schlag hinsichtlich des erwähnten Ver¬
hältnisses ausarbeiten 4).

1) 0618. und RZMAs: „Dieser Pakt und diese Feststellung"; 8tb.:
„Dieser Vertrag und diese Feststellung"; 8tr.: „Oos nöKooiatiorw st sstto
üxation". Siehe über alku bei 8 15 Anm. 4 (oben S. 132 ff.). Der Aus¬
druck „Feststellung" (ins^LUapitas) entspricht dem gleichen Ausdrucke
in den 88 8, 15 und 16, wo hinsichtlich jeder einzelnen Kategorie der gemein¬
samen Kosten separat gesagt wird, die Quote sei auf die in den 88 18—22
angegebene Art „festzustellen" (msAäUapitani), sowie den Worten „be¬
stimmen" (moAÜatäroxni) in 8 18 und „Bestimmung" (mo^batäroxLs) in
8 67. In dem Ausdrucke: „Dieser Handel und diese Feststellung" er¬
scheint gleichsam Mittel und Zweck des ganzen in den 88 19—21 detailliert
beschriebenen Unterhandlungsverfahrens (ox^sxksüüs) zusammengefaßt

2) li^IU^o und 8tb.: „Einerseits die Vertretung der Länder
der ungarischen Krone, anderseits die Vertretung der übrigen Länder
Seiner Majestät". So stand es in den beiden Kommissionselaboraten im
Regnikolarbeschluß und in der Vorlage des ungarischen Ministeriums (oxx
rösxrol a inaA^ar Korona orsxÜAainak A^ül öss, mäs räsxrol o kolsä^s
köbbi orsxäAainak A^Ulöss. Löpvisolöbäx Iromän^ai II, Nr. 69, 79, 87),
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wurde abertrotz entgegenstehender phonetischer Bedenken (orszä^ainall
o r s L L K-K-)'üIÜ8s) in der Spezialberatung im ungarischen Abgeordneten¬
hause abgeändert (Sitzung vom 27. Mai 1867, I7aplä IV, S. 201).

3) Die Bemerkung Ktr.'s (S. 56), das österreichische Ausgleichsgesetz
kenne das Institut der Quotendeputation nicht und scheine „eine Art ge¬
meinsame Gesetzgebung zu schaffen", ist im Hinblicke auf § 36 des Gesetzes
vom 21. Dezember 1867, Nr. 146 RGBl. unrichtig. Sonderbarerweise
reproduziert (in französischer Übersetzung) 8tr. selbst auf S. 83 den § 36,
wobei er aber freilich die Deputationen von den „Delegationen"
wählen läßt.

4) 8tr.'s Übersetzung: „Oes äoux eoiumissions röcki^srout rslativs-
want ä la guoto-part uno proposition basäs sur «los ckonnbos ckötailloss
8<rlnn los rapp orts clos ministäros rssponsablss rospoetlks" ist un¬
zutreffend.

20. 8- 8 20.
bl.jnvaslntot nriinlvllilr minisz-

berium illsto nr.M>MVüIö8
bis terzks^boncli, Iiol uz r6nÜ686ir
bürMalanllo. Ninäonib or8zÜK-
8XÜ168 nx illotü vuni^ztoriumolr
ulpin bözlancki lmtnrozutn.it n
MÜ8ilr nr8znM.V"1«:88<!l, 8 n bot
kälnob ilv müäon 68zllözl6uäö
u>6Fnllnpoeln8ni 8Z6nt68ib68 vä-
80tt ö k?6l86§6 olü kopnilb tor-
.Wsztotni.

') 8tr.: „ü la 6 Ii am I> r o eompätvnto" ; orszL^Ulbs ist mehr, nüm-
"ch: lo I'arlomont.

') Ü68.: „verhandelt wird"; li^UI^und 8td.: „behandelt wird";
M tur^valaiKlo ist wie im lateinischen Oorunäium das „Sollen" ent¬
halten ; "vgl. bei 8 2 Anm. 6 lit. a. Die Bestimmung, daß der Vorschlag
'-Zu verhandeln ist", ist staatsrechtlich nicht ohne Belang. Där^alni
hbißt: verhandeln und nicht behandeln; vgl. bei 8 68 Anm. 2.

b) 1^08.: „Vereinbarungen"; 11x111x6 und 8tb.: „Feststellungen";
: „I^gz oompromis ontro los äsux partios arrbtäs äs la tayon

Siehe über die Bedeutung von möxäüapoääs die Aus¬
führungen bei 8 15, Anm. 4 (S. 127 ff.). „Feststellung" sagt zu wenig,

Bolger, Ausgleich. II

Diesen Vorschlag wird ein jedes
Ministerium dem betreffendenReichs-
tage i) vorlegen, wo derselbe ord¬
nungsmäßig zu verhandeln ist?).
Ein jeder Reichstag wird im Wege
der betreffenden Ministerien seine
Beschlüsse dem anderen Reichstage
mitteilen, und die auf solche
Weise zu bewerkstelligenden Einig-
werdungen der zwei Teile werden
behufs Sanktionierung SeinerMaje¬
stät unterbreitet werden.
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„eoinpromis" geht aber über den Begriff moALUapockäs hinaus. Obwohl
es kaum zweifelhaft sein kann, daß megällapoääs hier im Sinne einer
zweiseitigen Einigung (Vereinbarung) aufzufassen ist, hielt sich der
Verfasser mit Rücksicht auf das Erfordernis unbedingter Übersetzungstreue
doch für verpflichtet, in dem Texte der Übersetzung die Frage offen zu lassen,
weshalb er sich im Sinne der Ausführungen auf S. 128 für die Bei¬
behaltung des neutralen Ausdruckes „Einigwerdung" entschloß. Vgl. auch
den Text des ersten Quotenabkommens (Gesetzartikel XIV vom Jahre
1867) zitiert bei § 15 Anm. 4 (oben S. 135).

21. Z. 8 21.
Hu u letzt leüblüttstzg n sn-

vuÄntrn, ntzxvtz N6m trnlirn 60)'-
inüssnl intzgotz^'tz/.nl: inimltznik
kslirslr vtzlcnntznvtz nunck u letzt
or82ÜW^üI«8N6le tzltzbtz ttzrjtzs/.ttz-
tik. IIn ptzäiA u lest orSLÜZ-
8XüI«8 Ntzui tuclnu «K^müssul
leitzAVtz/nri: ulrlror n Ie(:r<1tzSt, nx
tzlottzrjtzL^ttztt uciutole nlnpsvn, O
b'slstzAö kngsn slclüirksvi.

Sollten die zwei Deputationen
hinsichtlich des Vorschlages sich mit¬
einander nicht einigen können: wird
das Gutachten H eines jeden Teiles
den beiden Reichstagen vorgelegt.
Sollten aber die zwei Reichstage
miteinander nicht aushandeln -)
können: dann wird die Frage, auf
Grunds der unterbreiteten Daten,
Seine Majestät entscheiden.

1) 8tr.: „rapport"; Vtzlvmön)- ist nicht ein bloßer Bericht, was
im Ungarischen jslsntös wäre. Siehe hierüber und über den Gegensatz
von „Vorschlag" und „Gutachten" bei § 55 Anm. 4 (S. 222 f.).

2) 4-68., liAUltztz und 8tb.: „sich nicht einigen können"; doch steht
hier I-UsMWnl und nicht wie im Eingang des Paragraphen msAsg^Wui.
ILäss')-s2ni, eigentlich bäsMSLbsckui (von bä — aus und dem bei 8 15
Anm. 4 besprochenen s^srckrsäni), also zunächst überhaupt „aus-, zu Ende,
fertig unterhandeln", dann aber (mit Erfolg) „aushandeln", „sich aus¬
gleichen" (z. B. sich mit den Gläubigern ausgleichen). vsLst spricht in
der 67 er Kommission (Lösös visiron^ob, S. 140) die feste Überzeugung
aus, daß in der Staatsschuldenfrage die Unterhandlungen gewiß zu einem
Abkommen führen werden. Denn die „Aus Handlung (a
bockös)" werde durch Hebung des Kredites die Lage beider Teile verbessern,
die „Nichtaushandlung (a Irä nein SM-Wb^ckös)" würde sie aber
noch verschlimmern. Lio^srwi bedeutet die durch die Deputationen ge¬
führte Unterhandlung, mag diese mit einem „Vorschläge" oder mit einem
„Gutachten" abgeschlossen haben, erfolgreich zu Ende bringen, aus¬
handeln. Ob die Deputationen eine Vereinbarung erzielt haben oder nicht,
an den beiden Parlamenten ist es, „aus zu handeln". Vermögen sie
dies nicht, dann entscheidet Seine Majestät. (Vgl. auch bei 8 18 Anm. 1.)
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8) 8tr.: „sel on lss äonnäss". Das Gesetz sagt mit Recht nicht „in
Gemäßheit", sseunäum (weil ja dies nicht durchführbar wäre), sondern
„auf Grund" (alapjLn) der unterbreiteten Daten.

22. tz.
ÜL urün^rn QS2V6 lrötsncko

SA^erlreäes osule liuturoxott iäärs
ierjeädet; unnule eltvltevsl i.8-
met uKvunuxon mockon ns nZvsx-
lreckssnolr leenä freies.

8 22.
Das hinsichtlich der Proportion

abzuschließende Abkommens kann
sich nur auf eine bestimmte Zeit
erstrecken; mit?) Ablauf derselben
wird wiederum auf eben dieselbe
Weise ein neues Unterhandeln statt¬
haben b).

i) U68: „Übereinkommen"; RZLlKS und 8tb.: „Verein¬
barung"; 8tr.: „ls eomproinis". Übereinkommen und Vereinbarung
bringen nicht die in o^Wlrsckös liegende innere materielle und genetische
Natur der Vereinbarung (vgl. hierüber bei 8 15 Anm. 4) zur Geltung.

?) U6l8., RZLlAS und8tb.: „nach Ablauf derselben", 8tr.: „^.xrss
l'sxpirLtlon äs es äölaü, was weder mit dem Original übereinstimmt,
"och auch sachlich zutreffend ist, da das neue Unterhandeln naturgemäß
nicht erst nach, sondern mit, d. h. also schon vor Ablauf des geltenden
Abkommens einzutreten hat.

?) 1,08., LAUlKs und 8tb.: „findet . . . eine neue Vereinbarung
statt". 8tr.: „uns nouvslls tran s avti o n aura llsu". LK^SLlrsääs
(siehe bei ß 15 Anm. 4) ist hier das Unterhandeln, im Gegensätze
8" SMs^irsüas, welches am Beginne des Paragraphen steht. Es ist hier
l" derselben Weise gebraucht wie in Artikel 22 des ersten Zoll- und
Handelsbündnisses (Gesetzartikel XVI vom Jahre 1867), wo es heißt:
N^ird das Zoll- und Handelsbündnis gekündigt, „so hat das Unter¬
handeln (s^Mlrsäöss über die Vertragserneuerung ohne Verzug zu
beginnen (insAlesnäsnää)".

23. 8.
oui u. kentski) küriüirt
Ico26l68nb iüsti: ux 6

"ösrben sxslött türvsn^sssn kon-
nllobt niöcknulr msAVultoxtutusu
82c>v08g.n V6V6 N6NI u pruAllintioa
^anctiökun ms^katäroxott lrö-

8 23.
Was die Behandlung der weiter

oben umschriebenen') Gegenstände
betrifft: so fließt?) die Abänderung
des in diesem Belange vordem?)
gesetzlich bestandenen Modus strenge
genommen nicht aus der in der

ii»
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t6l626tl86ZKoI kolv, ImNLIN 8
llslv^tztnok 820N v:iltn2888, molv
8. kontoddi 5. Pont nlntt slinon-
äatott, 16821 62sl826rÜV6. xi-
vaoilck.jn 82 0I'828M^iil68, IlOA/ o
I?6l86K6 tökki or828K8iva1 orint-
korrii nlrnr, mini nlkotmünvo8
uspslllrsl, mimlkot kol küWot-
I6N86K6I16K IN6AÖV888 Mollott.

pragmatisch»« Sanktion bestimmten
Verpflichtung^), sondern jene Wand¬
lung der Lage, die oben unter
Punkt 5 dargelegt 5) ist, macht sie
zweckmäßig"). Der Reichstag er¬
klärt, daß er mit den übrigen
Ländern Seiner Majestät verkehren
will, als konstitutionellen Völkern,
bei Wahrung der Unabhängigkeit
beider Teile').

') O68., RKUtAs: „der obbezeichneten", 8tr.: „susinsii-
tionnö"; beides ist ungenau. Das Gesetz gebraucht mit Absicht aus den
bei 18 Anm. 2 hervorgehobenen Gründenden Ausdruck „umschrieben"
(llöriilirt), weil es betonen will, daß die in den früheren Paragraphen
„bezeichneten" Gegenstände nur in dem genau umschriebenen, umgrenzten
Umfange gemeinsam sind und nur in diesem Umfange der gemeinschaft¬
lichen Behandlung unterliegen.

2) 1,08., und 8tb.: „ist die Abänderung des Modus nicht
in den Verpflichtungen begründet". Gleichwie an anderen Stellen
(siehe bei ß 18 Anm. 7) gebraucht das Gesetz auch hier mit Absicht den
Ausdruck kolcni — fließen, folgen. Es will sagen: Aus der in der
pragmatischen Sanktion bestimmten Verteidigungspflicht fließt zwar die
Gemeinsamkeit gewisser Angelegenheiten, aber eine Rechts pflicht, die
bisherige Art der Behandlung dieser Angelegenheiten abzuändern,
fließt daraus nicht; eine derartige Abänderung erscheine vielmehr nur
deshalb „zweckmäßig", weil-auch in den übrigen Ländern der Kon-
stitutionalismus eingeführt wird, ein Umstand, von welchem das Ab¬
geordnetenhaus in der Adresse vom Februar 1866 erklärt hat, daß es ihn
bei Ausarbeitung seines Vorschlages berücksichtigen werde (vgl. Ur.
Abs. 2, 3 U. 5, HH 5, 6, 25). OoLll. weist wiederholt (Liosös visnon^olr,
S. 58ff., 93 f.) auch auf die veränderte Kriegführung als ein weiteres
derartiges Z weckmäßigkeitsmoment hin. Es ist von Wichtigkeit, an
dem Begriffe „fließen" festzuhalten, weil sonst der Gedankengang des
Originals nicht scharf genug zum Ausdrucke gelangt.

n) 008., UAL1K6 und 8td.: „des diesbezüglich bisher gesetzlich be¬
standenen Modus". Bisher bedeutet einen Zeitraum, der bis in die
Gegenwart des Redenden hereinreicht. Das Gesetz vermeidet aber ab¬
sichtlich den Ausdruck „bisher" (säcki^), weil es den seit 1848 bis 1867
bestehenden Modus als „gesetzlichen" nicht in Anschlag nehmen will,
sondern gebraucht ebenso wie in H 5 (vgl. Anm. 1) das Wort snolött
— vordem, ehedem, vor diesem, d. h. einen Ausdruck, der eine
weiter, nämlich hinter dem Jahre 1848 liegende Vergangenheit bezeichnet.
Aus diesem Grunde spricht das Original auch nicht von dem „bestehenden",
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sondern von dem früher (nämlich bis 1848) „bestandenen" (IsuLUott)
Modus.

4) U68., LALIxs und8tb.: „Verpflichtungen". LötslsrsttseK
ist Singular; wie in den 2 und 3 spricht das Gesetz nur von einer
Verpflichtung, nämlich der Pflicht zur gegenseitigen und gemeinsamen Ver¬
teidigung.

5) 6(48., kxLlKs und 8tb.: „angeführt" ist. Ulinonäani sagt
mehr, nämlich: hererzählen, darlegen, auseinandersetzen. 8tr.: oxpliciuö.

") 1.68., und 8tb. übersetzen frei: „allein es erscheint
dieselbe infolge jener Veränderung der Lage zweckmäßig, die in dem
Punkte 5 angeführt ist". Hiebei geht durch die vom Original abweichende
Wortstellung der Ton, der auf dem Worte zweckmäßig (erslsrsrüvs)
liegt, verloren. Ferner ist das aus dem intransitiven vältorni (sich ändern)
abgeleitete vältorä.8 besser durch Wandlung wiederzugeben. Das Gesetz
sagt ganz richtig: Die (bereits eingetretene) Wandlung macht die (erst
vorzunehmende) Abänderung zweckmäßig.

?) D68., liAlöl^o und 8tb.: „der Reichstag erklärt, unter Wahrung
der Unabhängigkeit beider Teile, mit den übrigen Ländern Seiner Majestät
als konstitutionellen Völkern in Berührung treten zu wollen". Über
örivLsrni — verkehren vgl. bei ß 11— 14 Anm. 28. Das Gesetz hat
den Verkehr als dauernden Zustand im Auge. Die Übersetzung im Texte
schließt sich an die Wortstellung des Originals an.

8 24-).

Da dies das Motiv und der
Zweck des auf die gemeinsamen An¬
gelegenheiten und den Modus ihrer
Behandlung sich beziehenden gegen¬
wärtigen Beschlusses ist, folgt von

selbst, daß die Eine Grundvoraus¬
setzung desselben die Aufrecht¬
erhaltung der Verfassung Ungarns

bildet 2).

15er und der 67er Kommissioni) In den Gutachten der u-.v
sowie im Regnikolarbeschlusse hatte dieser Paragraph folgenden Wortlaut:

„Wir schicken voraus, daß welches immer hinsichtlich der gemein¬
samen Angelegenheiten und der Art und Weise ihrer Behandlung die
Schlußfassung (inoALUaxollLs) des Reichstages sein möge: nach unserer
Meinung kann dieselbe tatsächlich insolange nicht ins Leben treten, als
nicht die Verfassung des Landes in ihrer ganzen Ausdehnung tat-

24. tz.

Ur levöir a Uörüs üMsUro
ös nrolr Usrslösi inücksüra, vonub-
Uoro sölen lrubürorub inänUu 68
nEso, onllont llövetlloriü, lwM
annulr Egvile ulupköltotölst Nu-
MurorWÜA nlllotmnnvnnnk ksn-
s"Urtü8u irdpori.
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sächlich wieder hergestellt wird. Und dieses ist die Eine
Grundvoraussetzung unseres Vorschlages."
Mit Rücksicht auf die inzwischen erfolgte Wiederherstellung der Ver¬

fassung textierte der Gesetzentwurf des ungarischen Ministe¬
riums den Paragraph folgendermaßen:

„Da dies das Motiv und der Zweck des gegenwärtigen
Beschlusses (llatäronat) ist, folgt von selbst, daß die Eine Grund¬
voraussetzung desselben die Aufrechterhaltung der Verfassung
Ungarns ist."
In der Spezialdebatte erklärte Abgeordneter üoinsoioll den Aus¬

druck „gegenwärtiger Beschluß" für zu allgemein und zu wenig präzis.
In § 23 sei Motiv und Zweck des „gegenwärtigen Beschlusses" nur, in¬
soweit sich dieser auf die gemeinsamen Angelegenheiten und den Modus
ihrer Behandlung bezieht, angegeben, während „der gegenwärtige Beschluß"
„auch anderes" enthalte. Dem Bedenken wurde mit Zustimmung der Re¬
gierung durch die Formulierung: „des auf die gemeinsamen An¬
gelegenheiten und den Modus ihrer Behandlung sich be¬
ziehenden gegenwärtigen Beschlusses", Rechnung getragen (Sitzung vom
27. Mai 1867; lVaxlö IV, S. 201).

?) Die Übersetzungen in 1.68., lig-Bl^v und 8tb.: „so folgt selbst¬
verständlich, daß die Aufrechterhaltung der Verfassung Ungarns eine
Grundbedingung desselben bildet (8tb.: bilde)", bringen den Nachdruck, der
auf den Worten: „die Eine Grundbedingung" (in 8 25 folgt die andere)
liegt, nicht zur Geltung. Dasselbe ist der Fall bei der Übersetzung 8tr.:
„il va äs soi «zu'uns äas eonäitions tdnäainsntales en sst le inaintisn
än la Konstitution llonAroiss". D^ill . . . inäsill ist, wie bei H 8
Anm. 1 hervorgehoben ist: der Eine ... der Andere (von Zweien).
In der Spezialdebatte beantragte der Abgeordnete Lssrs die Streichung
des Wortes sZzüll (die Eine) als überflüssig und Ungarns Verfassung
„schwächens", so daß der Text so gelautet hätte, wie ihn 668., RpMK-o,
8tb. und 8tr. wiedergeben. Der Antrag wurde abgelehnt, nachdem Minister¬
präsident L-närLss)- erklärt hatte, daß das Wort in der Formulierung
bleiben müsse, weil für die vorgeschlagene Art der Behandlung der gemein¬
samen Angelegenheiten die Aufrechterhaltung der Verfassung Ungarns die
Eine, das Jnslcbentreten der konstitutionellen Form in den übrigen
Ländern und Provinzen des Reiches aber die Andere Grundvoraussetzung
bilde (Sitzung vom 27. Mai 1867; Xaxlö IV, S. 201).

25. ß.

V muÄll ulupkültstsl IroAV
u telsss ulleotirmn)-o88ä§ 0 6c-I-
86AS töbüi orWÜAuiknn 68 turto-
münvaibnn «letko lexssn: msrt

8 25.

Die Anderes Grundvoraus¬
setzung ist die, daß der volle Kon-
stitutionalismus 2) in den übrigen
Ländern und Provinzen ^) Seiner
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N/.OI1 or82ÜKokriiuk
Mull ulllotiuüuyo8 ll6pvi8ol6b6V6t
löpkivt briinni Irö2ö8 vi82on^ollru
N6/.v6 vi'intlrervsde. 8 0 ll'6l86A6
UlgAL 18 uxort kivüritu 62 üAZ-ell
tnrF)mku8äuull 6(täiui möclsüb
iN6Avükto2tubiii, mort nikotmü-
U^O8 soZollllut rntni/tu töl töbdi
Or82äKLit 18, 8 u llÖ2Ö8 ÜAV6Ü
ll626l686I16l 626k nIKotmällV8261'ii
bvknI^Ü8Üb H6I11 tui'tju I716ÜO2-
llotönkkr.

Majestät ins Leben trete: weil
Ungarn nur mit der konstitutionellen
Vertretung ^) jener Länder hinsicht¬
lich welch immer gemeinsamer Ver¬
hältnisse in Verkehr treten kann.
Und auch Seine Majestät selbst ^)
haben deswegen den bisherigen
Modus der Verhaudluug °) dieser
Angelegenheiten abzuändern ge¬
wünscht, weil Sie auch?) Ihre
übrigen Länder mit konstitutionellen
Rechten bekleidet habens, und")
bei Behandlung der gemeinsamen
Angelegenheiten die verfassungs¬
mäßige^) Einflußnahme derselben
nicht für vermeidbar halten").

1) U68., UMxv und 8tl).: „Die zweite"; 8tr.: „Uns autrs".
Vgl. bei H 24 Anm. 2.

") U(48., UuMo'L und 8tb.: „V e rf a s s u n g s mäßi g k ei t". Vgl. bei
i'r. Anm. 11. 1.68., UxLltze und 8tb. schalten nach dem Worte „Ver¬
fassungsmäßigkeit" ein „auch" und KALI^o und 8tb. überdies nach dem
Worte Majestät ein „tatsächlich" ein. Die beiden Worte standen zwar
in den Elaboraten der 15 er und der 67 er Kommission und im Regnikolar-
beschlusse, weil § 24 in der Fassung der beiden Elaborate und des Beschlusses
(siehe bei § 24 Anm. 1) als die eine Voraussetzung die „tatsächliche"
Wiederherstellung der ungarischen Verfassung bezeichnete und es sich daher
von selbst ergabt daß § 25 fortfuhr: Die andere Grundvoraussetzung ist
die, daß der volle Konstitutionalismus „auch" in den übrigen Ländern und
Provinzen Seiner Majestät „tatsächlich" ins Leben trete. Da jedoch die
Regierungsvorlage den H 24 abänderte, hat sie auch in 8 25 das Wort
-tatsächlich" gestrichen. Bezüglich des Wortes „auch" vgl. unten Anm. 7.

") 668.-. „Königreichen und Ländern". Vgl. oben bei 1'r. Anm. 14.
4) 1.68.: „mit den konstitutionellen Vertretungen jener Länder".

Im Originale heißt es: „mit der konstitutionellen Vertretung jener
Minder". Der gleiche Übersetzungsfehler befand sich auch in der Ii--M^-, und
bildete einen Gegenstand der Erörterung im Abgeordnetenhause des Reichs¬
tes anläßlich der Beratung des österreichischen Ausgleichsgesetzes (Sitzung
vom 12. November 1867; Stenogr. Prot., S. 1325 f. und 1333). In
den beiden Kommissionselaboraten sowie im Regnikolarbeschlusse stand: „weil
wir mit jenen Ländern nur als konstitutionellen Ländern hinsichtlich ... in
Verkehr treten können", was jedoch die Regierungsvorlage abgeändert hat.
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^) Iv(48.: „Und auch Seine Majestät haben selbst aus dem Grunde
den bisherigen . . ." Das Wort „selbst" (muxa) gehört zu „Seine
Majestät" (0 UÄsoAv).

6) 188. undUKUltzv: „der Behandlung". Im Original steht nicht
(wie in H 23) der weitere Begriff Behandlung (UsMlvs), sondern Ver¬
handlung (türA^aläs), weil das Gesetz hier speziell die Verhandlung der
beiden „konstitutionellen Vertretungen" im Auge hat. (H 38 Anm. 2.)
8tb. läßt die Worte 02 ügvoll tLr^/aliwännll (der Verhandlung dieser An¬
gelegenheiten) unübersetzt.

?) Das Wort „auch" (w) steht hier in der gleichen Redewendung,
die in H 5, letzter Satz, vorkommt und in welcher es bei der Spezial¬
beratung aus dem in Anm. 9 angeführten Grunde gestrichen wurde. Auch
bei § 25 wurde der Antrag des Berichterstatters OsonAsr/, wonach
„das in dem letzten (zweiten) Satze nach den Worten ,töddi orsLÜg-rril
stehende ,i^ aus demselben Grunde wegzubleiben hat, aus welchem es oben
eliminiert wurde", angenommen (Sitzung vom 27. Mai 1867; Haplö IV,
S. 201; II, P. 946, S. 130). Nichtsdestoweniger ist so¬
wohl in der Ausfertigung des Beschlusses als auch in dem Abdrucke des
im Abgeordnetenhause verlesenen Sanktionseremplares (Irnmän^oü II,
Nr. 93, S. 173 und Nr. 108, S. 212) nicht dieses, sondern das oben
in Anm. 2 erwähnte „auch" unterdrückt. Daher kommt es, daß trotz des
Eliminierungsbeschlusses doch sämtliche Ausgaben nach den Worten töddi
01-82 üguit das Wort „is" (auch) aufweisen.

8) 1,88., lixUI^o und 8tb.: „konstitutionelle Rechte verliehen";
8t,r.: „on ootro^unt In Ooiwtitution". Vgl. hiezu bei IN-. Anm. 3.

'->) ÜA-LIxo und 8tl>. schalten nach „und" ein „auch" ein, das im
Originale fehlt.

i") 188., Ug-UIZo und 8tl>.: „konstitutionellen Einfluß". Hier
gebraucht aber das Gesetz wirklich uUeotwün)- 8 2 v 1- ü ----- verfassungs mäßig,
was an dieser Stelle auch vollkommen zutreffend ist; vgl. bei I?r. Anin. 11.

") 188.: „und bei Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten
den konstitutionellen Einfluß derselben für nötig erachten"; kgMKo:
„und auch bei Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten den kon
stitutionellen Einfluß derselben nicht umgehen kann"; 8tl>.: „und auch
bei Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten den konstitutionellen
Einfluß derselben nicht für entbehrlich erachtet". Nollö/bot",: was
nicht beiseite gelassen werden kann, was nicht vermeidbar ist.

26. H. f; 26 i).

Iren lob nlaplolbobsl insllett Unter diesen zwei") Grund-

n I02Ö8 üMsIc Ü62sl68i inöchn Voraussetzungen wäre der Behänd-

n lrövsbksM lonno. lungsmodus der gemeinsamen An¬

gelegenheiten der folgende.
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^) In den Elaboraten der 15 er und der 67 er Kommission sowie
im R e g n i k o l a rb e s chI u s s e hatte dieser Paragraph folgenden Wortlaut:

„Wenn daher die Verfassung Ungarns vollständig und tatsächlich
ivieder hergestellt sein wird und auch die übrigen Länder Seiner
Majestät tatsächlich eine wirkliche Verfassung besitzen; und die gesetz¬
mäßig verantwortliche Negierung (KovwLu/) sowohl hier als auch dort
die Regierung (Kovmän^rmtot) übernommen hat: dann, aber auch nur
dann, könnte man jene Angelegenheiten, welche der Vereinbarung
gemäß als gemeinsame anzusehen sein werden (msl/sk a ma^Ll-
lapoä-ls 828rint köriösnsk Isoxusk tökiutenäök; vgl. H 18), auf
folgende Weise gemeinsam behandeln."
Die Vorlage des ungarischen Ministeriums hat jedoch den Paragraph

so gefaßt, wie er Gesetz geworden ist.

2) 8U>. läßt KSt (zwei) unübersetzt und sagt: „Unter diesen Grund¬
bedingungen . . .".

27.
I'ip-v K0208 inimWtorinmot Kell

kelüUituni u/.on tnr^vuürn U62vo,
uuüvok, ininb vu1ö8ÜMu1 K02Ö80K,
86 n Nln^vur Korona orWÜMiuuk,
86 o k<-l86go böUUi orWÜAuinnk
üülöu korrnnn)'2ntu nlü noui tur-
to/.nnk. k inini82l6riuin :r Köz.ö8
Ü8^6k inellott 86 6Mik, 86 uui-
8ik V68/N6K külön korinün^Lntn
ÜM6ib nein vilioti, anokra l>6-
1oIvÜ8t N6N1 A^nkoroUink k6-
l6lo8 1682 6 inini82t6riuni inindon
iuKsn. Inin6u2okrn N62V6, a uük
lrör6lio2 burto2nak, kololo.8 los/.
U2 6AV82 nrini82b6riuin 18 eAVÜtt,
olx Uivutulo8 iutürkeäesoiro U62-
^6, inolvokot o^vütt üUapitobb

8 27 -).
Ein -) gemeinsames Ministerium

muß errichtet 3) werden hinsichtlich
jener Gegenstände, welche, als in
Wirklichkeit 4) gemeinsame, unter
die besondere 5) Regierung weder
der Länder der ungarischen Krone,
noch der übrigen Länder Seiner
Majestät gehören"). Dieses Ministe¬
rium kann neben den gemeinsamen
Angelegenheiten die Geschäfte der
besonderen Regierung?) weder des
einen, noch des anderen Teiles
führen, auf dieselben einen Einfluß
nicht üben. Verantwortlich wird
jedes Mitglied dieses Ministeriums
hinsichtlich alles dessen sein, was
in seinen Kreis gehört, auch das
ganze Ministerium wird zusammen ^)
verantwortlich sein hinsichtlich solcher
seiner amtlicher Verfügungen, die
es zusammen") getroffen hat.
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Bestimmungen des Wiener Regierungsentwurfes über
das gemeinsame Ministerium.

Im Wiener Regierungsentwurf war zunächst in dem Abschnitte
„II. Über die verfassungsmäßige Behandlung der gemeinsamen An¬
gelegenheiten" als erster Paragraph folgende Anordnung enthalten:

17. In betreff der als gemeinsam anerkannten Angelegen¬
heiten wird ein gemeinsames Reichsministerium (ßAnöo lüroäalmi
luillis^torinin) errichtet werden (8 43)."
Hierauf folgten in den 18—42 die den M 28—51 des Gesetz¬

artikels XII korrespondierenden Bestimmungen über die Delegationen.
Daran schloß sich der Abschnitt: „III. Über die vollziehende Gewalt
in Sachen der gemeinsamen Angelegenheiten" mit folgenden Paragraphen:

43. Das in ß 17 erwähnte gemeinsame Ministerium wird
folgende Abteilungen (osuM^ui) haben: a) Auswärtiges, b) Kriegs¬
wesen und Marine (llaclüx^ «8 tenKeresxst), o) Reichsfinanzen
(diroäulini pvnnüA)-).

44. Dieses Ministerium übt in Ansehung der als gemeinsam
erklärten Angelegenheiten unter Verantwortlichkeit die vollziehende
Gewalt (a vÜArslmstö liatalmut) teils unmittelbar, teils mittelbar
und aufsichtsweise aus.

45. Jene Beschlüsse in gemeinsamen Angelegenheiten, welche
in den Ländern der ungarischen Krone und im Bereiche der
zivilen Regierung (poI^Lri IrormLn/rmt) durchzuführen sind, werden
durch das ungarische Ministerium und unter dessen Verantwortlichkeit
vollzogen.

46. Das gemeinsame Ministerium richtet in dieser Beziehung
seine Ersuchen an das ungarische Ministerium und erstattet im Falle
der Weigerung oder Verzögerung (vonuKoclL« vag)'
clolinWvs) Bericht an Seine Majestät, welche kraft Ihres obersten
landesfürstlichen Rechtes die Anordnung wegen unverzüglicher Be¬
wirkung des Vollzuges trifft.

„Z 47. Insbesondere wird hinsichtlich der festzustellenden gemein¬
samen Kosten, nachdem diesbezüglich die Auswerfung und Eintreibung,
ebenso wie die Entscheidung über das direkte Steuersystem in betreff
der Länder der ungarischen Krone in den Kreis des ungarischen Reichs¬
tages und des ungarischen verantwortlichen Ministeriums gehört, dieses
letztere in den dem Reichstage vorzulegenden Landeskostenvoranschlag
stets auch jene Summen, welche aus dem bereits festgestellten gemein¬
samen Kostenvoranschlage nach der Proportion auf die Länder der
ungarischen Krone fallen, aufnehmen, nur daß diese Rubriken in
keiner Beziehung mehr einer Diskussion unterzogen werden tonnen.

48. Den von den gemeinsamen Kosten auf die Länder der
ungarischen Krone entfallenden Anteil wird das ungarische verantwort¬
liche Ministerium zusammen mit der Summe des reichstägig fest¬
gestellten ungarländischen Budgets auswerfen und eintreiben.

„ß 49. Diese Summe führt das ungarische Ministerium unter
der Last strenger Verantwortlichkeit in monatlichen



Kescchartitcl XII. H 27, Anm. 2- 7. NI

Raten ordnungsmäßig und ohne Säumnis zuhanden des Finanz¬
ministers ab.

„Z 50. Das gemeinsame Reichs Ministerium (» Kv-ws
biroäalmi ininis/.tsrium) ist für die zu den fixierten Zwecken zu ge¬
schehende Verwendung der übernommenen Summen verantwortlich und
der Verwalter dieser Summen wird zu strenger Rechnungslegung ge¬
halten sein. Rücksichtlich der pünktlichen Eintreibung der zur
Bedeckung der gemeinsamen Kosten bestimmten Summen wird jedoch
das gemeinsame Ministerium die Verantwortlichkeit nur insofern be¬
lasten, daß es im Falle der Weigerung oder Verzögerung im
Sinne des ß 46 verpflichtet ist, rechtzeitig die Allerhöchste An¬
ordnung Seiner Majestät zu erbitten."
Wie aus diesen Bestimmungen hervorgeht, wich der Standpunkt der

damaligen Wiener Regierung in der Frage der Vollzugsgewalt des ge¬
meinsamen Ministeriums in wesentlichen Punkten von dem Elaborate des
15 er Komitees ab. Trotzdem wurde, abgesehen von der in H 49 des
Entwurfes vorgesehenen Abfuhr monatlicher Raten (vgl. oben bei H 16
Anm. 1), in den Wiener Konferenzen eine Abänderung des Elabo¬
rates nicht vereinbart, so daß H 27 mit einer kleinen Änderung (siehe
folgende Anm. 7) so Gesetz geworden ist, wie ihn das 15 er Komitee vor¬
geschlagen hatte.

2) „Ein" ist hier Zahlwort (L^/ KöM« nnnwutoriuiv). Die Be¬
hauptung also, daß der Gesetzartikel nur gemeinsame Minister, aber
kein gemeinsames Ministerium kenne, ist im Hinblicke auf die Diktion
des § 27 (siehe auch §8 39, 50) unzutreffend.

3) „ist zu errichten". Im Original steht: „muß (Koll) er¬
richtet werden". Idolällitanl — ori^sra, errichten (Lsarvas-Limon^i).

4) 1-68., und 8tl>.: „als in der Tat"; valösäA ist genau
Wirklichkeit.

5) 1-68. und LgBiAv: „gesonderte". Siehe gegen die Übersetzung
des Wortes üiüön durch „gesondert" bei § 28 Anm. 5.

°) 1-68., L^LI^o und 8td.: „welche, als in der Tat gemeinsam,
weder unter die gesonderte (8tb.: besondere) Regierung der Länder der
ungarischen Krone, noch der übrigen Länder Seiner Majestät gehören".
Dem Original entspricht: welche . . . unter die besondere Regierung
weder der Länder der ungarischen Krone, noch der übrigen Länder
Seiner Majestät gehören".

?) 1-68., II^LlAv und 8tb.: „die besonderen Regier» ngs-
8 e schäfte". Die dieser Übersetzung entsprechende Diktion war zwar in den
Kommissionselaboraten und im Regnikolarbeschlusse enthalten, wurde aber
ur der Regierungsvorlage abgeändert. Die Wendung: „die besonderen
R e g i e ru n g s g e schäfte" hat nicht die Prägnanz und Schärfe, die in dem
vom Gesetze gebrauchten Ausdrucke „Geschäfte der besonderen Re¬
bi er ung (lurlön üorinän^atÄ Ux^oi)" liegt. Das Gesetz kann sich
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förmlich nicht genug tun in der Betonung des schon im vorhergehenden
Satze enthaltenen Begriffes „besondere Regierung" (Külön KormäMrmt).
Es spricht nicht von den besonderen Geschäften der Regierung, sondern
von den „Geschäften der besonderen Regierung des einen und des
anderen Teiles".

b) U68., und 8tb.-. „verantwortlich wird aber auch das
ganze Ministerium z u s a m m e n g e n o m m e n (kAlU^s: gemeinschaft¬
lich, 8tl>.: insgesamt) bezüglich jener Verfügungen sein". LMütt
heißt, wie bei ß 2 Anm. 5 ausgeführt ist, zusammen. Siehe auch bei ß 8
Anm. 3. LMütt ist ferner als Adverb zum Prädikat und nicht zum
Subjekt zu beziehen.

s) 868., RZUI^s und 8U>.: „gemeinschaftlich". Vgl. hiezu
vorhergehende Anmerkung. 8tr. sagt: eolleotivsmsnt.

28. Z.
KÖ2Ü8 ÜA^oK U20U 1'68261'6

U62V6, Mol)' 116III tl82tÜII g, Kov-

IUÜU/28.t Köl'6ll62 tklI'tO2iK, XIU-

A^U1'Or82ÜK 86 telf 68 lürockkllllli

bklug,68ob, 86 bkll'Uli I16V6II II0-

V62tl6tä Kö2Ü8 Kc>26pp0uti

pui'luiuoutot 626l826I'ÜU6k U6III

tUl't, 8 626Kll Oll UMlKM 86NI

koKuäfu ol: üauoiii alilio/ rn-

AU82koäik, Iiog)6 Iiliutün 0 Uol-

86K6 IOKMNAkl8!lI»I> il'ÜnI»6826<Io

8261'IIlt 18, KÜ2O8 KiilI<lulÜ8i POut

n pi'UAinatiou 8NN6tio: OAVV082VÖI

n INN^VUI' knrnuu oi'82ÜAui og^ütt,

mÜ8v6821'ö1 0 ^el86A6 többi 0I-82Ü-

Kg-i 68 tkll'toiiuinvkli 6A)iÜtt UM

t6kint6886N6k, IIIint Kot külön

8 t6lj686N 6M6njoKU kol. Kö-

votk62V6: kl. Kot tot k<)2ott g.

ÜÖ2Ö8 ÜM6K K6261686V6 U62V6

IN6ll02ll6tl6U löltötol kl toljoS

Pkll'itg.8.

8 28.
Hinsichtlich jenes Teiles der ge¬

meinsamen Angelegenheiten, welcher
nicht rein in den Kreis der Re¬
gierung gehört i), hält Ungarn
weder einen gesamten Reichsrat?),

noch ein mit welchem Namen immer

zu benennendes gemeinsames oder

Zentralparlament für zweckmäßig,
und nimmt keines von diesen an;
sondern hält daran fest, daß,
nachdem 3) auch laut der Aller¬

höchsten Thronrede Seiner Majestät

der gemeinsame Ausgangspunkt die

pragmatische Sanktion ist: einer¬

seits die Länder der ungarischen

Krone zusammen, anderseits die

übrigen Länder und Provinzen *)

Seiner Majestät zusammen so an¬

gesehen werden sollen, wie zwei be¬
sondere") und vollständig gleich¬

berechtigte^) Teile. Daraus folgt:
daß zwischen den zwei Teilen Hinsicht-
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lich der Behandlung der gemein¬
samen Angelegenheiten eine un¬
erläßliche Voraussetzung die voll¬
ständige Parität ist?).

?) 1.618., R^LlAs und 8td.: „welcher nicht rein Sache der Re¬
gierung ist".

2) 1.(18-, liZIUKs und 8tb.: „einen vollen Reichsrat", was doch
zu unbestimmt ist. Isises heißt außer voll, vollständig, auch ganz, ge¬
samt, z. B. tsljss Ö882SA: Gesamtsumme, tsljss sül^: Gesamtgewicht
(Lislsmsn). Zweifellos denkt das Gesetz bei dem Ausdrucke tsljss
birockalml tanLes an den „gesamten Reichsrat" des Oktoberdiploms 1860
(Abs. III) und des Februarpatents 1861 (§ 10). 8tr. gibt, um auch die
Übersetzung des Wortes biioäalmi (Reichs-) zu umgehen, eine Um¬
schreibung: „la UonAris snK-s gus l'stablisssmsnt ck'nn vonssil Asns, ra.1
pourtouts I'stsnäus ckssUa^s (welcher?) ou ck'uu Uarlsmsnt
eominun ou esntral, gusl gu'U soit, us ssrait pas eonvsnnbls".

b) Vgl. bei Ur. Anm. 2.

4) 1.618.: „Königreiche und Länder". Vgl. bei Ur. Anm. 14.

5) Das Wort llülön übersetzen 1.618., Ug-Ll^s und 8td. an dieser
und auch an anderen Stellen (§K 27, 31, 33, 40) mit „gesondert"
und in den Zß 7, 40, 43, 58 mit „abgesondert", was an einigen
Stellen, so in den ZZ 27, 28, 58 zu Mißverständnissen führen kann.

„Gesondert", „abgesondert" bedeutet: aus einer Verbindung oder Ge¬
meinschaft mit anderem ausgeschieden. Man sondert verschiedene Obst¬
sorten voneinander; beim jüngsten Gerichte werden die Guten von den Bösen
gesondert; man sondert das kranke Vieh von dem gesunden ab. Würde
daher in diesem Paragraph von zwei „gesonderten Teilen" gesprochen
werden, so hätte dies den Sinn, daß diese Teile früher eine Gemein¬
schaft, ein Ganzes gebildet haben und nunmehr nach erfolgter Trennung
und Ausscheidung als gesonderte bestehen. Diesen Sinn hat aber llülöu
nicht. Dieses bedeutet bloß, daß etwas für sich allein besteht, eine
eigene Existenz hat, ohne jedoch die Entstehung durch Ab¬
trennung oder Ausscheidung anzugeben. O^ne?. or-UoZarnsi
und 828.1-vns-8iinon)-i führen als Beispiele an: von den Brüdern
wohnte ein jeder in einem besonderen-Hause (llülön IiWbnn lallilr);
in dem Amtszimmer sitzt ein jeder Beamter an einem besonderen Tische
lllülön 882talnL1 iil); besondere Religionen, besondere Zeremonien (llülön
llitsü, IrUlön s^srtnrtüsolr).

Wenn daher in ß 28 die österreichischen und die ungarischen Länder als
llöt üulön W bezeichnet werden, so heißt das: Österreich und Ungarn sind zwei
besondere Teile, zwei äistinotns p>artss, i. s. zwei Teile, von denen
ein jeder ein eigenes Dasein hat, jedoch ohne Rücksicht darauf, auf welche
Weise sie entstanden sind. Ebenso bedeutet llülöu Irormün^nt (§ 27)
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nicht eine „gesonderte", durch Abtrennung entstandene Regierung, sondern
eine Regierung, die für sich besteht, ein separates Dasein hat, eine „be¬
sondere" Regierung ist. Desgleichen will § 58 nicht sagen, daß die
Länder der ungarischen Krone „rechtlich von den übrigen Ländern des
Landesfürsten abgesonderte Länder" sind, sondern nur, daß sie als
rechtlich für sich bestehende separate Länder (külön Lllä ors^LAolc) zu
gelten haben. Übrigens hieße „gesondert" oder „abgesondert" im Unga¬
rischen: sllrülöuitstt oder sllläilönöLvs, ein Ausdruck, der in § 52 vor¬
kommt und dort in der Bedeutung von „gesondert" oder „abgesondert"
vollkommen am Platze ist. Richtig 8tr.: gus Iss Uu/s äs la douronns
bonKvoiss äans 1 sur snssrabls, ä'uns pai't, st lss autrss Ua^s st
Uroviness äs 8a Najsstä pris snssmbls, ä'autrs part, äoivsnt strs
eonsiäörss olraoun sn soi eouims partis absoluinsnt sZals sn äroit.
Vgl. zu der Bestimmung auch bei § 8 Anm. 8.

6) Die ganz wörtliche Übersetzung von tsljsssn sx^snjoAu W wäre:
„vollständig gleiches Recht habende Teile".

?) Durch die im Texte gegebene, genau dem Original entsprechende
Wortstellung kommt der Ton zu Geltung, der nach dem Original auf dem
Worte Parität liegt.

29. tz.

L26N paritu8 sIvsiM koZvu
NuA^urorWÄA rsWsrol u muZvur
orsLÄM^ülss vü1u8/8/.on 8ajät
Irsbolskol insAÜutäroMtb
8XÜN1U t>l/ott8ÜANt (äsISAUtio) 68
psäiZ UL or82ÜMV'iÜ68 milläsniL
üü/üböl. VälnWWUnuk: 0 Usl8SA6
tokbi or82ÜAg.i 68 turtolluin^ui
18 1lL8OIlIoul ulüotmün)M8 moäon
6AV' 6P6U Ullll^i tugdol üllü
1>i2ott8ägot u MUZoK V6826ro1.
Lz,6n dizott8ÜAolr tnN'uinnIe 82ü-
nnr n lest ksl 6A^st6I-t686V6l kOK
M6AÜntÜrvztg,tni. Lz.sn 82Ü1N 6M-
6Kzi rsWrol. üutvunut INSA IIsm
Irnlnäliat.

8 291).

. Dem Prinzips dieser Parität
zufolge 2) soll seitens Ungarns der
ungarische Reichstag aus seiner
eigenen Mitte") Einen Ausschuß ^)
(Delegation) uon bestimmter Zahl
und zwar aus einem jeden Hause
des Reichstages wählen. Auch die
übrigen Länder und Provinzen °)
Seiner Majestät mögen gleicher¬
maßen auf konstitutionelle Weise
Einen aus ebenso vielen Mitgliedern
bestehenden Ausschuß ^) von ihrer
Seite wählen. Die Zahl der Mit¬
glieder dieser Ausschüsse *) wird im
Einverständnisse der zwei Teile be¬
stimmt werden. Diese Zahl kann
auf je Einer Seite") sechzig nicht
überschreiten.
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') Zur Entstehungsgeschichte des ß 29.
Der dem § 29 entsprechende Punkt 31 des 15er Elaborates

bestand nur aus den ersten zwei Sätzen, so daß er keinerlei Angabe über
die Höhe der Mitgliederzahl der Delegationen enthielt. Das Komitee
wollte diese Bestimmung der späteren „Detailausarbeitung" (vgl. oben
S. 6 f.) vorbehalten.

Der Wiener Regierungsentwurf (§ 18) hingegen setzte die
Zahl mit je 75 fest. Überdies unterschied sich dieser Entwurf von dem
15 er Elaborate dadurch, daß er das Prinzip der Parität nicht mit der
gleichen Schärfe betonte. Der § 18, in welchem die Bestimmungen der

28 und 29 des Gesetzartikels zusammengefaßt waren, lautete nämlich:
„Hinsichtlich jenes Teiles eben dieser (so. gemeinsamen) Angelegen¬

heiten, welcher nicht rein in den Kreis der Regierung gehört, wählt
behufs verfassungsmäßiger Verhandlung und Versetzung derselben in¬
folge des Prinzipes der in der pragmatischen Sanktion
wurzelnden vollen Gleichberechtigung der ungarische Reichs¬
tag aus seinen beiden Häusern einen Ausschuß von 75 Mitgliedern;
und auch die übrigen Länder und Provinzen Seiner Majestät wählen
von ihrer Seite auf verfassungsmäßigem Wege einen Ausschuß von
gleicher Anzahl."
In den gemeinsamen Konferenzen wurde vereinbart, daß an

Stelle der im ersten Satze des 15 er Elaborates enthaltenen Worte „von
bestimmter Zahl" die Worte „von sechzig Mitgliedern" zu setzen seien.

Demgegenüber wurde aber in der 67er Kommission die An¬
fügung folgender, bloß das Maximum von 60 Mitgliedern festsetzenden
Bestimmung beantragt und angenommen:

„Die Zahl der Mitglieder dieser Ausschüsse wird bei der Ver¬
handlung der Details bestimmt werden. Jetzt wird nur so
viel ausgesprochen, daß diese Zahl auf je einer Seite sechzig nicht
überschreiten kann."
Mit diesem Wortlaute wurde der Vorschlag der 67 er Kommission

vom Reichstage auch zum „Beschlüsse" erhoben.
Der Gesetzentwurf des ungarischen Ministeriums war

mit dem Reichstagsbeschlusse gleichlautend, wurde aber bei der Spezial¬
beratung ohne im Plenum vorgebrachte nähere Begründung in der aus
dem Gesetze ersichtlichen Weise abgeändert.

Die Feststellung der Mitgliederzahl der ungarischen Delegation (mit
40 -st 20) erfolgte in Ungarn durch einfache Beschlüsse der beiden
Häuser (vom 27. und 28. Dezember 1867), während sie in Österreich in
dem Gesetze vom 21. Dezember 1867, Nr. 146 RGBl, selbst enthalten ist.

2) U68., liAlUga und 8U>.: „Diesem Prinzips der Parität
zufolge". 8tr.: „Ln vortu äs es jirlneips äs paritv". Im Original
heißt es: „Dem Prinzip dieser Parität zufolge".

3) 1/48., lioMAö und 8tl>. lassen den Ausdruck „sajüt ksbslöbnl"
(aus seiner eigenen Mitte) unübersetzt.
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4) IZEttsäA (von birmi vertrauen) ist die technische Bezeichnung für
Ausschuß, Kommission. Im ersten Satze des § 29, wo der Aus¬
druck zum ersten Male vorkommt, ist ihm, wie auch in den 44, 46, 69
in Klammern der erklärende Beisatz „<Io1e«-atln" beigefügt. Sonst gebraucht
das Original weitaus überwiegend „birottsÜA« schlechthin (§§ 29—40,
42—45, 47—51), in den 35, 43, 46 aber „äolE^utro". Auch
in der Literatur und in der Praxis werden die beiden Ausdrücke wahl¬
weise angewendet. Häufig wird in Anlehnung an die Diktion des H 38
des Gesetzes die Bezeichnung üöE üAvsk tärM-üLsLru (a inuK/ar
orWÜA^üIös LItuI) Iciküläött birottsüx — der zur Verhandlung
der gemeinsamen Angelegenheiten (durch den ungarischen Reichs¬
tag) entsendete Ausschuß" gebraucht.

In der vorliegenden Übersetzung wird dort, wo im Original „birwtt-
steht, „Ausschuß", dort aber, wo „äolo^utlo" gebraucht ist, „De¬

legation" gesagt. 8tr. verwendet bald „HoloAutiou", bald „Ooinnnssion".

5) : „Königreiche und Länder". Vgl. bei IV. Anm. 14.
°) 1X48., li^öl^s und 8tl>.: „auf jeder Seite".

30. §. 8 30.
41 dirottsüZolr L8ulr 6gv övro,

VN»)-18 Or8LÜW)'Ül68ll6lr
iilö88/.nü:iru vülu82tunclölr, 8 U2
VV lötöltävöl, VUZ^i8 U2 üs
ülä88ralr üezdstövcck, nLoIcnalr
iniirOön 1intÜ8Üoro tölssZon maZ-
8/.ünik. RuKsuik n/onlinn mmöt
rn6KväIu8/,tIrutzöst.

H 1^(48., und 8tb.
Anm. 4.

Diese Ausschüsse I sind bloß auf
Ein Jahr, das ist auf Eine Session")
des Reichstages zu wählen, und mit
Ablauf des Jahres, das ist") mit
Beginn der neuen Session, hört
jeder^) Wirkungskreis derselben voll¬
ständig auf. Ihre Mitglieder können
jedoch wiederum gewählt werden.
„Delegationen"; vgl. bei § 29

") 1X48. und LALlAs: „Sitzungsperiode"; ülössrmü ist der
technische Ausdruck für „Session", was speziell hier von besonderer Wichtig¬
keit ist.

") 4,08., R^LlA« und 8tl>. übersetzen vaA)ü8 mit „oder", wodurch
die Bestimmung einen anderen Sinn erhält. heißt: „das ist",
wie dasselbe Wort eine Zeile vorher auch 1^(48., I^Ll^o und 8tl>.
wiedergeben.

Die Bestimmung, daß die Delegationen „auf Ein Jahr, das ist auf
Eine Session des Reichstages, zu wählen sind", ist § 3 des Gesetzartikels IV
vom Jahre 1847/48 nachgebildet, welcher sagt: „Die Abgeordneten werden
auf Einen drei (jetzt fünf) Jahre dauernden Reichstag und für alle drei
(jetzt fünf) Jahressessionen dieses Reichstages gewählt." Die Dauer der
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„Jahressession" selbst ist positiv durch das Gesetz nicht bestimmt und kann
kürzer oder aber auch länger als ein volles Jahr (d. i. 365 Tage) währen

1 und 5). Nur mittelbar ist im Gesetze der Dauer der Session eine
Schranke durch die Bestimmung des § 1 gezogen, wonach der Reichstag
„alljährlich, womöglich für die Wintermonate, zu einer Jahressession ein¬
zuberufen ist", was zur Folge hat, daß in jedem Jahre einmal die Session
geschlossen und eine neue Session eröffnet werden muß (Idsräinanck)-,

S. 550). Je nachdem die in einem Jahre eröffnete Session mehr
zu Beginn oder mehr gegen Ende des darauffolgenden Jahres geschlossen
wird, kann ihre Dauer kürzer oder länger als ein ganzes Jahr betragen.
In der Praxis erfolgt die Eröffnung der neuen Session in der Regel mit
demselben königlichen Reskripte, mit welchem die vorhergehende Session
geschlossen wird. Da nun nach § 30 des Gesetzartikels XII die Funktions¬
dauer der vom Reichstage gewählten Delegation von der Dauer der
Reichstagssession abhängt, so kann auch die Funktionsperiode der Delega¬
tion bald kürzer, bald länger als ein Jahr währen.

Als in der 67er Kommission L. Dissn die Bestimmung, daß die
Delegationen „auf Ein Jahr, das ist auf Eine Session des Reichstages",
zu wählen sind, als unklar beanstandete, da infolge einer Vertagung zwei
Sessionen auf Ein Jahr fallen könnten, erwiderte M. I-ün^s./: „Der
richtigste Ausdruck ist ,auf Ein Jahr^, da die wichtigste Aufgabe der
Delegationen die Votierung der gemeinsamen Kosten sein wird, diese aber
in jedem Jahr einmal vorkommt, mag auch der Reichstag zweimal zu¬
sammentreten. Das ist der Sinn der Bestimmung, daher sie, wie sie
lautet, vollkommen richtig ist" (Lönös visson/oü, S. 99).

Die Erklärung erscheint nur dann widerspruchslos, wenn
sie von der Voraussetzung ausgeht, daß die Session des Reichstages
höchstens ein Jahr dauern dürfe. Da jedoch diese Voraussetzung weder
dem Gesetze noch der Praxis nach zutrifft und da in Z 30 der Ausdruck
„Ein Jahr" in ganz bestimmter Weise („das ist") durch eine Legal¬
interpretation als gleichbedeutend mit „Einer Session des Reichstages"
erklärt wird, so kann es kaum einem Zweifel unterliegen, daß nach dem
Gesetzestexte eine bereits gewählte Delegation auch dann noch in Wirk¬
samkeit bleibt, wenn seit ihrer Wahl schon ein Jahr abgelaufen, die
Session aber, in der die Wahl erfolgte, noch nicht geschlossen und die
neue Session noch nicht eröffnet ist.

Ähnlich verhält es sich auch mit der Funktionsdauer der öster¬
reichischen Delegation, nur daß das österreichische Gesetz die Funktions¬
periode nicht mit der Session des Reichsrates in Zusammenhang bringt.
Im übrigen ist aber auch hier die Begrenzung der Wirksamkeitsdauer
einer gewählten Delegation nicht durch den kalendermüßigen Zeitraum
eines Jahres, sondern nur dadurch mittelbar gegeben, daß in jedem
Fahre Delegationswahlen vorgenommen werden müssen. Die vielfach auf¬
gestellte Behauptung, daß die Delegation mit dem Ablaufe eines Jahres vom
Tage ihrer Wahl ihr Mandat „verliert", läßt sich weder durch den
Gesetzestext rechtfertigen, noch steht sie mit der bisher beobachteten Praxis
im Einklänge. § 10, Abs. I des Gesetzes vom 21. Dezember 1867,

Bolger, Ausgleich. 12
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Nr. 146 RGBl., sagt, daß „die Wahl der Delegierten alljährlich zu
erneuern ist". Allein hiemit ist, da „alljährlich" doch nur „alle Jahre"
der gewöhnlichen bürgerlichen Zeiteinteilung, nicht aber „alle
Jahre" vom Tage der letzten Wahl bedeuten kann — vgl. den un
mittelbar folgenden § 11, wonach die Delegationen „alljährlich" vom
Kaiser einzuberufen sind — noch keineswegs die Bestimmung einer einjährigen
Maximalfrist, für o d e r a uf w e lche gewählt wird, gegeben. Im Gegenteil,
Abs. 2 des ß 10 schließt die Annahme eines solchen vom Tage der Wahl
laufenden äiss esrtus an 6t guanäo geradezu aus, wenn er sestsetzt: „Bis
d a h i n (d. i. der alljährlichen Erneuerung) verbleiben die Delegierten in ihrer
Funktion." Der Abs. 2 hat nur dann einen Sinn und eine Berechtigung,
wenn der Tag des Erlöschens des Delegationsmandates nicht schon durch
den Ablauf der Zeit unabänderlich feststeht, der Ablauftermin nicht ein
äiss esrtus ist. Die Bestimmung, daß die Wahl der Delegierten alljährlich
zu erneuern ist, besagt, daß der Reichsrat in jedem Jahre in die Lage
kommen muß, die Zusammensetzung der „alljährlich" einzuberufenden De¬
legationen zu bestimmen, daß kein Jahr ohne Delegationswahlen verfließen
darf; allein damit ist nicht gesagt, daß die gewählte Delegation höchstens
nur Ein Jahr vom Tage ihrer Bestellung in Funktion bleiben darf.

Die Statuierung eines unabänderlich feststehenden Ablauftermines
sollte, wie dies aus Z 10, Abs. 2 klar hervorgeht, geradezu absichtlich
vermieden werden, und dies aus guten Gründen.

Dadurch, daß das Gesetz zwar die alljährliche Vornahme der De¬
legationswahl imperativ vorschreibt, dagegen aber die Dauer der Funktions¬
periode einer gewählten Delegation nicht durch einen fixen «lies all gusw
bestimmt, will es gleichzeitig verschiedenen, politisch durchaus berechtigten
Gesichtspunkten Rechnung tragen. Einerseits soll dem Reichsrate die
Möglichkeit gewahrt sein, in jedem Jahre Delegationen zu entsenden, die
seiner politischen Struktur und seinen politischen Anschauungen und
Bestrebungen entsprechen, anderseits soll aber sowohl hinsichtlich des Zeit¬
punktes des alljährlichen Zusammentrittes der Delegationen als auch der
Vornahme einer Neuwahl eine gewisse, vom Standpunkte praktischer Politik
unerläßliche Bewegungsfreiheit offen gelassen werden. Eine solche
Bewegungsfreiheit ist gerade bei den Delegationen besonders erforderlich,
weil hiebei auch Rücksichten auf den anderen Staat, auf die auswärtige
Politik usw. zu üben find. Überdies kommt in Betracht, daß die Geltung
eines Präklusivtermines unter Umständen die Freiheit der Krone bei der
Bestimmung des Einberufungstermines berühren und auch sonst (der ein¬
jährige Termin läuft mitten in der Delegationstagung ab!) die größten
Schwierigkeiten zur Folge haben könnte.

Von der hier dargelegten Auffassung ist auch die bisherige Praxis
ausgegangen. Sie zeigt, daß — sofern nicht ganz außerordentliche Ver¬
hältnisse dies- oder jenseits der Leitha eine verfassungsmäßige Tätigkeit
der Delegationen überhaupt ausschlossen (1905) — die Delegationswahlen
zwar in jedem Jahre stattgefunden haben, daß aber die Funktionsdauer
gewählter Delegationen bald länger, bald kürzer als ein volles Jahr war. So
war, um nur einige Beispiele für die erstere Eventualität anzuführen, die am



Gefetzartiket XII. 30, Anni. 4. Z 31, Anm. 1-4. 8 33. 179

Aus alldem ergibt sich die Schlußfolgerung, daß die in einem Jahre
gewählte Delegation auch in dem folgenden Jahre und auch, nachdem seit
ihrer Wahl em Jahr verflossen ist, in Funktion bleiben kann, nur muß
das Recht des Reichsrates zur Vornahme der Delegationswahl auch in
diesem Jahre unberührt bleiben.

4) D6l8., IlKLlAs und 8tb. lassen minäsn (jeder) unübersetzt.

31. §.
diz,otl8ÜAol< inilläög^iks

siülüQ, 8L.silt lcsdslsdol, 8/al>a<lon
olnöksb, tollvivöjvb, 8

u nisim^idsil 82Ülr86A6 168/. N1Ü8
lnvntalo8 8/6M6lv/6tr6 18, annak
lnincltzn tagsab; 8 inaga ällapibsa
NI6A iigvr6n(l6b.

8 31.

Ein jeder der Ausschüsse 1) wählt
separat 2), aus seiner eigenen Mitte,
frei") seinen Präsidenten, seinen
Schriftführer, und sofern er auch
ein anderes Amtspersonal benötigen
wird, alle Mitglieder desselben ^);
und er stellt selbst seine Geschäfts¬
ordnung fest.

i) 468.: „Jede Delegation"; 1^131^6 und 8tb.: „Jede der
Delegationen". Vgl. bei § 29 Anm. 4.

") 468., liKtllAs und 8tb.: „gesondert". Vgl. bei § 28 Anm. 5.
'') 8tb. läßt SMbaäon (frei) unübersetzt.
4) 4,68. und „und soweit sie (die Delegation) auch eines

""deren Personales bedarf, sämtliche Mitglieder derselben" (!). 8tb.:
»und soweit sie (die Delegation) auch anderer amtlichen Personen
'edarf, sämtliche Mitglieder derselben" (Mitglieder der Personen!);
uvntolos — Amts p er s o n a l.

32. §.
„ -4 bi/oIl8ÜAokat minüonllor
0 k'tzlZsAs koZju 088/6liivni bi/o-
U^V8 liabarnapra 68 a/on Ü6lvr6,
bol s) I76186K6 a/on iüälikn bar-

8 32').
Die Ausschüsse 2) wird jederzeit

Seine Majestät für einen bestimmten
Termin und auf jenen Ort ein¬
berufen, wo Seine Majestät zu

12*
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türRoäill. ÖUnjtjn ns:oul)un a
wnZ^uv törv«u)0ro2U8, nr:
ül68«k kolvältva, LA^ilc ovken
?68t6n, mÜ8ill svdsu 136681)611,
VNAV Un 0 ^6l88AS tödbi OV82ÜAM-
nnll A^ül686 68 o I^6l86K6 i^v
ulluruä, WON 01'8/ÜAoIr MÜ8 vnln-
meJull kov5iro8äknn tg,rtu88nnnll.

jener Zeit verweilt. Jedoch wünscht
es die ungarische Legislative, daß
die Sitzungen abwechselnd, in dem
einen Jahre in Pest, in dem anderen
Jahre in Wien, oder wenn die
Vertretung der übrigen Länder ^)
Seiner Majestät und Seine Maje¬
stät^) es so wollten 5), in irgend¬
einer anderen Hauptstadt jener
Länder abgehalten werden mögen.

*) Zur Entstehungsgeschichte des Z 32.
a) Indem ersten im Subkomitee vorgelegten Entwürfe DsLIro

lautete die Formulierung dieses Paragraphen folgendermaßen:
„Die Ausschüsse wird jederzeit Seine Majestät auf einen be¬

stimmten Termin und zwar abwechselnd, in dem einen Jahre in die
Hauptstadt Ungarns, in dem anderen Jahre in irgendeine Haupt-
stadt der übrigen Länder einberufen."
Gegen den Passus: „in irgendeine Hauptstadt der übrigen Länder"

erhob die Einwendung, daß der Passus von dem Prinzips der
Föderation der österreichischen Erbländer ausgehe; er (^.näräss^)
wünsche aber den Dualismus, „das deutsch-ungarische Bündnis". Auch
würden sich die Wiener verletzt fühlen. Der Passus sollte daher folgender¬
maßen lauten: „in die Hauptstadt Ungarns oder der Erbprovinzen".

^.ppon/i meinte, die Hauptsache liege in dem Worte „abwechselnd".
Da für gewisse Fragen die Anwesenheit gemeinsamer Regierungsmänner,
die sich um die Person des Landesfürsten befinden, notwendig sein
würde, müßten die Delegationen dort tagen, wo zur Zeit der Landes¬
fürst Hof hält.

Auch llsLIr legte das Hauptgewicht auf das Wort „abwechselnd",
weil das abwechselnde Tagen in Ungarn und den übrigen Ländern
eine Folge des Paritätsprinzipes sei; im übrigen möchte er aber
nicht präzisieren und sich in die Sache nicht einmengen. Sohin schlug
Osüll folgende modifizierte Formulierung vor, die vom Subkomitee auch
angenommen wurde:

„Die Ausschüsse wird jederzeit Seine Majestät auf einen be¬
stimmten Termin und zwar abwechselnd, in dem einen Jahre nach
Pest, in dem anderen Jahre nach Wien, oder wenn die Ver¬
tretung der übrigen Länder Seiner Majestät und Seine
Majestät es so wollten, in irgendeine andere Hauptstadt jener
Länder einberufen."
b) Der Wiener Regierungsentwurf hingegen hatte nur

folgende Bestimmung:
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„tz 21. Die Ausschüsse wird Seine Majestät auf einen be¬
stimmten Termin und auf einen durch Allerhöchst dieselbe zu
bezeichnenden Ort einberufen."
o) In den Gemeinsamen Konferenzen wurde aber die Fassung

vereinbart, wie sie gegenwärtig in dem Gesetze vorliegt. Der Abänderungs¬
antrag wurde in der 67 er Kommission damit begründet, daß Fälle ein¬
treten können, welche das ausnahmslose Festhalten an dem Alternierungs-
prinzipe unmöglich machen.

2) U68., RxLIsss und 8tb.: „Delegationen". Vgl. bei H 29
Anm. 4.

3) 1^68.: „der übrigen Königreiche und Länder Seiner Majestät".
Vgl. bei Ur. Anm. 14.

4) In U68. und IixLlK-8 ist nach den Worten: „der übrigen (König¬
reiche und) Länder Seiner Majestät" ein „selbst" eingeschaltet, das im
Original fehlt und unverständlich ist; dagegen sind die wichtigen Worte:
»und Seine Majestät" ausgelassen, so daß die Übersetzung die
Meinung erweckt, als ob die Entscheidung über den zu wählenden
Tagungsort in die ausschließliche Willensbestimmung der öster¬
reichischen Volksvertretung gestellt wäre; es heißt nämlich: „oder
wenn die Vertretung der übrigen (Königreiche und) Länder Seiner
Majestät selbst es wünschen sollte, in irgendeiner anderen Haupt¬
stadt jener Länder".

5) U68., LgHlAo und 8tb.: „wünschen sollte", sirarni heißt:
wollen. Zwischen wollen und wünschen besteht aber ein bedeutender Unter¬
schied. Im Wollen liegt die Selbstbestimmung zu etwas, im Wünschen aber
ver Ausdruck, daß das Gewollte entweder gar nicht oder doch nur durch das
Hinzutreten eines dritten, außerhalb des Wünschenden liegenden Umstandes
erfüllbar ist. Das Gesetz räumt aber durch die Anwendung des Wortes
»wollen"' den österreichischen Ländern und Seiner Majestät nicht bloß
we Äußerung eines erst durch die Zustimmung der Länder der ungarischen
^rone erfüllbaren Wunsches ein, sondern stellt die Wahl eines Ortes
außerhalb Wiens der vollständig freien Selbstbestimmung der öster-
rbichisckM Länder und Seiner Majestät anheim.

33. Z.

Uinäsnilc biLottsng külön
Inrb ülöseUtzt 8 ULolrbau I's.jen-
stinbi Wg,vuM88a1 8 L bi/ottsÜKi
^88268 tuZoIr u1>8olnt Wotöbd-
^6KtzV8l ImtäroL, 8 8. mit u
^vK1»86A oIKntävOLott, UL 6A88L

s 33.

Ein jeder Ausschuß*) hält die
Sitzungen separat 2) und beschließt
in denselben mit Abstimmung nach
Köpfen und mit absoluter Stimmen¬
mehrheit der sämtlichen Ausschuß¬
mitglieder ^), und was die Mehrheit
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dirotztSÄZ üaturoxatünull tellüi-
Xülön vslsinbnzcb uz

6K^68 luAvk, 8usüt iguzolÜKul-:
vvKött, iAtuttutliatnull IIZVÄN u
,soA)'z6llon)-vlu!, äc> oz u üutüro-
zut orejöt nein gvön»iti.

beschlossen hat, ist als Beschluß des
ganzen Ausschusses Z anzusehen. Eine
Sondermeinung können die einzelnen
Mitglieder, zu ihrer eigenen Recht¬
fertigung, zwar 4) in das Protokoll

einschalten lassen, doch schwächt

dies die Kraft des Beschlusses

nicht ab.

1) 1,(48., liALltzo und 8tb.: „Jede Delegation". Bgl. bei § 29
Anm. 4.

2) 1,(48., und 8tb.: „hält gesonderte Sitzungen". Lülön
ist in „külön tart ülsssllöt" nicht Eigenschafts-, sondern Umstandswort.
Gegen die Übersetzung des llülöu mit „gesondert" siehe bei Z 28 Anm. 5.

2) 1,(48., RxLlKv und 8tb.: „sämtlicher D eleg atio ns Mitglieder".
Nach voLIrs ursprünglichem Vorschläge sollte einfache Stimmenmehrheit
genügen; seine Formulierung lautete: . . . und beschließt in denselben
mit Abstimmung nach Köpfen und mit einfacher Stimmenmehrheit, und
was . . . Doch kam schon im Subkomitee die Textierung zustande, wie
sie jetzt im Gesetze vorliegt („mit absoluter Stimmenmehrheit der
sämtlichen Ausschußmitglieder").

4) 1,(48., UZLIK6 und 8tb.: „wohl"; siehe hierüber bei ß 7 Anm. 1.
1,(48. und RZUlKs reihen überdies das Wort „wohl" an unrichtiger Stelle
ein: „Eine Sondermeinung können die einzelnen Mitglieder wohl zu
ihrer eigenen Rechtfertigung in das Protokoll aufnehmen lassen . . ."
Nach dem Original gehört es zu den Worten: „in das Protokoll aufnehmen
lassen".

84. H.

üöt kixott8ÜA egvmüssul,
6Mütt<Z8 ül68bsn, nein tunuc!8Üoz-
liutilr, liuntzm minclenill irä8ban
llözli nszetsib 68 liuiürozutuit u
inü8ilrlrul 8 irott üzenstoll ältal

völemsllvllülörikssK
686t6b6ir 6gvmÜ8t köIvilÜAOÄtairi.
Ilzon üzontztollbt iriinclonill 1>i-
z.ott.8U8' sasüt u^olvöii Ü68ZÜtzn<ii
bl, oäu insllsüolvb a lüt,6lo.8
sorclit,ü8t ,8.

8 34.
Die zwei Ausschüsse ^können ^mit¬

einander, in Zusammen-Sitzung
nichts beraten, sondern ein jeder
teilt schriftlich seine Ansichten und
Beschlüsse dem anderen mit und
durch schriftliche Nuntien trachten
sie im Falle einer Meinungsver¬

schiedenheit einander aufzuklären^)-
Diese Nuntien") wird ein jeder

Ausschuß Z in seiner eigenen Sprache
anfertigen Z, indem er dazu auch Z
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die authentische Übersetzung bei¬
schließt.

') 1.(48., liK-HlKs und 8tb.: „Die beiden Delegatione n". Vgl.
bei § 29 Anm. 4.

2) 1.(48., RxLIxo und 8tk>.: „dürfen". DanLeskoLbatni kann sowohl
mit „beraten dürfen" als auch mit „beraten können" übersetzt werden;
in den Wiener gemeinsamen Konferenzen wurde aber ausdrück¬
lich festgestellt, daß „das Wort .dürfen' in der deutschen Übersetzung aus¬
bleiben" soll.

o) 1.(48., liZLlKo und 8tb. übersetzen den in mehreren Paragraphen
vorkommenden Ausdruck sZ^üttos ülös mit „gemeinsame Sitzung",
1.(48. und KssLlKv in § 35 auch mit „Plenarsitzung" und in § 43
mit „Gesamtsitzung". Ähnlich auch 8tr.: sdanos oominuno (§§ 34,
35, 43), söanos pköniairo (§ 40). Keine dieser Übersetzungen ist zu¬
treffend; gemeinsame Sitzung heißt üörws Es, Plenarsitzung tolles Es,
Gesamtsitzung össrrss ülös. In der ersten von Dsäü im Subkomitee vor¬
gelegten Formulierung der die Delegationen betreffenden Bestimmungen war
neben oMüttos ülüs an mehreren Stellen (jetzige §§ 40, 43) üö^ös ükos
(gemeinsame Sitzung) gebraucht; doch wurde dieser Ausdruck auch an diesen
Stellen auf ausdrückliches Verlangen in s^üttss Es abgeändert.

Nach dem bei § 2 Anm. 5 über s^üttos Äusgeführten ist s^üttss
iilos „zusammenige Sitzung" oder „Zusammen-Sitzung", d. h.
eine Sitzung, in der nach dem Entwürfe des 15 er Unterausschusses die
beiden Präsidenten den Vorsitz sogar hätten gleichzeitig mitsammen
(mit- und nebeneinander) führen sollen (siehe bei § 35 Anm. 1) Wenn nun
auch die gleichzeitige Vorsitzführung auf Grund der Wiener Verein¬
barung fallen gelassen und in der 67 er Kommission hiefür festgesetzt wurde,
daß die beiden Präsidenten in ein und derselben Sitzung abwechselnd
den Vorsitz zu führen haben, so wurde doch der Terminus „sAMttss Es"
sm 67 er Elaborate, im Regnikolarbeschlusse, in der Regierungsvorlage und
im Gesetze selbst beibehalten. Nur in den §§ 36 und 50 kommt statt des
Ausdruckes: „Zusammen-Sitzung" der Ausdruck: „Abstimmungssitzung"
(s^avasLsi beziehungsweise ssavasö Es) vor (vgl. auch § 36: gemeinsame
Abstimmung).

4) Die Übersetzungen in 1.(48., R^lg-s und 8td.: „Die beiden
Delegationen dürfen miteinander nicht in gemeinsamer Sitzung beraten",
geben, weil sie in der Wortstellung vom Original abweichen, nicht all das
wieder, was in dem Original enthalten ist. Dieses sagt: „Die zwei Aus¬
schüsse können miteinander in Zusammen-Sitzung nicht beraten" . . .
Gegensatz: wohl aber abstimmen (§§ 35, 40, 43).

5) lkALlAS und 8tl>.: „und im Falle einer Meinungsverschiedenheit
bestreben sie sich, durch schriftliche Noten sich gegenseitig aufzuklären".
Üssuot (von üsonni, sagen lassen): Botschaft, Nuntium; 8tr.:
MS88LK6 öorit. Dem Originale entspricht es, den Ausdruck: „durch schrift¬
liche Nuntien" an die Spitze des Satzes zu stellen,
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6) L§LIsss: „Noten". Vgl. vorstehende Anmerkung.

?) In dem WienerRegierungsentwurf (H 23) stand: „Dieses
Nuntium wird ein jeder Ausschuß in seiner eigenen Verhandlungs¬
sprache anfertigen."

s) In 1X48. und LxLIx« nicht wiedergegeben.

°) k(48. und LK-IIlAv: „eine authentische Übersetzung"; 8tr.:
„uoeoiLpaxnöi! d'uuo traäuotion loKulisos^. Im Original steht nicht
ohne Absicht der bestimmte Artikel (a bitslss koräitäst).

35. Z.

IIu irnskoii ürionotok
nltul neun sikorülno u lent, In^ott-
8ÜKNuK volomon^öt OMOsitolÜ:
ukknr u Kot l>i/,ott8u^ OA^Ütto8
ülö.st turtund, do OK^odül 08uk
0tz^820rü 8/.UVU/Ü8 vÖAott. bi/
opvütto.s üloLbon u Kot Ki20tt8Ü8
olnökoi kolvnltvu, 0AV8X6V u^
OAvik, MÄ8W0V u müsik foZnuk
olnökölni. KlutüroMt O8S.K upv
Iio^utlmtik, lm mindonik dolo-
gutic» tug;juinuk loKulüüd Kot Kai -
nludrr ,jo1on van. liutueo/ut
nnndonkor uksolnt tÖbdsÖAKOl
bozundo. Nivsl podig u;>uritus
olvonok gvukorluti ulkulinu/ü.su
mindkot lölnok ördoködon öpon
u sxuvu/uLnül logtontosubl»: n/
68otdon, ÜL U2 OKvik VLA^ Musik
toi doloKutiöjüböl, bürniol^ okdöl,
ogv VLA)' tökk tag' Idunv^ik, u
Musik toi doIoAutiüju 18 turtoirik,
tunjuinuk s/umut IsL^uUituni olzr-
köpon, IiOM mindkot köl dolo-
KUtiöjn, tugfuinuk 82ÜMÜVU NWV6,
toIfoLON Otzznmln IvF^on. iV

8 35-).

Wenn es durch diese schriftlichen
Nuntien 2) nicht gelingen sollte die

Meinungen der zwei Ausschüsse")

zu vereinigen: dann werden die
zwei Ausschüsse") eine Zusmmnen-

Sitzung-) halten, aber lediglich
nur") behufs einfacher Abstimmung.
In dieser Zusammen - Sitzung")
werden die Präsidenten der zwei
Ausschüsse-) abwechselnd, bald der

eine, bald der andere") präsidieren.

Ein Beschluß kann nur gefaßt

werden, wenn wenigstens zwei

Drittel der Mitglieder einer jeden
Delegation") anwesend sind. Der
Beschluß ist jederzeit mit absoluter

Mehrheit zu fassen "). Da aber die
praktische Anwendung des Paritäts-

prinzipes im Interesse beider Teile -')

gerade bei der Abstimmung am
wichtigsten ist: ist in dem Falle, als
von der Delegation") des einen oder

des anderen Teiles, aus welchem
Grunde immer, ein oder mehrere

Mitglieder fehlen -"), auch die Dele¬
gation") des anderen Teiles ge-
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1oW8,Uit88b 8, 1ö1>1)86Kl>6II levo
äoIoKutio 8, M8K8 Iroblsboir 801-8-
kniX88 I I tjUN 082lrÖ2li. joA^-
Xoünnvv minäsnilc kok ri^olvon
1oA V62tzttotni 8 Lot kol tollvivoi
ültnl, 8 KÖ2Ö8SI1 lütolosittotiü.

halten ^), die Zahl ihrer Mitglieder
derart herabzumindern, daß die
Delegationen s) beider Teile, hin¬
sichtlich der Zahl ihrer Mitglieder,
vollständig gleich seien. Die Herab¬
minderung bewirkt die in der Mehr¬
heit sich befindende Delegation'ch
in ihrer eigenen Mitte im Wege
der Auslosung. Das Protokoll wird
in der Sprache eines jeden Teiles")
durch die Schriftführer der zwei
Teile'b) geführt und gemeinschaft¬
lich beglaubigt werden.

') Zur Entstehungsgeschichte des H 35.
a) Die von veLK im Subkomitee proponierte ursprüngliche Formu-

lierung dieses Paragraphen lautete:
„Wenn es durch diese schriftlichen Nuntien nicht gelingen sollte,

die Meinungen der zwei Ausschüsse zu vereinigen: dann werden die
zwei Ausschüsse eine Zusammen-Sitzung halten, aber lediglich
nur behufs einfacher Abstimmung. In dieser Zusam men-
Sitzung werden sie Einen gemeinsamen Präsidenten
wählen, welcher jedoch keinen anderen Wirkungskreis haben wird,
als den Akt der Abstimmung zu überwachen und die Majorität zu
enunzieren. Das Protokoll wird in der Sprache eines jeden Teiles
durch die Schriftführer der zwei Teile geführt und gemeinschaftlich
beglaubigt werden."
Während der erste und der letzte Satz in dieser Fassung Gesetz geworden

fiud, hat der Mittelsatz im Laufe der Verhandlungen mehrfache Ände¬
rungen erfahren.

Im Subkomitec wurde die Idee einer Zusammen-Sitzung über-
buupt, insbesondere aber einer solchen unter einem gemeinsamen
Präsidenten, als bedenklich, gefährlich und überflüssig angefochten. Es
wurde — und zwar nicht bloß von feiten der Opposition — darauf hin-
tzewiesen, daß auch die bloße Abstimmung, die Wahl eines gemeinfamen
Präsidenten, feine Unterbreitungen an die Versammlung, Akte einer parla¬
mentarischen Körperschaft seien. Auch würde es in der Praxis
unmöglich werden, die Beschränkung auf die bloße Abstimmung aufrecht
»u erhalten, da sich zumindest bei der Verifizierung des Protokolles De¬
batten ergeben müßten.

Vor allem wollte aber die Opposition, die das Institut der Delega¬
tionen im ganzen verwarf, wenigstens verhindern, daß sich die beiden
Delegationen an Einem Ort (og-/ Iml/ütt) versammeln, und erklärte es
lür ausreichend, wenn die Stimmen der in verschiedenen Lokalitäten ge-
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trennt abstimmenden Delegationen zusammengerechnet würden.
An Stelle der Präsidentenwahl sollte entweder Doppelpräsidium,
wie in den Kirchenversammlungen der Protestanten, oder aber Alters¬
präsidium treten.

Dsälr erklärte sich schließlich mit dem Doppelpräsidium einverstanden
und akzeptierte auch die Forderung der absoluten Majorität sämt¬
licher Mitglieder der beiden Delegationen. Er beharrte aber auf der „Zu¬
sammenzählung der Stimmen an Einem Orte" und bemerkte, daß eigent¬
lich „nur die zwei Präsidenten und Schriftführer zusammenkommen". Im
Erfolge wäre es dasselbe, als wenn die Stimmen der beiden in getrennten
Räumen fitzenden Delegationen zusammengezählt würden.

Das Subkomitee einigte sich, dem Mittelsatze folgende Fassung zu geben:
„In dieser Zusammen-Sitzung führen die Präsidenten

der zwei Ausschüsse mitsammen den Vorsitz, welche jedoch
keinen anderen Wirkungskreis haben werden, als den Akt der Ab¬
stimmung zu überwachen und die Majorität zu enunzieren. Zur
Fassung eines Beschlusses wird die absolute Majorität
der sämtlichen Mitglieder der zwei Ausschüsse erfordert."
k>) Der Wiener Regierungsentwurf sah statt des gleich¬

zeitigen Doppelpräsidiums ein Abwechseln im Vorsitze vor. Seine Be¬
stimmung lautete:

„In dieser Zusammen-Sitzung führen die Präsidenten der zwei
Ausschüsse abwechselnd den Vorsitz, welche jedoch keinen anderen
Wirkungskreis haben werden, als die Abstimmung zu überwachen und
die Majorität zu enunzieren. Zur Beschlußfassung wird die An¬
wesenheit von zwei Dritteln sämtlicher Mitglieder der
zwei Ausschüsse und die absolute Majorität derselben erfordert."
a) In den Wiener Konferenzen wurde nun vereinbart, daß

in die Formulierung des Subkomitees folgende Bestimmung aufzu¬
nehmen sei:

„In der Zusammen-Sitzung präsidiert bald der Präsident der einen,
bald der Präsident der anderen Delegation (as e^üttos ülösdon
vK^Siisr SA/ilr, inäskror a inäsiü. äsksAatio olnölcs slnököl)".
ä) Im Einklänge mit dieser Vereinbarung wurde in der 6 7er Kom¬

mission auf Antrag SLsntlriräk^is die gleichzeitige Vorsitz¬
führung als „nicht zweckmäßig" fallen gelassen und das Ab wechseln
im Vorsitze innerhalb jeder Sitzung beschlossen. Außer diesem Anträge
hat aber KssntbArLI^i noch weitere, insbesondere das schon in dem
Negierungsentwurf angeregte tzuorurn betreffende Modisizierungsvorschläge
eingebracht, die nach einer Besprechungspause ohne Debatte angenommen
wurden, so daß das Mittelstück des Paragraphen im Gutachten der 67 er
Kommission und sohin auch im Reichstagsbeschlusse folgenden Wortlaut
erhielt:

„In dieser Zusammen-Sitzung werden die Präsidenten
der zwei Ausschüsse abwechselnd, bald der eine, bald der andere
den Vorsitz führen. Ein Beschluß kann nur dann gefaßt werden, wenn
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wenigstens zwei Drittel der Mitglieder einer jeden Delega¬
tion anwesend sind. Der Beschluß ist jederzeit mit absoluter Majorität
zu fassen. Da aber die praktische Anwendung des Paritäts-
prinzipes im Interesse beider Teile gerade bei der Abstimmung am
wichtigsten ist: wird es notwendig sein, auch dafür eine Norm zu
schaffen, auf welche Weise in dem Falle, als bei einer Abstimmung
von der Delegation des einen Teiles mehrere Mit¬
glieder fehlen als von der anderen, bezüglich der Zahl der Ab¬
stimmenden die notwendige Parität faktisch wiederhergestellt werden
soll. Diese Norm kann am zweckmäßigsten dann festgestellt
werden, wenn die Details des gegenwärtigen Elaborates
ausgearbeitet werden" (Lönös visrwn^oll, S. 100).
s) Der Gesetzentwurf des u n g a ri s ch e n M i n isteriuins hat

jedoch dem § 35 die Fassung gegeben, in der er mit einigen ganz un¬
wesentlichen Änderungen Gesetz geworden ist.

k) Für das Institut der Zusammen-Sitzungen war offenbar die
Form der „gemischten" oder „Zusammen-Sitzungen"
oder sZMttss uläs) der beiden Häuser des Reichstages vorbild¬
lich. Seit 1608 bis zum Jahre 1848 war es allgemein möglich und
üblich, daß im Falle, als wiederholter Nuntienwechsel nicht zur Einigung
führte, die Magnaten- und die Deputiertentafel zu gemeinsamer Beratung
zusammentraten. Nach neuerem Staatsrechte gilt es jedoch als Regel,
daß derartige, zu derselben Zeit in demselben Saale stattfindende Zu¬
sammen-Sitzungen, in welchen als einer einzigen Beschlußkörperschaft
jedes Mitglied der beiden Häuser des Reichstages stimmberechtigt ist, nur
anläßlich der Königskrönung, der Wahl und der Eidesleistung der Kron¬
hüter sowie der Eröffnung, Schließung und Auflösung des Reichstages
abgehalten werden können. Auch in diesen Sitzungen, deren Tag, Stunde
und Ort von den beiden Präsidenten im gemeinsamen Einverständnisse
festgesetzt werden (vgl. § 36 des Gesetzartikels XII), führen die beiden
Präsidenten mitsammen den Vorsitz, wobei der Eine die Sitzung er¬
öffnet, der Andere aber schließt. Ebenso wird das Protokoll von
je Einem Schriftführer eines jeden Hauses geführt. Zur rechtsgültigen
Beschlußfassung müssen wenigstens so viele Mitglieder anwesend sein, als
die Geschäftsordnungen der beiden Häuser zur Beschlußfähigkeit erfordern,
d. i. dermalen 50 -st 100. (Vgl. 8 317 der Geschäftsordnung des Ab¬
geordnetenhauses; ferner E. LaHox, S. 312 ff.; Xorckinanä)-
XüsjoA, S. 541 ff.; Limst^, ILLiijog-, S. 341.)

2) KgMAs: „Noten". Vgl. bei tz 34 Anm. 5.

») 1,68., RxlAAv und 8tb.: „der zwei (8tb.: beiden) Delega¬
tionen". Vgl. bei ß 29 Anm 4.

6 1,68., I^BlAv und 8tb.: „gemeinsame Sitzung". Siehe
beim vorangehenden Paragraph Anm. 3.

5)1,68., und 8tb.: „doch lediglich behufs". Dem
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nicht ohne Absicht pleonastisch gehaltenen Ausdruck äs s^säül esal ent¬
spricht: aber lediglich nur . . . 8tr.: mais risu gus xour.

°) 1/68. und IlAälI-;s: „Plenarsitzung", was einen anderen Sinn
hat als „sA^üttss ülös". 8tlz.: „gemeinschaftlicher Sitzung". 8tr.:
„ssanos sominuns". Vgl. hierüber bei § 34 Anm. 3. Im ungarischen
Text steht der Singular: In äieser Zusammen-Sitzung (1-i sg^üttss
ülösbsn), so daß sich das Abwechseln im Vorsitze auch auf ein und dieselbe
Sitzung beziehen kann. In dem ö st e r r e i ch i s ch e n Gesetze steht aber der
Plural (H 32: In -ie-r Plenarsitzung«-» präsidieren die Präsidenten der
Delegation abwechselnd), so daß sich das Abwechseln auf die verschiedenen
Sitzungen bezieht. Dies geht insbesondere aus Absatz 2 des Z 32 her¬
vor: „Durch das Los wird entschieden, welcher der beiden Präsidenten
das erste Mal zu präsidieren hat. In allen folgenden Sessionen präsidiert
der ersten Plenarversammlung der Präsident jener Delegation,
deren Präsident der unmittelbar vorhergegangenen nicht vor¬
gesessen hat." Dies ist eine sehr wesentliche Verschiedenheit der beiden
Gesetzestexte.

?) 1,68., RZLlAs und 8tb.: „beider Delegationen".

8) 168. undUxllAs: „abwechselnd, einmal der eine, das andere
Mal der andere". 8td.: „abwechselnd, das eine Mal der Eine, das
andere Mal der Andere". Diese Übersetzungen bringen den entscheiden¬
den Umstand, daß es sich um das Abwechseln in einer und derselben
Sitzung handelt, nicht klar genug zum Ausdrucke.

o) Hier wird auch im ungarischen Original der Ausdruck „äslsKatio"
gebraucht, vgl. bei § 29 Anm. 4.

*o) 168., HxBIxs und 8tb.: „Die Beschlußfassung erfolgt
jederzeit mit absoluter Mehrheit (8td.: Majorität)".

") 8tr. läßt den Ausdruck ininälöt Klnsl srävlöbsn (im Inter¬
esse beider Teile) unübersetzt.

*2) und 8tb.: „abwesend sind"; lliän^ani: fehlen.

ib) 8tr.: „il 68t statuö gus, si un ou plusisurs msinbrss äs l'uns
äss Dslög'ations ns sollt pas prössnts, pour uns sauss gusloongus,
psnäant Is serutln, l'autrs HölöAatioll äsvra. . Dis willkürliche
Einschaltung der Worte: psnäant ls ssrutin kann zu Mißverständnissen
führen.

") 168., 11^81^8 und 8tl>.: „in der (sie!) Sprache beider
Teile". Uinäsnil Kl u^slvön richtig: in der Sprache eines jeden
Teiles.

^) 168., K^LI^s und 8tb.: „durch die beiderseitigen Schrift¬
führer". Ist KI tollvivöl ältal richtig: durch die Schriftführer der
zwei Teile. Der gewisse Doppelsinn, als ob jeder Schriftführer das
Protokoll in zwei Sprachen führen sollte, eignet auch dem Originaltexte.
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36. Z.

lin Imrom Ür?6N6tvä1tä8 8il<6-
rotlen muruät: ,joKu von miinle-
nilr tölnolr, u mudile rs82t IslMo-
litnni, Kog)' a Irsräss K02Ü8
82UVU2Ü8 nltol 6önt6886lr sl;
IQSI^ 686tb6u u lest Isl eluölcsi
sZ^ütt ullupitsülc INSA u 82ÄVU-
/üsi Ülö8 Iislvst, uupsät 68 örüjät,
8 urru miiulcnilv slnöb iiv,jn
kl. MUAU Kii!Ott8äM tnZsuit.

8 361).

Wenn ein dreimaliger Nuntien¬
wechsel erfolglos geblieben ist:
hat ein jeder Teil das Recht, den
anderen Teil aufzufordern, daß die

Frage durch gemeinsame Abstimmung
entschieden werdet; in welchem

Falles die Präsidenten der zwei

Teile Ort, Tag und Stunde der

Abstimmungssitzung mitsammen
festsetzen °), und ein jeder Präsident

lädt hiezu die Mitglieder seines
eigenen Ausschusses?) ein^).

Zur Entstehungsgeschichte des § 36.
a) In dem Entwürfe des 15er Subkomitees lautete dieser

Punkt folgendermaßen:
„38. Wenn ein dreimaliger Nuntienwechsel erfolglos geblieben

ist: hat ein jeder Teil das Recht, den anderen Teil aufzufordern, daß
die Frage durch gemeinsame Abstimmung entschieden werde, was der
a u f g e f o r d e r t e T e i l n i ch t a b l e h n e n k a n n; u n d d a n n setzen
die Präsidenten der zwei Teile Ort, Tag und Stunde der Äb-
stimmungssitzung mitsammen fest, und ein jeder Präsident lädt hiezu
die Mitglieder seines eigenen Ausschusses ein."
b) In dem Wiener Regierungsentwurf hieß es:

„Wenn ein zweimaliger Nuntienwechsel erfolglos geblieben
ist, wird eine gemeinsame Abstimmung stattfinden. In
diesem Falle setzen . . ."
e) In den gemeinsamen Konferenzen wurde vereinbart, daß

die Worte: „was der aufgeforderte Teil nicht ablehnen
kann", zu eliminieren und die Worte: „und dann" durch die Worte: „in
welchen: Falle" zu ersetzen sind.

ä) 82snLlrLl)6, welcher in der 67er Kommission den Ab-
ünderungsantrag stellte, erklärte, der Passus: „was der aufgeforderte Teil
nicht ablehnen kann", sei überflüssig, wenn hierauf gesagt werde, daß die
Präsidenten Ort, Tag und Stunde der Abstimmungssitzung festsetzen. Die
Ersetzung der Worte „und dann" begründete er damit, daß sie eine
Zeitbeziehung ausdrücken, während in dem Paragraphen von einer Be¬
gebenheit die Rede sei.

2) liALlAs: „Notenwechsel"; vgl. bei Z 34 Anm. 5.

°) RKLIg'6 setzt nach „entschieden werde" fort: ,.was dann der auf-
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geforderte Teil nicht verweigern darf". Dieser Passus wurde, wie in der
Anm. 1 hervorgehoben ist, schon in der 67 er Kommission gestrichen und
fehlt im Gesetze.

4) 8td. macht nach „entschieden werde" Punkt und beginnt einen
neuen Satz: Die Präsidenten beider Teile vereinbaren dann den Ort. . .
Vgl. hiezu Anm. I.

5) O68., LKLlAv und 8tb.: „der Abstimmung"; im Originale
steht: srmvanäsi üläs — d. i. Abstimmungssitzung. 8tr.: ssanes Ü6
vots. Vgl. bei K 34 Anm. 3.

0) Für sA^ütt LIIapitjäR INSA (setzen mitsammen fest) wählen O6l8.
und „vereinbaren miteinander" und 8tb. kurz: „verein¬
baren". 8tr.: „üxsront snssmbls".

') O6l8., und 8td.: „Die Mitglieder seiner Delega¬
tion". Vgl. bei § 29 Anm. 4.

8) Die Angabe 8tr.s (S. 68, N. 23), daß es seit dem Bestände des
Ausgleiches noch n ie zu einer Abstimmungssitzung gekommen sei, entspricht
nicht den Tatsachen. Es gab solche Sitzungen am 30. August 1869,
10. Mai 1873, 14. Februar 1880 und am 26. April 1882.

37. Z.
L kirottsÜKok IrutüskürsIrM

68nk vLOir türZvak turtozüutnnk,
molvsü u joloii lurtüro/.utdun,
miirt üüxö86Ü, luüürn/ottun 6
di/.okksäKolrliox vunimü utuÄIvu.
kl/cützn tül n bii!Ott8NKOk int62-
Ir6«l686ik.ll6ir NSIN t6rs682k6äll6t-
II ök 8 g. IIINAVUI' NrSXi'lAAViilvL 68
waZ^ur Icvrmäii)'/ut r6826i'6 ken-
turtott üF)'oIrl)6 N6M uvutüor-
liutnuk.

8 37.
Zum Wirkungskreise dieser Aus¬

schüsse i) können nur jene Gegen¬

stände gehören, welche in dem

gegenwärtigen Beschlusses, als ge¬
meinsame, ausdrücklich s) an diese

Ausschüsse i) gewiesen sind ch. Über
diese hinaus können die Ausschüsse ^)

in ihren Verfügungen nicht gehen °)
und sich in die dem ungarischen

Reichstage und der ungarischen Re¬

gierung vorbehaltenen Angelegen¬

heiten nicht einmengen °).

1) 1^08., LxLlAk und 8tb.: „dieser Delegationen". Vgl. bei
ß 29 Anm. 4.

2) An Stelle des Ausdruckes: „in dem gegenwärtigen Be¬
schlüsse" stand in den Entwürfen der 15 er und der 67 er Kommission sowie
im „Beschlüsse" des Reichstages: „in dem die gemeinsamen Angelegen¬
heiten bezeichnenden Gesetze"; siehe Entstehungsgesch. S. 6 ff., 20 ff.,
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34; vgl. auch bei ß 6 Aum. 3, § 10 Anm. 2, K 29 Anm. I, § 35
Anm. 1 lit. ä.

o) 1.68., LgLIZs und 8tb.: „die in dem gegenwärtigen Beschlüsse
ausdrücklich als gemeinsam diesen Delegationen zugewiesen sind".
Ausdrücklich (llatLrorwttan) gehört nicht zum Wort 6c>2ös (gemeinsam),
von dem es durch Beistriche getrennt ist, sondern als Adverbinm zum
Zeitwortc: gewiesen sind.

4) 668. und LxLIxs; „die . . . diesen Delegationen zu gewiesen
werden". Vanuslr utasitva drückt nicht einen Vorgang, sondern einen
Zustand aus.

°) Ganz wörtlich übersetzt heißt die Stelle: „Über diese hinaus
können die Ausschüsse in ihren Verfügungen sich nicht erstrecken."
668., IlKMAs und 8tb. übersetzen: „Über diese Gegenstände hinaus
dürfen diese (8td.: die) Delegationen ihre Tätigkeit nicht erstrecken."

°) Über den viel weiter gezogenen Wirkungskreis, welchen die Dele¬
gationen nach dem Wiener Regierungsentwurf erhalten sollten,
siehe Entstehungsgesch. S. 15 f.

38. Z.

vV Kö2ö8 iigvelc türMnIüsürg,
Irilrültlötb diz.ott8SK, n/ orWÜK-
AMlss vital Wabsäon vnls.87.tvn,,
n sslen lintürozntbnii bisolölt 68
lrürvonslo^ott iiMolrl>6n 68 ino-
6on, N/, Or87SKg^Ül68t 0 k'klKKAV
tökdi or82s,Asins6 irnnvnl>nii ü<ch>-
vi8SÜ. 6 I)i20tt8SK 6lo1sA68 uts-
8itÜ80lv sitni IN6A N6IN Irütlistn.

8 38').

Der zur Verhandlung 2) der ge¬
meinsamen Angelegenheiten ent¬
sendete Ausschuß s), durch den Reichs¬

tag frei gewählt, vertritt in den
im gegenwärtigen Beschlusses be¬

zeichneten und umgrenzten °) An¬
gelegenheiten und auf die (im
gegenwärtigen Beschlüsse bezeichnete
und umgrenzte) Weise"), den Reichs¬
tag gegenüber den übrigen Ländern
Seiner Majestät. Dieser Ausschuß
kann durch vorherige Instruktionen
nicht gebunden werden.

') Zur Entstehungsgeschichte des ß 38.
a) In den Elaboraten des 15 er Unterausschusses und der 67 er

Kommission sowie im „Beschlüsse" des Reichstages war dieser, von der
Natur des Vertretungsrechtes der Delegationen handelnde Paragraph
in ausführlicherer und zum Teile interessanter Weise abgefaßt. Er lautete:

„Den zur Verhandlung der gemeinsamen Angelegenheiten ent¬
sendeten Ausschuß wünschen wir als eine solche Körperschaft anzusehen,
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die, durch den Reichstag frei gewählt, in den durch das Gesetz be¬
zeichneten und umgrenzten Angelegenheiten und auf die (durch das
Gesetz bezeichnete und umgrenzte) Weise den Reichstag gegenüber
den übrigen Ländern Sr. Majestät ebenso vertritt, wie wir
einzelnen, bezirksweise freigewählten Abgeordneten das Land und
dessen Interessen auf dem ungarischen Reichstage ver¬
treten. Eben deswegen halten wir es nicht für zweckmäßig, daß der
Ausschuß durch vorherige Instruktionen gebunden sei, weil bei
solchen Instruktionen der Verkehr zwischen den zwei Teilen nicht zum
Ziele führen und es oftmals geschehen würde, daß, wenn die derartigen
Delegationen der zwei Teile durch bestimmte, aber von einander ab¬
weichende Instruktionen gebunden wären, es unmöglich sein
würde, im Unterhandlungswege zu einem Resultate zu gelangen; nun
sind aber gerade jene Gegenstände, welche die gemeinsamen An¬
gelegenheiten bilden, von solcher Natur, daß deren Endentscheidung
bei Seite zu lassen oder zu verschleppen oftmals dasselbe wäre, wie
die Staatsmaschine ins Stocken bringen."
Diese Formulierung beruhte auf einem Vorschläge voäks, welcher

nur im ersten Satze anders lautete, nämlich: „Den zur Verhandlung der
gemeinsamen Angelegenheiten entsendeten Ausschuß wünsche ich als eine
solche Körperschaft anzusehen, die durch den Reichstag frei gewählt, das
Land und seine Interessen gegenüber den übrigen Ländern Seiner
Majestät ebenso vertritt, wie wir einzelnen Abgeordneten das Land und
seine Interessen auf dem ungarischen Reichstage vertreten." Die Textierung,
wie sie in dem Gutachten des Subkomitees und der 67 er Kommission
vorliegt, wurde vorgenommen, weil erklärte, daß die Ausschüsse
nicht das Land, sondern den Reichstag vertreten. (Doch ist in H 51
die Wendung, wonach die Delegationen „die Länder" vertreten, beibehalten).

Was die Instruktionen anbelangt, wünschte X^Lr^, daß die Dele¬
gierten in gleicher Weise instruiert werden sollen wie seinerzeit die De¬
putierten. OsLü erklärte aber, das Gesetz, welches die erforderlichen
Schranken enthalte, sei die Instruktion, die die Delegation brauche. Eigent¬
lich wäre die ungarische Gesetzgebung berufen, die gemeinsamen Angelegen¬
heiten „in corpora" mit dem Reichstage des anderen Teiles zu erledigen.
An Stelle der unmittelbaren Regelung solle aber eine Regelung „durch
Bevollmächtigte, durch Delegationen" treten. Der Reichstag könnte In¬
struktionen nur bezüglich solcher Gegenstände geben, die er kennt, was
eine vorherige Verhandlung der den Delegationen vorbehaltencn Gegen¬
stände bedingen würde.

l>) In dem Wiener Negierungsentwurf hatte der korrespon
dierende Paragraph nur folgende Bestimmung:

„ß 27. Die Mitglieder der Ausschüsse können durch vorherige
Instruktionen nicht gebunden werden."
c) Die Vorlage des ungarischen Ministeriums faßte den

Paragraph so, wie er jetzt vorliegt, nur behielt sie noch die mit den Worten:
„weil bei solchen Instruktionen" beginnende Motivierung bei, die aber in
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der Spezialberatung „als überflüssig" fallen gelassen wurde (Xaplö IV,
S. 202).

2) I,<48., liK'lHAK und 8tb.: „Behandlung". Die Übersetzungen
lassen den Unterschied zwischen den Begriffen slintänes (Titel, IR-. Abs. 2,
5 52, 56), liv/.olüs (Zß 16, 23—26, 28, 60, 63, 64, 69) und
tLi-Z^alLo (88 25, 38, 41, 47) unberücksichtigt. heißt Er¬
ledigung, Ordnung, (von lrö? die Hand) Behandlung, Handhabung,
Manipulierung, tärA^aläs (von tärA/alni verhandeln) aber Verhandlung.
Wie eine Vergleichung der angeführten Stellen zeigt, macht das Gesetz
zwischen diesen Begriffen sehr feine und zutreffende Distinktionen.

2) O68., und 8tl>.: „Delegation". Vgl. bei 8 29 Anm. 4.

4) RAlölAs: „in den in dieser Feststellung". 8atLro?at ist die
technische Bezeichnung für Beschluß (vgl. bei 8 15 Anm. 4 und 8 69
Anm. 4). Hinsichtlich der Abänderung des Ausdruckes „durch das Gesetz
bezeichneten" (Anm. 1) in „im gegenwärtigen Beschlüsse bezeichneten"
vgl. bei 8 37 Anm. 2.

5) Xörvonaloimi, eigentlich mit einer Kreislinie umgrenzen.

a) Die Attributivbestimmung a sslon batäro^atban lcijolölt üs
Irövvonalorwtt (im gegenwärtigen Beschlüsse bezeichnet und umschrieben)
gehört sowohl zu üK^slrlwn (i n den Angelegenheiten), als auch zu inöäon
(auf die Weise). Im Deutschen ist man genötigt, sie zu wiederholen.
D6l8., li^LlAo und 8td. übersetzen: „in den in diesem Beschlüsse (1^131^6:
dieser Feststellung) bezeichneten und abgegrenzten Angelegenheiten und unter
den Hierselbst (8tb. hier) bestimmten Modalitäten".

39. 8-

(chsiirü» iin'xlsürn nö?v6
msAÜÜaxittutile, IioZv o?on tür-
8Xnt, mklv n .seien Ilnbüro^nb
8?erint 6 lnnottsnAolr eleturtn/ik,
n leö2v8 nnni8xteriuin ininäeniü
bi?ott8ÜAnalr icülön nclsn sie.
Enäeniie üi?ott8ÜKNuR soZa 168?,
l<er(l686ket inte/ni n Kü?ü8 mi-

, vnZ^, n 8?nlrnlc
«?6rint, iuutnll illete inl>snl>o/., k<'r-
üsb u?olctol keisletet 8 kelviläZo-
Äbüsoknt; uMnna?ert n Ieü?,ü8
wini82teriuinng,lc soAÜban ällunä,

folger, Ausgleich.

8 39.

Hinsichtlich des Verfahrens¬
modus *) wird festgesetzt, daß den
Gegenstand, welcher dem gegen¬
wärtigen Beschlüsse gemäß?) vor
diese Ausschüsse s) gehört, das ge¬

meinsame Ministerium einem jeden
Ausschusses separat4) darlegt
Ein jeder Ausschuß ^) wird das

Recht haben an das gemeinsame
Ministerium, oder, je nach den
Ressorts, an das betreffende Mit¬

glied ") desselben, Fragen zu richten,

er kann von denselben Antwort und
13
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8 irüäön nrru kslWölittutiü, kö-
1sl68 18 lesuck, 6KviK bi2ott8ÜAllÜl
ugv, milit L IUN8iÜNiU, M6A-
.solonni, kelslni, 68 82<1vul vnZV
il'il8>>8il, 8 lm 82 Kur nöllrül
törtöriluüib, 8 82üir86A68 irotolr
Slotörs6821686 mMott 18, ksl-
viIÜM8i1n8olrn1 uckni.

Aufklärungen^) verlangen; eben

darum wird es in der Befugnis des
gemeinsamen Ministeriums stehen,

und wenn es dazu aufgefordert
wird, wird es auch verpflichtet sein,
bei^) dem einen Ausschusses sowohl,

wie bei") dem anderen zu erscheinen,
Antwort zu erteilen, und mündlich

oder schriftlich, und wenn dies ohne

Nachteil geschehen kann, auch unter
Vorlage der nötigen Schriftstücke,
Aufklärungen zu geben")").

I) 1,68.: „des liloüu.8 prooockvncki"; 8tb.: „der Art des Ver¬
fahrens"; ttxLlK-s: „des Verfahrungsmodus".

") In den Elaboraten des 15 er und des 67 er Ausschusses und im
Regnitblarbeschlusse stand: „welcher dem Gesetze gemäß". Vgl. hiezu bei
ts 37 Anm. 2. statt „Beschluß": Feststellung; siehe hiezu bei
38 Anm. 4.

3) 1,68. und 8tb.: „vor diese Delegationen"; 8x61^6: „vor diese
Delegation". Vgl. bei Z 29 Anm. 4.

^) 1,68., UxUl^s und 8tb.: „besonders".

5) 1,68., 11^131^6 und 8tb. übersetzen slätsrjssntsni (HH 7, 21, 39,
41, 61), ätnälli (§ 40), bonäni (§ 43) und hier slonckni unterschiedlos
mit „vor le gen". In Wahrheit heißt elätsrjsssitsni vorlegen, unter¬
breiten (vgl. bei § 17 Anm. 2), ätmlni übergeben (LtnäLs — Übergabe,
traäitio, IrnlinA, N. ckoKi Dsxiüon, Artikel utackLs), bsnäni einreichen,
intracksrs (8 2 n r v n 8 - 8 i m o n / i) und sloaäni (mündlich oder schriftlich)
darlegen, referieren.

0) 1,68.: „oder je nach dem Ressort an betreffende Mitglieder".
Das Original sagt: „je nach den Ressorts an das betreffende Mitglied".
IlKLIsss: „oder je nach den Fächern an das betreffende Mitglied".

?) 1,68., 11^131^6 und 8tb.: „Aufklärung". Das Original ge¬
braucht den Plural.

s) 8tb.: „in der einen wie in der anderen Delegation zu erscheinen".
Das Original gebraucht vielleicht nicht ohne Absicht die Präposition bezw.
im Ungarischen das Suffix „bei" (dmottonAnak, masHr-M), d. h. nicht
in, sondern bei, gleichsam „vor" der Delegation. Die Verbindung mit
-näl (bei) ist umso auffallender, als nmNolknni regelmäßig mit -bau,
-bon (in) oder mit -n, -on, -sn, -ön (auf) konstruiert wird (^Esen:
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in der Versammlung; suinbä^ban: im Theater). 8tr. übersetzt: äs os
prsosntsr äsvant I'uns st 1'nutrs OslsKLtion.

^) 1^68. und L^ölAs übersetzen: „ ... zu antworten und münd¬
liche oder schriftliche Aufklärungen zu geben, oder, wenn es ohne
Nachteil geschehen kann, auch die nötigen Dokumente vorzulegen".
8tk.: „. . . zu antworten, mündliche oder schriftliche und, wenn es ohne
Nachteil geschehen kann, auch unter Vorlage der nötigen Akten, Auf¬
klärungen zu geben". 8^6val iräsban <mündlich oder schriftlich) sind
nicht Eigenschaftswörter, sondern Umstandswörter, welchen der Ausdruck
a srmlrsöAss iratoll slötsrjss^tsss insllott is (auch unter Vorlage der
nötigen Schriftstücke) als weitere Umstandsbestimmung koordiniert
angereiht ist. Das Gesetz sagt nicht, das Ministerium ist verpflichtet,
Aufklärungen zu geben oder aber die Schriftstücke vorzulegen, sondern
sein in der 67 er Kommission nach längerer Debatte beschlossener Wortlaut
(siehe folgende Anmerkung) geht dahin, das Ministerium sei verpflichtet,
schriftlich oder mündlich und eventuell unterVorlage der Schrift¬
stücke Aufklärungen zu geben. Iratost sind nicht Dokumente (ungarisch
olrinän^ost), sondern Schriftstücke.

i") In dem 15 er Elaborate war eine unbedingte Verpflichtung
zur Vorlage der verlangten Schriftstücke vorgesehen. Es hieß daselbst:
Das Ministerium wird auch verpflichtet sein, „bei dem einen Ausschüsse
sowohl, wie bei dem anderen zu erscheinen, Antwort zu erteilen, die ver¬
langten Schriftstücke vorzulegen und Aufklärungen zu geben".

Der Wiener Regierungsentwurf lautete: „ ... zu erscheinen,
Antwort zu erteilen und mündliche und schriftliche Aufklärungen zu geben".

In den gemeinsamen Konferenzen wurde vereinbart, daß die
Worte: „die verlangten Schriftstücke vorzulegen" zu eliminieren seien.

Der gegenständliche Antrag stieß in der 67er Kommission auf
heftigen Widerstand; in der langen Debatte (Xösiös visMn^oll, S. 101
bis 111) sah sich ÖsLIc schließlich genötigt, einen Vermittlungsantrag
zu stellen, der angenommen und auch Gesetz geworden ist.

40. §.

4. IcÖ2Ö8 KöltÄSAVSlsS INSKÜl-
lupitstsu lssnä 6 biöottsÜAost
kolnäutülluk ovsnllint slokoräulö
bc!Akorito8udd rsWo. 11 Irö1t8vK-
vstsst, insl^ SAZ-sckül nz.oir stiilt -

tsrjsälrst, u mslvsll u
.islsn Iiutäi-oxntl'nn sto2Ö86stlN:st

llijslölvs, L llü/üs miiri.82-
bsriun, minä a lest llülön ksls-

8 40.

Die Feststellung des gemeinsamen

Kostennoranschlages ^) wird der jähr¬
lich vorkommende wichtigste Teil der

Aufgabe dieser Ausschüsse?) sein.
Diesen Kostenvoranschlag, der sich
lediglich auf jene Kosten ^) erstrecken

kann, welche in dem gegenwärtigen

Beschlusses als gemeinsame be¬

zeichnet sind 5), wird das gemein-
13»
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los unin8tsriuiun3le dstol/asavg-l
koZju kssriteni, 8 ugv ueljn 32t
ut minclvniü lü/nttKrlAriuü üülön.
bi2ott83Kok a koutskd IrOrüIirt

HV>(I 826rillt koAjulr u/t üülün
turA^ului, 8 682I'SV6t6l6ik6t 6AZ'-
M3883I ir38ban köxlik. 8 3 INtzlv
poutru II62V6 OMötöilv IN6K II6II1
6M62N6N6K, 32t LAVÜttvL Ä68-
KtzN 823V323tt3l llutuvOL^Ülr ki.

same Ministerium mit Einflußnahme
der beiden besonderen verantwort¬
lichen Ministerien anfertigen, und
übergibt ihn so einem jeden Aus¬
schusses separat"). Die Ausschüsse?)
werden ihn nach dem oben um¬
schriebenen Modus separat ver¬
handeln ?), und teilen ihre Be¬
merkungen einander schriftlich mit,
und den Punkt, hinsichtlich dessen
ihre Ansichten nicht übereinstimmen
sollten, entscheiden sie in Zusammen-
Sitzung N) durch Abstimmung.

*) Das in diesem und im folgenden Paragraph wiederholt vorkommende
Wort KöItsöKvstöo wird in 188., RALIZo und 8tb. bald mit „Budget",
bald mit „Voranschlag" übersetzt. Da lölt^Avotös (von IröltsvA — Kosten
und votös — das Werfen) Kostenentwurf, Kostenvoranschlag bedeutet, so
erscheint es am treffendsten, es überall mit Kostenvoranschlag wiederzugeben
und Budget nur dort zu verwenden, wo dieses Lehnwort auch im Original
(z. B. § 43) gebraucht ist. Bemerkt sei, daß G. in der
67 er Kommission die Frage stellte, ob unter „gemeinsamer Kostenvorschlag"
auch die Bedeckung zu verstehen sei, da, wenn dies nicht der Fall sein
sollte, in diesem und anderen Paragraphen statt „gemeinsamer Kosten¬
voranschlag" nur „gemeinsame Kosten" gesagt werden müßte. Die Kom¬
mission ging jedoch über die Anregung hinweg. Vgl. auch bei Z 7 Anm. 8.

2) 188., H^Ll^o und 8tb.: „Delegationen"; vgl. bei § 29
Anm. 4.

s) 188., RxlZlKS und 8tb.: „Ausgaben"; vgl. bei H 7 Anm. 8.

4) RALlAs: „in der gegenwärtigen Feststellung". Vgl. bei Z 38
Anm. 4.

5) In den Elaboraten des 15er und des 67 er Ausschusses und im
Reichstagsbeschlusse lautete der Relativsatz: „welche in dem hinsichtlich
der Feststellung dieser gemeinsamen Angelegenheiten zu schaffenden
Gesetze als gemeinsame bezeichnet sein werden". Vgl. hiezu bei
Z 39 Anm. 2, Z 38 Anm. 4, ß 37 Anm. 2.

°) 188 , liALIxs und 8tb.: „wird das gemeinsame Ministerium . . .
ausarbeiten und so jeder Delegation gesondert vorlegen". Für
ausarbeiten steht im § 19 lcickolKormi; über Ltaäni (übergeben) vgl. bei
§ 39 Anm. 5 und über Icülöu bei § 28 Anm. 5.

?) 1,88.: „abgesondert verhandeln"; liZLlKs: „besonders be-
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raten"; 8tb.: „abgesondert beraten"; vgl. über llitlöa und tLr-
8/alni bei Z 28 Anm. 5 und Z 38 Anm. 2.

, K^LlAs und 8tb.: „in gemeinschaftlicher Sitzung";
8tr.: „on svuneo plbniairs". Siehe über den Ausdruck s^/üttss ülös bei
8 34 Anm. 3.

41. 8-

^.2 11/ modon möAÜlIaxitott
lrÖll86AV6b68 töllkö s.2 6K/68
V1'82ÜAOK Nltsl tzÜI'K/nIÜS nlÜ Ilk'M
vötzobliötilr, iumom kötsles mim
dmiill S2ON. man/ 826rint, melv
(n jolon Iintäro2st 18., 19., 20.,
21. 68 22. pontjaiban llörülirb
mddon) slor« meAällaxittatott,
<r llÖ2Ö8 lrö1b86KV6t68l)o1 1'6ü 680
r682b vi.dvlni. Otz Iitivsl 620N llo/,08
Irö1b86Askr6 N62V6 a llivst68,
1>6826ä68 8 8,2 ad6r6nd.820I'N6lv
ra6Kg1Ikipjtzü88., NaZ/aror82äßra
U62VS, a matz/ar O1'82ÜAA/Ülk8
68 magvsi' k6lslo8 milii8/t6i'ium
irvrsktz? tart02ill: 3. maA/ar
Ministerium a mngvnr oi'82ÜF-
8^ül08lm2 t61's682t6näo llö1t86A-
V6tÖ86bs 18 1«1v66ndi mündig-
krron 08826gc>Ieot, mel/sll a mm
Megnlluiiitott KÖ2Ö8 Irültsügvetüs-
^ol U2 emlitett man/ 82srint
^ir8/nror82ÜKrn 68nslr, o8akllog/
628N rovntolc, a M6nn/i86gi.'6
riWvtz, vitutzn8 als. több« nsm

H6826d6tV6N 82 «klmnt,
^6gü1Iap1tott K02Ö8 kült86gc:kro
8rülr86A68 08826g a mag/ar ks-
^'408 miniWterium ältal, a Iiavon-

8 41').

Der auf solche Weise festgestellte
Kostenvoranschlag kann nicht mehr
durch die einzelnen Länder einer
Verhandlung?) unterzogen werden,
sondern ein jedes ist verpflichtet
nach jenem Verhältnisse, welches
(auf die in den Punkten 18, 19,
20, 21 und 22 des gegenwärtigen
Beschlusses umschriebene Weise) im
voraus festgestellt worden ist, den
aus dem gemeinsamen Kostenvoran¬
schlag auf dasselbe fallenden Teil zu
tragen. Da^) aber hinsichtlich dieser
gemeinsamen Kostens die Aus¬
werfung, Einhebung und die Fest¬
stellung des Steuersystems, in An¬
sehung Ungarns, in den Kreis des
ungarischen Reichstages und des
ungarischen verantwortlichen Mini¬
steriums gehört o): wird das unga¬
rische Ministerium auch a) in seinen
dem ungarischen Reichstag vorzu¬
legenden Kostenvoranschlag stets jene
Summen aufnehmen, welche aus
dem bereits festgestellten gemein¬
samen Kostenvoranschlage dem er¬
wähnten Verhältnisse gemäß') auf
Ungarn fallen, nur daß diese Rub¬
riken ^), hinsichtlich der Höhe, einer
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Kink kokolvt aliansiovoclolinolrbol
L KÖ2Ö8 Iro1t.86A6lc k6<l62686r6
8xo1tzälü V6W a inatzvar pünxütz)'-
rnini8xtsr Mal llavonllink a Küxö8
p6NXÜAzUnini82toi'll6X ättototill ,
axon aranv 8xorint, a mol/
aranvkan all a Köxö8 lrölt86Koll
Ö8826A6 ax OI'82AtzO8 llöIt8VAoll
Ö882SA0Ü62. KÖ2Ö8 PLNXÜtzV-
miinWtor ko1o1o81682 ax iiltalvotk
Ö88X6KQ6K a llitüxotk oxololrra
loonclo korelibä8äort ; matzäkan
örbotoävon, liog/ ax, a iri ax
ö88X6Aolrok lloxoli, 8xoros 8xama-
<lä88al kotz' tartoxni.

Diskussion nicht mehr unterzogen

werden können. Nachdem die zu
den derart festgestellten gemeinsamen
Kosten^) nötige Summe durch das

ungarische verantwortliche Ministe¬

rium eingehoben worden ist, wird

aus den monatlich eingeflossenen
Staatseinkünften der zur Deckung
der gemeinsamen Kosten ^) dienende

Teil durch den ungarischen Finanz¬
minister monatlich an den gemein¬

samen Finanzminister übermittelt,
nach jenem Verhältnisse, in welchem

Verhältnisse die Summe der ge¬
meinsamen Kosten 4) zu der Summe

der Kosten des Landes steht").
Der gemeinsame Finanzminister wird

für die zu den fixierten Zwecken
zu geschehende'°) Verwendung der

übernommenen Summe verantwort¬
lich sein; wobei es sich von selbst

versteht, daß derjenige, welcher diese

Summen verwaltet, zu genauer
Rechnungslegung gehalten sein wird.

*) Zur Entstehungsgeschichte des ß 41.
a) Die zwei letzten Sätze des H 41 hatten in dem 15er Elaborate

(P. 43) eine wesentlich kürzere Fassung, nämlich:
„Nachdem die zu den derart festgestellten gemeinsamen Kosten

nötige Summe durch das ungarische verantwortliche Ministerium ein-
getrieben worden ist, wird es d i e se S u m m e z u H a n d e n des
betreffenden gemeinsamen Ministers abführen (»2 illotö
ll62ös unnwrNornoll sxoltzältasia), der für die zu den fixierten
Zwecken zu geschehende Verwendung der übernommenen Summe ver¬
antwortlich sein wird; es versteht sich von selbst, daß . . ."
b) Im Wiener Regierungsentwurf waren die Bestimmungen,

welche sich auf die in § 41 behandelten Fragen beziehen, in den 30,
47—50 enthalten, ß 30 lautete:

„Der auf solche Weise festgestellte Kostenvoranschlag kann nicht
mehr durch die Vertretung der einzelnen Länder einer Verhandlung
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unterzogen werden, sondern ein jedes ist verpflichtet, nach dem im
voraus bestimmten Verhältnisse den aus dem gemeinsamen Kosten¬
voranschlag auf es fallenden Teil zu tragen."
Die Z8 47—50 sind bei § 27 Anm. 1, mitgeteilt.
v) In den Wiener gemeinsamen Konferenzen wurde sohin

vereinbart, in den Punkt 43 des 15 er Elaborates (jetzt § 41) die
Bestimmung aufzunehmen, „daß von den monatlich ein geflossen en
Staatseinkünften der zur Deckung der gemeinsamen Kosten dienende Teil
durch den ungarischen Finanzminister monatlich an den gemein¬
samen Finanzminister übermittelt wird, nach jenem Verhält¬
nisse, in welchem Verhältnisse die Summe der gemeinsamen
Kosten zu der Summe der Kosten des Landes steht".

Die Vereinbarung bezog sich ausdrücklich auch darauf, daß an
Stelle des im 15 er Elaborate enthaltenen allgemeinen Ausdruckes „der be¬
treffende gemeinsame Minister" der Ausdruck „der gemeinsame Finanz-
minister" zu setzen sei.

Der aus Anlaß der Vereinbarung in der 67er Kommission von
M. Ivöu^a^ eingebrachte Modifizierungsantrag wurde nach längerer De¬
batte angenommen (Lö/.ös vis2on/o1r, S. 112—119).

?) L6l8. und LAMAS: „Behandlung"; türA^aläs ist, wie bereits
bei 8 38, Anm. 2, hervorgehoben wurde, nicht Behandlung, sondern
Verhandlung. Eine „Behandlung" ist nicht nur nicht ausgeschlossen,
sondern wie aus ß 43 und auch aus dem vorliegenden Paragraph selbst
hervorgeht, sogar notwendig. Ausgeschlossen ist nur eine neuerliche Ver¬
handlung des durch die Delegationen bereits festgestellten Kostenvoran¬
schlages.

b) L68.: „nachdem"; inivsl hat eine motivierende Bedeutung
(O^usi-or-LoAurasi, Lslsmsu), ist daher im Deutschen richtiger
mit „da" wiederzugeben. So auch 8tl>.

4) L(48., L.ALIA6 und 8tl>.: „Ausgaben" bzw. „Auslagen"; vgl.
bei § 7 Anm. 8.

5) Unverständlich ist die Übersetzung 8tr.s: „Lnurtaut, ssmms la
U'pai-titisn, la psresption st la ckstarin inntiou üu y^ritsmv clso iinpnta
>' s I s v sut unigusmsut (uuigusrusnt fehlt im Original) ck v 1 a IIs nAi- i«,
ou SS 91N ssnssrns S68 «Ispsnüvy VSINMUIUW, st NU88I ckn Lnrlswvnt
hsuAroiy st llu miuwtsrs rs8pou«abls IiouArois: lo miniytvrs IisnAism
uwerirg, . .

6) L6l8., Lg-UlAs und 8tk.: setzen „auch" vor „jene Summen";
uach dem Original gehört es zu Kostenvoranschlng.

?) 8td. läßt den Passus ar- smlitstt arän/ susrint (dem erwähnten
Verhältnisse gemäß) unübersetzt.

s) ^0-8., LALlAs und 8td.: „Posten"; rovat heißt: Einschnitt,
Kerbe, Spalte, Columne, Rubrik (UalluAi, 8imon^i-La1<r88a).
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0) 4(48. und LK-LlFv: „in welchem Verhältnisse die Summe des
Gesamt-Budgets zum Landesbudget steht", was nicht nur un¬
richtig übersetzt, sondern auch unverständlich ist. Das Gesetz spricht von
dem Verhältnisse der Summe der gemeinsamen Kosten zu der Summe
der Kosten des Landes.

'0) loonää---- „zu seiende" oder „zu geschehende"; vgl. auch oben S. 70.

42. 8-

otkälo WÜmnäüsolc iu6F-
viWAÜlnLu Ka8ouloul Nir cuuKtsbb
biriottsnAolent illoti; u/.olv 6 82Ü-
iuuäÜ8olrru iiMvs 18 n koiitokl)
lrörülirt urüäou koMuk oljürui.

8 42.

Die Prüfung *) von derlei Ver¬
rechnungen^) kommt gleichermaßen3)

den erwähnten Ausschüssen^) zu;
dieselben werden auch hinsichtlich
dieser Verrechnungen?) auf die oben

umschriebene °) Weise vorgehen.

ch 4,(48. und ttxlÜAo i „Revision".

2) 408., I>und 8tk.: „Rechnungen"; tju-iwacläs: Ütech-
nungslegung, Verrechnung, vgl. ß 41 in tino.

3) 4(48. und lixLtAS: „ebenfalls"; 8tk.: „g l e ichfall s." Siehe
das gleiche Wort Kasoulöul oben in § 29.

4) 4(48., IlKLl^o. und 8tl>.: „Delegationen"; vgl. H 29 Anm. 4.

b) 8tk.: „in der oben erwähnten Weise"; „erwähnt" ist oinlitstt
wie eine Zeile vorher; hier steht Körälirt.

43. ß.

4lu80nlü 6ljürÜ8 kövobouäo
luiucleu oZ^ök tärMukkun 18,
ruoh-eü, uünt Icö2ö8 ÜAvok, u/
oriutett kiilott8ÜAok üörokoz tur-
boriuule. k/okot i.8 u üö/,ii8
iuiui8Lb6riuiu iniiräonilL läxott-
8ÜKuu4 lrülöu uäjn ko, u kixott-
8ÜMlc külöu ttu'Avulsüü, nüxstoi-
kot 6A^nrä88S,1 irÜ8kan Üü/Üili,
68 kn ilv inöclon 6KVVlÜ88ol
M6K N6M SMerKötnonoK, ukkor,

8 43 l).

Ein ähnliches Verfahren ist auch
in allen sonstigen Gegenständen?)
zu befolgen, die, als gemeinsame

Angelegenheiten, in den Kreis der

berührtenAusschüsse^) gehören. Auch
diese reicht das gemeinsame Ministe¬
rium bei einem jeden Ausschusses
separat ein, die Ausschüsse^) ver¬
handeln^) sie separat, teilen ihre
Ansichten einander schriftlich mit,

und wenn sie sich auf solche
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miub kouokb luonclaioti, 820.VU2Ö
SMÜttöS Ä68d6Q Imiiroxuak.
iVIngöbnu örtotoclik, Ilvtzv Imtnro-
2g.tg.ik, g uuuiuvibvn kojoäsimi
jüvälm.A^Ü8 gki tart02uak, 0 Uel-
86A6N6K költ6rj682t6uäük, 8 kg.
Ö I?6l86A6 g-Ital llI6A6I'08itt6tll6k,
kötslsro orövsl kiranclanak. ^.2
itv Usvikünli jövüIwK^Ü88uI inoZ-
6ro8it6tt Iigtgro/gtnkgt g/.nnkgn
o I?6l86A6 miuävuik 0r82ÜAA^Ü-
i68Q6k g2 illkto külöu ksl6lo8 ini-
ni82tsriuni Mal näatjn tucltüra.
^.20N kgtgro/gtokgt, luoIvOk u
clkIsAatiükdau g. kslltirt uröäou
Iw2g.ttg.K 8 Ö ^6l86K6 Ültnl 826U-
tsZittettkk, urintau g. uvi^vur
or82gM^ül68li«k tuätürg. g.6g.ttg.K,
UgA/g.rOI'82kZt>gN (I l?6l86A6 68U.K
g. t6lslo8 Ivini82t6rium
ältal iiujt,uUm.tsa V6gn6. U8VUUN-
26I't UlinÜa2OU Költ868okst 18,
Mkllv'vk g. Ki20tt8gA ilv INÖäoir
!>O2ott 68 826llt68it6tt Kg.tgrOv
2S.tWgK kol^täu NgA^g1'0r82gM'g
Ilgrgmlsngk, n mnAxar kolsln.?
mini82t61'ium kogM <12 or82gS-
8XÜI68Ü68 rnsKgllgpitott
«rMäzi duk^ottci «-AVÜtt kivstni
68 t>682vcim.

Weise miteinander nicht einigen
könnten, dann beschließen sie, wie
weiter oben gesagt worden ist,
in einer Abstimmungs-Zusammen-
Sitzung^). Es versteht sich von
selbst, daß ihre Beschlüsse, insofern
sie der landesfürstlichen Genehmi¬
gung §) unterliegen, Seiner Majestät
zn unterbreiten sind, und wenn sie
von Seiner Majestät bekräftigt
werdens), werden sie bindende Kraft
besitzen. Die mit solcher landes¬
fürstlicher Genehmigung bekräftigten
Beschlüsse s) lassen jedoch Seine
Majestät einem jeden Reichstage
durch das betreffende besonderes
verantwortliche Ministerium zur
Kenntnis bringen. Die Beschlüsse,
die in den Delegationen auf die
obbeschriebene Weise gefaßt und
von Seiner Majestät sanktioniert")
worden sind, können, nachdem sie
dem ungarischen Reichstage zur
Kenntnis gebracht^) worden sind, in
Ungarn Seine Majestät nur durch
das verantwortliche ungarische Mini¬
sterium vollziehen lassen. Eben¬
deswegen^) wird auch") alle jene
Kosten"), die einem auf solche
Weise gefaßten und sanktionierten")
Beschlüsse des Ausschusses") zu¬
folge auf Ungarn entfallen, das
ungarische verantwortliche Ministe¬
rium mit dem reichstägig") fest¬
gestellten ungarländischen ") Budget
zusammen auswerfen und einheben.
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i) Zur Entstehungsgeschichte des Z 43.
Der tz 43 ist so Gesetz geworden, wie er bereits in dem 15 er Elaborate

(P. 45) formuliert war.
Die ursprüngliche, von Osall vorgeschlagene Formulierung lautete:

„Ein ähnliches Vorgehen ist auch in allen sonstigen Gegenständen
zu befolgen, die, als gemeinsame Angelegenheiten, in den Kreis der
berührten Ausschüsse gehören. Auch diese, mögen sie sich aufdas
Auswärtige, das Kriegswesen, das Finanzwesen oder
die Staatsschuld en beziehen, reicht das gemeinsame Ministerium
bei einem jeden Ausschüsse separat ein, die Ausschüsse verhandeln sie
separat, teilen ihre Ansichten einander schriftlich mit, und wenn sie sich
auf solche Weise nicht einigen könnten, dann beschließen sie, wie weiter
oben gesagt worden ist, mit Majorität in gemeinsamer Ab¬
stimmungssitzung. Es versteht sich von selbst, daß ihre Beschlüsse, in¬
sofern sie der landesfürstlichen Genehmigung unterliegen, Seiner
Majestät zu unterbreiten sind, und wenn sie von Seiner Majestät be¬
kräftigt werden, werden sie bindende Kraft besitzen. Die mit solcher
landesfürstlichen Genehmigung bekräftigten Beschlüsse lassen jedoch
Seine Majestät einem jeden Lande durch das betreffende besondere
verantwortliche Ministerium zur Kenntnis bringen, und durch das¬
selbe in Vollzug setzen."
An dieser Formulierung beanstandete Tisza die Anführung der

„Staatsschulden", worauf der Satz, „mögen sie sich auf das Aus¬
wärtige, das Kriegswesen, das Finanzwesen oder die Staatsschulden be¬
ziehen", fallen gelassen wurde.

verlangte die Ersetzung des Wortes „Land" (orsuLZ) durch
Reichstag (orsMKg-Mlös), sowie die Aufnahme der Bestimmung, „daß
nichts in Vollzug gesetzt werden darf, solange nicht der Reichstag die Be¬
schlüsse der Delegation genehmigt (jüvL nein llaK^ja)". wollte
feststellen, daß, insolange nicht das Landesbudget erledigt sei, auch der
Delegationsbeschluß nicht durchgeführt werden dürfe.

Das Subkomitee einigte sich schließlich auf die Formulierung, wie
sie in dem Gesetze vorliegt.

Der Wiener Regierungsentwurf übernahm die ersten beiden
Sätze des 15 er Gutachtens unverändert, fuhr aber dann fort:

„Ihre Beschlüsse sind, insofern sie der landesfürstlichen Genehmigung
unterliegen, Seiner Majestät zu unterbreiten und besitzen nach ihrer
Sanktionierung verbindliche Gesetzeskraft. Die mit solcher
landesfürstlichen Genehmigung bekräftigten Beschlüsse lassen jedoch
Seine Majestät einem jeden Reichstage durch das betreffende besondere
verantwortliche Ministerium zur Kenntnis bringen."
Der übrige Teil ist im Regierungsentwurf weggelassen. Vergl. hiezu

bei A 27 Anm. 1.
In der Aufzeichnung über die gemeinsamen Konferenzen ist

vermerkt, daß es zu P. 45 (jetzt ß 43) keine Bemerkung gab.
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2) 868., und 8tb.: „Angelegenheiten". Im Original
steht tni'K^ak (Gegenstände) zum Unterschied vom unmittelbar folgenden

(Angelegenheiten). „Gegenstand" (Verdeutschung des Wortes
„Objekt") ist das, worauf unsere geistige Anschauung gerichtet ist;
Angelegenheit aber das, worauf wir in unserem Tun Sorge ver¬
wenden. (Vergl. bei Titel Anm. 2). Daher spricht das Gesetz regelmäßig
(kr. Abs. 2, M 7, 8, 18, 24—28, 38, 43, 44, 47, 56) von „gemein¬
samen Angelegenheiten" und nicht von „gemeinsamen Gegen¬
ständen" (Ausnahme Z 52), weil „gemeinsam" hier als eine Kategorie
des Handelns und Verfügens in Betracht kommt (vgl. bei ß 2
Anm. 5 lit. o und Anm. 7 insb. S. 71 f.). Nur insofern« die Be¬
handlung eines „Gegenstandes" ins Auge gefaßt wird, erscheint er als
eine „gemeinsame Angelegenheit", wie dies in richtiger logischer Scheidung
insbesondere in 43, 44 und 52 ausgesprochen wird.

b) 868., RssUlAs und 8tl>.: „Delegationen"; vgl. bei 8 29
Anm. 4.

4) 868., lixUIxo und 8tll.: „behandeln". Im Original steht
tüi-^alui — verhandeln; siehe bei 8 38 Anm. 2, bei § 41 Anm. 2.

5) 868. und U^UlAs: „in einer Abstimmungs-Gesamtsitzung";
8tb.: „in einer gemeinsamen Abstimmungssitzung". Vgl. über oxMttos
ülüs oben bei H 34 Anm. 3.

s) 1,(48.: „der landesfürstlichen Sanktion", RgBlAs: „der fürst¬
lichen (!) Sanktion", 8tb.: „der Sanktion des Monarchen",
-lovülmg-^üs (von jo gut und lwMni lassen) ist Genehmigung, Gut¬
heißung (siehe das Wort in §8 47, 69). „Genehmigen zeigt an, daß
man das, was ein anderer tut, für gut hält" (Eberhard, N. 671).
Sanktion und sanktionieren, die ganz spezifische staatsrechtliche
tormiui toellnioi sind, heißen Wkntositös, sssntssitoni (von srnrnt sunotus),
welche Ausdrücke gleichfalls in diesem Paragraph, sowie auch in den
88 20, 61, 69 vorkommen. Im Sanktionierungs-Dekret (S. 288 f.) sind
die Ausdrücke jovLIis^ni (genehmigen), llol/llsullnA^ni (bestätigen),
MtzAsrositoni (bekräftigen) und srwntssitoni (sanktionieren) nebeneinander
gebraucht. Über t'ojsäolom siehe oben bei 8 4 Anm. 2.

?) 888., liKLlKv und 8tb. setzen nach „sind" Strichpunkt und be
ginnen einen neuen Satz, und zwar 868. und „wurden sie
von Seiner Majestät sanktioniert", '8tl>.: „werden sic von Seiner
Majestät bestätigt". LlvAvromtsni (von vrn Kraft) bedeutet bekräftigen
(eonürmaro). Bestätigen entspricht sowohl etymologisch, als auch dem
Sinne nach Iiol^bsnlmA^ni (von liol^, Stätte).

8) 868.: „Solche durch landesfürstliche Sanktion bestätigte
Beschlüsse"; LZLIxs: „Solche durch fürstliche (!) Sanktion fest-
ge stellte (!) Beschlüsse"; 8td.: „Die so durch die Sanktion des
Monarchen genehmigten Beschlüsse". Im Gesetze steht: „Die mit
solcher landesfürstlicher Genehmigung bekräftigten Beschlüsse".
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2) RZ-LlKs: „betreffende eigene verantwortliche Ministerium".

Hier steht auch im Original der Ausdruck „äslsKutio".
") Hier gebraucht auch das Original den Ausdruck snsntssitoui,

sanktionieren; vgl. Anm. 6—8.
1,68-, U^UlAs und 8tb.: „mitgeteilt"; tucktüra uckui, wie

unmittelbar vorher, zur Kenntnis bringen.
ib) 1,08., UxlUxs und 8tb.: „daher"; u^anLi-ört: ebendeswegen,

ebendarum; vgl. in §§ 39, 62, 66.

") 668., und 8tb.: „Daher wird auch das verantwortliche
ungarische Ministerium alle jene Ausgaben (Auslagen)"; „auch" gehört
zu Kosten.

>ö) 1,68., : „Ausgaben"; 8tb.: „Auslagen". Vgl. bei
§ 7 Anm. 8.

10) 1,68., li^LIg-o und 8tb. lassen unübersetzt und sagen:
„welche infolge der auf solche Weise gefaßten und sanktionierten Be¬
schlüsse auf Ungarn entfallen".

11) 1,68. und UxLIxs: „mit dem auf verfassungsmäßigem
Wege festgestellten..."; im Original steht: reichstägig festgestellten.

io) 1,68., UKUIg-s und 8tb.: „ungarischen Budget". Das Original
spricht vom „ungarländischen" Budget; vgl. auch bei M II—14 Anm. 30.

44. §.

kivüi, g inilrot g.
lrüLös kolslos ininistsririm tor-
fo82t olo g IcöLösÜAvi biLott-
8gKolriig6 (äoloKgtiö), 6 Oi/ott-
8ÜKolr niinäoK^ilro dir ks^clsms-
11^62681 sogggl, äs 68rrk olv
turMglrrg, vonatlro^olgA, inolvoll,
inint llö2Ö8 ÜK^slr, g, solen tm-
tgrorut 82orint 8/oro.8gn 6 ki/.ott-
8ÜKvIr llorübox tnrto/.nnll. Mir-
äoA^ilr ki/ottLÜ^ tollst il^noiuü
fuvg.8lg.tot, 8 g2t g, IUU8ilr lll2ott-
8gAKgI irgsllgn llö2öllloti. ^.2
ollllöp inckitvünvo/ott savL8lut
poäiZ 82intuA^ 1682 tgrFVglgn'Io,

8 44.

Außer demjenigen i), was das
gemeinsame verantwortliche Ministe¬
rium den Ausschüssen für die ge¬
meinsamen Angelegenheiten (Delega¬

tion) vorlegt 2), besitzt ein jeder

dieser Ausschüsse ^) ein Initiativrecht,

aber nur bezüglich solcher Gegen¬

stände, welche, als gemeinsame An¬
gelegenheiten, dem gegenwärtigen
Beschlussei) gemäß streng in den
Kreis dieser Ausschüsse ^) gehören.
Ein jeder Ausschuß o) kanneinen

derartigen Vorschlag machen °), und
ihn dem anderen Ausschusses schrift¬

lich mitteilen. Der dergestalt in
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milit L biLottsaZok ivoro- Antrag gebrachte Vorschlag 7) wird
Ii62 tartoM köräösskro N62V6 aber ebenso zu verhandeln 8) sein,

mär konbobb vimomlutott. wie es hinsichtlich sonstiger, in den
Kreis der Ausschüsse'') gehörender
Fragen bereits weiter oben aus¬
geführt worden ist.

1) 8tb.: „Außer den Angelegenheiten, welche das gemein¬
same

2) 1,68. und „den Delegationen für die gemeinsamen
Angelegenheiten unterbreitet"; 8tt>. bloß: „den Delegationen unter¬
breitet". lrö^ösä^i biLottsL^olr heißt wörtlich: „Die Gemeinsame-
angelegenheits-Ausschüsse". Der Klammerausdruck „(Delegation)" ist auch
im Original enthalten.

') 668., LALlAö und 8tb.: „besitzt jede dieser Delegationen";
vgl. bei K 29 Anm. 4; 668. und L^HlAs schalten nach „Delegationen"
ein „auch" ein, das im Original fehlt.

4) In den Elaboraten des Subkomitees und des 67 er Ausschusses
sowie im Regnikolarbeschlusse stand: „dem Gesetze gemäß". Vgl. bei
8 40 Anm. 5.

5) 668. und schalten nach „kann" ein „also" ein, das im
Original fehlt.

6) 668.: „einen derartigen Antrag stellen"; im Original steht:
einen derartigen Vorschlag machen.

?) 668.: „der auf diese Weise ein gebrachte Antrag";
und 8tb.: „der auf diese Weise eingebrachte Vorschlag". Im Ge¬
setze heißt es: in Antrag gebrachte Vorschlag.

2) 668.. LAMxo und 8tl>.: „behandeln"; siehe hiegegen bei tz 43
Anm. 4.

45. §.

-4 lÜMttsäFoü ülösoi ronäosem
nzülvünosulr loWimlr. Irivötoli
Wuloäl^ok 6 rösridon ur uAvrorui
ältul koAirulr moKällupittutni. Ha-

bäroLub u^.onI>Lir osule nvilt ülos-

b>sn iioxutliutiü.

8 45 i).

Die Sitzungen der Ausschüsse?)

werden in der Regel öffentlich

sein'). Die Ausnahmsbestimmungen
in diesem Belange ^) werden durch

die Geschäftsordnung festgestellt

werden. Ein Beschluß jedoch kann

nur in offener 5) Sitzung gefaßt

werden.
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Zur Entstehungsgeschichte des § 45.
In dem 15 er Gutachten lautete der diesem Paragraph entsprechende

Punkt 47 folgendermaßen:
„Die Sitzungen der Ausschüsse werden öffentlich sein."

In den Wiener gemeinsamen Konferenzen wurde jedoch
vereinbart, daß der Punkt den Wortlaut erhalten soll, den er in dem
Wiener Regierungsentwurf hatte, nämlich:

„Die Sitzungen der Ausschüsse werden in derRegel öffentlich
sein. Diediesbezüglichen Ausnahmsbestimmungen wer¬
den durch die Geschäftsordnung festgestellt werden."
In der 67er Kommission wurde dieser Antrag, erweitert durch

den Satz betreffend die unbedingte Öffentlichkeit der Beschlußfassung, von
82sntlcirL1)6 mit der Motivierung eingebracht, daß hiedurch die Frage
in der Weise geordnet werde, wie sie in der Geschäftsordnung des
ungarischen Abgeordnetenhauses geregelt sei. (Löstis visMn/olr, S. 120).

2) 1,(48. und Rg'LlAs: „die Delegationssitzungen"; 8td.: „die
Sitzungen der Delegationen"; vgl. bei H 29 Anm. 4.

3) 8tr. übersetzt den ersten Satz: „I,S8 ä 4 Kats äss OäläAattons
ssront xuklies", was dem Original nicht entspricht.

4) 1,(48., LgMKk! und 8tk>.: „die diesbezüglichen Ausnahmssalle";
üävstsli 82abäl/oll: A u s n a h m s b e st i m m u n g e n.

°) 1,(48. und 8tk.: „öffentlich". Das Original gebraucht im ersten
und dritten Satze verschiedene Worte: n^ikvLnos (öffentlich) und n^ilt
(offen, geöffnet).

46. §. 8 46.
68stbsn, lau 0 I'sl86K6

vulumsl^itz: ovWÜKAMlsst kükoW-
lutnü, a löIoWlutobb orWäZ-
MülöMölr clkIkAubiösg. is ansA-
Wüiailr, 8 ux nsakk or82ÜMVüls8
us di?:ott8ÜAot (cislsAutio) väln8/t.

In dem Falle, als Seine Maje¬
stät einen von den Reichstagen auf¬
lösen sollten, hört auch die Delega¬
tion *) des aufgelösten Reichstages
auf 2), und der neue Reichstag wählt
einen neuen Ausschuß(Delegation)").

*) Hier steht auch im ungarischen Texte: cksls^atis; vgl. bei H 29
Anm. 4.

2) 8tr.: ^81 8a Najsstö äissout an äss karlsmsnts, la Dblä^ation
äs es karlsinsnt ss äissouära aussitot äs plsln äroit." Im Original¬
text steht „hört auf"; es ist auch für die Beurteilung des Verhältnisses
der Delegation zum Parlamente nicht gleichgiltig, welcher Ausdruck im
Gesetze gebraucht ist.
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Im Subkomitee wurde die Möglichkeit einer Auflösung der
Delegationen für sich allein eingehend besprochen, aber als „ge¬
fährlich" fallen gelassen.

In dem Wiener Regierungsentwurfe (ß 35) hieß es:
„In dem Falle, als Seine Majestät einen von den Reichstagen

auflösen sollten, hört auch dis Wirkungsberechtigung des Aus¬
schusses des aufgelösten Reichstages auf und der neue Reichstag
wählt einen neuen Ausschuß."
In der Aufzeichnung über die Wiener Vereinbarungen steht

bei Punkt 48 des 15 er Elaborates (gleichlautend mit dem jetzigen K 46)
der Vermerk „bleibt", was darauf schließen läßt, daß er auch in den ge¬
meinsamen Konferenzen Gegenstand der Erörterung war, da sonst
in der Aufzeichnung der Vermerk: „bei Punkt . . . gab es keine Be¬
merkung", angebracht erscheint.

n) 1.(48., und 8td.: „wählt eine neue Delegation".

47. tz-

lÜZOttSÜKOl.' tUUNi N jölöN
Imtürormt Wsrintz kMösslcüI lli.jo-
lölt tai'K/aIÜ8u lrürksn
tstd n^ilutllo^utaillört kölslstrs
solin iiom vniuitlmtiiull: sät M6K-
bir:atÜ8iib: moZsrüiitäiK ss o1^
Irersskt niintt, violv sxomölves
letnrtü^tutüst voiilint inuM utnn,

büntänzi vnKv votsÖK iniatt,
n tsttsn 61'68 686t6t K1V6V6, N/
illsto 0r82äM^ül68N6lL, 6iinelr
6AMtt N6NI 1öt6 686t6d6N P6äi§
U20N diöOttSNKIInK, IN6,IviI6,lr tnK-
,jni, 6I0I6A68 jövnimKVÜsn Qällcül,
86 16 N6IN trirtü/.tntllntlinll, 86

liüxk6r686t nln N6M V6t6tll6tn6lr.
ll'NKjni tattoll 61'68 6S6t6boiI tür-
tönt lotai'törtatüsünalr kolzitut-
lmtÜ8U VNA^ M6K82ÜIlt6t686 iränt
U2 illeto OrSrÜM^alöS 6MÜtt
N6M l6t6t)6N IlN80lÜ6Ü6p6N MNKN

8 47.

Die Mitglieder der Ausschüsse ^)
können für ihre innerhalb ^) der
Verhandlung b) der dem gegen¬
wärtigen Beschlüsse gemäße als ge¬
meinsam bezeichneten Angelegen¬
heiten gemachten Äußerungen nie¬
mals zur Verantwortung gezogen
werden; ja sie können bis zum
Aufhören ihres Mandates^) weder
wegen einer Klage °), die Personal¬
haft ?) nach sich ziehen kann, noch
wegen eines Verbrechens oder Ver¬
gehens, den Fall der Ertappung
auf der Tat ausgenommen^), ohne
vorherige Genehmigung §) des be¬
treffenden Reichstages, in dem Falle
des Nichtbeisammenfeins desselben
aber jenes Ausschusses *), dessen
Mitglieder sie sind, in Haft ge¬
nommen oder unter öffentliche An¬
klage gestellt werden *°). ltber die
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8.2 illtztn di2ott88A rsiuloUrorüü.

blA^öbiränt 8 b8U808ko2U8ok ul-

lrulmüvul uotnliiu törtüuliekn V6U-

66tlou8SK6Ü M6A6lo2686 VSKtztt

82 ÜA^rSnäi 828dä1^28t ültul koA-

nuk int62k6ä686lr tsbobui.

Zulässigkeit der Fortsetzung") oder
über die Aushebung einer im Falle
der Ertappung auf der Tat er¬
folgten Inhaftnahme seiner Mit¬
glieder verfügt beimNichtbeisammen-
seiu des betreffenden Reichstages
in gleicher Weise der betreffende
Ausschuß i) selbst"). Übrigens
werden behufs Verhütung von Un¬
ordnungen, die sich anläßlich der
Beratungen etwa ereignen könnten,
durch das Geschäftsordnungsregle¬
ment") Verfügungen") getroffen
werden "').

1) 1,(48., U^LI^o und 8tb.: „Delegationen"; vgl. bei Z 29
Anm. 4.

2) 1,(48., ligMg-o und 8td.: „bei der Verhandlung". Lö^bsn ist
präziser, es bedeutet etwas, das zwischen, innerhalb dem Anfang- und
dem Endpunkte einer Handlung, also hier der Verhandlung, liegt. In
der ursprünglichen Formulierung hieß es: „in der Verhandlung" (tür-
A^kULsüdan), was aber, um dem Ausdrucke eine noch größere Prägnanz zu
geben, in: „innerhalb der Verhandlung" (tärN-aläsa lrönbou) ab¬
geändert wurde.

3) „bei Behandlung"; siehe hiegegen bei Z 38 Anm. 2.

4) LAUlZs: „der nach dieser Feststellung als gemeinsam bezeich¬
neten Angelegenheiten". Vgl. bei ß 38 Anm. 4. In den Elaboraten
des 15 er Unterausschusses und der 67 er Kommission sowie im Regnikolar-
beschlusse hieß es statt „dem gegenwärtigen Beschlüsse gemäß":
„dem Gesetze gemäß". Vgl. bei 8 44 Anm. 4.

5) 1,(48.: „ihrer M ission" ; UxUlxo: „ihres Amtes" ; moxbinatüs
ist Mandat.

b) 1,(48., U^IUg-s und 8tb.: „gerichtlichen Klage"; das Beiwort
gerichtlich fehlt im Original und wäre auch wohl überflüssig.

?) 1,(48. und LA-UlKo: „persönliche Detention"; es handelt
sich um die nach dem Zivilprozeß verfügte Haft, was im Deutschen
„Personalhaft" oder „Personalarrest" heißt. 1,startv2tatLs von tartani
(halten), ebenso wie „Haft" von „halten" (Grimm).

3) 8tb.: „den Fall der E r e ilu n g auf frischer Tat ausgenommen".

s) 1,(48., KAUl^s und 8tb.: „Zustimmung", wofür
(siehe M 8, 13, 53, 57) besteht. Über j6vübaA)-ä.8 vgl. § 43, Anm. 6.
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'") In dem 15 er Elaborate hieß es:
„ja sie können bis zum Aufhören ihres Mandates weder wegen

einer Schuldforderung (uäussägü lcövvtsläs), noch wegen eines
Verbrechens in Haft genommen oder unter öffentliche Anklage gestellt
werden".
In der 67 e r Kommission (Löuös vls^on/oll S. 120 f.) wurde

jedoch, weil es erstens nicht die Absicht sein könne, die Erhebung einer
Klage wegen einer zivilrechtlichen Schuldforderung auszuschließen, und
weil anderseits die ungarische Gesetzgebung eine Schuldhaft nicht kenne,
der Passus so abgeändert, wie er jetzt vorliegt.

") D6l8., U^UlAe und 8tb. statt „über die Zulässigkeit der
Fortsetzung" bloß: über die Fortdauer. Das aus kol^tat (fort¬
setzen) und Imt (können, dürfen) zusammengesetzte tol/tatllutä.8 bedeutet
eigentlich „das Fortsetzenkönnen", „das Fortsetzen dürfen".

*2) 1,68. läßt muAu (selbst) unübersetzt.

io) 1,(18., Ilxkllxo und 8tl>.: „Geschäftsordnung"; itA)'vsn<li
Geschüftsordnungs reg lern ent; vgl. H 31.

") 1,68.: Maßregeln.

'5) Der letzte Satz, welcher in dem Elaborate des Unterausschusses
fehlte, wurde dem Paragraphen in der 67 er Kommission (Lönös vi^ou^oll
S. 121) auf Grund einer Vereinbarung in den Wiener Konferenzen
beigefügt.

48. Z.

lin U2 ngvilc VUAV mümll I>i-
irott8ÜAirulr vuluiuviv tnAju iclo-
lcör:k)6n msAliulnu, törvv-
n^68 itvlvt ülbul to8zt:ltn vl< MVA
8^ubuä8NAÜtö1, riAV8/.iiitvr>, du
iUlÜ8ür«1 rUupO8 vkollnäl koAvu
lomomlmru, .12 MVAÜN686-

Ülln8 uz. illvto vr82ÜM)-Ülv8
IX!8261'ÜI uz.mmul dvtöltvmtd. Idr-
Notz 682lcÖ2lv8v L7. 0V82ÜA-
8Mlv8, miOon n Gzott.8ÜAot
U1vAVnIn8Ztju, .1 1'ituzött. 82ÜMNII
l'-iul 6A^8z.or8miinl pöttuAollut
f« väluWt, mvAllutäroz.vün 6A^ut-
i-il U20N 8orb, Mklzr 82vrmb u

Bolger, Ausgleich.

8 48.

Wenn irgendein Mitglied des

einen oder des anderen Ausschusses 1)
in der Zwischenzeit sterben, oder
durch gesetzliches Urteil seiner Frei¬
heit beraubt werden sollte, ebenso?),
wenn es infolge triftiger Gründe ^)
auf seine Stelle ^) verzichten sollte,

ist die derart erledigte Stelle
seitens des betreffenden Reichs¬
tages °) sogleich zu besetzen. Um
dies zu bewirken, wählt der Reichs¬
tag, wenn er die Wahl des Aus¬

schusses vornimmt, über die fixierte
Zahl hinaus, zugleich auch Ersatz^

Mitgliederb), indem er unter Einem
14



210 Gesehartikel XII. 8 48, Anm. 1—7. Z 49, Anm. 1—4.

pottug'nll a, möAürült Üllü8ra .1/. dieReihensolgebestimmsinachwelcher

illoto di/.ott8ü^ olnölls -ilt.nl M6A- die Ersatzmitglieder") auf die frei-

liivunclöll. gewordene Stelle durch den Präsi¬
denten des betreffenden Ausschusses' 1
zu berufen find').

') 1.68., 11x81^6 und 8tl,.: „D e leg ati o n". Vgl. bei 8 29 Anm. 4.

2) 1.68., kxUlKs und 8tt>.: „oder".

b) 8td.: „aus gegründeten Ursachen".

4) 1.68. und UAUIxs: „Stellung".

-') 8U>. läßt die wichtigen Worte: an illsto nrsLÜxA^üIös i-äsrmröl
(seitens des betreffenden Reichstages) unübersetzt.

") 1.68. und liKlUK«: „Ersatzmänner". Das Original sagt „Ersatz¬
mitglieder (pättaAolr)", was nicht ohne Bedeutung ist. Im Wiener
Regierungsentwurf war die Zahl der Ersatzmitglieder mit 10 vor¬
gesehen.

') 8tb.: „berufen werden"; msKllivanäöll: zu berufen sind.

49. Z. 8 49.

I.6M0Q<1ä« 686tsb6ii L loiuou-
clä8 nll-nimll u1npO88ÜAÜrü1 8 n
16MON(1Ü8 olsoMuIn^nröl N/, illotö
or82ÜM^ül68 vag)- unuull LAVÜtt
N6IN lötkdou U/ illoto In20tt8NK
log' itölui.

Im Falle einer Verzichtleistung s)
wird über die Triftigkeit^) der

Gründe der Verzichtleistung") und

über die Annahme des Verzichtes")
der betreffende Reichstag oder bei

dessen Nichtbeisammensein der be¬
treffende Ausschuß 4) urteilen.

I) 1.68. und LKLIAS: „Abdankung", wofür Isllösnöuös besteht.
8tb.: „Mandatsniederlegung". Iwmonäani: entsagen, verzichten,
Verzicht leisten; vgl. auch § 48.

2) 1.68. und UAUItzo: „Wichtigkeit"; 8tb.: „Gewichtigkeit".
Das Original gebraucht nicht tontosoüx (Wichtigkeit), sondern alojwosLg-
(Triftigkeit). Wichtige Gründe müssen noch nicht triftige Gründe sein.
Auch in 8 48 ist von triftigen Gründen (alapos olloll) die Rede.

") 1.68. und 1ixUI°6: „Abdankung"; 8tb.: „Resignation";
vgl. vorstehende Anm. 1.

's) 1.68., U^Illxe und 8tl>.: „Delegation"; vgl. bei 8 29 Anm. 4.
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50. H.
zV mi n lcözü8 mimMtsrium

keltzlösssKst 8 annak müäjüt il-
loti: winOonilr 0izotk8nZiinlr joga
looricl olv osotobbeii, miäön ar
nlkotmnnvos tÖrVSQ^tzK M6A-
86nt686 minit WM86K68ImIc liitjL,
N KÖ2Ö8 mimKz.toi-immmic VNAV
6 mim8zt61-ium 6AV68 tNA.stlooO'
P6I'bskoKN8Nk inäitvi'mvozin , 8
6zcm inclitvtmvät irn8ko,u n mÜ8ill
lozOttSÜMnl 18 közülmi. lin n
P6rkcck0M8t minclvnist dizokt.8ÜA
oilnatnrozza, VNAV On nz, nz tzl-
tvro valcnncmvoll minit, n kon-
tsddikk Mm-mti 8znvazo iil88t)6n
tüOI)86KK6l cUuUnroztnkib: 6 lin-
tnroznt nznimnl ,ioK6NV(M)M8!MK
tvkilitsnOo.

8 >10.
Was die Verantwortlichkeit des

gemeinsamen Ministeriums und den
Modus derselben i) betrifft: so wird
ein jeder Ausschuß?) in Fällen,
wo er es wegen Verletzung kon¬
stitutioneller^) Gesetze für not¬
wendig ansieht, das Recht haben,
die Jmprozessuierung ^) des gemein¬
samen Ministeriums oder eines ein¬
zelnen Mitgliedes dieses Ministe¬
riums zu beantragen, und diesen
seinen Antrag schriftlich auch ^) dem
anderen Ausschüsse?) mitzuteilen.
Wenn die Jmprozessuierung °) ein
jeder Ausschuß?) beschließt, oder
wenn dieselbe, wegen abweichender
Meinungen, in einer dem obigen ge¬
mäßen Abstimmungssitzung?) mit
Majorität beschlossen wird: ist dieser
Beschluß sofort als ein rechts¬
gültiger") zu betrachten.

1) 8tb.: „und die Art ihrer Geltendmachung"; im Original
steht nur: „und den Modus derselben (s unnalr mockfät)". Hingegen
hatte der Wiener Negierungsentwurf allerdings: „was die prak¬
tische Geltendmachung (K^nkorlnti ürvcm/sosöZd.t) der Verantwort¬
lichkeit betrifft".

?) 168., ItxLlA-o und 8rb.: „D e legati 0 n". Vgl. bei H 29 Anm. 4.
3) 168. und U^UIAS: „eines verfassungsmäßigen Gesetzes";
„der verfassungsmäßigen Gesetze". Siehe über nllrotmä.n)-c>8

(konstitutionell) bei Ur. Anm. II (oben S. 54).
4) 168.: „Versetzungin den Anklagezustand"; UZIlAs und

fitb. einfach „Anklage". „Versetzung in den Anklagezustand" heißt
im Ungarischen „vücl nIL llsh-sztstös", ein Ausdruck, der schon im Ge¬
setzes-Artikel III vom Jahre 1848 vorkommt. (H 33: Die Versetzung der
Minister in den Anklagezustand sn ininisztsrsllnslr vää Llüllol/oz-
totüsätj ordnet das Unterhaus mit gewöhnlicher Stimmenmehrheit an.)

14*
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ksi-bskoxLs (von psrbv tvAui — in Prozeß fassen, in Prozeß fangen),
eigentlich „das Jnprozeßfassen, das Jnprozeßfangen" und nach LnIIn^i
die Jmprozessuierung, oder auch „Prozeßverhängung".

5) Bei 8tb. nicht wiedergegeben.
6) U68., R^LI^o und 8tb.: „Anklage"; vgl. vorstehende Anm. 4.

') U88.: „in einer der (!) Obigen entsprechenden Abstnnmungs-
sitzung"; 8tb.: „oder wenn dieselbe .... den obigen Vorschriften
entsprechend in einer Abstimmungssitzung . . . beschlossen wird". 8tr.:
„äaus uns söauos so IN INuns äs vots« ; in § 36 ühersetzt 8tr. denselben
Ausdruck durch: „sönnes äs vots".

^) 8td.: „rechtskräftiger"; joAvrvöu^ss: rechts giltig, zum
Unterschied von so^srs^ü: rechtskräftig (Väinbsr^-XälmLn).

51. §.

il/ w<i6on 6l1intürc>2ott
psrnslr birüsÜKN llövotlrsro mü-
äoii 1s82 alallitunclö: miiulsnik
diroltsnA, nein snsüt ks-
liSlsböl, IlLNSIII N20N oi'8/.ägol<-
irnlc, i>i6lv6l<6t lcüpivisol, küg-
Kötlsn Ü11Ü8U 8 türvsiivtuäö
polKÜruibül llülon-llülön 24 tnAot
1ro2 suvuslntlin. NinZguik birott-
8ä§ dirni koZ UMir soAKnI, Iiogv
n i nosile lii/.ottsuA ültulsuvnslutbn
Iiv2ott 24 tuA leö/ül 12-öt, oleuäns
linlkül, llitöröllist. vüälottoll-
liule K/int<m soAule van «FVütt
68 Ü882686N tiLSllKst tg.K llltovol-
t6ts86t leövstsllil. >IA^ min<Iu/OIi-
ültnl, ItOAV u IN6AIIiNrU(It tutzok
szumudun minclenik bi^ott8ÜK
vülkiSLtott lnräiiikile 8XÜML 6F^6N-
1ä ItzA^sn. 8 L2 ktzniiinrLät
ts-KoIr les/nele u poriicle kiräi.

8 51.

Das Gericht eines auf solche
Weise beschlossenen Prozesses wird
auf folgende Weise zu bilden sein:
ein jeder Ausschuß') bringt, zwar
nicht aus seiner eigenen?) Mitte,
sondern aus den eine unabhängige
Stellung habenden 3) und gesetzes¬
kundigen Bürgern jener Länder, die
er vertritt, je 24 Mitglieder in Vor¬
schlag ^). Ein jeder Ausschuß ') wird
das Recht besitzen, aus den durch
den anderen Ausschuß') in Vor¬
schlag gebrachten 24 Mitgliedern
12, ohne Angabe von Gründen,
streichen zu können. Die Ange¬
klagten haben gleichfalls das Recht
zusammen und insgesamt^) die
Streichung von zwölf Mitgliedern
zu fordern, so indessen, daß in der
Zahl der verbliebenen Mitglieder
die Zahl der gewählten Richter
eines jeden Ausschusses') gleich sei.
Und die so übriggebliebenen Mit-
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glieder werden die Richter des Pro¬
zesses sein °).

*) 1,(18., LxLlAs und 8tb.: „jede Delegation"; vgl. bei Z 29
Anm. 4.

2) In 1,(48., LAlRxo und 8tb. unübersetzt.

^) 1,(48., LALIZo und 8tb.: „aus den unabhängigen und ge¬
setzeskundigen Bürgern"; das Original sagt genauer: küMstlsu Llläsu
— eine unabhängige Stellung habend.

4) 1,(48., LKLIA6 und 8tb.: „schlägt . . . vor". Ich ziehe den
Ausdruck „bringt ... in Vorschlag" vor, weil er sich genau mit der
ungarischen Diktion „llon javaslatba" deckt.

5) Die Übersetzung in 1,68. und „Auch die Angeklagten
haben gemeinsam und alle zusammen das Recht, die Streichung
von 12 Mitgliedern zu fordern", entspricht dem Original nicht. Erstens
ist sZ^ütt nicht gemeinsam, sondern zusammen; vgl. bei ß 2 Anm. 5.
Dann sind die Worte og^ittt ös öso^ossn nicht zu dem Prädikat (haben
das Recht), sondern als eine Adverbialbestimmung zum Ausdrucke: die
Streichung von zwölf Mitgliedern zu fordern, zu beziehen. Das Gesetz
sagt nicht, die Angeklagten sind gemeinsam und insgesamt berechtigt,
die Streichung von 12 Mitgliedern zu fordern, was zur Folge hätte, daß
sie hierüber einig sein müßten, sondern, sie haben das Recht, zu fordern,
daß im ganzen 12 Mitglieder gestrichen werden. Richtig 8tb.: „auch die
Angeklagten haben das Recht, zusammen und i n s g e s a mtdie Streichung
von 12 Mitgliedern zu fordern". 8tr.: „I,S8 aoousos pourront rseusor,
sux aussi, 12 juZos on tout«.

o) Im Wiener Regierungsentwurfe war dem Paragraph
noch folgende Bestimmung angereiht: „Das Verfahren dieses Gerichtes
wird ein gemeinschaftlich festzustellendes besonderes Gesetz regeln"
— welche Bestimmung aber nicht übernommen wurde. Vgl. hingegen
8 18 des österreichischen Gesetzes.

52.

^.öon ksutskk Icörülirt llöMS
tärMgLon kivül, inslvoll, u pru§-
nmticu 8unotiöbol llünciulvn, ts-
lliiMtztok KÜ2Ö8SII slint62snclolc-
Uvll, VUNIInll M6K 1UÜ8 NNM
konto88ÜKU llö/iigvöll, insl^skusll
llö2ö886K6 nein kolz^ ligv-rn u
pruAmutiou 8unotiobül, 6 6 u ins-

8 52.
Außer *) jenen weiter oben um¬

schriebenen^) gemeinsamen Gegen¬
ständen ^), welche, von der pragma¬

tischen Sanktion ausgehend 4), als

gemeinsam zu erledigende^) ange¬

sehen werden können, gibt es noch

andere öffentliche Angelegenheiten
von großer Wichtigkeit, deren Ge-
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rvs/illl u Iiel^otnvl koKvu,
politiüui toüintstbol, i-esrint u
k«b keck ürckslrsinslr trMIKoräsänkil
ko^vn, 62kl826rü6l)bvn iubsrbsb-
kistuslr ei köM8 OgvotertÜ886l,
iniut 82OIO8M ollrülöno/vo.

ineinsamkeit zwar nicht aus der

pragmatischen Sanktion fließt, die
aber, teils infolge der Lage?), aus
politischer Rücksicht ^), teils infolge

des Zusammentreffens') der Inter¬
essen der zwei Teile, zweckmäßiger

im gemeinsamen Einverständnisse"),

als strenge gesondert erledigt werden

können.

1) HKölAs: „Mit Ausnahme der oben bezeichneten gemeinsamen
Angelegenheiten . . was undeutlich ist.

2) N618., LALlKv und 8tb.: „bezeichneten"; 8tr.: „ckssig-us".
Xörülirt ist umschrieben, was mehr sagt als bezeichnet. Das Gesetz ge¬
braucht aus den bei ß 18 Anm. 2 angeführten Gründen mit Absicht den
stereotypen Ausdruck „umschrieben" (M 18, 28, 52). Nur in Nr. Abs. 5
kommt der weitere und allgemeinere Ausdruck „bezeichnet" vor.

3) N6-8., 8^81^6 und 8tb.: „Angelegenheiten"; 8tr.: „alkairss".
Das Original gebraucht hier nicht sondern türx^aN (Gegenstände);
vgl. bei § 43 Anm. 2.

ch N(18. und liAlIIge;: „welche auf Grund der pragmatischen
Sanktion als ...."; 8tr.: „o u vertu äo la NraAiuatiguo sauetiou".
Das Original gebraucht mit Absicht den stereotypen Ausdruck: „von der
pragmatischen Sanktion ausgehend" (vgl. Nr. Abs. 2, ßß 6 und 28),
weil es andeuten will, daß die gemeinsamen Angelegenheiten aus der
pragmatischen Sanktion nur fließen (Kß 2, 8, 18, 23, 52, 58).

s) NO8., NZNlAe und 8tb.: „zu behandelnde"; vgl. bei ß 38
Anm. 2.

o) 8tr. übersetzt nicht, sondern referiert: „11 a ä'autrew nll'airss
public^uos äo llautv importanos äont Io rüg-loinont ä'uu eommun
aooorä, bion gus us cköeoulaut pas cko In Nrn»mntrguo sauetiou,
svrait kort opportun auosi bisu a oortaius s^arcks politic;u68 äspsuckaut
cks In Situation avtusllo gu'on raison cku rapproobsmsnt ckss interots
äö8 ckoux partios, oo r o A 16 m sut o u eommun staut prsksrable aux
M68Ur68 ISO! 688".

Nach dem Gesetze zerfallen die gemeinsamen Angelegenheiten im
weiteren Sinne in zwei Gruppen. Die eine Gruppe bilden die An¬
gelegenheiten, deren Gemeinsamkeit aus der pragmatischen Sanktion
„fließt", also eine rechtlich notwendige ist. In die andere Gruppe ge¬
hören aber diejenigen Angelegenheiten, deren Gemeinsamkeit sich nur auf
Zweckmäßigkeitserwügungen gründet. Die ersteren sind die „ge¬
meinsamen Angelegenheiten" im technischen oder engeren Sinne (sog.
pragmatisch gemeinsame Angelegenheiten, „allniros eommuno.s", „allaires
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L rö^lbr 6u e o m in u ii^, IröLös ü^ölr), die letzteren aber die „im ge¬
meinsamen Einverständnisse zu erledigenden Angelegenheiten" (sog. pak¬
tiert gemeinsame Angelegenheiten, „atkaivos ä i-LZIsr ä'nn onmmun
aoeorck", körios v^otörtössol olint^snclö ü^vslr). Das Merkmal der
„Gemeinsamkeit" kommt beiden Gruppen zu, denn auch die „Erledigung
im gemeinsamen Einverständnisse" ist eine gemeinsame Erledigung. Aber
der Rechtsgrund und der Inhalt der Gemeinsamkeit ist bei beiden ein
verschiedener. Bei den gemeinsamen Angelegenheiten im engeren Sinne
beruht die Gemeinsamkeit auf einem zwingenden Rechtssatze, bei den im
gemeinsamen Einverständnisse zu erledigenden Angelegenheiten aber auf
von Zeit zu Zeit zu treffenden besonderen Vereinbarungen, so daß sie in
dem einen Falle eine dauernde und rechtlich notwendige, in dem anderen
aber nur eine fakultative ist. Überdies ist die Art und Form der ge¬
meinsamen Erledigung in beiden Fällen eine verschiedene. Dadurch nun,
daß 8ti-. die Diktion des Originals verläßt, geht die Klarheit dieser Sach¬
lage verloren. (Vgl. auch bei Titel Anm. 2.)

7) 1-88. und 11^111^6: „zufolge der Verhältnisse"; liol^ot wie
in den HZ 5 und 23 Lage, Situation.

n) 1-68., und 8tb.: „aus politischen Rücksichten". Im
Original steht hier der Singular, in § 55 aber der Plural.

") 1-88., 11^131^6 und 8tb.: „Zusammenfallens"; talällroriLs:
Zusammentreffen (Bild der Begegnung).

'°) 1-88. und lipMz-s: „mittels gemeinsamer Vereinbarung";
«^störtös: Einverständnis (vgl. bei § 18 Anm. 3). 8tb.: „im gemein¬
samen Einvernehmen", was im allgemeinen wohl dasselbe wie
„im gemeinsamen Einverständnisse" bedeutet, doch ist schon aus
etymologischen Gründen (srtsni ----- verstehen) der letztere Ausdruck vor¬
zuziehen.

53. Z.

-^2 ü11nilinZo»8Ützoknt ilivtöleß
nIkotmnnvoL äl-

läSMÜl t'OKVN, ol^ uäÜS8AKOK,
g.2 orWÜK törvonvMorü

ffsl6SA^E2686 nälkül kstottelr,
WorosnusoKiluA NEIN tortisllrstib.

8 53').
Die Staatsschulden betreffend

können Ungarn, kraft seiner kon¬
stitutionellen °) Stellung, solche
Schulden, die ohne die gesetz¬
mäßige ?) Zustimmung des Landes
gemacht 4) worden sind, streng recht¬
lich^) nicht belasten.

i) Zur Entstehungsgeschichte der 53—57.
a) Die die Staatsschulden betreffenden 53—-57 sind bis auf eine

Modifikation, die der F 55 erfahren hat, im Wesen so Gesetz geworden,
wie sie das Subkomitee (P. 55—59) sestgestellt hat. In dem 15 er Gut-
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achten war dem einen Satze, aus welchem jetzt der § 55 besteht, noch
ein zweiter Satz beigefügt, welcher lautete:

„Durch diese Unterhandlung wird auch zu bestimmen sein, wie
jener Teil, welchen Ungarn von den Staatsschulden über¬
nimmt, manipuliert werden soll."
b) Diese Stelle schien, obwohl im ersten Satze von der Übernahme

„Eines Teiles der Last der Staatsschulden" die Rede ist, doch auf eine
Teilung der Staatsschulden selbst, d. h. dem Kapitale nach hin¬
zudeuten, zumal für eine solche Kapitalsteilung auch im Subkomitee einige
Mitglieder eingetreten waren. Mit Rücksicht darauf war in den „Ein¬
wendungen" der Wiener Regierung folgende Bemerkung enthalten:

„aä 57 (jetzt Z 55). Die Idee einer Teilung der Staats¬
schuld und einer separierten Manipulation derselben muß unbe¬
dingt ausgeschlossen bleiben.
„Die Einheit und Unteilbarkeit der Staatsschuld erfordert

eine prinzipielle Vereinbarung inbetreff des ö ff e n tli ch e n K r e d i t
und Zettelbankwesens".
Die Erwiderung ^.uckraos^-Uön/a)'» lautete:

,A<l 57 (jetzt Z 55). Die Teilung der gegenwärtig bestehenden
Staatsschuld wird nach unserer Ansicht nicht verlangt, da es in
dem erwähnten Alinea ausdrücklich heißt: „das Land auch jetzt bereit
ist. Einen Teil der Last der Staatsschulden zu übernehmen"; daher
es sich hier nicht um die Teilung der Staatsschuld, sondern um die
Übernahme eines Teiles der Last, die infolge der Staatsschuld besteht,
handelt.

„Aus der Übernahme eines Teiles der Lasten der Staatsschuld
und der in dem Alinea 58 (jetzt § 56) vorgesehenen Notwendigkeit
der gemeinsamen Kreditangelegenheit folgt zwar die Ein¬
heit in der Verwaltung der Staatsschuld, aber nicht die unbedingte
Notwendigkeit ganz g l e i ch e r V e rfü g u n g e n inbetreff des K r ed i t -
und Zettelwesens.

„Die Macht der gemeinschaftlichen Interessen wird es mit sich
bringen, daß in mehreren, die materiellen Interessen beider Teile der
Monarchie betreffenden wichtigen Gegenständen prinzipielle Verein¬
barungen im Wege des Alineas 63 (jetzt Z 61) stattfinden.

„Inbetreff des Zettelbankwesens sind wir der Meinung,
daß in gleicher Weise prinzipielleVereinbarungen nötig sind,
damit der Übergang aus dem bestehenden Bankmonopol in ein
den Kreditbedürfnissen der verschiedenen Länder der Monarchie ent¬
sprechenderes Zettelbanksystem ermöglicht werde".
In der ursprünglichen, von 1>on^g.v entworfenen Fassung hatten die drei

letzten Absätze der „Erwiderung" folgenden Wortlaut:
„Aus der Übernahme eines Teiles der Lasten der Staatsschuld und der in dem

Alinea 58 (jetzt H 56) vorgesehenen Möglichkeit der gemeinsamen Kreditangelegenheit
folgt zwar die Einheit in der Verwaltung der Staatsschuld, auch ist eine prinzi¬
pielle Verein bar nng in betreff des öffentlichen Kredits insofern
nötig, daß kein Teil der Monarchie solche Kreditoperativnen vvr-
nähme, die den allgemeinen Kredit des Staates oder des anderen
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Teiles gefährden; aber eine prinzipielle Vereinbarung in betreff des Zettel¬
bank wesens könnte nur insoweit stattfindcn, als der Übergang aus dem be¬
stehenden Bankmonopol in ein den Kreditbedürfnissen der verschiedenen Länder mehr
entsprechendes Zettelbanksystcm es erfordert. Wünschenswert erscheint es aller¬
dings, daß gewisse leitende Ideen bei der Konzessionierung von Zettel¬
banken von den zwei Reichstagen im Wege des Alinea 63 (jetzt 8 61)
fcstgestellt werden. Dem Rechte, Banken und Kreditinstitute zu kon¬
zessionieren, könnte die Legislation in Ungarn kaum entsagen."

o) Der von der Regierung vertretene Standpunkt, daß das Staats¬
schuldenwesen einheitlich durch die Delegationen und das gein ein¬
same Ministerium zu verwalten sei, kommt auch in dem Re-
gierungsentwurfe zum Ausdruck, welcher in § 10 bestimmte:

„Zufolge der zwischen den Ländern der ungarischen Krone und
den übrigen Ländern Seiner Majestät bestehenden Interessen¬
gemeinschaft gehören unter gemeinsame Verhandlung und Ver¬
fügung : die einheitliche Behandlung der gegenwärtigen Staatsschulden,
die Aufnahme etwaiger neuer gemeinsamer Anlehen und hinsichtlich
solcher Anlehen die Entscheidung über den Abschluß des Vertrages,
über die Verwendung der aufgenommenen Gelder und über die Modali¬
täten der Rückzahlung."
Überdies war in 17 und 26 des Regierungsentwurfes bestimmt,

daß die Angelegenheiten des tz 10 zum Wirkungskreise der Delegationen
und des gemeinsamen Ministeriums gehören.

ä) In den gemeinsamen Konferenzen kam jedoch nur die Ver¬
einbarung zustande, daß der zweite Satz des Z 55 zu entfallen habe, daß
im Eingänge des 56 das Wort xsäix ( — aber) zu streichen und daß
ferner in das Gutachten eine Bestimmung aufzunehmen sei, wonach gleich¬
zeitig mit der Abschließung des Zollbündnisses und des Quoten-Ab-
kommens der nach den Staatsschulden von Üngarn zu übernehmende
Jahresbeitrag in Gemäßheit des H 55 festzustellen sei (vgl. H 67
und bei ß 58 Anm. 1).

o) Die von M. Dün^a^ eingebrachten Änderungen des 15er Gut¬
achtens wurden in der 67er Kommission nach einer umfangreichen
Debatte über die Frage der Einheitlichkeit oder Teilbarkeit der Staats¬
schuld auch durchgesetzt (Xösös vwMn^ost, S. 122—147).

?) DOS., LxDIxo: „verfassungsmäßigen"; 8tl>.: „staatsrecht¬
lichen". Über die Gründe, welche gegen die Übersetzung des Ausdruckes
alkotmün^os durch verfassungsmäßig sprechen, siehe oben beiDr. Anm. II;
staatsrechtlich ist aber überhaupt etwas anderes als alstotmün^os.

") DOS., Lxvlx« und Stb.: „gesetzliche". Im Original steht
nicht wie in den M 23, 48, 68 törvän)-68 (— gesetzlich), sondern
törvän^sEÜ — gesetzmäßig. Der Unterschied, der zwischen den beiden
Begriffen besteht, kann praktische Bedeutung erlangen. Vgl. L6n^i,
Ilastst l)v82vcloi III, S. 704.

') DOS. und : „kontrahiert wurden"; das Original ge¬
braucht den vulgären Ausdruck „Schulden machen".
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5) U08.: „nach str engein Rechte"; UgUIg-o und 8tl>.: „können
Ungarn . . . strenge genommen solche Schulden, welche . . . kon¬
trahiert (8td.: gemacht) wurden, rechtlich nicht belasten".

54. ß.

4) 6 llijolsiitskks mär 6Z6n
orMNWViUös, I>o»v: „Im n vnlö-
8ÜKO8 aIKntmänVO88Utz lmzänll-
l,au 18, 0 U(Ü86A6 töbdi cwWÜAni-
I Niii 18 minül elokd tsttlsK vletds
l«p, 4'68/ uzt. n mit taimis 8ZN-
I>,ul 8 mit uz O18ZNF ÖmUIn8N 68
nlkotmälixc>8 sogaiimk 861'6lm6
nälkül teilst, n torvOii)' 8znl»tn.
Iiöt6ls886A' mortokvn tnl i.8, mül-
tnnvo88NK rrlnpsäii, politilcni tv-
Iciutstoledol meZteimi, lm^v uzoii
8ii1v<>8 torUelr nlrrtt, milrst uz
iU)8oIiit ronä8Z6r 6l,sÜrN8N Ü88Z6-
imlmozott, o ^6l86A6 tökbi OV8ZÜ-
Auimill slillöto, 8 UWUl 6AVÜtt
iUnAVnror8zäg6 i8, Ö88Z6 H6 ro8-
kacksou, 8 n letol^t imlmz ickolluek
Iröro8 lrövetkoz68si 6lliärittg,8-
8mm4".

8 54 l).

Allein dieser Reichstag hat be¬
reits erklärt, daß: „wenn der wirk¬
liche Konstitutionalismns 2) sowohl
in unserem Vaterlande, als auch in
den übrigen Ländern Seiner Maje¬
stät je eher tatsächlich ins Leben
tritt, er bereit ist das, was er tun
darf und was er ohne Verletzung
der Selbständigkeit und der kon¬
stitutionellen Rechte des Landes tun
kann, auch über das Maß der ch
durch das Gesetz präzisierten Z Pflicht
hinaus, auf Grund der Billigkeit,
aus politischen Rücksichten zu tun,
damit unter jenen schweren Lasten,
die das Vorgehen des absoluten
Systems angehäuft hat, die Wohl¬
fahrt der übrigen Länder Seiner
Majestät, und damit zugleich auch
die Ungarns, nicht zusammenbreche,
und die schädlichen Folgen?) der
verflossenen schwierigen Zeiten ab¬
gewendet würden".

?) Vgl. zur Entstehungsgeschichte bei K 53 Anm. 1.

?) U68. und „wenn ein wahrhafter Konstitutionalis-
mus", 8tb.: „wenn wahrhafte VerfassungsMäßigkeit". Valö-
8LKO8 heißt wirklich, d. h. in der Tat existierend, in Gegensatz zu dem
Scheinbaren, das nur dem Namen nach oder in Gedanken oder Ver¬
sprechungen existiert; Gegensatz von wahrhaft ist falsch; valüsLg-os titkos
tauäeso», wirklicher Geheimer Rat (und nicht wahrhafter). Dem Gesetze
schwebt der behauptete und bezw. versprochene, in Aussicht gestellte
Konstitutionalismus vor; daher auch der bestimmte Artikel: der wirkliche



Gcschartiket XII. ß 54, Anm. 8 7. Z 55, Anm. 1—4. 219

Konstitutionalismus. Gegen Ve rfassu n g s mäßi gkei t vgl. bei kr.
Anm. 11.

°*) 668., und 8tb.: „seiner". Im Gesetze steht bloß der
bestimmte Artikel, was auch sachlich zutreffender ist.

4) 1-6-8., IiAljlK-8 und 8tb.: „gesetzlich vorgeschriebenen";
törvüuv srrabta (— torvoriv Altai ssabott): durch Gesetz präzisiert
(stakni schneiden).

5) 668., und 8tl>.: „auf Grundlage der Billigkeit
und der politischen Rücksichten", was dem ungarischen Texte nicht ent¬
spricht. Billigkeit ist die Basis, die politischen Rücksichten aber das Motiv.

6) 668., RgLlKs und 8tb. lassen og-^ütt unübersetzt.
?) 8tb.: „Wirkungen".

55. ß.

6 teüintstukiiül kogvu tvllüt,

8 LZVIickül 62611 ulupou, l<682 N/.

01'8/üg NX nIInllincIÖ88ÄUo6 t,(!I'-

Ü6I166 6AV V6826b olvüllalni, 8

U2 irüut, 6lol6A68 6rtol<6268 kol)'-

bün, 01?6l86K6N6lr böbki or82ÜKui-

vai 18, milit 82g,buck 11617126t 8XU-

bnck I16I1126tt6l, 6K/62k6lk68b6

Ko68ätllo2Ili.

8 55 ^).

Aus diesen Rücksichten also 2),
und lediglich auf dieser Grundlage^),
ist das Land bereit Einen Teil der
Last der Staatsschulden zu über¬
nehmen, und in Absicht darauf, im
Gefolge vorheriger, auch mit den
übrigen Ländern Seiner Majestät,
gepflogener Erörterung, als freie
Nation mit einer freien Nation, sich
in Unterhandlung einzulassen 'ch.

1) Vgl. zur Entstehungsgeschichte bei tz 53 Anm. 1.
2) 668., UAUIg-s und 8tb. lassen toliät (— also) unübersetzt.
s) 668. und „Diesen Rücksichten gemäß und allein auf

Grund derselben", also der Rücksichten, was mit dem Originaltexte
nicht übereinstimmt. Die Stelle weist .auf die in Z 54 hervorgehobenen
zwei Momente: die politischen Rücksichten und die Billigkeit, hin
und sagt: „aus diesen Rücksichten also und lediglich auf dieser Grund¬
lage" (nämlich der Billigkeit).

4) 668., Uxölg-6 und 8tb.: „ist das Land bereit, einen Teil der
Staatsschulden l a st (8tb.: einen Teil der Last der Staatsschulden) zu
übernehmen und zu diesem Zwecke im Wege vorläufiger (8tb.: vor¬
hergehender) Verhandlungen mit den anderen Ländern Seiner Majestät
als freie Nation mit einer freien Nation eine Vereinbarung zu
treffen". 8tr.: „.Io klov^rm 6»t ckioposÜS ä primäre ä tin
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ollarAS uns Partie ckss ästtss p>uI»Ii^U68 st u tr Liter sur es
susst avse Iss autrss ka^s cis 8«, Nassotä, 5, I» tac^on äss nations
librss st aprss nöKsoiationo preal ab Iso".

I. Wie bei § 53 Anm. I hervorgehoben wurde, hat das Gesetz nicht
eine Teilung des Staatsschuldenkapitals, sondern nur die Übernahme
eines Teiles der Zinsen last im Auge, weshalb der Nachdruck auf dem
Worte Last liegt. Aus diesem Grunde erscheint es entsprechender, den
Ausdruck ar LIIamackossLAol: tsrlisnslr SA)c rssM in genauem Anschluß
an die Diktion des Originals durch „Einen Teil der Last der Staats¬
schulden" zu übersetzen. Unrichtig ist die das gerade Gegenteil aus¬
drückende Übersetzung 8tr.'s: „la Honoris SSt äisposöe ä pisnärs ä 8L
oüarAS uns Hartls clss clsttss public^uss".

II. Der Ausdruck slölsAss ärtsIesLss fol^täll, welcher auf ausdrück¬
liches, in der Sitzung des Subkomitees vom 14. Mai 1866 gestelltes
Verlangen Olb^e^/s in die Formulierung ausgenommen wurde und der
in den Verhandlungen der Quoten- und Staatsschuldendeputationen prak¬
tische Bedeutung erlangte, bedarf einer näheren Erörterung.

In dem Sprachgeschichtlichen Lexikon der ungarischen Sprache
geben 82arvL8-8iiuou^i beim Verbum srtslrsicui (verwandt mit
srtsni, verstehen) an erster Stelle: intsIIiAsrs und an zweiter: serutavi,
sich erkundigen, erfragen, in Erfahrung bringen, erforschen, und beim da¬
von abgeleiteten Substantivum ärtslronss: serutatio, psrserutatiu,
psieontatio, psreuuetatio an.

In der neueren Sprache bedeutet srtelrsLso, wie dies O L us 2 or -
I?oKLrL8i, Xslsrnsn, Lalla^i, Rätll feststellen, zunächst: Unter¬
suchung, Erörterung, Abhandlung (einer wissenschaftlichen Frage), dann
aber so viel wie „die in wechselseitiger Auseinandersetzung, Erörterung,
Hin- und Widerrede einhergehende Erwägung und Diskutierung, damit
die Beteiligten in einem bestimmten Ergebnis übereinstimmen". In diesem
Sinne bezeichne das Wort dasselbe wie das lateinische „oonlsrsutia"
(z. B. vor der Sitzung eine Konferenz fsrtskssösts abhalten) und dann
Besprechung, Unterredung, Rücksprache überhaupt.

Ortskssso ist also eine zu gegenseitiger Aufklärung bestimmte Er¬
örterung, Auseinandersetzung und Besprechung einer An¬
gelegenheit, wodurch ein „Sichverstehen" ermöglicht und sohin gegebenen¬
falls eine Einigung oder Vereinbarung angebahnt und vorbereitet
wird.

In diesem Sinne und in bewußtem Gegensätze zu dem auf die
Erzielung einer Vereinbarung gerichteten Unterhandeln wurde der in
Z 55 des Gesetz-Artikels XII enthaltene Ausdruck örtsIrvLäo auch in der
Praxis des ungarischen Reichstages und der ungarischen Staatsschulden¬
deputation aufgefaßt und interpretiert.

Als in der Sitzung des ungarischen Abgeordnetenhauses
vom 28. Juni 1867 der Antrag auf Entsendung einer Quoten- und
Staatsschuldendeputation (vgl. oben S. 37 f. u- 143 ff.) zur Verhandlung
kam (Xaxlä IV, S. 325—333), erklärten sowohl der Finanzminister
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Uön^a/ als auch voLlr, daß im Hinblick auf die verschieden lautenden
Bestimmungen der HZ 18—22 auf der einen und der M 55, 61 und 67
auf der anderen Seite der Wirkungskreis der Deputation in betreff
der Quote und in betreff der Staatsschuldenfrage ein verschiedener sei.

Hinsichtlich der Quote habe die Deputation auf Grund gepflogener
Erörterungen einen bestimmten Vorschlag auszuarbeiten bezw. mit der
österreichischen Deputation zu vereinbaren; in der Staats schulden-
frage aber sei sie nach dem Gesetze nur zu „vorläufigen Erörte¬
rungen" berufen, während die Ausarbeitung bezw. Vereinbarung eines
bestimmten Vorschlages nach § 61 Sache der beiden verantwortlichen
Ministerien sei. Die Deputation habe die Angelegenheit bloß „zu er¬
örtern (lioA/ Srtslroi-Lvk) , weil gegenseitige Aufklärung, gegenseitige
eapaoitatio zur Einigung zu führen pflegt (sLoüott s^-SExre, v s 2 s t n i)".

Demgemäß lautete der der Deputation bezüglich der Staats¬
schulden erteilte Auftrag folgendermaßen: „Nachdem die Frage des von
Ungarn nach den Staatsschulden zu übernehmenden Jahresbeitrages nach
H 55 des Gesetz-Artikels XII vom Jahre 1867 im Gefolge der mit
den übrigen Ländern Seiner Majestät gepflogenenvorherigen
Erörterung festzustellen ist (0 taksög-s töbkü ors^ÜAaival törtönt
oloIkKss ürtoüonüs kol/tän Isvön NKZg'ällapitauckö), wird das verantwort¬
liche Ministerium der Regnikolardeputation die darauf bezüglichen
Daten und die mit dem verantwortlichen Ministerium der übrigen Länder
Seiner Majestät geführten Verhandlungen (kol^tatott tär^slü.-
snüat) vorlegen. Aufgabe der Regnikolardeputation wird es sein, mit der
durch die Gesetzgebung der übrigen Länder Seiner Majestät zu entsendenden
Deputation sich in die in § 55 erwähnte vorläufige Erörterung
einzulassen (slolo^ss örtoüo^äsbo doooätüo^ni). Das Ergebnis dieser
Erörterung wird das Ministerium, imSinne des Z 61 zugleich mit
seinem eigenen Antrag dem Reichstage vorlegen" (XöpvisslöllL?
Iromünz-ai II, Nr. 135, S. 277).

Als daher die österreichische Deputation der ungarischen mitteilte, daß
wegen des innigen Zusammenhanges die Verhandlung über die Staats¬
schuld der Feststellung der Quote voranzugehen oder beide Verhand¬
lungen wenigstens gleichzeitig zu führen seien, erklärte die ungarische
Deputation, daß sie in eine meritorische Verhandlung der Staats-
schuldcnfrage überhaupt nicht eingehen könne, da sie wohl bezüglich der
Quote zur Ausarbeitung und Vereinbarung eines bestimmten Vor¬
schlages, hinsichtlich der Staatsschuld aber nur zu einer „vorläufigen
Erörterung", zu vorläufigen Besprechungen, Konferenzen er
mächtigt sei.

Diese „vorläufige Besprechung" könne, wie in einer der¬
artigen „Konferenz" ausführte (ILön^i, vsäR dsssöäm V, S. 191),
nichts anderes in sich fassen, „als die allseitige detaillierte Erhebung des
Standes, der Ursachen, der Art und Weise der Kontrahierung und der
Verwendung der Staatsschulden, die Kenntnisnahme und allfällige Be¬
kämpfung gegenteiliger Ansichten, die Aufklärung und Verteidigung des
Gesichtspunktes, welchen der ungarische Reichstag in der Frage einnimmt:
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auf einen meri torischen Vorschlag in bezug auf die Staatsschulden
kann sich aber die vorläufige Besprechung keinesfalls er¬
strecken". kVgl. auch voLll in der 67 er Kommission, visEr/olc,
S. 138.)

Derartige „Privat-Konferenzcn" sind auch in dem mockus proos-
ckoncki vorgesehen, welcher im Jahre 1867 zwischen den beiden Deputationen
vereinbart wurde und folgendes bestimmt:

1. Jede Deputation berät und beschließt in besonderen
Sitzungen (llülön tanüosllomll äs llatüros).

2. Jede Deputation teilt ihre Schlußfassungen (msKLIIapoäüsait),
je nach der Wichtigkeit derselben, durch ihren Präsidenten münd¬
lich oder schriftlich der anderen Deputation mit und schließt im
letzteren Falle auch die Übersetzung bei.

3. Die gemeinsamen Vereinbarungen (llö^ös msAÜIIapoäüsnll)
werden in einer Zusammensitzung (sZMttos üläsbsn), in welcher
die Deputationen beider Teile erscheinen, zu Protokoll gebracht
und als gemeinsamer Vorschlag (llöMs ^nvaslat) den zwei
Parlamenten vorgelegt.

4. In solcher formaler Sitzung, in welcher übrigens keine
Debatten stattfinden dürfen, führen die Präsidenten der zwei
Deputationen mitsammen (splitt) den Vorsitz und wird das Protokoll
durch den Schriftführer der ungarischen Deputation in ungarischer und
das der anderen Deputation in der Sprache dieser Deputation ge¬
führt werden.

5. So oft die eine Deputation behufs gegenseitiger Aufklärung
dies wünscht, sollen Privatkonferenzen (maAÜnärteÜMvs) zwischen
beiden Deputationen stattfinden. Bei den Einladungen zu solchen
Konferenzen soll jedesmal der Gegenstand der Besprechung ange¬
geben werden, auch sollen, sobald als es sich als nützlich erweisen sollte,
solche Privatkonferenzen auch zwischen kleinen, von den Depu¬
tationen gewählten Komitees stattfinden können" (Bericht der infolge
des Gesetzes vom 16. Juli 1867 entsendeten Deputation der im
Reichsrate vertretenen Länder und Rön^ i, Iloüll bss/.öckoi V, S. 146).

Als daher die beiden Deputationen am 25. September 1867 zu
einer gemeinsamen Schlußsitzung zusammentraten, gab die ungarische Depu¬
tation durch ihren Präsidenten die Erklärung ab, sie habe ihrer Instruktion
gemäß die Quoten- und Staatsschuldcnfrage getrennt in Verhandlung
genommen, bezüglich der Quote mit der Deputation der übrigen Länder
Seiner Majestät weitläusig unterhandelt (llossi-nsan sA^s^lloästt),
bezüglich der Staatsschu Iden an gelegen h eit aber auf Grund der
Ergebnisse der zwischen den beiden Ministerien geführten Verhandlungen
mit der Deputation der übrigen Länder Seiner Majestät konferiert
(ärtollvWtt); hinsichtlich der Quotenfrage habe sie ihren Vorschlag
(javasIaiLt) und hinsichtlich der Staatsschuldenfrage über die Ergebnisse
der zwischen den beiden Ministerien geführten Verhandlungen
(türMkrILsnll) und der zwischen den Deputationen abgehaltenen Konfe-
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renzen (ärtslrs-rvsek) ihr Gutachten (vÄmnini^ät) in besondere Be¬
schlüsse (klilön batäro^atoüba) zusammengefaßt.

In dem die Staatsschuld betreffenden Beschlüsse gab die ungarische
Deputation, da sie „in dieser Angelegenheit zu einem Vorschläge nicht
berufen sei", nur der „Meinung" Ausdruck, das; der von den beiden
Ministerien auf Grund ihrer Verhandlungen und auf Grund der
zwischen den beiden Deputationen stattgehabten Konferenzen (örtslrs^ösolL)
vereinbarte Vorschlag als „eine Grundlage" erscheine, auf welcher
eine endgiltige „Vereinbarung erzielt werden kann", weshalb sie ihn
der vollen Beachtung des ungarischen Reichstages empfehlen zu sollen glaube.

Hier kommt die spezifische Bedeutung des Ausdruckes örtslroräs in
scharfer, auch praktisch belangreicher Weise zur Geltung. Deshalb sind
die Übersetzungen durch „Verhandlung" oder „Beratung" oder gar „noZo-
ciation" abzulehnen. Beratung bezweckt immer die Herbeiführung eines
Beschlusses, während die nur der Aufklärung und Aufhellung dienende
Erörterung, Besprechung darauf hinweist, daß ein bestimmter Beschluß
nicht gefaßt zu werden braucht. (Eberhard Nr. 39.) ^ö^oeiation
ist aber geradezu der stärkste Ausdruck für Unterhandlung.

Nicht eine „Unterhandlung", welche die Stellung konkreter Propo¬
sitionen und das bewußte planmäßige Hin wirken auf die Erzielung
einer Vereinbarung in sich schließt, hat ortsks-iös zum Inhalte,
sondern nur die allseitige Erörterung, Besprechung, Deutlich- und Klar-
machung einer (schwierigen und ungewissen) Angelegenheit. Mit der An¬
wendung des Ausdruckes vrtslrMös wollte sich der Reichstag trotz er¬
folgter „Erörterung" durch eine von ihm entsendete Deputation die voll¬
ständigste Entschließungsfreiheit vorbehalten und auch jene Be¬
schränkung dieser Freiheit ausschließen, welche sich vom Standpunkte
praktischer Politik daraus ergibt, daß sich ein von ihm entsendetes
Organ mit dem Organ des anderen Vertretungskörpers, wenn auch vor¬
behaltlich der Genehmigung des Reichstages, über einen bestimmten Vor¬
schlag schon geeinigt hat.

Aus dem Angeführten ergibt sich auch, daß die Übersetzung „im
Wege" nicht genau ist. Im Gegenteile, das Wort tol)-tän drückt gerade
ein Verhältnis des posterius zum xrlus, ein Folgeverhältnis aus. In § 15
steht an gleicher Stelle „nach vorheriger Erörterung" (olölsAos Lrtsko-iäs
utckn). 8tr. sagt hier aprös, in § 15 suivaut.

Auch ist sIolsZos an dieser Stelle nicht mit „vorläufig" zu
übersetzen, welches auf ein Zukünftiges hikweist, während hier von etwas
bereits Geschehenem ausgegangen wird. Dagegen ist in den Protokollen
der Deputationsverhandlungen mit Recht von „vorläufiger Erörterung"
die Rede, da es sich um eine Aussage handelt, die im Hinblicke auf die
noch der Zukunft angehörende Vereinbarung gemacht wird. Einen anderen
als bloß zeitlichen Sinn kann aber „vorläufig" in der Phrase: „im
Wege vorläufiger Verhandlung . . . eine Vereinbarung treffen",
nicht haben. OsäN spricht in der Abgeordnetenhaus-Debatte wiederholt
von „vo r ansg eschickter Erörterung" (olöroboesätott. örtolrs^ös).
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Demgemäß heißt slälsAss ärtolro,^8 knl/tün : „im Gefolge vor¬
heriger Erörterung.

III. In keiner der Übersetzungen ist ferner das Wort „is" (—auch)
wiedergegeben. Dieses „w" hat eine besondere Geschichte. In der ur¬
sprünglichen Formulierung vsälrs war das Wort nicht enthalten.
Vppon/i erklärte jedoch im Subkomitee (Sitzung vom 15. Mai 1866),
es solle nicht gesagt werden, daß die Erörterung und Unterhandlung über
die Staatsschulden bloß mit den übrigen Ländern erfolgen könne, weil
man mit der Regierung leichter zu einem Ende kommen könne als „mit
dem babylonischen Turm des Reichsrates", weshalb an der entsprechenden
Stelle ein „auch" einzuschalten wäre.

Osälr erläuterte hierauf den rnoclus proeocksnäi und sagte, es werde
zwei Stadien geben; zuerst werde mit der Regierung der anderen
Länder und dann auch mit diesen selbst verhandelt werden, ^xpon^i's
Bedenken könne durch ein kopulatives „auch" behoben werden.

In diesem Sinne erörterte I)sLK die Stelle auch in der Sitzung
des Abgeordnetenhauses vom 28. Juni 1867, indem er sagte: „Diese vor¬
läufige Erörterung wird die Regierung mit der Regierung und die
Nation mit der Ration (nämlich durch die Deputationen) pflegen."

Daraus geht aber auch hervor, daß der Beisatz „auch mit den übrigen
Ländern Seiner Majestät" nicht zum Prädikat „in Unterhandlung ein¬
zulassen", sondern auf „Erörterung" zu beziehen ist.

Mit der hier dargelegten Auffassung stimmt auch der tatsächliche Bor-
gang überein, welcher bei der Verhandlung der Staatsschuldenfrage be¬
obachtet wurde. Zuerst erörterten die beiden Ministerien die An¬
gelegenheit, „verständigten sich über gewisse Grundsätze und
machten sich wechselseitig verbindlich, dieselben mit allen ihnen zu Ge¬
bote stehenden konstitutionellen Mitteln vor den zuständigen Vertretungs¬
körpern (Deputationen, Reichsrat, Reichstag) zur Geltung zu bringen".
Diese Punktationen wurden zugleich mit dem dazu gehörigen Ver¬
handlungsmaterial (tä-r^/aläsoU) den Deputationen vorgelegt,
welche hierüber im Wege „freier Konferenzen" ihre Ansichten und
Meinungen austauschten. Auf Grund dieses Meinungsaustausches wurde
zwischen den beiden Ministerien eine neue Vereinbarung in
betreff der Staatsschulden abgeschlossen, über welche die ungarische Deputa¬
tion den in der Schlußsitzung vom 25. September 1867 zu Protokoll ge¬
gebenen Beschluß gefaßt hat.

IV. Über den Sinn des Wortes vgl. die Ausführungen
bei 15, Anm. 4 (S. 129 ff.), wo auch dargelegt ist, daß „V e r e i n b a r u n g"
kein entsprechender Ausdruck für ist, dieses vielmehr entweder
„das Unterhandeln", „die Unterhandlung" oder aber „das Abkommen", „die
Abmachung" heißt. Mit Rücksicht darauf, daß in erster Linie
„die Unterhandlung" bedeutet und da ferner das Gesetz nur von
„boosLtlronni — sich ein lassen" (z. B. in einen Handel, in ein
Gespräch einlassen) spricht, scheint es richtiger, die Stelle durch „in Unter¬
handlung einlassen" wiederzugeben.
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Das Gesetz will durch den schwächeren und noch unverbindlicheren
Ausdruck „sich in Unterhandlung einlassen" einerseits erklären, daß Ungarn
wegen Übernahme eines Teiles der Staatsschulden zunächst nur zu Unter¬
handlungen bereit ist, anderseits aber betonen, daß die Staatsschuldenfrage
nur in der Weise erledigt werden könne, in welcher zwischen „freien
Nationen", zwischen „unabhängigen Ländern" 55, 61, 67)
pendente Fragen ausgetragen werden, nämlich durch Unterhandlungen
und unter Vorbehalt der endgültigen Entscheidung durch die Gesetzgebung.

Daß diese Zurückhaltung, die Vermeidung jeglichen Präjudizes das
leitende Prinzip bei der Formulierung der die Staatsschulden betreffenden
Punkte war, geht aus den Verhandlungen des Subkomitees klar hervor;
U'isLg., dl/Lr/, erklärten übereinstimmend, man solle sich
in der Sache nicht „übereilen", da man sich später nicht mehr zurückziehen
könne; die Formulierung müsse ganz allgemein gehalten sein, dürfe sich
weder „in Details", noch „in eine Spezialisierung" einlassen, und solle
nur das enthalten, was schon in den Adressen darüber gesagt ist, ohne sich
jedoch in irgendeiner Weise hinsichtlich der Unterhandlungen selbst zu „prä-
okkupieren".

Darin, daß über die Staatsschulden und über die weiteren in den
ZH 59—66 angeführten Handelsangelegenheiten, wie unter „freien Nationen",
unterhandelt, traktiert werden müsse, erblickt das Gesetz einen
wesentlichen Unterschied dieser Angelegenheiten gegenüber denjenigen, welche
nach der pragmatischen Sanktion von rechtswegen gemeinsam behandelt
werden müssen.

Die Staatsschulden kamen in dem Subkomitee nach den gemein¬
samen Angelegenheiten zur Verhandlung (vgl. oben S. 9). Nachdem die
Formulierungen über diese Angelegenheiten festgestellt waren, erklärte
OöLK (VI. Sitzung vom 14. Mai 1866), es gebe auch Gegenstände, welche
nicht infolge der pragmatischen Sanktion gemeinsam zu behandeln
seien; über diese Gegenstände, als welche die Staatsschulden und die
Handelsangelegenheiten in Betracht kämen, „könne nicht auf einer
anderen Grundlage als auf der von Unterhandlungen
entschieden werden («2slr nein cköntllstölr sl mäs alnpon inint rr/.
vA^lroäössIrän)". Vgl. auch bei Z 52 Anm. 6.

Daraus erklärt sich auch die geflissentliche Betonung des „Unter¬
handelns" (sK^orNsäös) bei jedem einzelnen Punkte (ZZ 55, 61, 63, 65,
66, 67, 68).

56. Z.

.lövsinloro ne/.vo poUig llvxö8
1682 a IritslÜM ol v 686tollI>6N,
miäon ininä NaMarorWUK, ininä
0 Uolsdgünek tödbi orWÜAui, n
kenkorZö lloruImvnz'kN Irö2ütb

Bolger, Ausgleich.

8 56 H.

Für die Zukunft aber?) wird
die Kreditangelegenheit gemeinsam
sein in solchen Fällen, wo sowohl
Ungarn, als auch die übrigen Länder
Seiner Majestät, unter den ob-

15
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8ujüt srcksllölrbsn, eLsO/srünslr
lätuncksälr vuluinsl^ us Köls8öiit
Stz^ützt 8 KÖ2Ö86N vsnni köl. IIv
leö1o8ön6knül niiiickuL, g, uri u
W6rM<ls8 INS§IrÖb686r6 8 g, tol-
VStt PSIILllbK Iinllsnt Ilg8/.NÜ-
IÜ8Üru 68 vi88^ukiL6ts86rs vonut-
llc>2ik, UÖM86N kvK skintzs^tstni.
Os UNnull sIöl6AS8 6lkmtäro?Ü8U,
i>o»v vulrernslv kölesün KÖ2Ö86N
V6ts886k-6 köl, Nugvru'ors/ii^rn
N62V6 mincksn SAZ-68 68stnsl u
muK^ur 0U8?:ÜKA^üIs8b illstzj.

waltenden Umständen b) in ihrem
eigenen Interesse, es als zweckmäßig
ansehen werden, irgend ein neues
Anlehen zusammen und gemeinsam
aufzunehmen. Bei solchen Anlehen
wird all das, was sich auf den Ab¬
schluß des Vertrages und auf die
Art und Weises der Verwendung
und Rückzahlung des aufgenomme¬
nen Geldes bezieht, gemeinsam er¬
ledigt^) werden. Die vorheriges
Entscheidung darüber jedoch, ob
irgend ein Anlehen gemeinsam aus¬
genommen werden solle, steht in An
sehung Ungarns in jedem einzelnen
Falle dem ungarischen Reichstage zu.

') Vgl. zur Entstehungsgeschichte bei Z 53 Anm. 1.

2) 8tk>. läßt xsäi§ (aber) unübersetzt. In den Wiener gemein¬
samen Konferenzen (siehe bei Z 53 Anm. 1 lit. ä) war vereinbart,
das Wort xsätx (— aber) zu streichen, was jedoch nicht geschah.

b) OO8., und 8tk>.: „Verhältnissen"; lrörülrnsuv (von
KöriU, um, herum) entspricht auch etymologisch: Umstand.

O OO8. undUAlölAs: „Modalität"; iniksut entspricht besser: Art
und Weise; Modalität wäre möäoLut (vgl. bei Ur. Anm. 7). 8t.r. läßt
nUllSnt unübersetzt.

5) Bei 8tb. bleibt der Ausdruck kölvstt xsnsnsk (des aufgenommenen
Geldes) unübersetzt.

o) OO8.: „ausgetragen"; U^UlAs und 8tb.: „angeordnet".
LliutWni: erledigen oder ordnen. Vgl. bei Z 38 Anm. 2.

?) O68. und UASlAs: „vorläufige Bestimmung", was in diesem
Zusammenhänge zweideutig ist, da es auch im Sinne einer provisorischen,
interimistischen Entscheidung aufgefaßt werden könnte. Llölo^ss (was vor
anderem ist, steht, O^ue^or-Oo^arasi) heißt vorherig, vorher¬
gehend. Daher «UolsKss utasitäsok vorherige Instruktionen an die
Delegationsmitglieder (tj 38), ololsAss sovLkwA/ü.s vorherige Ge¬
nehmigung zur Auslieferung von Delegationsmitgliedern (ß 47) und nicht
vorläufige Instruktionen, vorläufige Genehmigung (vgl. auch bei 55
Anm. 4).
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57. K.

DMsbiränb üiiiicpsl^oksn ki-
jslknti u/ ors/äg sslsu tmtiiro-
^utu ültul i8, IiOA/ u vulü8ÜAO8
u1KotmUQZIO88UK U20U nlupklvä-
nsl kOKVU, IIliWMnt 8,/. 0r82UAOt
8ujät I)6l66A^62686 UslKül uäÜ8-
8ÜKKul terlisliri II6m lelicit, Au-
§)'!U'or82i>A sövsiukärs 86iu ko§
86inini nlv ü11kuuuclö88ÜA0t inu-
KÜI'U Q62V6 liötsle/onsü 6Ü8-
msriii, iuolvmäi kölvstolsiikx II/
0I'8/ä§NLK tÖrV6N^8261'Ü6ir 8 Iw-
täro/obtan üijcäsiitett bolssA^s-
2686 Il02/ä N6IN jürult.

8 57>).

Übrigens erklärt das Land °) auch
durch seinen gegenwärtigen Beschluß
feierlich, daß kraft jenes Grund-
prinzipes des wirklichen Konstitu-
tionalismus ft, wonach das Land
ohne seine eigene Zustimmung mit
Schulden nicht belastet werden darf,
Ungarn auch in Zukunft gar keine ft
solche Staatsschuld für sich als
bindend anerkennen wird, zu deren
Aufnahme die gesetzmäßig ft und
bestimmt erklärte Zustimmung des
Landes nicht hinzugetreten ist")ft.

ft Vgl. zur Entstehungsgeschichte bei 8 53 Anm. 1.

ft RxLlAs und 8tb.: „Ungarn"; im Originaltext steht: ors^äA
(das Land).

ft U68. und L^LlAs: „des wahren Konstitutionalismus"; 8td.:
„der wahren Verfassungsmäßig leit". Vgl. bei Z 54 Anm. 2.

ft U68., IIZÜlxs und 8td.statt „gar keine" bloß: „keine"; in
„ssm . . . ssnuni" liegt eine Verstärkung der Verneinung.

ft DO8. und UxUltzv: „auf gesetzlichem Wege"; törvsu/ssisrltsu:
„gesetzmäßig"; „auf gesetzlichem Wege" und „gesetzmäßig" bedeuten nicht
dasselbe. Vgl. bei 8 53 Anm. 3.

ft DO8. und LIVIAS frei: „bei deren Aufnahme die auf gesetz¬
lichem Wege und bestimmt ausgesprochene Einwilligung des Landes nicht
mitwirkte"; IwWäjLrului: hinzutreten oder beitreten. Man könnte
auch sagen: zu deren Aufnahme sich nicht die gesetzmäßig und bestimmt
erklärte Zustimmung des Landes gesellt hat.

i) 8tr.'s referierende Übersetzung: „Du outro, la Ration (?) ääelaiw
solsnnsllswsut, aussi par ostts Doi (?), gus la Honoris ns ss rs-
eouuaitra obliKÜs, äaus l'avsuir, par aueuus ästts ä'Dtat c^ui us
ssrait xas ooutrastös avso Lasssutlrusnt IvAal st ssrtaiu äs la Ration (?),
oar Is priueips kouäamsutal äs la Ooustitutiou rspousss touts obllAatiou
aeosptös xour slls saus sou eoussntsmsnt" — wird den feinen Distink¬
tionen des Originals nicht gerecht.

15"°
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58. Z. 8 58 -).
Ü6r68lre<l6lini ü<>-

2Ü886A6 86ll1 kol)' U PVUAINUtseg,
8nnc:ti<>l»öl : msrt nnvnü srtsl-
ilisken a niNAvar üornvn nvWä-
Zui, :r mint g, kejsäelbnr töbki
or82LAg,ito1 soZilnA üülün Mö
oröLÜZoIe, 8nsät ksl6lo8 üorinü-
nvuü 68 tüi'V6ii)'IinxÜ8uk Mal
ürtüzksciütztnenok 8 väivvoimlole
ältul 8^ukülvoxiiutnäü k6i'68k6-
Ü6lmi ÜMeikst.

Auch die Gemeinsamkeit der
Handelsangelegenheiten fließt nicht
aus der pragmatischen Sanktion:
denn im Sinne dieser könnten die
Länder der ungarischen Krone, als
von den übrigen Ländern des Landes¬
fürsten rechtlich separate Länder ^),
durch ihre eigene verantwortliche
Regierung^) und Gesetzgebung ver¬
fügen und durch Zollinien ihre
Handelsangelegenheiten regeln.

*) Zur Entstehungsgeschichte der HZ 58—68.
I. Von den ZZ 58—68 des Gesetzartikels waren in dem Gutachten

des Subkomitees im ganzen nur sechs Paragraphen enthalten. Es waren
dies die mit den ZZ 58—61 gleichlautenden P. 60—63, worauf sofort
(als Punkt 64) ein dem jetzigen Z 68 entsprechender, aber wesentlich anders
formulierter Schlußabsatz (Wahrung der Rechte des Landes für den Fall
des Nichtzustandekommens des Zoll- und Handelsbündnisses) folgte. Über¬
dies war zwischen den jetzigen ZZ 17 und 18 (P. 18 und 20 des Gut¬
achtens) als P. 19 eine gleichfalls anders formulierte Bestimmung über
die indirekten Steuern eingeschaltet. Die übrigen ZZ 62, 64, 65, 66
und 67 des Gesetzartikels fehlten aber im 15er Elaborat vollständig und
kamen infolge von Vereinbarungen in den Wiener Konferenzen
in das 67 er Elaborat.

Was zunächst die mit den ZZ 58—61 gleichlautenden P. 60—63
des 15 er Gutachtens anbelangt, so lag für diese Punkte dem Subkomitee
(Sitzung vom 22. Juni 1866) zuerst eine von und
IlollLn stammende Formulierung vor, die lautete (Lün^i, OsLü
lböäm III, S. 735):

„Ungarn wünscht mit den übrigen Ländern Seiner Majestät
auch schon infolge der Jnteresseneinheit in ein, auf gewisse zu
bestimmende Zeit periodisch zu erneuerndes Zollbündnis zu treten.
Demzufolge ist es bereit, die bisher geschlossenen Zoll- und Han¬
delsverträge als bindend anzuerkennen unter der Voraus¬
setzung, daß in Zukunft bei der Feststellung und der von Zeit zu
Zeit erfolgenden Abänderung des gemeinsamen Zollreglements,
sowie bei dem Abschlüsse neuer Handelsverträge, was das vorangehende
Entwerfen und Vorbereiten derselben betrifft, der ungarischen verant¬
wortlichen Regierung, was aber die Bestätigung und Bekräftigung
anbelangt, dem ungarischen Reichstag die volle Ausübung aller jener
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Rechte gesichert wird, welche einem jeden der in dem Zollbündnis ver¬
einigten (vLmsMvstssK'dön sA/ssiilt) Teile gleichmäßig zukommen.

„Die Zollverwaltung gehört in Ungarn zu dem Wirkungs¬
kreise der ungarischen verantwortlichen Regierung, in den übrigen
Ländern zum Wirkungskreise der verantwortlichen Regierung dieser
Länder. Die Zolleinkünfte werden zwischen Ungarn und den
übrigen Ländern Seiner Majestät nach dem Verhältnisse der Be¬
völkerung zugunsten eines jeden in das Zollbündnis eingetretenen
Teiles in Rechnung gestellt werden. Die Zolleinkünfte dienen zur
Deckung der gemeinsamen Kosten.

„Außerdem gibt es noch mehrere wichtige Angelegenheiten, bei
welchen es wünschenswert ist, daß zwischen Ungarn und den übrigen
Ländern Seiner Majestät, im gemeinsamen Interesse beider Teile, unter
Mitwirkung des ungarischen verantwortlichen Ministeriums im Wege
vorheriger Konferenzen und Übereinkommens auf gleichartigen Prinzipien
beruhende (basoulü slvslrsn alapult) Verfügungen zustandekommen,
jederzeit und in jedem einzelnen Falle unter Zustimmung der unga¬
rischen Gesetzgebung.

„Als solche erachten wir die Feststellung der obersten Prinzipien
der Konzessionierung von Kreditinstituten, die Feststellung der
Gleichheit des Geldfußes, der Maße und Gewichte und die
Feststellung der Hauptrichtungen der internationalen Kommuni-
kationslinien, das System und die Verwaltung der Post und
des Telegraphen und die von gleichartigen Prinzipien ausgehende
Handelsgerichtsbarkeit (üsrsslrcrckssi törvän^lcsriös)."
voalr war jedoch mit der Formulierung nicht einverstanden und

schlug in der Sitzung vom folgenden Tage eine andere, vom Komitee auch
angenommene Formulierung vor, die in den Zß 58, 59, 60 und 61 un¬
verändert Gesetz geworden ist.

Der die indirekten Steuern betreffende, im Anschlüsse an die Be¬
stimmungen über das (gemeinsame) Finanzwesen zwischen den jetzigen
M 17 und 18 (P. 18 und 20 des Gutachtens) eingereihte Punkt 19
hatte folgenden Wortlaut:

„19. Was jedoch die indirekten Steuern betrifft: so ist, nachdem
es in dem Falle, als beide Teile jetzt oder in der Zukunft es für
zweckmäßig erachten, daß zwischen den einzelnen Ländern die Zwisch en -
zoll- oder Kordo nlinien nicht errichtet werden, geschehen könnte,
daß durch Beschlüsse des einen Teiles die bezüglichen Einkünfte des
anderen Teiles zunichte gemacht würden: der ungarische Reichstag bereit,
durch ein mit dem anderen Teil von Zeit zu Zeit zu schließendes
gemeinsames Abkommen (üötsnclo Iröiws ältal) solche
Prinzipien festzustellen, welche dieser Eventualität vorbeugen würden."

Der das 15 er Elaborat abschließende Punkt 64 endlich, aus welchem der
jetzige § 68 hervorging, bestimmte, daß, wenn und insoferne die in Z 63
(jetzt ß 61) vorgesehene Unterhandlung erfolglos bleiben sollte, die gesetz¬
lichen Rechte des Landes auch in diesem Belange unversehrt bleiben.
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II. In den „Einwendungen" der Wiener Regierung waren
zu diesen Textierungen folgende Bemerkungen enthalten:

„nä 19. Die negative Fassung dieses Alineas läßt der Deutung
Raum, daß die Frage, ob zwischen den beiden Teilen keineZwischen-
zollinien errichtet werden sollen, in gegenseitigem Einvernehmen
erwogen werden wolle. Im Hinblicke auf den Status guo,
welcher den materiellen Bedürfnissen beider Teile entspricht, wäre eine
andere Fassung vorzuschlagen.

„Die Einheit des Zollsystems ist ebenso das Postulat der
materiellen Verhältnisse der Monarchie, als auch ein Korollar der
beiderseits anerkannten einheitlichen Vertretung nach
außen, welche heutzutage nicht unwesentlich durch die internationalen
Handels- und Verkehrsverhältnisse berührt wird."

„aä 61, 62, 63, 64 (d. i. jetzt Zß 59, 60, 61 und der frühere
Schlußparagraph). Bei der Vereinbarung in betreff des Zoll-,
Handels- und Verkehrswesens hätte der Status guo und das
Prinzip der Zollunion als Ausgangspunkt zu gelten.

„Für die Übergangsperiode müßte der Status guo im Steuer-,
Zoll- und Verkehrswesen und bezüglich des bestehenden Privilegiums
der Nationalbank gewährleistet bleiben."
^.närass^-Imn^a^ erwiderten auf diese Einwendungen folgendermaßen:

„Lä 19. Die negative Fassung des Alinea 19 war not¬
wendig, um im Sinne der pragmatischen Sanktion die rechtliche
Stellung Ungarns auch in dieser Beziehung zu wahren.

„Übrigens bezweifeln wir nicht, daß die Gesetzgebung in Ungarn
bereit sein wird, das gegenwärtigeZollsystem, die verbindliche
Kraft der bestehenden Handelsverträge anzuerkennen und durch
ein mit den Ländern Seiner Majestät abzuschließendes Zoll- und
Handelsbündnis die Handhabung des einheitlichen Zoll¬
systems zu vereinbaren."

„L.ä 61, 62, 63 (gleichlautend mit den jetzigen HZ 59, 60, 61).
Wenn in Ungarn die legalen Zustände ins Leben getreten sein wer¬
den, wird eine gewisse Zeit dazu nötig sein, bis im Sinne des
15er Vorschlages die Quote zu den als gemeinsam anerkannten
Auslagen sestgestellt und ein ordnungsmäßiges Budget votiert werden
kann. Die Pflicht des ungarischen Ministeriums wird sein, im S t e u er -
und Zollwesen und bezüglich der privilegierten Stellung der
Nationalbank den Status guo aufrecht zu erhalten, und da dieser
Zustand mit den Gesetzen nicht im Einklänge steht, für sich von dem
ungarischen Reichstage die in der Adresse in Aussicht gestellte Indem¬
nität in Anspruch zu nehmen: ferner für eine gewisse, kurz bemessene,
bestimmte Zeit, während welcher die Schwierigkeiten der Übergangs¬
periode überwunden werden müßten, vom ungarischen Repräsentanten¬
hause vor allem die Votierung der bestehenden Steuern und Zölle zu
verlangen, damit fü? die als gemeinsam anerkannten Aus¬
lagen auch während der Übergangsperiode die durch das gegenwärtige
Steuersystem geleisteten Beträge einfließen. Daher würde der Über-
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s ch u ß aller Einnahmen, nachdem die für die innere Verwaltung festge¬
setzten und noch festzustellenden Betrüge bestritten würden, abgeführt werden.

„Die Eintreibung und Verwaltung der Steuern und
Zölle müßte schon während der Übergangsperiode im Sinne des
Alinea 17 (gleichlautend mit dem jetzigen § 16) geschehen."

III. Die österreichische Regierung vertrat jedoch den Standpunkt, daß
die Zoll- und Handelsverhältnisse als gemeinsame Angelegenheiten zu
behandeln und daß als solche außerdem das Monopolwesen und die indirekten
Steuern, die Seegesetzgebung, die Post- und Telegraphenverwaltung, ge¬
wisse Eisenbahnangelegenheiten, sowie das Münzspstem zu erklären seien.
Der Wiener Regierungsentwurf bestimmte hierüber folgendes:

„Infolge der zwischen den Ländern der ungarischen Krone und
den übrigen Ländern Seiner Majestät bestehenden Interessen¬
gemeinschaft werden als unter gemeinsame Verhandlung und Ver¬
fügung gehörend weiter erklärt:

6. Das internationale Handels- und Zollwescn
und damit in Verbindung die auf die industrielle Produktion wesent¬
lichen Einfluß besitzenden indirekten Steuern, sowie auch die auf
Grund identischer Prinzipien zu bewirkende Regelung des Staats-
monopolwesens.

7. Die Seegesetzgebung und die Feststellung identischer
Hauptprinzipien der Post- und Telegraphenverwaltung.

„Z 8. Die Frage der Trasse und Konzessionierung der über die
Grenzen der Länder der ungarischen Krone hinausgehenden Eisen¬
bahnlinien, sowie die die staatliche Zinsengarantie und den Tarif
solcher Bahnen und die Überwachung ihres Betriebes behandelnden
Vorschriften.

„Z 9. Unter unversehrter Aufrechterhaltung des in betreff der
Münzprägung und -ausgabe bestehenden landesfürstlichen Rechtes, die
auf die Feststellung eines neuen oder die Regelung des bestehenden
Münzwesens und Geldfußes sich beziehenden Verfügungen."

IV. Inden Jänner-Konferenzen kamen nun Vereinbarungen
zustande, welche zur Aufnahme der in den M 62—67 enthaltenen Be¬
stimmungen führten. Diese Vereinbarungen lauteten:

„In den P. 19 und 61 des 15 er Elaborates ist auszusprechen,
daß der Zoll und Handelsvertrag (a väm-ös ksrssksäösi
s^srroäes) sowie das das gleiche Ausmaß (og^sulo inörtöll) der
i n d ir e k t e n S t e u c rn, welche auf die industrielle Produktion wesent¬
lichen Einfluß besitzen, feststellende Abkommen gleichzeitig mit der
Feststellung der Quoten auf einen längeren Zeitraum zu bestimmen
ist" (vgl. die jetzigen W 62 und 63).

„Dem (die meritorischen Bestimmungen des 15 er Gutachtens ab¬
schließenden, dem jetzigen § 61 gleichlautenden) P. 63 wäre anzufügen,
daß gleichzeitig mit der Bestimmung der Quote auch die Ab¬
schließung des Zoll- und Handelsbündnisses zum Ende
kommen müßte (vÜKÜW Irollsns monni), bei welcher Gelegenheit
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die Giltigkeit der bisher abgeschlossenen Handelsverträge für
Ungarn ausgesprochen und das einförmige Verhältnis sowie der
Behandlungsmodus der mit der industriellen Produktion in enger Ver¬
bindung stehenden indirekten Steuern und ferner jene Modali¬
täten bestimmt werden würden, nach welchen die bei diesen Steuern
von Zeit zu Zeit einzuführenden Reformen durch die zwei Gesetz¬
gebungen einverständlich würden entschieden werden" (vgl. die jetzigen
88 62 und 63).

„Gleichzeitig mit der Abschließung des Zollvertrages (väm-
»rwrMäös) und mit der Bestimmung der Quote wäre zugleich der
nach den Staatsschulden von Ungarn zu übernehmende Jahres¬
beitrag in Gemäßheit des 8 57 (gleichlautend mit dem jetzigen 8 55)
festzustellen" (vgl. den jetzigen Z 67).

„Schließlich wurde bemerkt, daß bei Gelegenheit der Abschließung
des Zollvertrages (vämsEMäös) auch darüber Beschluß gefaßt
werden wird, durch wen und auf welche Weise die Aufsicht über
die einförmige Behandlung sämtlicher Zollinien (össrios
vamvonalall) ausgeübt werden wird" (vgl. den jetzigen § 64).

„Die aus dem Zolle fließenden Einkünfte sind zur Deckung der
gemeinsamen Ko st e n zu verwenden; demzufolge würde die Summe,
welche für die nach Abzug dieser Einkünfte verbleibenden gemeinsamen
Kosten erforderlich sein wird, nach den Quoten auf die beiden Reichs¬
hälften (a dlrockalom llüt Isis) aufzuteilen sein" (vgl. den jetzigen § 64).

„Aufgabe der Delegationen würde es sein, darüber zu be¬
schließen, welche die das Reich gemeinsam interessierenden
Eisenbahnlinien sind. Die Verfügungen über alle sonstigen
Eisenbahnlinien werden in den Wirkungskreis jenes Ministeriums und
jener Gesetzgebung gehören, deren Gebiet sie berühren" (vgl. dep
jetzigen Z 65).

Bezüglich des Münzwesens wurde die Übernahme des die
Gemeinsamkeit des Münzspstems feststellenden § 9 des Negierungs¬
entwurfes vereinbart (vgl. den jetzigen 8 66).

V. Diese Vereinbarungen, von welchen jedoch die beiden letztangeführten
auf entschiedenen Widerstand vsälls stießen und daher nur in ver¬
änderter Form Gesetz geworden sind, bildeten die Grundlage der 88 62—67.
Die Formulierung dieser Paragraphen erfolgte in Budapest und ist das
Werk Voälcs, der die Textierungen im Beisein ^närä.88^'8, Don^a^'8,
Uajlätll'8, 6s6NKsr^'8 und HoIIän'8 vornahm. „Es war eine schwierige
Sache" — wie in seinem Tagebuche bemerkt — „Formulierungen
zu finden, die sowohl den Rechtsbegriffen entsprächen, zugleich aber die
Wiener beruhigten" (Liön^i, Osüll do^sckok IV, S. 209).

In der 67er Kommission brachte M. Lön)-a^ die Amendements
als eigenen Antrag ein. Es gelang nach langer Debatte ihre Annahme
durchzusetzen (Lö^öo S. 148—178).

2) HALlKs: „des Fürsten", 8td.: „des Monarchen", 8tr.: „cko
8a Ugjastö". Vgl. oben bei 8 4 Anm, 2.
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--) 1.68. und UAUIAS: „denn im Sinne der letzteren sind die Länder
der ungarischen Krone rechtlich abgesondert von den übrigen Ländern
des Landesfürsten (UAölAs: Fürsten), tonnten daher als solche
durch . . ."; 8tk.: „denn im Sinne der letzteren könnten die Länder der
ungarischen Krone als rechtlich von den übrigen Ländern des Monarchen
abgesonderte durch vgl. hiezu bei § 28 Anm. 5. Die Über¬
setzung 8tr.'s: „cur, SN vertu äs eslls-ci, Iss äs la Oouronns
IionAroiss, äs insins gus Iss 12 tats ou äskors äss autrss
l?a8 äs 8a Najssts ssraisut bisn Ilkrss äs äiriAsr ä Isur Ars, sn
stadlissaut äss ooräons äouauisrs, Isurs alkairss sninmsreialss, >>ar lsur
pro^rv Aouvsrnvinvnt. st par lsur IsAislatlon" — weicht in inehrfacher
Beziehung vom Originale ab.

-) Xorinäu/, zum Unterschiede von Korinuu/Lut, ist hier Regierung
im Sinne von Ministerium; vgl. bei § 3 Anm. 3 Ut. l>.

59. ß.

Lliutun ULouknu iVluZ vnror^/iiA
os 0 Uol86go töbki or8!?ÜAui kö-
/ütt UL sväokokuok Kölo8önö8
<mintti0LS8oi kouto8uk 68 8LÜIU0-
8UÜ: Ies8L UL m'8LÜMVölo8 urru,
liOAV g. koroLkoätzkni ÜAvolvi'o
iroLvo 6A/ i'68Lröl u inugvuv Ko¬
rona orL/NAvi", niÜ8 ro8Lro1 0
1^6l8ÖKÖnok toliki oi'8LÜAkri kö-
Lött iäonkint vrini- 68 koro.sko-
äolmi 8LÖVSt86A KöttS886Ü.

8 59-).

R'achdem jedoch zwischen Ungarn
und den übrigen Ländern Seiner
Majestät die gegenseitigen Be¬
rührungen der Interessen wichtig
und zahlreich sind: ist der Reichs¬
tag dazu bereit?), daß hinsichtlich
der Handelsangelegenheiten zwischen
den Ländern der ungarischen Krone
einerseits und den übrigen Ländern
Seiner Majestät anderseits--) von
Zeit zu Zeit ein Zoll- und Handels¬
bündnis geschlossen werde.

-) Ngl. zur Entstehungsgeschichte bei H 58 Anm. 1.

2) U68. und ItAölAS.: „so erklärt sich der Reichstag dazu bereit".

2) 1,(18. und liAUlAS ganz unverständlich: „daß rücksichtlich der
kommerziellen Angelegenheiten der Länder der ungarischen Krone (Uz-UlAs:
Angelegenheiten der ungarischen Krone) einerseits und den übrigen Ländern
Seiner Majestät anderseits von Zeit zu Zeit ein Zoll- und Handels¬
bündnis geschlossen werde". Unklar auch 8tk.: „daß hinsichtlich der Handels¬
angelegenheiten einerseits zwischen den Ländern der ungarische:: Krone,
anderseits den übrigen Ländern Seiner Majestät von Zeit zu Zeit ein
Zoll- und Handelsbündnis geschlossen werde".

4) 8tr.: „un traitö äs äouans st äs oominsroz«. Über die Un-
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zulässigkeit der Übersetzung des Ausdruckes vam-ss ki^rssksäslmi szövstssx
durch traits äs äouans st äs oommsres vgl. oben bei 8 15 Anm. 4
(S. 127). 8tr.'s Vorgehen ist um so auffallender, als er in der Fußnote zu
§ 62 bemerkt: „Da Doi vsut la eonolusion ä'uns ,^11ianos^ äon-
anivrs st eominsrsials, eoinins l'inäigus Is mot ,8zövst8s^^ (allianes)
insorit sn tsts äss trois traitss <zui knrsut eonslns pour äss psrioäss
äs äix annsss (Isis XVI äs 1867, XX äs 1878 st XXIV äs 1887)«.
8tr. erkennt also an, daß szövstssA „allianes" oder, wie er an einer
späteren Stelle der Fußnote sagt, „union" bedeutet, trotzdem hält er es
mit dem Erfordernisse der Übersetzungstreue für vereinbarlich, im Gesetzes¬
texte WövstssA an allen Stellen ausnahmslos durch traits (äs
äouans st äs sommsres) wiederzugeben, so daß der Benützer seiner Über¬
setzung den Eindruck gewinnen muß, als ob in den 59, 60, 61, 62,
65, 66, 67 von dem Abschlüsse eines gewöhnlichen Handelsvertrages
zwischen Österreich und Üngarn die Rede wäre. Und wozu erst die Be¬
rufung auf den Titel der Bündnisgesetze, wenn, was doch entscheidender
und wichtiger ist, der Ausdruck mehr als ein halbes Dutzend Mal in dein
Gesetzartikel XII selbst vorkommt! Ist das wirklich „uns traäuotion
aussi littsrals gus possibls", „msttant ls tsxts autbsn-
tic^us äs la loi a la portss äs toutss Iss intslli^sness äs l'ätranAsr",
st „gui ns poursuit aueun but ^olitigus«?

60. Z.

kl 82ÖV8t86K nllnpitninl M6A
ULOQ körässskst, nrsl^sll u K6V68-
ksclslsiuro vonntlloziinll, 8 M6A-
trutärozuü uz 6K68Z Icsrsglrsclsliui
ügv l<SZ6ls8i moäjüt.

8 60 H.

Dieses Bündnis ^) würdet jene
Fragen feststellen ^), die sich auf den
Handel beziehen, und den Behand¬
lungsmodus des ganzen Handels¬
wesens ^) bestimmen.

1) Vgl. zur Entstehungsgeschichte bei 8 58 Anm. 1.
2) 8tr.: „Ds traits«. Siehe hierüber bei § 59 Anm. 4.
o) D(48. und kg-IUKv: „hätte", was zweideutig ist. Im Original

steht nur der Konditional svgl. bei tz 62 Anm. 1). 8tb.: „soll".

^) D68., UxlllAs und 8tb. lassen das Zeitivort mvAällapitauä un
übersetzt und sagen: „Dieses Bündnis hätte (8tb.: soll) jene Fragen, die
sich auf den Handel beziehen und die Art der Behandlung . . . (zu)
bestimmen".

5) UAlllAs: „der gesamten kommerziellen Angelegenheiten";
8tb.: „des gesamten Handelswesens". L^ssz heißt: ganz, vgl. bei
§§ 11—14 Anm. 9.
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61. ß.

WÖVkt8SA >Q0tzllöt686 Köl-

08ÖNÜ8 nlkn nltal t(Q-t,6nQ6l<, c>1)i

IQOÜOII. inint lröt eg^niästül

sOAlluA kÜW6Ü6v vr82ÜA Ükt8OIl1o

SA^62lL6ä686i tÜrt6QQ6ll.

141 lelslos milli8t6rivirig,i Irö2Ü8

6A^6t4rt6886l IrLS/itsÜli IQ6^ u

8XÖV6t.86gi I-öWlötW ,juvn8latot 8

161^68^826 Ä2t milläsnill NX illstä

Or82ÜK Z^ül686 <Ü6 , 8 g, iröt

0r82L8tzZ1Ül68N6k M6Ml1g,poäÜ8rri

1682N6K 0 k6l86A6 826Ilt68it686

oiä t6rj682t6näok.

8 61 ^).

Das Abschließen des Bündnisses
würde durch einen gegenseitigen
Handel erfolgen, auf die Weise,
wie ähnliche Unterhandlungen zweier
voneinander rechtlich unabhängiger
Länder erfolgen^). Die verant¬
wortlichen Ministerien der zwei Teile
sollen im gemeinsamen Einverständ¬
nisses den detaillierten Bündnis¬
entwurf'') anfertigen und ein jedes °)
soll ihn dem betreffenden Reichstage
vorlegen, und die Einigwerdungen")
der zwei Reichstage werden der
Sanktion Seiner Majestät zu unter¬
breiten sein").

') Vgl. zur Entstehungsgeschichte bei ß 58 Anm. 1.

2) U68.: „Der Abschluß des Bündnisses hätte im Wege eines
wechselseitigen Übereinkommens zu geschehen, auf diese Weise,
wie ähnliche Vereinbarungen zweier rechtlich voneinander unab¬
hängiger Länder zu geschehen pflegen". Ug-UlAs: „Der Abschluß
des Bündnisses hätte durch einen gegenseitigen Vertrag zu erfolgen,
auf die Weise, wie ähnliche Vereinbarungen zweier rechtlich von¬
einander unabhängiger Länder geschehen". 8td.: „Der Abschluß des
Bündnisses soll durch einen gegenseitigen Vertrag erfolgen in der
Weise, wie ähnliche Vereinbarungen zweier voneinander rechtlich un¬
abhängiger Länder". 8tr.: „Im vonolusion äu traits ss isra pav
üisoussionÄ mutusllsi-, äs la msms mauisrs gus sslu 8'opsrs sntrs
äsux pu/8 inäspsnäantb, vu äroit, l'nn äs 1'untre."

tz 61 gibt das Verfahren an, welches beim Ab sch ließen des
Zoll- und Handelsbündnisses zu beobachten ist. Dieses Verfahren hat auch
für die Unterhandlungen und Abmachungen in betreff der in den folgenden
Paragraphen erwähnten Angelegenheiten (indirekte Steuern, Eisenbahnen,
Münzwesen und Staatsschulden) zu gelten (M 63, 65, 66, 67). Das
Abschließen des Bündnisses erfolgt materiell auf „Basis eines Handels"
(ulllu) und formell im Wege von „Unterhandlungen" (sN'SL-
Ksäss), wie sie zwischen selbständigen Vertragsparteien üblich sind (vgl. oben
S. 133 f. u. 225). Über die Bedeutung und den Inhalt der Ausdrücke
«Msisksääs und küllu sowie über deren Übertragung durch „Vereinbarung",
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„Übereinkommen", „Vertrag", „äisoussions" siehe die Ausführungen bei
Z 15 Anm. 4 (oben S. 129 ff.), H 18 Anm. I lit. d, § 19 Anm. 1,
is 55 Anm. 4 (S. 224 f.), sowie auch bei H 22 Anm. 3. Gleich wie in
8 55 (im Zusammenhalte mit Z 67) legt das Gesetz das Schwergewicht
daraus, daß über das Zoll- und Handelsbündnis wie zwischen unabhängigen
Ländern unterhandelt, verhandelt und „gehandelt" werde.

Bezüglich des Ausdruckes „traitä" für s^övstsöx gilt das oben
bei ß 59 Anm. 4 Gesagte. Über lrölesöuös (gegenseitig) siehe bei § 2
Anm. 7 lit. ü.

s) 868., I1x81xs und8tl>.: „im gemeinsamen Einvernehmen";
vgl. hiezu bei § 52 Anm. 10.

4) 8tr.: „propositiou clstaillLS 8ur ls traitö ä oonelurv"; vgl.
bei 8 59 Anm. 4.

°) 80-8. und 11x81x6 lassen rninllsuilr (ein jedes), das hier nicht
ohne Absicht steht, unübersetzt.

b) 868. und 8tb.: „Beschlüsse"; 14x81x6: „B e st i m m u n g e n";
8tr.: „cläoi sions". Siehe über die Bedeutungen des Ausdruckes msx-
Lllapoääs die Ausführungen bei § 15 Anm. 4 (S. 127 ff.). Für die Über¬
setzung des Wortes msxüllapoclLsai mit „EiiUMerdungen" waren für den
Verfasser die gleichen Erwägungen maßgebend wie bei ß 20.

?) Vgl. hiezu auch den Text des 8roovnriuin8 zum ungarischen Zoll-
und Handelsbündnisgesetze vom Jahre 1867, oben S. 136.

62. Z.
Hx/MgLSrt, iniilon u Irö2Ö8

llöltötzxtzk urüii vu, u ksnlsbüi 18.,
19., 20., 21. 68 22-äi8 82nlru82o8-
baii lrörülirt rnüäon nroxlratüro/-
tntilr, UWnl sx^iclafülox u ksir-
Itzklu 59. es 61-ill WnknW ültnl
inexüllnpitotb luocl 826rint, 6M
1'68/,röt n nmxvni' lroronn orsrur-
x-ri, iuä8 r682ro1 01^6186x6 tödbi
or82ÜA8,i 68 tnrroituillvui llö/ött,
vänr- 68 ller68llo<l6lmi 82ÖV6t86Z
1682 Irötsnäö, IN6lvi)6N llimon-
clubik 6gvK26r8mincI U2 18, Iroxzc
u bülkölcidol 6äüix llotött K6N68-

8 62').
Ebendeswegen wird,wann dasVer-

hältnis der gemeinsamen Kosten?),
auf die in den obigen Paragraphenls,
19, 20, 21 und 22 umschriebene")
Weise bestimmt wird, gleichzeitig'')
damit") dem durch die obigen Para¬
graphen 59") und 61 festgestellten
Modus gemäß, zwischen den Ländern
der ungarischen Krone einerseits und
den übrigen Ländern und Pro¬
vinzen'') Seiner Majestät ander¬
seits"), ein Zoll- und Handels-
bttndnis") abzuschließen sein, in
welchem zugleich auch ausgesprochen
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ksckslmi 826r20(l686lL 8I'V<!N)'6 wird, daß sich die Gültigkeit *0) der
NaA^arorWüZra 18 lcitorfsä. mit dem Auslande bisher abge¬

schlossenen Handelsverträge auch auf
Ungarn erstreckt").

Allgemeine Bemerkung zu § 62.
Der § 62 ist nur bei Berücksichtigung der bei § 58 Anm. I mit¬

geteilten Entstehungsgeschichte vollkommen verständlich. Seine eigentliche
Bedeutung liegt in der Bestimmung eines gesetzmäßigen Junktims
zwischen dem Abschlüsse des Zoll- und Handelsbündnisses und des Quoten¬
abkommens. Während in den 88 59 und 60 die Abschließung des Bünd¬
nisses nur hypothetisch ausgesprochen ist („Ungarn ist bereit", „dieses
Bündnis würde feststellen"), wird in ß 62 imperativ festgesetzt, daß
das Bündnis zugleich mit dem Quotenabkommen ab zu sch ließ en ist
(wird ein Zoll- und Handelsbündnis abzuschließen sein, vä.m-ös
lroroslrockolmi ssövotsdA losu lrötsncko— kosckuo ennoluäsuäum orit;
siehe auch den oben S. 231 mitgeteilten Wortlaut der Wiener Ver¬
einbarung: „zum Ende kommen muß").

Die Aufstellung des Junktims mit der Quotenbestimmung verfolgte
offenbar den Zweck, für alle Fälle das Zustandekommen des Zoll- und
Handelsbündnisses sicherzustellen. Freilich erscheint dieser Erfolg durch die
später von der 67 er Kommission auf Andrängen der Opposition beschlossene
Abänderung des ursprünglichen Textes des Schlußparagraphen (jetzt Z 68)
in Frage gestellt (vgl. die einleitenden Bemerkungen bei den M 58 und 68).

2) D6l8.., RgLlAs und 8tl>.: „Ausgaben"; vgl. bei § 7 Anm. 8.
s) DO8. und LALIZe: „präzisierte"; 8tb.: „bezeichnete".

Lörülirt: umschrieben (vgl. 88 8, 15, 16). 8tr.: „äöorits (so. kayon)«.
4) L6l8. und RALlAs: „zugleich"; SK^iäs)ülsg-präziser: „gleich¬

zeitig". LN-iäs)uIöA (aus SA)-: eins und iäö: die Zeit, eigentlich was
Eine Zeit hat, in derselben Zeit ist oder geschieht), ist eine aus¬
gesprochene Zeitbestimmung. Hingegen sagt das auch in diesem Para¬
graphen vorkommende SA/s^srsmiuck, daß etwas in Verbindung
mit einem anderen, auf einmal, zugleich, una, slmul ist oder geschieht,
z. B. er ist nicht nur ein vernünftiger, sondern zugleich (oZ^srsminck)
tugendhafter Jüngling (O^uo^or-IdoAuraoi, Oalspiuns, LloknLr,
8 2 a r v us - 8 i m o n i). Sinnverwandt mit ö^srwrsminck ist o § utt a I
(von sxx- eins und ut: Weg), daher eigentlich „mit Einem Wege" und
dann „in Einem", „unter Einem"; z. B. in Einem (sx^uttal) dreierlei
abtun. Die Nebeneinanderstellung von o^iäsjülsx und (rA^sMrsminä
kommt auch in 8 67, die Zusammenstellung von s^uttal und
ininä in Z 48 vor.

°) 1,08. und lip-lllg-s lassen a^al (damit), welches das in „gleich¬
zeitig" liegende Junktim noch besonders verstärkt, unübersetzt.

«) Die Berufung auf den § 59 wurde in diesen und die folgenden
ßtz 63, 65, 66 in der 67 er Kommission auf besonderen Antrag vsäckrs
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deshalb ausgenommen, damit die in § 59 enthaltene „Idee der Periodizität"
(„von Zeit zu Zeit"), „obwohl an sich selbstverständlich", noch besonders
zum Ausdruck gebracht werde (Xösös visrwu^otz, S. 149 f.).

?) 668. .-„Königreichen u n d Lä n d er n"; vgl. bei45-. Anm. 14.

8) 8tl>.: „einerseits zwischen den Ländern der ungarischen Krone,
anderseits den übrigen Ländern und Provinzen Seiner Majestät ein Zoll-
und Handels ..."

s) 8tr.: „un traits ckouanisi- st eomiusreial". Siehe hierüber bei
§ 59 Anm. 4.

'°) 1,08. und RMAs: „Geltung".
") 8tr.: „6s traits äsvra prononosr sn invins tsmps gue la

valiäitö ckss traitös eommsrsiaux sonelus jusgu'ä prsssnt s'stsuära
nussi a la klonAris." In dieser Übersetzung, in welcher überdies der Aus¬
druck „mit dem Auslande" (a llulldläcksl) unberücksichtigt bleibt, wird
82svst8SK (Bündnis) und s^si-LÜckss (Vertrag) in gleicher Weise
durch traitö wiedergegeben, als ob im Original in beiden Fällen ein und
dasselbe Wort stünde; siehe bei § 59 Anm. 4.

03. 8-

6/. ulkulomiriul, Wintsn u
ksntsüüi 59. 68 61. 88- 8/si'inti
6M62lr6ä68 vital, Iwtäi'oxtatimt-
nuk rnsK n/, ipartsrwslssssl
8201'08 Kap68olutl>uu lsvo kox-
Vötstt uclok N6M6II-6, LAvtornnl.
urün^ära 68 nxolc lr62sl686r6
Q62V6 oly Wudäl^oll, Ilisl^slc
lrirürsülr unriulc IsÜ6to86göt, lloM
6Kzcslc torv60)ckio2U8i>alc ks-
Islo8 lcoi'lliünglinic 6 rÖ82b6li
int62ksä686i u 10:181k ksl jöV6-
üslirisiiisll S80ntzitÜ8ät vcmlw88Ük
mvAolv utüll; ui6güllapittutlmtil<
6K^826r8mincl süv6näor6 g.2011
möclo/nt, M6l)' 826I'int U2 626N
uäökuül kelioxanckö rskormolc u
lest töl'V6N^llO2Ü8 nltvl OA^otor-
toIsZ koAwünuk släöwtstni.

8 63').

Bei dieser Gelegenheit können,
gleichfalls durch eine den obigen
88 59 und 61 gemäße Ab¬
machung ?), hinsichtlich der Arten ^)
der mit der industriellen Produk¬
tion in enger Verbindung stehenden
indirekten Steuern''), ihres ein¬
förmigen Verhältnisses °) und ihrer
Behandlung solche Normen fest¬
gesetzt werden, welche die Möglich¬
keit ausschließen °), daß die dies¬
bezüglichen Verfügungen der einen
Gesetzgebung oder verantwortlichen
Regierung eine Verkürzung der Ein¬
künfte des anderen Teiles nach sich
ziehen könnten; zugleich') kann^)
für die Zukunft ^) die Modalität
festgestellt werden, wonach die bei
diesen Steuern einzuführenden Re-
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formen durch die zwei Gesetzgebungen
einverständlich *°) würden entschie¬
den") werden.

Vgl. zur Entstehungsgeschichte bei § 58 Amn. 1
Im Sinne der in den Jänner-Konferenzen getroffenen Vereinbarungen

wurde Punkt 19 des 15 er Elaborates in der 67 er Kommission durch die
Bestimmung ersetzt, wie sie gegenwärtig im ß 63 vorliegt.

2) 1,68. und LxUIxs: „durch eine den obigen (11x131x8: Punkten)
59 und 61 gemäße Vereinbarung"; 8td.: „durch eine Verein¬
barung nach den ZZ 59 und 61"; 8tr.: „pur äss äisoussions
ssmbluülss n esllss ss^niss^es ärrns los art. 59 st 61". Gegen
die Übersetzung des Ausdruckes sx^s^ksäös durch „Vereinbarung" oder gar
„üiseussivns" siehe bei Z 15 Anm. 4 (S. 129 ff.) sowie bei Z 61 Anm. 2.

3) Der Ausdruck nsmvirs (Arten) bleibt in 168., Uxlllxs und
8tb. unberücksichtigt; sic sagen: „Bei dieser Gelegenheit können . . . für
die mit der Industrieproduktion (8tb.: industriellen Produktion) in enger
Verbindung stehenden indirekten Steuern, für deren gleichförmiges Aus¬
maß (8tb.: Verhältnis) und für die Gebarung derselben (8tb.: und deren
Verwaltung) solche Normen.... feftgestellt werden".

In P. 19 des 15er Gutachtens war von den indirekten Steuern
überhaupt die Rede. Die Beschränkung auf die indirekten Steuern,
„welche einen wesentlichen Einfluß auf die industrielle Produktion
besitzen", kommt zuerst im Wiener Regierungsentwurf vor und ging in
die Wiener Vereinbarung über. Diese spricht an einer Stelle von den
„mit der industriellen Produktion in enger Verbindung stehenden
indirekten Steuern", an einer anderen Stelle aber von den indirekten
Steuern, „welche einen wesentlichen Einfluß auf die industrielle
Produktion besitzen". Im Gesetzesteick ist ebenso wie im österreichischen
Ausgleichsgesetze (H 2 Z. 2) die erstere Diktion gebraucht, während in den
Zoll- und Handelsbündnissen beide Diktionen vorkommen (statt „wesent¬
licher Einfluß": „unmittelbarer Einfluß").

°) 1,68. und Ilxvlxs: „g l e i ch f ö r m i g e s A u s m a ß". Lx^tormn
(von ein und korinn Form) heißt eigentlich einförmig, während für
gleichförmig ox^onlö gebraucht wird. Wenn nun zwei Dinge einförmig
sind, so sind sie allerdings auch gleichförmig, nur ist die Betrachtungs¬
weise eine verschiedene. Da ferner nrän^ V erhält nis, Proportion
(vgl. ßtz 8, 15, 16, 18, 22, 62) bedeutet und da im Ungarischen Maß
oder Ausmaß mörtäl heißt (tz 54), so kann sx^tormn nur durch „ein¬
förmiges (gleichförmiges) Verhältnis" übersetzt werden. Hingegen
würde „gleichförmiges Ausmaß" im Ungarischen sx^snlo mörtölr
heißen, ein Ausdruck, der in den Wiener Vereinbarungen (siehe bei
tz 58 Anm. 1) tatsächlich vorkommt. In das Gesetz ist jedoch nicht
dieser, sondern der ebenfalls schon in den Wiener Vereinbarungen ent¬
haltene Ausdruck „gleichförmiges Verhältnis" übergegangen. Dies
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ist nicht ohne Belang. Der Ausdruck „gleichförmiges Ausmaß" würde
auf eine unbedingte Gleichheit der Steuersätze abzielen, so daß eine
Rücksichtnahme auf verschieden gearteteProduktionsbedingungen ausgeschlossen
wäre. Dadurch aber, daß das Gesetz den Ausdruck „gleichförmiges Ver¬
hältnis" wählte, sollte die Möglichkeit einer verschiedenen Bewertung
der Konkurrenzverhältnisse offen gelassen werden.

°) Mißverständlich übersetzt 8tr.: „äss rog-Iss soront ötudliss gni,
86 rapportantötroitoinout a I a. p ro 4 n o t i n n inclustrisllö,
aux ckivsross 8vrts8 cks eontributiono, ä Isur ropartition «Aals
ot s. I6ur uckmiuistrutlon, rsnclront in»po88il)l6..." Das Gesetz spricht
nur von Steuern, die im engen Zusammenhangs mit der Industrie¬
produktion stehen, nicht aber von der Aufstellung von Vorschriften,
„die sich enge (!) auf die industrielle Produktion beziehen"; auch der Aus¬
druck räpartition ist zumindestens unklar.

?) Siehe über o^s^oroininck bei H 62 Anm. 4.

8) 8tr.: „On ütablira". Das Original spricht nur von der Mög¬
lichkeit.

s) 668., LxlRgs und8tb.: „zugleich kann auch für die Zukunft";
„auch" fehlt im Original.

*o) 1,68. und IkgMgs: „übereinstimmend", was unrichtig ist;
sA^stürtolsK heißt einver stündlich. Nicht um übereinstimmende
Reformen (die bei gegebener Verschiedenheit der Steuersysteme gar nicht
möglich sind) handelt es sich, sondern darum, daß die ihrem Inhalte nach
vielleicht verschiedenen Reformen erst nach hergestelltem gegenseitigen Ein¬
verständnisse eingeführt werden können. Nicht die Übereinstimmung, sondern
nur die Bindung der beiden Gesetzgebungen steht in Frage. Die gleiche
Einwendung ist auch gegenüber 8tr.'s interpretierender Übersetzung zu
machen: „On atablira, vn inarno tomps, In inoäalitv gui a.8 8u vorn
un rvAlsinont unikorin6 ckans l«8 4sux löZiolationo pour apportsr
4.68 rükorin68, ck'un oominun aeoorä, 4un8 Is 8^8t6ino 4.68 eontributiono."

") 8tb.: „beschlossen"; vläöntoni: entscheiden.

64.
NkZüntnrortatnök uz is,

uz Ü88Z68 vüinvonulull SK^korinu
IvSZOlÖSL külütt lri ültul 68 mi-
lcöp A^g.koroltu886k u l'elügvolvt,
8 lliinonüutnök, ItOg^ g. vümoü-
üöl dokolz'o sövsäslnrelr u KÖZÜ8
Költ86§6lr keOszssüro koräibun-

8 64 ^).
Auch würde bestimmt werden,

durch wen und auf welche Weise
die Aufsicht über die einförmige?)
Behandlung sämtlicher Zollinien
ausgeübt werde, und würde aus¬
gesprochen werden, daß die aus den
Zöllen einfließenden Einkünfte^) zur
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cköll; o sövsckslini ö.88/6^ toln'ck
iniinioiioll slotb 1s kotz vonntui
n KÖ2Ü.8 K»Ib86K6ll Ö88X6KvdäI.

Deckung der gemeinsamen Kosten'')
zu verwenden sind; diese Ein-
kommenssnmme wird daher vor allem

von der Summe der gemeinsamen
Kosten 4) abgezogen werden.

Zur Entstehungsgeschichte des § 64.
Wie in der einleitenden Bemerkung zu § 58 ausgeführt ist, beruht

der H 64, dessen Bestimmungen in dem 15 er Gutachten vollständig fehlten,
auf Vereinbarungen in den Wiener gemeinsamen Konferenzen.

Was insbesondere die Verwendung der Zolleinkünfte zur Deckung
der gemeinsamen Kosten anbelangt, so war die Idee einer solchen
Verwendung, wie dies der Antrag In>n/u/-DiWu-HolILn zeigt, im Sub¬
komitee erörtert worden. Da sich jedoch das Komitee für die Formulierung
1) s all s entschied, so enthielt das 15er Gutachten eine derartige Be¬
stimmung nicht.

Bemerkenswert ist, daß in dem Antrag aus¬
drücklich eine quotenmäßige Verrechnung der Zölle ausgesprochen
ist, ein Grundsatz, welcher in der Praxis auch befolgt wird. Das von
der ungarischen Finanzverwaltung an die gemeinsame Kasse abgeführte
Reinerträgnis der Zölle wird guotenmäßig zugunsten Österreichs und
Ungarns und ebenso das von der österreichischen Finanzverwaltung abge¬
führte Neinerträgnis quotenmäßig zugunsten Österreichs und Ungarns
verrechnet und mit diesen Teilbeträgen zugunsten einer jeden Finanz¬
verwaltung in Empfang gestellt.

2) 1^8-8., U-Mo'v und 8tb.: „gleichmäßige"; siehe über oA^torinn
bei H 63 Anm. 5; 8tr.: „mirvcnUanaa unlkorino".

3) 888. und UAUlAs: „daß die Zolleinnahmen zur Deckung";
a vLinollböl bstdl^ö )övaäolinsll heißt jedoch: „die aus den Zöllen
einfließenden Einkünfte". Tatsächlich werden nicht die Zollein¬
nahmen, sondern nur das nach Abzug der Verwaltungskosten, Rück¬
ersätze, Restitutionen usw. verbleibende Reinerträgnis zur Deckung
der gemeinsamen Kosten verwendet (vgl. die beiderseitigen Quotengesetze
aus den Jahren 1867, 1878 und 1887 und die Zoll- und Handels¬
vereinbarungen aus den Jahren 1899 und 1907).

4) 888. und li^UIssv: „Auslagen"; 8tb.: „Ausgaben"; vgl.
bei § 7 Anm. 8.

65. 8- 8 65 >).

lcor^lcockslom olömo^ckitü-
8üimL ogvilc Iog1ün)-o§c!86l>l» SW-
llo/6 1SV6I1 n VgLntnll, NMUImll-

Bolger, Ausgleich.

Da eines der wesentlichsten Mittel

der Förderung des Handels die
Eisenbahnen sind, kann zu eben der-

16
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kor, midon L v4m- os korosko-
elolini WövotsoK inoAköttotik, a
kontokki 59. os 61. 88- 6rtol-
modon lotositoiulo ogvo/kodos
ültnl lcutüro/tutlurtik ol, IcoZ^
MolvoK <1/00 vnsutvoimluk, IN6-
lvokro no/vo ruinclköt kol ordo-
Icobon kö/ös intö/koäosok s/ük-
86A686K 68 llOA^ 626Q intö/-
kodosok luonnviro torjodsouok.
Nindoii 6M6b vusuti voirnlnk
kölött ki/ärdlnZ a/oir iniids/to-
riumot os ors/gAMüIöst illoti
n/ irctö/kodös, uiol/itok torülotoo
o/ok koros/tcdmoniiok.

selben Zeit, als das Zoll- und
Handelsbündnis geschlossen wird?),
durch eine im Sinne der obigen 88 59
und 61 zu treffende Abmachung
entschieden werden?), welche jene
Eisenbahnlinien sind, hinsichtlich
welcher im Interesse beider Teile
gemeinschaftliche Verfügungen not¬
wendig sind und wie weit sich
diese Verfügungen erstrecken sollen.
Über alle sonstigen Eisenbahnlinien
steht die Verfügung ausschließlich
jenem Ministerium und Reichstag
zu, durch dessen Gebiet dieselben
gehen.

1) Zur Entstehungsgeschichte des § 65.
Wie aus der einleitenden Bemerkung zu § 58 hervorgeht, kam in

den Wiener gemeinsamenKonferenzen die Vereinbarung zustande,
wonach die Entscheidung darüber, welche die das Reich gemeinsam
interessierenden Eisenbahnlinien sind, den Delegationen zustehen soll.

Die Durchführung dieser Vereinbarung scheiterte jedoch an dem Wider¬
stande OoLKs, der bloß einwilligte, daß in der 67 er Kommission die
Einschaltung der Bestimmung des 8 65 beantragt werde (Ivöu)d, IV-üK
dss/Ldoi IV, S. 195 ff., 200, 208 f.).

2) 8tr.: „lors do la siAnaturs du traitd eomuwreüd st dou-
auisr". Von einer siAunture steht im Gesetze nichts. Vgl. auch bei
§ 59 Anm. 4.

?) K6l8. und KUBIKS: „durch ein im Sinne der obigen §8 59 und 61
zu schließendes Übereinkommen bestimmt werden"; 8tb.: „durch
ein im Sinne der M 59 und 60 (sie) zu vereinbarendes Überein¬
kommen bestimmt werden"; 8tr.: ,,n» pourrait eouolure uu
ari anAvmknt". Vgl. über den Ausdruck SK^V/Kodös bei 8 61 Anm. 2.

66. 8- 8 66 -).
IV koroskodoloiniuol Moros

kaxosolutlmn rill u pdn/ronds/or-
N6k (Münzwesen) äs tdtnll'mos
pvn/lül>nnk inoKÜlIapitüsn i.8.

Mit dem Handel in enger Ver¬
bindung ?) steht auch die Feststellung
des Münzwesens?) und des allge¬
meinen Geldfußes. Es ist daher nicht
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1^6M osalr Irivüimto8 tolmt, Im-

U6M luiuckauilr 161 i-rilsliölieu

82Ülr86K68 18, llOM uriuck n P6U2-

l'6iu!87(;r, minck o, psmüäü u lcö-

tsnckö VÜUI8XÖV6186^Ü62 turto

2unäü Nr82ÜKolrbuu 6K)-6u1Ö la-

M6U. IlgVUlM/örl, u vuru- 68

kersZksäsImi 82ÖV6t86A M6AÜÖ-

t686 ulkulruävul, u p6U2I'6uck8261'

68 P6N21ÜI> kölöttz 18 82ÜL.86A68

Isonck, U2 59. 68 61. HZ. ürbsl-

mülzsu, 6A^6S^K6668 IltjÜU inl67.-

I<6<Ini. Ilu P6!ÜA H7 IM U16A-

Üllgpitott illt67l<6<l686lc M6AVÜI-

tO2tutÜ8U VUA)i uj jNill2I'6uck8X6r-

N6k 68 p6U2lÜbuulr rU6KÜÜUpitÜ80,

utödb 8/iiK.86tz'68Q6lv VSK)- 6261-

826rürikck N>ututKo2N6lv, N7. u Irtzt

mjni.82t6rium 1<«">l68öl1Ö8 6A^6t6I'-

tS86V6l 8 U 0r82ÜM^ül68

1i6lzrI)6nIni8^Ü8!'rv.-rI kox törtvum.

XIuAÜlmn vrtetockik, IroZz- u pänx-

V6r68r6 68 KiKo68Ü1ä8rU N62V6

ir irmMur üiriilv ksjeäelmi joZui

t6h'68 6x86AÖIU>6N ksnmuruckuulr.

nur wünschenswert, sondern im
Interesse eines jeden Teiles auch
notwendig, daß sowohl das Münz¬
wesen, als auch der Geldfuß in den'')
Ländern, welche zu dem zu schließen¬
den Zollbund °) gehören werden"),

gleich sei. Ebendeswegen'') wird

es, anläßlich der Abschließung des
Zoll-und Handelsbündnisses 8), nötig

sein auch über das Münzwesen und
den Geldfuß, im Sinne der HZ 59

und 61, im Wege einer Abmachung

zu verfügen"). Wenn sich aber'")

nachher eine Abänderung der so

festgestellten Verfügungen oder die

Feststellung eines neuen Münzwesens
und Geldfußes als nötig oder zweck¬
mäßig erweisen sollte, so wird dies

im gegenseitigen Einverständnisse")
der zwei Ministerien und unter Be¬

stätigung'") der zwei Reichstage
geschehen. Es versteht sich von selbst,
daß hinsichtlich der Münz-Prägung
und Ausgabe'") die landesfürst¬
lichen Rechte'4) des ungarischen
Königs'") in ihrer vollen Un¬
versehrtheit aufrecht bleiben.

') Zur Entstehungsgeschichte des H 66.
Wie aus der einleitenden Bemerkung zu Z 58 heroorgeht, wurde in

den Wiener Konferenzen vereinbart, daß das Geldsystem und
das Mü n zw e s e n als eine gemeinsame Angelegenheit zu gelten haben.
Da sich jedoch I)<zä,lL der Überweisung dieser Angelegenheiten an die Delega¬
tionen entschieden widersetzte, wurde in der 67 er Kommission die Bestimmung
nur in der Form beantragt, wie sie gegenwärtig in dem Z 66 vorliegt.

") U618. und UAUIx«: „im engen Z u sam men h a n g". Das Gesetz
gebraucht denselben Ausdruck wie in H 63, wo von den mit der in¬
dustriellen Produktion in enger Verbindung stehenden indirekten Steuern
die Rede ist.

16*
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b) Das Wort psnzrsuäozsr, eigentlich Geld- oder Münzsystem,
ist im Original selbst durch den in Klammern beigefügten Ausdruck
„Münzwesen" übersetzt.

4) 1,08. undLxlölKs: „in allen Ländern"; „allen" fehltim Original.
5) 8tr.: „truita äouunisr at c: o mm s re l al". Über traitv vgl.

oben bei § 59 Anm. 4. Das Gesetz sagt hier nur: Zollbund.

6) 8tb.: „in den Ländern des zu schließenden Zollbündnisses". Die
Diktion des Originals ist präziser (Bosnien und die Herzegovina!).

r) 008., und 8td.: „daher". Vgl. 8 43 Anm. 13; daher
steht im unmittelbar vorausgehenden Satze (taüLt).

8) 8tr.: „traitv ckouaniar et eommareial"; vgl. bei § 59 Anm. 4.

o) 008.: „vereinbarte Verfügungen zu treffen"; L^LlKa:
„im Wege besonderer Verhandlungen Verfügungen zu treffen";
8tb.: „im Wege eines Übereinkommens zu verfügen". Vgl. bei
Z 61 Anm. 2.

*0) 8tb. läßt pacliA (aber) unübersetzt.

") 008. und IkALlKs: „Einvernehmen"; vgl. über SK^atsrtöo
bei H 52 Anm. 10.

i2) 008. und UgMxs: „unter Gutheißung"; 8tb.: „mit Zu¬
stimmung". Usl^dsnImA^ni deckt sich auch etymologisch mit bestätigen;
Gutheißung wäre süvLlmZ^äs, Zustimmung aber vgl. bei
8 43 Anm. 6 und 7.

i2) 008.: „hinsichtlich der Prägung und Emission von Gold¬
münzen". Im Original ist von einer Geldsorte oder gar von Gold¬
münzen überhaupt keine Rede; es sagt wörtlich: „hinsichtlich der Münz¬
prägung und Ausgabe".

") 008., IkALIxs und 8td.: „M aj estät s rechte"; 8tr.: „las clroits
8 ou varal ns". Vgl. bei § 4 Anm. 2.

i2) 008., LZLlAs und 8tb.: „des Königs von Ungarn"; im
Original steht: „des ungarischen Königs".

67. Z.

«pnotu iN6Klrutüro2ä8ävul 8

U VÜrN82ÜV6t86K M6ZlrÖt686V6l
1682 6A^826r8minO

U2 äüamuclÖ88ÜZok utün NuMur-

0V82ÜK Mui vlvüüulunclö 6VI
fürulvlc, uz 55. 68 61. Lzulruszoll-

8 67i).
Gleichzeitig mit der Bestimmung

der Quote und mit der Abschließung
des Zollbündnisses2) wird zugleich-*)
der nach den Staatsschulden^) von
Ungarn zu übernehmende Jahres¬
beitrag, ans die in den Paragraphen
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bunlris6löItvaüäon,WabaU6M6r!- 55 und 61 bezeichnete Weise, durch
Iväes Mui insAMupitunäö. ein freies Abkommen^) festzustellen ^)

sein.

1) Zur Entstehungsgeschichte des Z 67.
Auch dieser Paragraph beruht, wie aus den einleitenden Bemerkungen

zu den HZ 53 und 58 hervorgeht, auf den Vereinbarungen in den Wiener
Konferenzen. Er hatte die Bestimmung, erstens ein Junktim des
Staatsschuldenabkommens mit dem Quotenabkommen und dem Zoll- und
Handelsbündnisse festzustellen und außerdem klar zum Ausdrucke zu bringen,
daß die Staatsschuldenvereinbarung nicht eine Teilung des Schulden¬
kapitals, sondern nur die Übernahme eines Jahresbeitrages seitens
Ungarns zum Gegenstände haben solle.

2) 8tr.: „traitö äouauisr"; siehe hierüber bei § 59 Anm. 4.

3) Siehe über sMiächüIoA (gleichzeitig) und sA^sssrsininä (zugleich)
bei ß 62 Anm. 4.

4) 668. und LZLlAs: „der auf die Staatsschulden bezügliche
von Ungarn zu übernehmende Jahresbeitrag"; au Mamaclössä^ost utLn,
„nach den Staatsschulden".

5) 1,68. undU^UlAs: „durch ein freies Übereinkommen"; 8tb.:
„durch eine freie Vereinbarung"; 8tr.: „pur äälibsrations librss
ot matusllss«. Siehe über öA^Wlrsäss bei A 61 Anm. 2.

6) 8U>.: wird . . . fest gestellt werden; lssn . . . ineZMapi-
tanclö — wird . . . fest zu st eilen sein (— 8tatu6nänm srit). Die
imperative Form'ist nicht ohne Belang; vgl. bei Z 62 Anm. 1.

68. ß.

NuZMun ürtvtodill, lur,
68 L iQ6iivQvid<-ir u ksntedbi
58—67. ßß-oirdun slsorolt tär-
p'VLÜ tölott 6^X62lc6cls8 nom
^ikorülno: ar: nrs/ÜA onällü tör-
V0NV68 intS2lL6ä68i soZät INUAÜ-
nM tönturtju 8 ininäsn soZui 6
räWbsQ 18 ssrtstlsnök raaraclllM.

8 68^.

Es versteht sich von selbst, daß
wenn, und inwiefern über die
in den obigen M 58—67 auf¬
gezählten Gegenstände die Unter¬
handlung erfolglos bleiben sollte^):
das Land sein selbständiges gesetz¬
liches^) Verfügungsrecht sich vorbe¬
hält und alle seine Rechte auch in
diesem Belange unversehrt bleiben.

r) Zur Entstehungsgeschichte des § 68.
In dem Gutachten des I5er Unterausschusses hatte dieser auf

den jetzigen § 61 (früher P. 63) folgende Punkt des Gutachtens nach¬
stehenden Wortlaut:
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„64. Es versteht sich von selbst: daß wenn, und inwiefern diese
(so. die in K 61 erwähnte) Unterhandlung erfolglos bleiben sollte:
die gesetzlichen Rechte des Landes auch in diesem Belange
unversehrt bleiben."
Diese Formulierung wurde jedoch in der 67 er Kommission als für

die Wahrung des selbständigen Verfügungsrechtes ungenügend auf das
heftigste angegriffen, so daß sich vsalr genötigt sah, dein ausdrücklichen
Vorbehalte des selbständigen gesetzlichen Verfügun gerechtes zu¬
zustimmen (Liö/ö» viszou^oll, S. 166). Vgl. bei H 62 Anm. I.

2) D(48., UgiUl^s und 8tb.: „eine Vereinbarung nicht ge¬
lingen sollte". Das Gesetz hat das Unterhandeln selbst im Auge.
Vgl. bei § 61 Anm. 2.

s) 8tl). läßt das Beiwort „gesetzliches" (törvön/vs), Ug-Ulg's aber
das Beiwort „selbständiges" (önüUö) weg; überdies gibt die
die Stelle nach dem Doppelpunkte fast ganz so wieder, wie sie im 15 er
Gutachten lautete und in der 67 er Kommission abgelehnt wurde, nämlich:
„Es ist selbstverständlich, daß das gesetzliche Verfügungsrecht
des Landes auch in diesem Teile unantastbar bleibt."

69. tz.
mucl 68 nrnnv, iiislv

8/sriiU u nmAVur lroroiur or8/ä-
<>ui r'6826röl 626N Imtäro/at kolv-
tüir lrilrülcltuulo lu/ottsünlmu
sclslktzÄtio) u t:>1'80I'82NA0k 1'682t
vsönäsnelc, Ir68oUd to§ inogülla-
pittutn i.

41/mi, u köntuliliialrlxui 6lo8v-
rolt iuo^ällupocln8 0
!<il-äivi joVlilulgVÜÄÜVuI 8/6nt68it-
tetvkQ, torveuvke igkattutik.

U torv6Q)'e/ilcI<nsle u/on rsn-
clslstsi u/oukmu, luvlvelr u lrö/ös

ke/slsZöiisle nioclsuru vo-
riutlro/nule, tsttlsg osuü ulrlror
koAirale Imtül^du läplii, luidöir
N20lr turtvImÜilO/ 0 k?6l86A6N«lr
rr inugyur lroronülio/ neun t,nu¬

tz 69-).
Der Modus und das Verhältnis,

nach welchen an dem seitens der
Länder der ungarischen Krone in¬
folge dieses Beschlusses zu ent¬
sendenden Ausschüsse (Delegation) 2)
die Mitländer b) teilnehmen werden,
wird später festgesetzt werden.

Diese, im Obigen dargelegte
Einigwerdung 4) wird, indem sie
durch die königliche Gutheißung ö)
Seiner Majestät sanktioniert wird,
als Gesetz inartikuliert.

Jene Anordnungen") dieses Ge¬
setzartikels jedoch, die sich auf den
Modus der Behandlung der gemein¬
samen Angelegenheiten beziehen?),
werden tatsächlich erst dann in Wirk¬
samkeit treten, wenn deren Inhalte
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tono orsriüKui i'ss^ölrrol i8 ullcot- die zur ungarischen Krone nicht ge-

MW/08 uton lloWüjäruItulr. hörigen Länder Seiner Btajestät
auch ihrerseits auf konstitutionellem
Wege beigetreten sind.

') Entstehungsgeschichte des ß 69 und der Schlußklausel.
I. Auf die Umstände, unter welchen die Aufnahme der aus den § 68

folgenden Bestimmungen, die im 15 er und im 67 er Elaborat, sowie im
Regnikolarbeschlusse fehlten, in den Gesetzentwurf des ungarischen Ministeriums
erfolgte, ist bereits oben S. 20—35 hingewiesen worden.

Hier sei nur hervorgehoben, daß diese Bestimmungen aus zwei
Teilen bestehen, aus dem eigentlichen, Kroatien betreffenden Z 69 und
der die beiden letzten Absätze des Gesetzartikels umfassenden „Schlußklausel".
Bei der Spezialberatung wurden der „letzte Punkt 69" und die „Schluß¬
klausel (a törvLn^juvaslat rmraclska)" jedes für sich als selbständige Be¬
standteile des Gesetzes behandelt, getrennt verlesen, getrennt in Ver¬
handlung genommen, und es wurde getrennt darüber abgestimmt.

In dem in den Schriftsachen des Abgeordnetenhauses enthaltenen Ab¬
drucke des Sanktionsexemplares ist die Trennung der Jnartikulierungs-
klausel von dem übrigen Gesetzestexte äußerlich nicht ersichtlich gemacht;
wohl aber ist sowohl in der von der Regierung dem Abgeordnetenhause
des Neichsrates übermittelten Übersetzung (oben S. 36), als auch in der
von 8tr. besorgten Ausgabe des Gesetzartikels XII die Jnartikulierungs-
klausel durch einen Querstrich von dem übrigen Gesetzestexte getrennt.

II. Was nun den ß 69 anbelangt, welcher der Erledigung einer das
Verhältnis zu Kroatien betreffenden Spezialfrage gilt, so hatte dieser
Paragraph in dem vom ungarischen Ministerium ein geb rächten
Gesetzentwürfe einen anderen Wortlaut, nämlich:

„Der Modus und das Verhältnis, nach denen die auf dem
kroatischen Landtage vertretenen Mitländer an den im Sinne des
gegenwärtigen Beschlusses (a jslsn llatLrormt) seitens sämtlicher Länder
der ungarischen Krone zu entsendenden Ausschüssen (llüläsnäö
di^ottsÜAolrdan) teilnehmen werden: werden durch ein zwischen dem
ungarischen Reichstage und dem dalmatinisch-kroatisch-slavonischen Land¬
tage zu erzielendes besonderes Übereinkommen (sssllorllsncko
llülön 6A/S2wön^) festgesetzt werden."
In der Plenarberatung wurde jedoch an Stelle dieser die vom Aus¬

schüsse vorgeschlagene „allgemeine Fassung" angenommen, wie sie jetzt im
Gesetze vorliegt (Xaxlü, IV, S. 203).

Darin, daß das Gesetz einen Vorbehalt nur bezüglich der Festsetzung
der Modalitäten der Teilnahme Kroatiens an der seitens der Länder der
ungarischen Krone zu entsendenden Delegation macht, kommt der Stand¬
punkt zum Ausdrucke, welchen der ungarische Reichstag in den im Jahre
1866 (April bis Juni) mit Kroatien geführten Deputationsverhandlungen
sowie in dem Regnikolarbeschlusse vom 9. und 10. April 1867 ein¬
genommen hat. Wie oben S. 29 ff. dargelegt wurde, verlangte Kroatien,
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daß über die Frage, in welcher Weise das staatsrechtliche Verhältnis der
Länder der ungarischen Krone zur Monarchie sowie die Vertretung Kroatiens
in der zur Verhandlung der gemeinsamen Angelegenheiten berufenen Körper¬
schaft geregelt werden solle, im Unterhandlungs- und Verein¬
barungswege zwischen Ungarn und Kroatien entschieden werde. Ungarn
vertrat aber den Standpunkt, daß die Regelung der das staatsrechtliche Ver¬
hältnis der Gesamtheit der Länder der ungarischen Krone zu den übrigen
Ländern Seiner Majestät berührenden Fragen nur auf dem gemein¬
samen ungarischen Reichstage, also durch Beschluß, erfolgen
könne und daß über die Art und Weise, in welcher Kroatien in der
in Aussicht genommenen Delegation der Länder der ungarischen Krone
vertreten sein soll, erst dann „gesprochen werden könne, wenn der Ver¬
gleich (das Abkommen) über die Feststellung der gemeinsamen Angelegen¬
heiten und über die Art und Weise ihrer Behandlung allseits zustande
gekommen ist".

Kroatien hat den Reichstag nicht beschickt, und noch bei der Plenar
Verhandlung des 67 er Elaborates hatte der Abgeordnete LIilotio«
(Sitzung vom 30. März 1867) vor der Abstimmung die Erklärung ab
gegeben, „daß der Reichstag inkompetent sei zur Regelung von Ver¬
hältnissen, welche auch solche zur ungarischen Krone gehörige Länder be¬
treffen, die auf dem Reichstage nicht vertreten sind".

Trotzdem wollten die Regierung und der Reichstag Ungarns den
Standpunkt, daß, soweit Kroatien in Betracht kommt, die Frage des
staatsrechtlichen Verhältnisses der Länder der ungarischen Krone zu den
übrigen Ländern Seiner Majestät kein Gegenstand vertragsmäßiger
Unterhandlungen zwischen Ungarn und Kroatien, sondern nur Gegenstand
autoritärer Festsetzung und beschlußmäßiger Entscheidung durch den
gemeinsamen ungarischen Reichstag sei, auch bei der Jnartikulierung des
67 er Elaborats zur Geltung bringen. Demgemäß fußt der ß 69 auf
der These, daß mit der Beschießung des Gesetzartikels XII über die
mit den übrigen Ländern Seiner Majestät gemeinsamen Angelegenheiten
und die Art ihrer Behandlung in nicht bloß für Ungarn, sondern auch
für Kroatien endgültiger unddefinitiver Weise entschieden
werde und daß einen Gegenstand von Unterhandlungen und Verein¬
barungen nur noch die Frage der Art und Weise der Teilnahme Kroatiens
an der seitens der Länder der ungarischen Krone zu entsendenden Dele¬
gation bilden könne.

Wie bekannt, vermochte Ungarn diesen Standpunkt bei der Verein¬
barung des ungarisch-kroatischen Ausgleiches (ungarischer Gesetzartikel XXX
vom Jahre 1868, kroatischer Gesetzartikel I vom Jahre 1868) nicht voll
aufrechtzuerhalten.

III. Was aber die Schlußklausel anbelangt, so ist sie so Gesetz
geworden, wie sie in dem von der Regierung eingebrachten Gesetzentwürfe
enthalten war. Bei der Beratung derselben machte der Abgeordnete
LorosLu^i die Anregung, daß der zweite, das Inkrafttreten gewisser Be¬
stimmungen betreffende Absatz der Klausel, da er „in den materiellen Teil
des Gesetzes einschlagende Verfügungen, nämlich die Voraussetzung des
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Vollzuges" enthalte, vorangestellt werde, so daß die allgemeine Jnarti-
kulierungsverfügung an den Schluß des Gesetzes käme. Die Anregung
wurde jedoch nicht berücksichtigt (Xaplä IV, S. 203).

2) D68., LMA6 und 8tb.: „zu entsendenden Delegation"; vgl.
bei § 29 Anm. 4.

3) Über den Ausdruck tärsors^ä^olr vgl. oben bei kr. Anin. 9.

4) D68. und LxlÄAa: „Diese in obigein enthaltenen B e -
stimmungen"; 8td.: „Dieser oben angeführte Beschluß";
8tr.: „Da eonvsntion ötadlio ei-ässsus". L. löntsddiskrdon slösorolt
insALIIaxockLo heißt unter Berücksichtigung des bei Z 15 Anm. 4 (S. 127 ff.)
Ausgeführten wörtlich übersetzt: „Dieses im Obigen vorgezählte Einig¬
werden" oder „Diese im Obigen vorgezählte Einigwerdung".

Daß der Ausdruck „Bestimmungen" nicht eine Übertragung und
Wiedergabe des Begriffes insKÜlIaxoää.8, sondern nur eine Ersetzung durch
ein anderes, nicht einmal sinnverwandtes Wort ist, bedarf keiner weiteren
Erörterung.

Aber auch der Ausdruck „Beschluß" kann nicht akzeptiert werden, weil
erstens die technische Bezeichnung für „Beschluß" im Ungarischen IiatLrosat
ist und weil zweitens mit „Beschluß" der doppeldeutige Ausdruck inox-
ällaxockäs schon in ganz bestimmtem Sinne, nämlich in dem einer ein¬
seitig getroffenen Entscheidung interpretiertwird, gegen eine solche
Interpretation an dieser Stelle aber gewichtige innere Gründe sprechen.

Zunächst ist hervorzuheben, daß das Gesetz für „Beschluß" des Reichs¬
tages durchwegs (HZ 20, 24, 37, 38, 39, 40, 41, 44, 47, 57) und
ebenso auch in dem unmittelbar vorhergehenden Z 69 den technischen Aus¬
druck Imtürormt gebraucht. Die gleiche Bezeichnung wendet das Gesetz auch
für die von jeder Delegation separat oder in einer Zusammen-Sitzung
gefaßten Beschlüsse an (ZZ 33, 34, 35, 43, 50).

Anderseits kommt in Betracht, daß das Gesetz den Ausdruck
ällLpockäs nur an Stellen verwendet, die eine Beziehung zu einer anderen
Unterhandlungspartei zum Gegenstände haben und wo eine zwei¬
seitige „Einigwerdung" (Vereinbarung) in Frage steht (ZZ 7, 13, 18,
20, 61). In Z 7 ist davon die Rede, daß, obwohl der Herrscher beiden
Teilen gemeinsam ist, dies doch nicht eine gemeinsame „Einigwerdung"
über die Kosten des Hofhaltes bedinge. Die ZZ 20 und 61 handeln von
dem Verfahren beim Abschlüsse des Zoll- und Handelsbündnisses und
des Quotenabkommens. Z 13 spricht von der Vereinbarung der zwei
Ministerien über das Wehrsystem und Z 18 von der „im Einverständnisse
beider Teile" zu treffenden Vereinbarung über den Ümfang der gemein¬
samen Angelegenheiten.

Schon angesichts dieser Tatsachen liegt die Schlußfolgerung nahe, daß
das Gesetz, falls es in der Schlußklausel tatsächlich von der Jnartikulierung
eines Beschlusses als einer bestimmt einseitig und autonom getroffenen
Entscheidung Hütte sprechen wollen, doch den Ausdruck gewählt hätte,
welchen es an so vielen Stellen und ausnahmslos hiefür verwendet, nicht
aber einen Ausdruck, den es in diesem Sinne sonst nicht gebraucht.
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Für diese Annahme spricht aber noch eine Reihe anderer gewichtiger
Umstande. Wie bereits in Anm. 1 hervorgehoben wurde, hat den § 69
und die Schlußklausel dem Elaborate das ungarische Ministerium bei¬
gefügt, als es das vom Reichstage beschlossene Elaborat in die Form eines
Gesetzentwurfes brachte. Nun war es aber gerade das ungarische Mini¬
sterium, welches im Wege von Textänderungen des Negnikolar-
beschlusses in die oben angeführten §§ 24, 37, 38, 39, 40, 41, 44, 47,
57 für „Beschluß" den Ausdruck ImtäroMt einsetzte. Besonders interessant
in dieser Beziehung ist die Tertänderung bei § 24 (siehe oben S. 165),
wo das ungarische Ministerium eben den Ausdruck nr^ÜM^ükös mog--
alkapoäüsa in a .seien ImtLrormt (gegenwärtiger Beschluß) ab¬
änderte. Hierin kommt deutlich zum Ausdrucke, daß das Ministerium die
Ausdrücke Imtärosmt und rnezxällapacläs keineswegs als identisch behandelte
und jedem einen besonderen Sinn beilegte.

Die Sache liegt also derart, daß das ungarische Ministerium, welches
bei der „ümgießung" des Regnikolarbeschlusses in den Gesetzentwurf in der
Vornahme von Änderungen an dem Texte des Beschlusses äußerst zurück¬
haltend war, zwar an all den angeführten Stellen im Wege von Text¬
änderungen den Ausdruck Iratärosmt einsetzte und dies auch in dem Kroatien
betreffenden § 69 tat, dagegen aber in der unmittelbar darauf folgenden,
speziell das Verhältnis zu Österreich berührenden Schlußklausel den
gleichen Ausdruck vermied und hiefür einen Ausdruck anwendete, der auch
eine zweiseitige Einigung (Vereinbarung) bedeutet und im ganzen
Gesetze auch nur in dieser Bedeutung vorkommt.

Es ist geradezu ausgeschlossen, daß all dies ohne Absicht und be¬
sonderen Grund geschehen wäre. Die Frage der Umformung des Ela¬
borates in den Gesetzentwurf und insbesondere die Redigierung der Schluß¬
bestimmung, die ja das Verhältnis zu den vor ein „kalt aeeoinpIÜ gesetzten
Österreich und Kroatien behandelt, waren Gegenstand sorgfältigster Er¬
wägungen und zahlreicher Beratungen im Schoße des Ministeriums sowie
in einem Redaktionskomitee derjenigen Mitglieder der Deükpartei, deren
Werk das Elaborat war und die es bis ins kleinste Detail kannten (I)oLIc,
OsonAgr^, Horvätll, U6n^a^; Xon^i, Ilsälr bsosöävi V, S. 77 f.). Bei
der großen Genauigkeit und Vorsicht, init welcher hiebei vorgegangen wurde,
ist es ausgeschlossen, daß an so hervorragender Stelle, wie es die Schluß¬
klausel ist, nicht mit voller Absicht ein Ausdruck gewählt worden wäre,
der in dem mit der Schlußklausel in offenbarem Zusammenhangs stehenden
§18 ganz zweifellos im Sinne einer Vereinbarung, eines Übereinkommens
gebraucht ist.

Die Erklärung liegt nun darin, daß, wie in Anm. 8 des näheren
nachgewiesen ist, die Regierung und der Reichstag der übereinstimmenden
Auffassung waren, daß es sich bei der Beschießung des Gesetzartikels XII
um die gesetzliche Jnartikulierung einer Vereinbarung, eines
Übereinkommens, eines Vertrages, eines Bündnisses mit den
übrigen Ländern Seiner Majestät handelt und daß sie diesen Sachverhalt
in der Schlußklausel auch zu ausdrücklicher gesetzlicher Anerkennung bringen
wollten.
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Sehr bedeutungsvoll in dieser Hinsicht erscheint auch die Formel:
„wird als Gesetz inartikuliert (törvän^do igtattatilr)". Es ist dies die
gleiche Formel, mit welcher die internationalen Staatsverträge sonne die
mit Österreich getroffenen Vereinbarungen (Zoll- und Handelsbündnis,
Staatsschuldübereinkommen usw.) inartikuliert werden. Wäre der Gesetz¬
artikel XII tatsächlich, wie behauptet wird, ein „gewöhnliches Gesetz", so
Hütte diese Jnartikulierungsverfügung keinen Sinn.

Interessant ist es, mit der Jnartikulierungsverfügung der Schluß¬
klausel die Formel zu vergleichen, mit welcher der ungarisch-kroatische
Ausgleich inartikuliert wurde, wo es heißt: „Nachdem zwischen dem Reichs¬
tage Ungarns einerseits und dem Landtage Kroatiens, Slavoniens und
Dalmatiens anderseits über die Ausgleichung der zwischen ihnen in
Schwebe gewesenen staatsrechtlichen Fragen durch gemeinsame Einig-
iverdung (invKällapoüäs) ein Übereinkommen zustande gekommen ist,
wird dieses Übereinkommen, indem es auch von Seiner Majestät bestätigt,
bekräftigt und sanktioniert wird, als ein gemeinsames Grundgesetz Ungarns,
Kroatiens, Slavoniens und Dalmatiens, hiemit als Gesetz inarti¬
kuliert (törvön^lw iAtattatik)." Also auch hier wird ein Überein¬
kommen, welches durch gemeinsame „Einigwerdung (msAÜNapoäiw)"
zustandegekommen ist, als Gesetz inartikuliert.

Nun wird es aber auch klar, warum das Gesetz in 69 von llatä-
rouat, in der Schlußklausel aber von inoAallapoääs spricht. Für Kroatien
ist nach dem im Gesetzartikel zur Geltung gebrachten Standpunkte (vgl.
Anm. I) die Regelung der gemeinsamen Verhältnisse nur eine inner¬
staatliche, beschlußmäßige autoritäre Entscheidung, ein wirklicher „Be¬
schluß" des Reichstages, Österreich gegenüber ist sie aber eine zweiseitige
Vereinbarung. Für Kroatien ist im Sinne des erwähnten Stand¬
punktes der Gesetzartikel XII nur ein gewöhnliches Staatsgesetz, nur
ein innerhalb der Länder der ungarischen Krone wirkender Imperativ,
Österreich gegenüber aber eine gesetzlich inartikulierte Vereinbarung,
ein Gesetz, mit welchem für den inneren staatlichen Bereich ein zweiseitiges
Abkommen zur gesetzlichen Anerkennung und Durchführung gebracht wird.

Aus all diesen Gründen unterliegt es kaum einem Zweifel, daß
EA'üüapoäüs in der Schlußklausel keineswegs „Beschluß", sondern eine
zweiseitige Vereinbarung bedeutet, wie denn 8tr. tatsächlich insAÜllapoääö
hier mit „oonvontion." wiedergibt.

5) 1^68. und LgLIZo: „B e stä ti g u n g" ; 8tb.: „Genehmigung".
Vgl. über j6vä,llag^ä,s bei § 43 Anm. 6.

°) O68. und RxLIgs: „Verfügungen"; 8tb.: „Bestimmungen";
8tr.: „institutions". Lenäslst (von ronä — Ordnung) heißt: An¬
ordnung und ist auch die technische Bezeichnung für „Verordnung".

?) 8tr.: „so rapportant (so. Iss Institution») n l'adininistration
«los nt'tairos äitss oominunss«. Für llkriöläs (Behandlung) gebraucht
8tr. sonst „clirsotlon" oder „roAlomsnt", was treffender als aäministra-
tion ist. Von ajkairos üitos oommnnös steht im Original nichts.
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8) Vertrags natur des Ausgleiches.
I. Die Auffassungen, welche die ungarischen Regierungen über die

rechtliche Natur der Ausgleichsgesetze und die Frage ihrer Abänderung
vertreten haben, wurden bereits bei § 18 Anm. 8 mitgeteilt. Diese Auf¬
fassungen waren keineswegs stets die gleichen. Insbesondere zeigen die
Erklärungen, welche Ministerpräsident Graf Stephan Nis?a im Laufe
der Verhandlungen über das sogenannte Neunerprogramm der liberalen
Partei im Jahre 1903 über die staatsrechtliche Natur des Ausgleiches
abgegeben hat, einen tiefgehenden Unterschied gegenüber den Anschauungen,
zu welchen sich die ungarische Regierung noch in den Debatten der Jahre
1891 und 1893 bekannt hatte.

Im Jahre 1893 vertrat die Regierung noch den Standpunkt, daß
der Ausgleich eine „bilaterale Vereinbarung" sei, welche, wenn
auch formell kein bilateraler Vertrag, doch im Wesen und politisch die
Attribute eines solchen besitze; die einseitige Beschießung eines Aufhebungs¬
oder Abänderungsgesetzes sei zwar rechtlich zulässig, allein insolange nicht
ein korrespondierendes Gesetz auch in den übrigen Ländern geschaffen werde,
vermöchte ein solches Gesetz den Rechtsbestand der Ausgleichsbasis nicht
zu berühren, sondern hätte nur die Bedeutung eines „Rüttelns", einer
„Erschütterung", eines politischen Angriffes auf die Basis.

Nissu hingegen stellte sich mit den Erklärungen vom Jahre 1903 auf
einen hievon wesentlich verschiedenen Standpunkt.

Die Erklärung allerdings, die Nissa am 28. Oktober 1903 in der
Konferenz der liberalen Partei abgab, scheint sich noch auf dem Boden
der vom Justizminister entwickelten Rechtsansichten zu bewegen.
Aber schon die in der Konferenz vom folgenden Tage gegebene „Richtig¬
stellung des Sinnes seiner Worte", sowie seine späteren, in den Sitzungen
des Abgeordnetenhauses vom 18. und 21. November abgegebenen Erklärungen
lassen keinen Zweifel darüber offen, daß Dis^n ein neues Rechtsprinzip
verkündete. Denn nach Ni82a erschiene das einseitige Abänderungs¬
gesetz nicht bloß als ein „Rütteln an der Basis", nicht bloß als ein
Angriff auf dieselbe, sondern ein solches Gesetz würde den bestehenden Rechts¬
zustand „unbedingt u m stoße n", so daß die „bestehende Ordnung nicht
mehr in Geltung bleiben könnte".

I'issa unterscheidet zwischen der Aufhebung, Ummerfung, Umstoßung
der bestehenden Ordnung und der Herstellung einer neuen Ordnung. Die
materielle Abänderung der bestehenden Ordnung, d. h. die Ersetzung derselben
durch eine neue Ordnung, könne sich auch nach — freilich gibt er
auch dies nur unter einer gewissen Einschränkung zu — erst dann ver¬
wirklichen, wenn ein korrespondierendes Gesetz auch im anderen Staate
zustande kommt. Allein was den Bestand der gegenwärtigen
Ordnung betrifft, so erklärt Nissa — und hierin akzeptiert er die seinerzeit
von Hoäoss/ geäußerte Auffassung — daß ein einseitig beschlossenes
Gesetz auf jeden Fall die Wirkung hätte, den bestehenden Zustand aufzu¬
heben, so daß die bestehende Ordnung nicht mehr in Geltung bliebe.

Die Behauptung Lustkaudls (Artikel „Gesetz" in Mischler-lllbrichs Staats¬
wörterbuch, 2. Auch), daß sich die von Mosa in der Konferenz der liberalen Partei
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und im Abgeordnetenhaus abgegebenen Erklärungen auf dem Boden der vom Justiz-
minister SmIÜMi in der Günser Debatte ent,nuckelten Auffassung bewegen, ist irr¬
tümlich und ans die Benützung mangelhafter Übersetzungen jener Erklärungen zurück-
zuführcn. Der tiefe Gegensatz in den Auffassungen 8ruIügM und Ms-Ls, der auch
von Ist sät ar (Dualismus inlconsüo-nüsrsstv x roku 1867) hervorgehoben wird,
kommt in scharfer Weise auch in der Erklärung zum Ausdrucke, die Disra in der
Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 26. November 1903 (Xsplä XIX, S. 365) ab¬
gab und deren ironische Pointe Lustkandl gleichfalls mißverstanden hat. Am 25. No¬
vember 1903 hatte Ministerpräsident Dr. v. Koerbe.r im Abgeordnetenhaufe des
Reichsrates nochmals wiederholt, „daß eine einseitige Änderung der Ausgleichsgesetze
praktisch nicht wirksam wird, wenn sie nicht zu einem bisher Undefinierten Vakuum
führen oder, was mir wichtiger scheint, bei der Aufhebung des Dualismus,
bei der Personalunion landen soll".

Auf einen Zwischenruf des Baron liaas erwiderte Ministerpräsident Graf
Stephan Nisra: „Von der gestrigen Rede Koerbers spreche ich mit jedem Abgeord¬
neten gerne. Die wichtigste Erklärung in der gestrigen Rede des Ministerpräsidenten
Ko erb er war die, ,daß eine einseitige Änderung der Ausgleichsgesetze Praktisch nicht
wirksam wird,„wenn sic nicht bei der Personalunion landen sollt. Was sagt das?
Die einseitige Änderung des Ausgleichsgesetzes kann nicht in Wirksamkeit treten, wenn
sie nicht die Personalunion verwirklicht, also sie kann in Wirksamkeit treten,
wenn sie die Personalunion verwirklicht (tsüüt llatLlvba läppst, da a
psrsonal-nniüt valvsitsa weg). Das ist der weitestgehende ungarische staatsrechtliche
Standpunkt. Mit größter Bereitwilligkeit ergreife ich die Gelegenheit, meine Freude
darüber auszndrückcn, daß man von feiten der österreichischen Regierung eine solche
Erklärung vernommen hat. (Tebka/ken Ler/a/s neckt«, Tävm an/' cken «n/se-'ste-r
^r-rken.) Ich suche hierin weder meinen Triumph noch eine Niederlage des öster¬
reichischen Ministerpräsidenten, sondern drücke nur meine Freude (/leite,-/cert auf cken
än/scvskeu T/nken), meine Genugtuung gegenüber dem österreichischen Minister¬
präsidenten aus, daß es ihm gelungen ist, die ans diesem Gebiete entstandenen Meinungs¬
verschiedenheiten auf so korrekte Weise auszugleichen (Dcbka/'ter LciMt ,-eckt«, Lä-'-n
links.)

„Der österreichische Ministerpräsident erklärte auch — und das ist wieder voll¬
ständig kongruent mit meiner und mit den Erklärungen aller auf Basis des Aus¬
gleiches stehenden ungarischen Staatsmänner — daß solche Umänderungen, welche
die Grundlagen der gemeinsamen Institutionen angrerfen würden, eine einverständ¬
liche Vereinbarung (sMstärtö nisAüllapoäüs) der zwei Gesetzgebungen erfordern.
Dies fließt aus der Natur der Sache, und die Geltendmachung der Parität haben
wer memals in Zweifel gezogen."

Auch diese Erklärung beruht also nicht, wie Lustkandl annimmt, aus dem
Standpunkte smläMis, sondern sagt etwas anderes, nämlich, das einseitige Gesetz
könne das bestehende staatsrechtliche Verhältnis aufheben und den Zustand der Personal¬
union begründen; nur zu einer anderweitigen positiven Regelung, d. h. zu
einer materiellen Umgestaltung dieses Verhältnisses, wäre das Einverständnis mit
dem anderen Teile erforderlich.

Der Standpunkt der ungarischen Negierung des Jahres 1903 ist
sonach ein wesentlich anderer als jener, welchen zehn Jahre vorher die
Regierung im ungarischen Abgeordnetenhause zur Geltung gebracht hatte.

Im Jahre 1893 hielt die Regierung noch daran fest, daß beide Teile
an den Ausgleich insolange gebunden seien, als er nicht in gegenseitigem
Einvernehmen abgeändert oder aufgehoben werde; die Regierung des Jahres
1903 setzt aber an die Stelle rechtlicher Gebundenheit vollständige Ent¬
schließungsfreiheit eines jeden der beiden Teile Im Jahre 1893 war die
Regierung noch der Ansicht, daß ein einseitig beschlossenes Gesetz wohl die
denkbar stärkste politische Kundgebung des Willens, eine Aenderung der
Basis herbeizuführen, wäre, daß ihm aber von Rechts wegen unmittelbare
Wirkungen nicht zukämen; die Regierung des Jahres 1903 hingegen mißt



254 Gcsehartikel XII. Z 69, Amn. 8.

einem solchen Gesetze die unmittelbar eintretende Wirkung der sofortigen
Zerstörung, Aufhebung und Vernichtung des Ausgleiches bei. Im Jahre
1893 vertrat die Regierung den Standpunkt, daß der Ausgleich, „die
Aushandlung (a IriöA^Wlrsäös)", zwar durch zwei formell selbständig
zustandegekommene Gesetze ins Leben gerufen wurde, daß aber diese Gesetze
ihrem Inhalte und ihrem Wesen nach eine mit den Attributen eines
Vertrages ausgestattete bilaterale Vereinbarung zwischen Ungarn und den
übrigen Ländern des gemeinsamen Monarchen darstellen; die Regierung
des Jahres 1903 hingegen spricht der „Aushandlung" jede Vereinbarungs¬
natur ab und erklärt den Ausgleich, welcher nach jahrelangen Unterhand¬
lungen die gemeinsamen Angelegenheiten durch ein einverständlich zustande-
gekommeneS Kompromiß geregelt und die dualistische Ordnung der Monarchie
begründet hat, als ein Verhältnis, welches von Rechtswegen von jedem der
beiden Teile nach Belieben und eigenem Ermessen umgestoßen und über
den Haufen geworfen werden kann.

Und worauf gründet die Regierung des Jahres 1903 diese ihre
Auffassung? Darauf, daß das ungarische Ausgleichsgesetz selbständig
z u stan dege kommen sei und daß es demnach wie jedes andere
ungarische Staatsgesetz ebenso selbständig, wie es geschaffen wurde, außer
Kraft gesetzt werden könne.

II. Dieser Argumentation muß entgegengehalten werden, daß sie auf
einer Konfundierung der Begriffe Gesetz und Vertrag beruht und von
der offenbar unzutreffenden Vorstellung ausgeht, als ob der Rechtsinhalt,
welcher durch ein Gesetz für den inneren staatlichen Bereich als Norm
festgestellt wird, nicht zugleich Gegenstand vertragsmäßiger Bindung gegen¬
über einem anderen Staate sein könne.

Nun sind aber Vertrag und Gesetz zwei durchaus verschiedene
Äußerungsformen des staatlichen Willens, von denen jede ihren besonderen
Zweck und ihre besonderen Rechtswirkungen hat.

Vertrag ist die Form, in welcher zwischen Parteien im Wege
freier Willensübereinstimmung Recht geschaffen wird, Gesetz aber die Form,
in welcher die Staatsgewalt ihre an die Staatsangehörigen ge¬
richteten Imperative ausspricht. Ein Rechtsverhältnis zwischen Staaten
kann nur durch Vertrag, niemals aber durch Gesetz, das ein rein interner,
nur innerhalb der Staatsgrenzen wirkender Befehl ist, geregelt werden.

Sind sonach Vertrag und Gesetz unvertretbare Aeußerungsformen
staatlichen Willens, so sind sie doch nicht inkompatibel, vielmehr können
sie in der Weise miteinander in Verbindung treten, daß das Gesetz für
den inneren staatlichen Bereich zur Anerkennung und Durch¬
führung bringt, wozu sich der Staat nach außen durch Vertrag verpflichtet
hat. Dis gesetzliche Jnartikulierung eines Staatsvertrages verfolgt den
Zweck, die Imperative herzustellen, welche zur Durchführung des Vertrags¬
inhaltes nötig sind. Zu dem Vertrage, welcher unter den Staaten besteht,
tritt das Gesetz, welches innerhalb des Staates seine Erfüllung sichert, hinzu.

Es geht daher nicht an, die Frage, ob zwischen zwei Staaten eine
rechtliche Gebundenheit besteht, schon deshalb als mit Nein beantwortet



Gesetzartikel XII. Z 69, Anm. 8. 255

hinzustellen, weil die Angelegenheit im Staate durch ein selbständiges Gesetz
geregelt sei. Da die gesetzliche Regelung eine vertragsmäßige Bindung
gegenüber einem anderen Staate keineswegs ausschließt, so können die
in den Staaten zustandegekommenen Gesetze noch nicht als ein Beweis
gegen den Bestand einer vertragsmäßigen Verpflichtung angesehen werden.

Manche Staatsverträge müssen, damit die durch Vereinbarung über
nommenen Verbindlichkeiten erfüllt werden können, gesetzlich inartikuliert
werden, andere können durch bloße Regierungsverordnungen oder gar nur
durch administrative Verfügungen in Vollzug gesetzt werden. Die gesetzliche
Jnartikulierung kann in der Weise geschehen, daß die ganze Vertrags¬
urkunde als solche in das Gesetz inseriert wird, oder aber dadurch, daß
das Gesetz von der wörtlichen Aufnahme des Vertragstextes absieht und
nur die Imperative formuliert, welche zur Vertragserfüllung erforderlich
sind (vgl. Laband, Staatsrecht des Deutschen Reiches II, S. 114 ff. 145 ff.s.

Zweifellos ist auch das Jnartikulierungsgesetz eine selbständige, unab¬
hängige und souveräne Schöpfung, und doch wäre es verfehlt, zu sagen,
es liege bezüglich des Gesetzesinhaltes eine vertragsmäßige Bindung nicht vor.
Zweifellos besteht auch bezüglich des Jnartikulierungsgesetzes die rechtliche
Möglichkeit, es durch ein späteres Gesetz außer Kraft zu setzen, allein die
Außerkraftsetzung würde die bestehende internationale Verpflichtung nicht
berühren, da sie nicht auf dem Jnartikulierungsgesetze, sondern auf der
getroffenen Vereinbarung beruht. Der Staat, welcher von der ihm zweifellos
zukommenden rechtlichen Möglichkeit, Gesetze zu schaffen, in dieser Art
Gebrauch machte, würde tatsächlich ein „politisches Absurdum" begehen,
da er — ohne an dem Bestände der Vertragsverpslichtung etwas ändern
zu können — sich nur der Möglichkeit ihrer Erfüllung berauben würde
und die Konsequenzen eines Vertragsbruches auf sich nehmen müßte.

Daraus folgt, daß in dem Hinweise auf das selbständige Zustande¬
kommen des ungarischen Ausgleichsgesetzes keine Antwort auf die Frage
liegt, ob bezüglich des Ausgleiches zwischen Österreich und Ungarn eine
rechtliche Gebundenheit besteht. Die Frage ist nur dann beantwortet,
wenn festgestellt ist, ob der staatsrechtliche Ausgleich zwischen den Ländern
der ungarischen Krone und den übrigen Ländern durch eine zwischen ihnen
getroffene Vereinbarung zustande gekommen ist oder nicht.

Diese Frage soll nun im folgenden auf Grund der Tatsachen und
Umstünde, unter welchen der Ausgleich zustande kam, auf Grund der bei
der parlamentarischen Behandlung der beiden Ausgleichsgesetze zutage ge¬
tretenen Auffassungen der Regierungen und Parlamente, sowie auf Grund
des Textes und Inhaltes der Gesetze"selbst beantwortet werden.

III. Was zunächst die Art des Zustandekommens des Ausgleiches
anbelangt, so sind die wesentlichen Tatsachen, unter welchen sich der Abschluß
des Ausgleiches vollzogen hat, bereits in dem Kapitel über die Entstehungs¬
geschichte der Ausgleichsgesetze (S. I—42) erörtert worden. Wie sich daraus
ergibt, war der Noäus xroeoäsnäi zur Herbeiführung einer Verständigung
mit Ungarn schon im September-Manifeste vom Jahre 1865, mit welchem
der erste Schritt zur Anbahnung der Verständigung gemacht wurde, vor¬
gezeichnet. Darnach sollte sich zunächst der ungarische Reichstag darüber
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äußern, in welcher Weise nach seiner Ansicht die mit den Erbländern ge¬
meinsamen Verhältnisse zu regeln wären, worauf seine Vorschläge, falls sie
eine mit dem einheitlichen Bestände und der Machtstellung des Reiches
vereinbarliche Modifikation des Oktoberdiplomes und des Februarpatentes
in sich schließen würden, vor ihrer definitiven Annahme durch den
gemeinsamen Monarchen den legalen Vertretern der anderen
Königreiche und Länder behufs Äußerung ihres „gleichgewichtigen Aus¬
spruches" vorgelegt werden sollten.

Im Einklänge damit forderte die Thronrede den Reichstag auf, behufs
schleuniger, auf gemeinsamem Einverständnisse beruhender Regelung der
gemeinsamen Angelegenheiten einen mit den Lebensbedingungen des Reiches
vereinbarlichen „Vorschlag Oavaslat)" zu unterbreiten.

Der Reichstag erklärte sich zur Ausarbeitung eines solchen, den
Lebensbedingungen des Reiches wie der konstitutionellen Selbständigkeit
Ungarns gleichmäßig entsprechenden „Vorschlages" bereit und entsendete
zur Ausarbeitung des „Vorschlages" die 67 er Kommission.

Die Kommission erklärte, bevor sie ihre Arbeiten aufnahm, in näherer
Präzisierung der ihr gestellten Aufgabe und des zu befolgenden Nockus
xroosäanäi in einem besonderen Beschlüsse, sie werde sich nicht sogleich
in eine erschöpfendeDetailausarbeitung des ganzen Vorschlages
einlassen, sondern vorläufig in einem Grundrisse nur die Haupt¬
prinzipien feststellen und in die Detaillierung erst dann eingehen, wenn
dieser Grundriß und die in denselben aufgenommenen Prinzipien von
allen Seiten endgültig angenommen sein würden (S. 6 f.).

Der ungarische Reichstag stellte sich also vollständig auf den Boden
des im September-Manifeste und in der Thronrede im Prinzips vor¬
gezeichneten Nocln» proesckoncki. Der Reichstag sollte demnach zunächst
nicht einen zur gesetzlichen Jnartikulierung bestimmten, alle Details ent¬
haltenden Gesetzentwurf, sondern nur einen prinzipiellen Vor¬
schlag über die Regelung der gemeinsamen Angelegenheiten ausarbeiten;
zu diesem Vorschläge Hütte, falls ihn die Krone als mit den Lebens¬
bedingungen des Reiches vereinbar findet, auch die konstitutionelle Ver¬
tretung der übrigen Länder Stellung zu nehmen: und erst wenn der
vom ungarischen Reichstage gemachte Vorschlag „von allen Seiten end¬
gültig angenommen", d. h. wenn über die vom Reichstage vor¬
geschlagenen Prinzipien zwischen den beiden Parlamenten und der Krone
eine endgültige bindende Einigung zustande gekommen sein würde,
sollte an die Ausarbeitung und Erbringung der bezüglichen Durchführungs¬
gesetze geschritten werden.

Der Krone und dem Reichstage schwebte also bei der Lösung des
Ausgleichswerkes ein ähnlicher Vorgang vor, wie ihn der ungarische Reichstag
schon des öfteren in Anregung gebracht hatte: so, als im Jahre 1723
die Stände Ungarns mit den österreichischen Stünden zum Zwecke der ge¬
naueren Umschreibung der aus der abgeschlossenen pragmatischen Sanktion
resultierenden gegenseitigen Verpflichtungen in Berührung treten wollten
(vgl. oben S. 147), oder als im Jahre 1848 eine Deputation des unga¬
rischen Reichstages beim Wiener Reichstage erschien, „um durch endgültige
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Feststellung des gegenseitigen Verhältnisses allen weiteren Reibungen und
Zwistigkeiten zwischen den Ländern der ungarischen Krone und den Erb-
lündern zu begegnen". Nach dem unter dem Einflüsse dieser Präzedentien
und nachwirkender ständischer Auffassungen in Aussicht genommenen Llnäns
proooüvnäi sollte der Ausgleich das Ergebnis einer unter Mitwirkung des
gemeinsamen Monarchen zustande gekommenen Vereinbarung von
Parlament zu Parlament sein, wobei die beiden Parlamente schon
im Verhandlungsstadium in der Weise miteinander in Berührung treten
sollten, daß der Vorschlag des einen dem anderen zur Abgabe seines gleich¬
gewichtigen Votums zu übermitteln sei. Und erst, wenn im Wege derart
geführter Verhandlungen eine allseitige und endgültige Einigung
zustande gekommen ist, hätte sich an das Verhandlungsstadium das
Stadium der legislativen Durchführung der „Verhandlungs¬
resultate" anzuschließen.

Wie bekannt, ist später im gegenseitigen Einverständnisse eine Ab¬
weichung von dem ins Auge gefaßten Verfahrungsmodus in dem Sinne
beschlossen worden, daß von einer Äußerung der österreichischen Volks¬
vertretung im Verhandlungsstadium Umgang genommen und die
verpflichtende Annahme des nngarischerseits gemachten Vorschlages durch
die österreichische Regierung als für den Abschluß des Ausgleiches aus¬
reichend erklärt wurde.

IV. Das Subkomitee der 67 er Kommission arbeitete nun in seinem
„Gutachten über die gemeinsamen Verhältnisse" einen „Vorschlag"
(„Elaborat") aus und reichte ihn am Vorabend des ausgebrochenen Krieges
der Kommission ein.

Dieses aus 69 Punkten bestehende Elaborat, das auf dem Grund-
prinzipe des paritätischen Dualismus zweier Staaten aufgebaut
war, wurde nach Beendigung des preußischen Krieges auf Anordnung des
gemeinsamen Monarchen in den Wiener gemeinsamen Konferenzen
Gegenstand eingehender Verhandlungen und Beratungen, an welchen Ver¬
treter der österreichischen Regierung einerseits und Vertreter der ungarischen
Dikasterialregierung (ungarische Hofkanzlei und ungarischer Statthaltereirat)
sowie Vertrauensmänner der ungarischen Reichstagsmehrheit anderseits
teilnahmen. In diesen Konferenzen, der eigentlichen Geburtsstätte des
Dualismus, wurde das Elaborat Punkt für Punkt durchberaten, wobei
insbesondere bei den die auswärtigen Angelegenheiten, das Kriegswesen,
das Finanzwesen, die Staatsschulden und die Zoll- und Handelsangelegen¬
heiten betreffenden Punkten einschneidende Änderungen und Er¬
gänzungen beschlossen und sohin das ganze Elaborat unter Vorbehalt
der Zustimmung des österreichischen Ministerrates (nicht der österreichischen
Volksvertretung), der Genehmigung des gemeinsamen Monarchen und der
Annahme durch die OsLll-Partei, beziehungsweise den ungarischen Reichs
tag in für beide Teile bindender Weise vereinbart wurde
loben S. 13—18).

Als unmittelbare Konsequenz des durch die Annahme des Elaborates
anerkannten Dualismus ergab sich zunächst, daß von nun an in den

folger, Ausgleich. 17
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weiteren Verhandlungen Österreich und Ungarn sich formell als zwei
selbständige U n t e r h a n d lu n g s p a rt e i e n gegenüberstanden.

Eine weitere .Konsequenz war aber auch die gleichzeitig getroffene Ab¬
machung, daß im Falle, als die die Reichstagsmehrheit besitzende Osäk-
Partei das Elaborat mit dem vereinbarten Texte in der 67 er Kommission
und im Reichstage durchsetze, ein ihren Reihen entnommenes verantwort¬
liches ungarisches Ministerium ernannt und die ungarische
Verfassung wiederhergestellt werden solle.

Diese „gemeinsamen Vereinbarungen (Köi-ös msALUapoää,-
sok)", in welchen bereits von der Einholung einer vorherigen gutacht¬
lichen Äußerung der österreichischen Volksvertretung nicht mehr die Rede
ist, wurden vom Ministerrate und vom gemeinsamen Monarchen genehmigt
und erhielten die Zustimmung der DoLIr-Partei, womit aber auch im
voraus die Zustimmung der zu bildenden ungarischen Regierung, sowie
des ungarischen Reichstages gesichert war. Das Elaborat wurde in der
vereinbarten Fassung von der 67 er Kommission und unter Mitwirkung und
Zustimmung des mittlerweile ernannten ungarischen Ministeriums durch den
Regnikolarbeschluß vom 30. März und 3. April 1867 auch von den beiden
Häusern des Reichstages angenommen.

Hiemit hat der ungarische Reichstag im Sinne des festgelegten lVIollns
proesäonäl unter Zustimmung der verantwortlichen ungarischen Regierung
in aller Form seine Äußerung (n^ilaLoWt) über die Regelung der ge¬
meinsamen Verhältnisse abgegeben und den „Vorschlag" erstattet, zu welchem
er in der Thronrede aufgefordert war und dessen Ausarbeitung er in der
Adresse zugesagt hatte.

Damit waren aber auch alle Bedingungen und Vorbehalte, von denen
die gegenseitige Verbindlichkeit der in den gemeinsamen Kon¬
ferenzen getroffenen Vereinbarung abhängig gemacht worden war, erfüllt
und war der daselbst getroffene Pakt, in den auf ungarischer Seite auch
die inzwischen ernannte verantwortliche Regierung mit allen Rechten und
Pflichten eingetreten war, zum endgültigen und definitiven Ab¬
schlüsse gelangt.

V. Die Ausschüsse, sowie die beiden Häuser des Reichstages sind bei
der Vorbereitung und Erbringung des Regnikolarbeschlusses durchaus davon
ausgegangen, daß es sich hiebei nicht um die Schaffung eines Gesetzes,
sondern nur um die Ausarbeitung eines den übrigen Ländern anzubietenden
Vorschlages zur Abschließung eines Abkommens, um die
Formulierung und Feststellung eines Vertragsoffertes, um die Aus¬
arbeitung eines Bündnisentwurfes handle, der erst im Falle der
Annahme durch den anderen Unter handln ngs- und Vertragsteil

6s Msi-Mclösi t°6l) der gesetzlichen Jnartikulierung zugeführt
werden könne.

Daher wird sowohl in den Ausschüssen als auch in den Plenar¬
verhandlungen und zwar ebenso von Rednern der Majorität wie der
Minorität das Elaborat immer wieder als ein „angebotenes Kom¬
promiß sajünlott, eolitpromissum)", als ein „V e r t r a g s p r o j e k t
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(sssi-Mävsi, projsatum)", als ein „Bü n d n i s en tw u r f (sLövotsöK tsrvs-
^ots)", als „das Projekt eines neuen Bündnisses (ujabk triK/
projslrtvma)", als ein „A n s g lei ch s e n t w u rf (üis^s^üsäLs torvs)",
als eine „an gebotene Gemeinschaft (ajLuiott üö^össöZ)", als ein
„Abkommensanbot (sK^WÜsäösi ajLulat)" usw. bezeichnet, und erklärt,
daß hiebei ein „modifizier bar er Vorschlags und eine „Unter¬
handlung" behufs Abschließung eines „neuen Übereinkommens",
eines „neuen Vertrages", eines „neuen Bündnisses", eines
„neuen Staatsvertrages" mit den übrigen Ländern Seiner Majestät
in Frage stehe.

Auf diese Tatsache hat schon Ministerpräsident IVolrsrls in den Debatten
des ungarischen Abgeordnetenhauses der Jahre 1891 und 1893 hingewiesen
und auch einige Erklärungen, welche in der 67 er Kommission und in der
Plenarverhandlung des Elaborates in diesem Sinne abgegeben wurden,
zitiert (vgl. oben S. 147 ff.). Da jedoch die Frage von großer Wichtigkeit
ist, soll im folgenden gezeigt werden, daß es sich hiebei nicht etwa um
die Anschauung einzelner Abgeordneter, sondern um eine überein¬
stimmende Anschauung aller Parteien und um eine einheit¬
lich e G e s a m t a u s s a s s u n g des ganzen Reichstages einschließlich
der Regierung handelt.

Um ein möglichst genaues und getreues Bild der geäußerten Auf¬
fassungen zu vermitteln, sollen diese Erklärungen im nachstehenden in der
Aufeinanderfolge, in welcher sie abgegeben worden sind, verzeichnet werden.

VI. Als im Subkomitee bei der Beratung der von I)sLü zuerst
vorgeschlagenen Formulierung der Bestimmungen über das Kriegswesen
(oben S. 111) die Opposition gegen die Gemeinsamkeit und Einheit des
Heeres auftrat und ein separates ungarisches Heer verlangte, erklärte I)oLü,
er wolle ein abgesondertes ungarisches Heer nicht vorschlagen; „daran soll
die Unterhandlung, der Handel (traetatus, rrlüu, vgl. das letztere
Wort in den ZA 18, 19, 61 über die Quotenvereinbarung und die
Schließung des Zoll- und Handelsbündnisses) nicht scheitern".

sagte, man solle in dem Vorschläge nicht schon Dinge aus¬
sprechen, die man erst später konzedieren (üösöbd oovooäülvi) wolle.
Das Unterhandeln (alünckonäs) habe deshalb seine Gefahren, weil
man bei dem, was man einmal gesagt habe, bleiben müsse, anderseits
aber nicht wisse, wo man stehen bleiben werde.

Graf ^xpon^i äußerte Bedenken gegen die Bestimmung, welche das
Recht der Rekrutenbewilligung und der Feststellung des Wehrsystems der
selbständigen Verfügung des Landes vorbehalte. Das Wehrsystem sei eine
wirklich gemeinsame Angelegenheit, weshalb die an dem Wehrsystem vor¬
zunehmenden Änderungen gemeinsam verhandelt werden müßten. An der
vorgeschlagenen Formulierung könne die „ Aushand lmng scheitern
(mo^tnrliotilr a Üiög/Wös)". Darin erblicke ^xpon)-i den ersten Keim des
Konfliktes. Er würde es bedauern, wenn dessentwegen „die Unter¬
handlung, die Ausgleichung (gL allruckorais, a lrisK^oulitZs) scheitern
würde".

17*



260 Gesetzartikel XII. Z 69, Anm. 8.

vsäll erklärte, die Formulierung bringe zwei Grundideen zum Aus¬
drucke: die eine sei die Aufrechterhaltung der Einheitlichkeit des Heeres,
die andere der Vorbehalt des Rechtes der Rekrutenbewilligung. Nun
komme ^xponvt mit einer dritten Grundidee: der gemeinsamen Feststellung
des Wehrsystems. Diese könnte das Recht des Landes illusorisch machen.
Da sich das Subkomitee nicht in Details einlassen könne, müsse es
im Prinzipe das Recht des Landes aufrechterhalten. Komme man
darauf zurück, werde man schon sehen, was zu tun sei. Aber
vorläufig müsse die Formulierung allgemein gehalten sein. Das Recht der
Umgestaltung des Heeres habe das Land auch bisher (1714 und 1830) ge¬
übt. Dieses Recht müsse daher auch weiterhin aufrechterhalten werden.
Es sei möglich, daß Schwierigkeiten entstehen, „aber man wird uns
dieselben schon sagen, und dann kann der Reichstag darauf
antworten und das Gutachten modifizieren (a^tun u? or-
s^äM^ülös välasMllmt rsü äs mockosltliatja a vülsrnön^t). Wir haben
nicht die Befehligung, sondern nur die Ergänzung des Heeres im Auge.
Daß dieser Punkt Schwierigkeiten bei der Ausgleichung (a llie^onUtösnöl)
verursachen wird, ist anzunehmen; aber wenn die Schwierigkeiten wesent¬
liche sein werden, kann er modifiziert werden (lollst rnüäosltanl)".

Bei der Erörterung der Gemeinsamkeit der Kosten des Kriegswesens
(Sitzung vom 11. Mai 1886) sprach sich 64i^e^ gegen die Anerkennung
der Gemeinsamkeit als einer unbedingten Rechtspflicht aus. Die Formu¬
lierung solle vielmehr nur dahin lauten, daß die Gemeinsamkeit lediglich
nach Maßgabe jeweils abzuschließender Abkommen einzutreten hätte, so daß
in dem Falle, als eine Einigung nicht zustande käme, bezüglich des Kriegs¬
wesens der bis zum Jahre 1848 geltende statu» <guo aufleben würde.
Darauf erwiderte vsälc, daß das, was das Subkomitee jetzt vorbereite,
„ohnehin nur ein Vorschlag (.javaslat) ist und daß, wenn aus der
Unterhandlung (e^Wkoäös) nichts wird, alles beim alten bleibt".

In der Subkomiteesitzung vom 4. Juni 1866 erklärte OoäN in Be¬
gründung seines Vorschlages über die gemeinsame Behandlung: die Auf¬
gabe des 1861er Reichstages sei es gewesen, gegenüber dem Oktober¬
diplome den Rechtszustand klarzustellen. Die Bemühungen seien nicht
erfolglos geblieben. Das Recht Ungarns werde nicht mehr in Zweifel ge¬
zogen. Selbst Seine Majestät hätten sich von der Verwirkungstheorie los¬
gesagt. Auch die öffentliche Meinung Europas habe den Rechtszustand
akzeptiert, doch halte sie die strengen Rechtsforderungen Ungarns als mit
dem Bestände Österreichs, der nach ihrer Meinung eine europäische Not¬
wendigkeit sei, für nicht vereinbar. Aufgabe des gegenwärtigen Reichs¬
tages sei es nun, den Beweis zu erbringen, daß neben Ungarns Rechten
Österreich bestehen könne, und diesbezüglich den Transleithaniern Mo¬
dalitäten vorzuschlagen.

In der Sitzung vom 20. Juni 1866 erklärte 6-1,/02/, es sei ein
Unterschied zwischen dem, was Pflicht, und dem, was nur zweckmäßig sei.
Das erste müsse man tun, das andere hänge aber vom Willen des Landes
ab. Verpflichtet sei Ungarn nur zur „gegenseitigen" Verteidigung. „Da-
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her bietet es (ajänkja) die Delegationen nur als eine Konzession
an und will nur bis zu einer gewissen Grenze gehen. Geben wir
acht, daß man uns nicht beim Worte nimmt."

In derselben Sitzung verlangte Tissa, es solle in die Formulierung
über den Behandlungsmodus der Vorbehalt ausgenommen werden, daß
der Modus von Zeit zu Zeit abgeändert werden könne, daß er nicht
ein ewiger Vertrag (nein öröllös ssorsöäös) sei. Auch l^är^
wünschte die Festsetzung einer bestimmten Frist, bis zu welcher der Modus
gelten solle. Wenn Ungarn in der Zwischenzeit erstarke, könne es das
Ganze von sich werfen, Vnäräss^ meinte aber, er wolle nicht einen
Schmetterling, aus welchem eine Raupe werden könne.

erklärte, das Paritätsprinzip bedinge die Union mit Sieben¬
bürgen und Kroatien, diese hänge aber von der Regierung und Seiner
Majestät ab. Werde nun die Delegation angenommen, so werde aus der
Union nichts, worauf voLll erwiderte: „Wenn Sie das Paritätsprinzip
nicht annehmen, so fällt der Vorschlag zusammen, denn wir sind
kontrahierende Parteien (eontrallLIo Islsll vax^unll)."

Schon diese und noch andere im Subkomitee gemachte Äußerungen
bringen mit aller Klarheit zum Ausdrucke, daß niemand an eine auto¬
nome und einseitige Regelung der gemeinsamen Verhältnisse dachte,
daß vielmehr Majorität wie Minorität der übereinstimmenden Auffassung
waren, in dem vom Komitee auszuarbeitenden Entwürfe werde ein modi¬
fizier barer Vorschlag formuliert, mit der Bestimmung, als Sub¬
strat für einen im Unterhandlungswege zwischen kontra¬
hierenden Parteien abzuschließenden Vertrag zu dienen.

VII. Die gleiche Auffassung wird aber, ohne auf irgend einer Seite
Widerspruch zu finden, auch in der 67er Kommission wiederholt aus¬
gesprochen.

Gleich in der ersten Sitzung vom 28. Januar 1867 bemängelte
(Lösös S. 34), daß der Vorschlag ohne jeden Vor¬

behalt und für ewige Zeiten (öröll iäollrs) gemacht sei, als ob der
Verband, welcher auf Grund der pragmatischen Sanktion zwischen
Ungarn und den übrigen Ländern Seiner Majestät bestehe, nie¬
mals aufhören könnte. Er verlangte, es sei in dem Elaborate zum Aus¬
drucke zu bringen, daß jedweder Vorschlag naturgemäß nur bis
zum Aus st erben aller zur Thronfolge berufenen Linien des Herrscher¬
hauses dauern könne und darüber hinaus von selbst aufhöre.

Ivänlla (LösöS visson/oll, S. 34) bekämpfte das Elaborat, weil es
die Keime einer Realunion in sich berge.

Komssiell (Lösös visson^oll, S. 42) wendete sich gegen die von der
Minorität gemachte Unterscheidung zwischen „gegenseitiger" und „gemein¬
samer" Verteidigung. Wenn man keine Wortspielerei treiben wolle, müsse
man anerkennen, daß, wenn früher die Verteidigung eine gegenseitige war,
Ungarn und die übrigen Länder auch schon damals gemein¬
sam verfügt haben, weil Seine Majestät in diesen Ländern als ab-
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soluter Landesfürst mit absoluter Machtvollkommenheit regierte. Wenn
er in Ungarn als konstitutioneller Landesfürst einen Beschluß des un¬
garischen Reichstages sanktionierte, so habe er kraft seiner Machtvollkommen¬
heit auch im Namen der übrigen Länder zugestimmt.

Lötvös (Xörw8 visnou^oü, S. 53) führte aus, der Grundgedanke und
das Motiv des Elaborates seien es, daß Ungarn eine Garantie
sknutositökot) erhalte, daß auch seitens der übrigen Länder die in
der pragmatischen Sanktion begründeten Verpflichtungen zur genieinsamen
und gegenseitigen Verteidigung erfüllt werden. Solange der gemeinsame
Landesfürst über die Erbländer absolut regierte, konnte Ungarn sicher sein,
daß diese Länder ihre Pflicht gegenüber Ungarn tun werden, weil der ab¬
solute Landesfürst in ihrem Namen über ihre gesamte Kraft verfügte.
Wenn aber die übrigen Länder eine Verfassung erlangen, habe Ungarn
diese Sicherheit nicht mehr. Deshalb müsse Ungarn, da es seinerseits zur
Pflichterfüllung verbunden sei, auch von den übrigen Ländern die
Garantie erhalten, daß auch sie ihrer Pflicht genügen werden.

Lsäü (ILöriös visMa^olc, S. 62) erwiderte auf die Frage, was ge¬
schehen werde, „wenn die Österreicher den Vorschlag und die
darin enthaltenen Modalitäten nicht an nehmen," und sagte:
„Wenn Seine Majestät oder aber die österreichischen Länder er¬
klären, daß sie eine solche Gemeinschaft (wie sie in dem Elaborate vor¬
geschlagen wird) nicht wollen und wir uns nicht verständigen können,
dann bleibt eben der bisherige Rechtszustand aufrecht."

UiaAlsvidr (Lösös visswn^oü, S. 81) erklärtem „Das Elaborat wird
zur Grundlage eines neuen Übereinkommens dienen, welches wir
mit den Erbprovinzen schließen sollen (oA^ nj
molkst ax öröüös tartomän^oülcal üö88ünü)." Das Elaborat wolle ein
engeres und einheitlicheres Verhältnis (»Mrosabb,
8sbb visnoir^t) mit den Erbländern Herstellen. Eine solche mit den Erb -
ländern abzu schließende engere Vereinigung und Ge¬
meinschaft (sswrosabb ös IräriösseA) erscheine aber für Ungarn
gefährlich, weil dieses in die Lage kommen könnte, gegen die deutschen
Einheitsbestrebungen kämpfen zu müssen.

820lltag'li (LöM8 Vi820ll^olr, S. 84) erklärte, es bestünden gar keine
Garantien für die Durchführung des neuen Staatsvertrages (uj
aUarvMsrMllss).

Uünis (Liö^ök; visMn^olr, S. 114 und 117) bedauert, daß die Rechts¬
basis der 48 er Gesetze aus Opportunitätsgründen verlassen und nicht mehr
von der Personalunion ausgegangen werde. Mit dem Elaborate sei man
auf einen anderen Boden, auf den Vertragsboden getreten. „Statt
mit dem Landesfürsten, wollen wir mit den übrigen Völkern des
Landesfürsten in einen Vertrag treten (Wsrsoäösra nüarunN lspni
rr ksjsäolsra tödlU nspsivsl)." Das Elaborat gehe über den auf der
Personalunion beruhenden Verband weit hinaus, weil es an dessen Stelle
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ein neues Bündnis, respektive einen neuen Vertrag (üj
li'iAVLt, rospslrtivo nj s^sr^ocköst) setze.

VIII. In ganz gleicher Weise wurde das Elaborat in der Plenar¬
verhandlung des Abgeordnetenhauses beurteilt.

Der Abgeordnete E. LLUa^ (Sitzung vom 20. März 1867, lüaplä III,
S. 352) bezweifelte, daß der Vorschlag, wie er von der 67 er Kommission
ausgearbeitet wurde, von den übrigen Ländern werde an¬
genommen werden, und gab der Befürchtung Ausdruck, daß im Falle
der Ablehnung Ungarn auf das gefährliche GebietderModifizierung
(a vaockiüvatio tsrörs) gedrängt werden könnte.

Graf Ls^loviell (Sitzung vom 20. März 1867, Hupllü III, S. 339)
führte, wie er dies schon in der 67 er Kommission getan hatte, aus, daß
die im Elaborate vorgeschlagene engere Vereinigung mit
Österreich (sLorosalll) sK^ssüIäs L.n82tr1üval) unzweckmäßig und für
Ungarns Zukunft sogar gefährlich sei, da sie die Bewegungsfreiheit Ungarns
einschränken, sein Schicksal an das durch die erlittenen Niederlagen ge¬
schwächte Österreich binden und eine Einmengung in die vitalsten Rechte
Ungarns involvieren würde, ohne ihm die erhoffte sichere Stütze zu ver¬
bürgen.

Der Pro-Redner Lomssieli (Sitzung vom 20. März 1867, Huplö III,
S. 353) erklärte, er zähle nicht zu den Bewunderern des Kommissions¬
elaborates, müsse aber zugeben, daß es das einzige sei, welches die ver¬
wickelte Frage löse. Das Minoritätsgutachten löse diese Frage nicht, denn
was es vorschlage, verstehe sich von selbst und könne auf das Verhältnis
mit jeder beliebigen fremden Macht angewendet werden. Dem Verhältnisse
zwischen Ungarn und den Erbländern entspreche es schon deshalb nicht,
weil es nicht die Mittel feststelle und umschreibe, welche die Verteidigung
der Gemeinsicherheit und des gemeinsamen Länderbesitzes des Monarchen
erfordere. „Das Minoritätsgutachten ist nichts anderes als das Pro¬
jekt eines Bündnisses (s^övstsö^noll tsrvWsto), welches ganz für
sich bestehende Mächte von Zeit zu Zeit ab sch ließen und nach Ab¬
lauf der Zeit wieder auflösen können. Unser Verhältnis zu
den unter der Herrschaft Seiner Majestät stehenden übrigen Ländern ist
aber nicht von dieser Art, weil es kein vergängliches ist. Im Sinne der
pragmatischen Sanktion ist es vielmehr ein solches, welches ein für die
Dauer geregeltes und nicht ein von Zeit zu Zeit wandelbares
und schwankendes Verfahren, bedingt."

Unterrichtsminister Baron Lötvös (Sitzung vom 21. März 1867,
Rüplä III, S. 367) führte aus, die 67 er Kommission mußte sich bei der
Ausarbeitung des Elaborates drei Gesichtspunkte vor Augen halten: zu¬
nächst mußte sie die Selbständigkeit und den Konftitutionalismus Ungarns
sicherstellen; zweitens mußte sie dafür Sorge tragen, daß „jenes
Bündnis, in welchem wir mit denübrigenLändernSeiner
Majestät stehen, befähigt werde, dem Zwecke, für welchen es ge¬
schlossen wurde, vollständig zu entsprechen, d. h. die Machtstellung des ge-
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meinsamen Reiches sicherzustellen" ; endlich mußte die Kommission Garantien
in der Richtung schaffen, daß die Nation in allem, was die Verteidigung
gegen äußere Feinde betrifft, ihren Einfluß ausüben könne.

K. 1'olna^ (pro, Sitzung vom 21. März 1867, Xaplö III, S. 377) er¬
klärte, damit die Regelung der gemeinsamen Verhältnisse „im Wege
eines Ausgleiches (IrwA^mUitss utsün)" durchgeführt werde, sei es not¬
wendig, daß diese Regelung auch die Völker der Erbprovinzen beruhige.
Er wisse wohl, daß es im anderen Teile des Reiches Parteien gebe,
die keinerlei Vorschlag (somininamü savaslat) befriedigen würde.
Aber der Majoritätsvorschlag verfolge das Ziel, daß sich jene nüchterne
Mehrheit der österreichischen Völker, die das Prinzip des Dualismus und
der Parität akzeptiere, durch das Kommissionselaborat für befriedigt er¬
achte, und er glaube, daß mit dem Majoritätsvorschlage dieses Ziel werde
erreicht werden.

A. dubocl/ (contra, Sitzung vom 22. März 1867, l^aplo IV, S. 10)
sagte: „Der 67er Vorschlag ist nicht ein Abkommen, sondern eine
s ch w e r e K ap i t u l at i o n (nom Imnom torüos capitn-
latio)."

G. Lartal (pro, Sitzung vom 22. März 1867, Haplo IV, S. 23)
erklärte, das Kommissionsgutachten müsse vom Standpunkte der konkreten
Lage des Vaterlandes und der daraus fließenden zwingenden Notwendig¬
keit beurteilt werden, „das organische Funktionieren des Bun des-
Verhältnisses (a s^övstsÖAr vlMon^naü orAanious mnüöässöt)", welches
die pragmatische Sanktion zwischen Ungarn und den österreichischen
Provinzen festgelegt habe, den Erigentien der staatsrechtlichen Um¬
gestaltung anzüpassen, welche sich im Jahre 1848 verwirklicht habe.

Mit welchem Mißtrauen immer die Modalitäten des „bereits i n d e m
K o m m i s s i o n s v o r s chl a g e entworfenen k o n st i t u t i o n e ll e n
Bündnisses" geprüft würden, der Vorwurf, daß durch diese Modalitäten
der staatlichen Selbständigkeit Ungarns Abbruch geschehe, sei unbegründet.

Lartal wendete sich gegen die Behauptung, wonach ein fremder Einfluß
auf die Erledigung ungarischer Angelegenheiten das Grab der Unabhängig¬
keit bedeute, und sagte, wenn dieses Prinzip richtig wäre, so würde es
„jedem Bündnisse unter freien Staaten im Wege stehen".

„Ich halte es aber" — erklärte Lartal weiter — „auch für notwendig,
unsere Aufmerksamkeit darauf zu lenken, daß wir mit der Annahme
des Kommissionsvorschlages alles in allem erst am Beginne
des Beginnes stehen werden und daß wir damit bloß unseren eigenen
Standpunkt gegenüber unseren eigenen Befürchtungen präzisiert haben
werden. Wer über das Elaborat nicht allein vom ungarischen, sondern
vom rein objektiven Gesichtspunkte urteilen wird — und darauf müssen
wir vorbereitet sein — dessen Urteil muß zumindest ein zurückhaltendes
sein, sofern er von Vertrauen zur konstitutionellen Freiheit, zur politischen
Reife und ihren schönsten Früchten: der steten Würdigung der gegenseitigen
Interessen, erfüllt ist. Auch ich teile die Überzeugung, daß wir dieses
Vertrauen, schon was den Anfang anbelangt, den wir gemacht haben, mit
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Recht in Anspruch nehmen können. Ebenso teile ich aber auch die Ansicht,
daß die Schwestervölker der österreichischen Provinzen, falls sie
uns nach unseren Worten und Taten beurteilen, hinsichtlich des Vorschlages,
betreffend die gemeinsamen Angelegenheiten, uns nicht das tiinso vsusos
st äous ksrsutss werden zurusen können."

I. LnntA (pro, Sitzung vom 22. März 1867, lXsplö IV, S. 30) be¬
zeichnete die Lösung der Ausgleichsfrage als eine schwierige, aber auch
edle und bedeutungsvolle Aufgabe, weil die Nation dadurch, daß sie sich
mit ihrem Landesfürsten und mit den von ihm beherrschten Nachbar¬
völkern versöhne und in ein neues Bündnis trete, die Möglich¬
keit zu kraftvollem Fortschreiten gewinnen werde.

Das Majoritätselaborat fixiere jene großen Richtlinien, Grenzpunkte
und Grundsätze, nach welchen Ungarn gegenüber dem Landesfürsten und
seinen übrigen Ländern und umgekehrt die letzteren und der Herrscher
gegenüber Ungarn ihren vertragsmäßigen Verpflichtungen
nachzukommen haben.

A. Lujsuovies (pro, Sitzung vom 23. März 1867, I^splü IV, S. 35)
erklärte, wenn der Bestand gemeinsamer Angelegenheiten anerkannt werde,
so erscheine es ausgeschlossen, daß bei ihrer Erledigung nicht auch die
übrigen Länder Seiner Majestät verfassungsmäßig mitwirken. Dies sei
nur eine Konsequenz des in Transleithanien eingeführten konstitutionellen
Regierungsspstems, worin zugleich die festeste Stütze und Garantie auch
der ungarischen Verfassung liege. Der ungarische Reichstag habe wiederholt
die Forderung nach konstitutioneller Regierung im ganzen Reiche gestellt;
er müsse daher auch die praktische Konsequenz dieser Forderung anerkennen,
und die sei: „die auf Basis der Gleichberechtigung und im Wege
gegenseitiger Einigung fest gest eilte (llölesöuös insKSK^sxös
ut)Ln -nsALIIapitott) konstitutionelle Behandlung der präzise umschriebenen
gemeinsamen Angelegenheiten". Hierin könnten nicht eine Rechtsaufgabe
und ein Rechtsverlust, sondern ein Rechtsgewinn und eine Rechtssicherung
erblickt werden.

S. Louis (eonti-s, Sitzung vom 23. März 1867, Nsxlö IV, S. 37)
reflektierte auf die Erklärung eines Vorredners (LLuo, pro), welcher sagte,
entweder werde aus diesem Vorentwurfe (tsrv) ein Gesetz hervorgehen oder
nicht, und meinte, also auch LLuü gebe die Möglichkeit zu, daß daraus kein
Gesetz werde. Auch er (Louis) sage, daß die Sache so stehe: ent¬
weder werde daraus ein Gesetz oder nicht. Wenn ja, so werde er ihm mit
der Achtung begegnen, welche man bestehenden Gesetzen schuldig sei. „Wenn
aber daraus kein Gesetz wird, so wird man, wie dies auch LLuü sagte,
wieder dort sein, wo man früher war, nämlich an dem Punkte eines
neuen Ausgleichsversuches."

Louis besprach sodann das Majoritätsgutachten und erklürie, die
Kommission habe ihre Aufgabe überschritten. „Denn statt den tz 13 des
Gesetzartikels vom Jahre 1848 zu detaillieren und den Behandlungsmodus
zu bestimmen, projektiert sie ein neues Bündnis (prcffsstäl
chjs.dk> triAvst), welches nicht mehr auf der Personalunion beruht, ein
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neues Bündnis, welches man zw i s ch e n d e n E rblä n d e r n S c i n e r
Majestät und Ungarn zu schließen beabsichtigt (mol^ krig^ ö
IdolsäAo örölrös turtoillün^ni äs NuA^arorsLÜA üöriött s^älldölroltutilc
lröttstni). Ich glaube, daß es die Notwendigkeit war, welche die Kommission
zu diesem Projekte veranlaßte; aber sehen wir uns diese Notwendig¬
keit an, welche das Zustandebringen eines neuen Bündnisses ge¬
bietet nj triA^ lätrolioMtakät purullvsolju), das Zustandekommen
eines solchen Bündnisses, bei welchem wir sehr ängstlich zu Werke
gehen müssen: denn das natürliche Erfordernis eines jeden
Vertrages (rninäsn srwrrwääsnölL tkrinäWStss lreUälrs) ist es, daß der
Vertrag die gemeinsame Zustimmung der Parteien habe.
Wir aber kennen bisherdie Äußerung der anderen Partei
nicht; und insolange wir diese nicht kennen, ist es sehr natürlich, daß
dieser Vertrag nur ein Projekt bleibt Wen ssorMääs
vs»N projoetum inurnä) und daß wir sehr vorsichtig zu Werke gehen müssen,
weil, wie ich gestern gehört habe, dieses Vertragsprojekt (sWrMääsi
prnjsotuin) erst der Beginn des Beginnes ist.

„Und wenn wir schon am Beginne gezwungen sind vom Opportunitäts¬
standpunkte eine Reihe unserer Verfassungsrechte aufzugeben, werden wir,
frage ich, später nicht dazu gedrängt werden, von unseren
Rechten noch mehreres aufzugeben? Diese Besorgnis hat mich erfaßt,
und deshalb bin ich beim Zustandebringen eines neuen Vertrages

ujudd srwrMääs lätrslio^äsünäl) vorsichtig."
Länis erörterte nun, daß keine Notwendigkeit vorliege, das alte

Bündnis (u rvAi , welches die pragmatische Sanktion festgestellt
habe, aufzugeben. Und wenn es erforderlich sein sollte, die gegenseitige
Verteidigung und die daraus fließenden gemeinsamen Interessen zu präzi¬
sieren, so könne dies auch auf Grundlage der Personalunion geschehen.
Das Majoritütsgutachten gehe aber darüber hinaus, da es bei der Be¬
handlung der dem neuen Bündnisse entspringenden gemein¬
samen Interessen (a? nj krivdo! ssärrnasü kö^ös öräolrok) eine
Modalität vorschlage, welche die Selbständigkeit des Landes beschränke.

L. Noesür/ (oont.ru, Sitzung vom 23. März 1867, Urrplö IV, S. 43)
führte aus, der Reichstag vom Jahre 1861 habe erklärt, daß das öster¬
reichische Reich auch bei einer reinen Personalunion aufrecht bestehen
könne. „Jetzt treten wir aber, in vollem Widerspruche mit den da¬
maligen Erklärungen, auf das Gebiet derRealunion (a roLI-unio
toräro Ispünlr)."

I. LssII (pro, Sitzung vom 23. März 1867, lilaplö IV, S. 46) polemisierte
gegen LsKlsvielr, welcher ein Bündnis mit Ö st e r r e ich für gefährlich
erklärt hatte. Wenn LoZlsviell unter der „Vereinigung (sZ^osüläs)" Ab¬
sorption verstanden hätte, dann würde auch 8uäU mit ihm übereinstimmen.
Allein zu einer solchen Annahme konnte LsKlovioli, wenn er das Elaborat
durchgelesen habe, nicht kommen. Übrigens sei Loxlovicli die Antwort
auf die Frage schuldig geblieben, mit wem sich also, wenn das Bündnis
mit Österreich gefährlich sei, „Ungarn vereinigen solle (kollsno.
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cA^csüknio) und welcher europäische Staat es wäre, der Ungarns Verfassung
und nationalen Charakter verteidigen könnte. (FMtimmrMA «M Fe^tr-um.)
Ich bin überzeugt, daß, als unsere Vorfahren sich mit Österreich ver¬
bündeten (s-wvetlcorüslr), sie dies nicht deshalb getan haben, weil sie etwa
in die Austria verliebt waren, sondern sie haben es aus Pflicht zur Selbst¬
erhaltung und aus der Notwendigkeit, sich gegen gemeinsame Feinde ge¬
meinsam zu verteidigen, getan. Und diese Notwendigkeit besteht auch heute
noch zu Recht."

G. illator (pro, Sitzung vom 23. März 1867, Naplö IV, S. 50)
meinte, die Besorgnisse der Minorität, daß, im Falle das an geböte ne
Kompromiß (sgüulott compromissuin) an dem Wider stände der
übrigen Länder scheitern sollte, die Rechte, welche das Land nach
Ansicht der Minorität in dem Vorschläge aufgebe, sequestriert bleiben
könnten, seien grundlos; denn „dieser Vorschlag, weil nur ein
Vorschlag, spricht von der Zukunft. Jnsolange der in diesem Vorschläge
präzisierte künftige Zustand nicht in Geltung tritt, sind wir durch das
Reskript vom 17. Februar gesichert, welches unsere Verfassung bedingungslos
und im ganzen Umfange wieder hergestellt hat. (NicMA.) Wenn daher die
Erbländer dem Vorschläge nicht beitreten sollten, dann würde
nur das geschehen, was die Abgeordneten der linken Seite wünschen, d. h.
die staatsrechtlichen Verhältnisse würden unberührt im statu« <pw ver¬
bleiben." (So ist es/)

A. lXillolics (contra, Sitzung vom 26. Mürz 1867, lXaplö IV, S. 55)
führte aus, jedes Land suche Bundesgenossen, allein, „wenn wir mit jemandem
ein engeres Bündnis schließen (sMrossllb trikot llötünll), dessen
Ziele und Zwecke von den unsrigen verschieden sind, so werden wir an
Kraft nicht gewinnen, sondern verlieren".

M. Ki-sutlriräl^i (pro, Sitzung vom 26. März 1867, Vaplo IV,
S. 61) befaßte sich mit den gegen das Majoritätsgutachten vorgebrachten
Einwendungen. Gegen LsAlovicll bemerkte er, die Gründe, welche dieser
Abgeordnete gegen den Eintritt in ein engeres Bündnis mit
Österreich vorgebracht habe, gingen zu weit und bewiesen, daß weder
ein engeres, noch überhaupt irgend ein derartiges Bündnis in Ungarns
Interesse läge.

Gegen die von der Minorität geäußerte Besorgnis, daß der Vorschlag
der 67er Kommission nur ein erster Schritt sei, welcher, wenn er Gesetz werden
sollte, in der Folge zur Verschmelzung des Landes mit Oesterreich
führen würde, sagte 82sntkiräl/i: „Daß in gewisser Hinsicht das Gut¬
achten der 67er Kommission nur ein erster Schritt ist, kann nicht geleugnet
werden, weil darin nichts anderes enthalten ist als ein Vor¬
schlag darüber, auf welche Weise in Zukunft die darin angeführten
Angelegenheiten behandelt werden sollen. Allein dieser Einwurf paßt auch
auf das Minoritätsgutachten, weil auch darin nicht mehr und nichts
anderes enthalten ist als im Majoritätsgutachten, nur in anderer Form."
Die Richtigkeit der Behauptung aber, der Majoritätsvorschlag könnte zur
Verschmelzung führen, müsse bestritten werden, weil vor dieser Eventualität
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das Land durch die separate Wahl der Delegationen und durch die sorg¬
fältige Aufzählung jener Gegenstände bewahrt sei, mit welchen sich die
Delegationen beschäftigen werden.

„Wenn hingegen jemand wünscht, daß jenes Gesetz, welches auf
Basis des Vorschlages der 67er Kommission geschaffen werden
soll, ein ewiges sei und niemals eine Abänderung erfahren
soll, so besteht in dieser Beziehung, es ist wahr, keinerlei Garantie.
Allein diese Garantie fehlt beim Minoritätsgutachten ebenso wie
beim Vorschläge der 67er Kommission. Vergeblich! Der greise Saturnus
verzehrt seit urdenklichen Zeiten ohne Unterlaß seine eigenen Kinder.
EwigeGesetze haben dieMenschen noch niemals geschaffen,
und auch wir werden keine ewigen Gesetze schaffen. Unsere
Vorfahren haben zweimal einen solchen Versuch gemacht. Das erstemal
im Jahre 1504, als sie beschlossen, niemals mehr aus dem Auslande einen
König zu wählen. Und siehe! kaum sind einige Jahre vergangen, so
wählten sie Ferdinand I. zum König. Der zweite Versuch geschah im Jahre
1540, als man das Verbot aussprach, die Adelsprärogativen auch nur
zum Gegenstände einer reichstägigen Beratung zu machen. Und siehe!
seit dem Jahre 1848 nennen wir uns alle, die wir einst Teilhaber jener
Privilegien waren, stolz Kinder des Volkes. Die Gesetze wurden
stets nach den Bedürfnissen der Zeiten und Umstände ge¬
schaffen und abgeändert. Die Zukunft aufzuhalten, die Zukunft
in Fesseln zu legen, steht in niemandes Macht. Und auch unsere Pflicht
geht nicht weiter, als unsere Gesetze eben den gegenwärtigen Bedürfnissen
und den Anforderungen der gegenwärtigen Verhältnisse anzupassen. Die
Sicherung der Zukunft besteht auch nicht darin, daß die Gesetze
ewig seien, sondern darin, daß die Gesetze nur derjenige abändern, nur
derjenige erläutern könne, welcher sie geschaffen hat, in Ungarn also nur
der Reichstag und der Landesfürst zusammengenommen.

L. Dötli (pro, Sitzung vom 26. März 1867, Uaplö IV, S. 69 f.)
setzte die Gründe auseinander, aus welchen Ungarn „mit dem öster¬
reichischen Herrscherhause und durch dieses als den damals absoluten
Herrn der österreichischen Provinzen mit Oesterreich selbst in ein
Bündnis trat. Dieselben Interessen und dieselbe Notwendigkeit, welche
die damaligen Führer der Nation zu diesem Bündnisse veranlaßten, be¬
stehen noch heute zu Recht."

A. 6silr^ (ooutra, Sitzung vom 26. März 1867, Naplü IV, S. 72 f.)
erklärte, die 67 er Kommission sei zum Zwecke der Bezeichnung der im Z 13
des G.-A. III vom Jahre 1848 erwähnten gemeinsamen Verhältnisse ent¬
sendet worden. Sie sei jedoch darüber hinausgegangen und habe dem Hause
einen Vorschlag unterbreitet, „in welchem sie Ungarn als in einer wirk¬
lichen Realunion mit den Erb ländern des österreichischen Kaisers
stehend darstellt".

Man sage, Ungarn müsse „mit den österreichischen Erbprovinzen
ein Bündnis schließen und sich mit ihnen ausgleichen", da
es von so vielen Feinden umgeben sei und sich aus eigener Kraft gegen
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sie nicht behaupten könne. Aber wo sei, selbst wenn die N otw e n d i g k eit
einer Bü n d n i s s chl i eß u n g (sstivstüsrwo WüüsöZs) zugegeben werden
solle, die freie, selbständige konstitutionelle Vertretung der Erbländer, mit
der Ungarn in ein Bündnis treten konnte, wenn man sehe, daß
die Völker einer jeden Provinz nach einer anderen Seite gravitieren, daß
keines eine Verfassung habe und alle auch jetzt noch absolut regiert werden,
wenn heute der krainische, morgen der mährische und übermorgen der
böhmische Landtag aufgelöst werden, soferne sie nicht blindlings die sich
jeden Augenblick ändernden Ordres des Staatsministeriums erfüllen.
„Unter solchen Umständen könnten wir den neuen Vertrag (a? üj
sE-söävst) nicht mit den Völkern und Vertretern der angeblich konstitutio¬
nellen österreichischen Erbländer, sondern nur mit dem Wiener
S t a a t s m i n i st e r i um (u bdesi Ltaatsininistsriuminal) und den Organen
der Reaktion schließen. Und wird uns etwa ein solches Bündnis,
wenn es formell auch zustande gebracht werden könnte, in den Momenten
der Gefahr eine sichere Stütze sein? Und wegen eines solchen Traum¬
bildes sollen wir aus Opportunitätsrücksichten unsere lebenskräftigen
avitischen konstitutionellen Gesetze aufgeben? Nein, meine Herren! Ich
sehe, daß uns dieser im Entstehen begriffene und hinter den
Kulissen gesponnene neue Vertrag (ücsnülodsn lsvö s a eoulis-
8ÜIc inöAött 82Övött ü) 82ör2oäös), welchen uns, inverborgenenWorten
zwar, aber doch in Wirklichkeit die Majorität der 67er Kommission
vorschlägt, im Falle seiner Annahme zu nichts anderem führen würde als
ins Grab unseres staatlichen Lebens, aus dem es niemals eine Wiederauf¬
stehung geben würde."

L. Horvütü (pro, Sitzung vom 27. März 1867, lTaplv IV, S. 84) er¬
klärte, er sei für die Delegationen keineswegs begeistert; sie seien zweifellos
ein eigenartiges Institut, aber ebenso eigenartig sei auch die Situation, in
der man sich befinde. Sie seien ein Versuch, der die Probe erst bestehen
müsse. Sollten sich die Delegationen im Laufe der Zeit als unzweckmäßig
und unpraktikabel erweisen, so werde sie dieselbe Macht der Verhältnisse
abändern, die sie gegenwärtig ins Leben rufe. „Messen wir, geehrtes
Haus, den Verträgen (ssm-söckösslrusü) und einzelnen Institutionen
keine größere Bedeutung zu, als sie tatsächlich verdienen. Manchen auf
ewig geschlossenen Vertrag hat in unserer Zeit die Macht
der Verhältnisse zerrissen oder modifiziert."

F. (contra, Sitzung vom 27. März 1867, Xaplä IV, S. 86)
führte aus, daß der 67er Vorschlag vor der vollständigen Wiederherstellung
der 1848er Gesetze nicht zulässig und auch sonst weder notwendig noch auch
opportun sei, und fuhr fort: „Aber nicht das ist der Hauptgrund, weshalb
ich ein Gegner des Majoritätsvorschlages bin. Der Hauptgrund ist der,
daß, soferne dieser Vorschlag Gesetz wird, dies ein Gesetz ganz
anderer Natur sein wird als alle Gesetze, die bisher im Reiche
St. Stephans geschaffen worden sind. Denn wenn bisher irgend ein
Gesetz sich durch die Praxis als unzweckmäßig erwiesen hat, so konnte die
Mehrheit des Reichstages mit dem ungarischen Könige dasselbe abändern.
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In diesem Falle wird aber die Minorität, welcher dieser Vorschlag nicht
gefällt, vergeblich nach der Mehrheit und vergeblich nach der Regierung
streben, denn selbst wenn sie die Mehrheit erreicht und zur Regierung
gelangt, wird es nicht in ihrer Macht sein, das Gesetz abzu-
ändern, wenn ein Dritter erklärt, daß er Veto einlege (lla

llarnuräill asN inoirchja rä, l>o§/ vsto). Und so wird die Minorität
in das Dilemma gedrängt sein, entweder von weitem der Gefahr, der
das Vaterland ihrer Meinung nach entgegengeht, zuzusehen oder aber,
da ein rechtschaffener Bürger das nicht tun kann, zuzuwarten und eine
Gelegenheit zu suchen, um diese Basis auf einem Wege außerhalb
der Ordnung und des Gesetzes ab zu ändern."

Unmittelbar nach ergriff der Justizminister B. Horvat
das Wort und führte aus (l^nplo IV, S. 87 f.): Bei der Beurteilung
des Kommissionsgutachtens könne man nur von jenem Grundvertrage
ausgehen, welcher zwischen der Nation und dem Herrscherhause im Jahre 1723
zustandegekommen sei. Die wesentliche Änderung in der Situation der
Vertragsteile habe die gebieterische Notwendigkeit erzeugt, daß für
die Ausübung der alten Rechte und für die Erfüllung der alten Ver¬
pflichtungen ein neuer Modus, eine neue Form festgestellt werde. „Die
Verweigerung einer solchen neuen Form wäre nichts anderes als die
Vereitelung des ursprünglichen Vertragszweckes, wäre nichts
anderes als die, wenn auch nicht deutlich ausgesprochene, so doch auf jeden
Fall tatsächliche Kündigung des Grundvertrages."

Der Minister widerlegte die in der Debatte aufgetauchten Irrtümer,
als ob die pragmatische Sanktion nur ein Vertrag mit dem ungarischen
Könige, nicht aber auch ein solcher mit den übrigen Ländern wäre und
als ob die pragmatische Sanktion die Erbprovinzen nichts anginge (siehe
die Ausführungen oben S. 149 f.), und erörterte die in der pragmatischen
Sanktion begründeten Rechte und Verpflichtungen. „Schon kraft ihrer
Natur interessieren diese Rechte und Verpflichtungen den anderen Teil
der Monarchie (a rnonarellia inüsiü tslüt) ebenso wie die Länder der
ungarischen Krone. Die Gemeinsamkeit des Landesfürsten und das Zu¬
sammengehören der zwei Teile der Monarchie ist ein solches mächtiges
gemeinsames Interesse, welches nicht jetzt, sondern schon im Jahre 1723
entstanden ist. Wenn nun das niemand bestreiten kann, dann muß man
nach den Gesetzen der Logik auch anerkennen, daß beide Teile das Recht
haben, bei all den Fragen, welche sich auf dieses gemeinsame Interesse
beziehen, mitzureden. Das ist ein Erfordernis des Rechtes und der
Logik zugleich."

„Aber außerdem gibt es noch eine Forderung des praktischen Lebens,
der praktischen Möglichkeit, und die ist, daß diese Fragen von gemeinsamem
Interesse in bezug auf beide Teile eine einförmige Erledigung
erhalten, weil sonst zwischen den interessierten Teilen ein Zwiespalt und
ein Gegensatz entstehen könnte, der die Gemeinschaft zwischen ihnen praktisch
unmöglich machen würde.

„Diese einheitliche Lösung und Erledigung der Fragen von gemeinsamem
Interesse begegnete bis zum Jahre 1848, solange jenseits der Leitha der
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Absolutismus herrschte, keinerlei Schwierigkeiten. Der gemeinsame Landes¬
fürst brachte diese Fragen mit uns ins Reine, und unsere gemeinsame
Vereinbarung war sohin auch für die Völker der Erbländer verbindlich.

„Seither jedoch hat sich die Lage geändert. Transleithanien
wurde eine Verfassung verliehen. Da der Herrscher seine Rechte
mit dem Volke teilt, ist es nur natürlich, daß zur einheitlichen und gültigen
Erledigung dieser Fragen von gemeinsamem Interesse auch das Ein¬
verständnis der transleithanischen Völker erforderlich ist.

„Und dies ist die wesentliche Umgestaltung, welche sich seither in unserer
Lage vollzogen hat. Dies ist die wesentliche Wandlung, welche es zu
einer gebieterischen Notwendigkeit macht, daß wir für einen neuen Modus
und für eine neue Form in der Ausübung unserer alten Rechte und in
der Erfüllung unserer alten Verpflichtungen Sorge tragen.

„Unsere Aufgabe ist eigentlich keine andere, als daß wir erfüllen,
was unsere Vorfahren schon im Jahre 1723 hätten erfüllen müssen, wenn
sie damals nicht mit einem absoluten, sondern mit einem
konstitutionellen Landesfürsten kontrahiert hätten." (2^-
stimmrmA rec/rts.)

Der Minister befaßte sich hierauf mit den gegen das Majoritäts¬
gutachten geltend gemachten Einwendungen und trat insbesondere der von
einem Redner der Linken aufgestellten Behauptung entgegen, wonach die
Unabhängigkeit eines Landes zu einer Fiktion werde, wenn auf dessen
Gesetzgebung und Vollziehung Vertreter eines fremden Staates Einfluß
ausüben. Es gebe keinen noch so mächtigen Staat auf der Welt, auf
dessen Gesetzgebung oder Negierung die Bestrebungen, Wünsche und
Forderungen anderer Nationen nicht Einfluß nehmen würden.

Durch eine chinesische Mauer könne sich heutzutage keine Nation mehr
isolieren, und die Weisheit der Gesetzgebungen und Regierungen bestehe
nicht darin, daß sie dem Zusammentreffen gemeinsamer Interessen aus¬
weichen, sondern gerade darin, daß sie die etwaigen Gegensätze der Inter¬
essen beseitigen und ausgleichen.

Der Justizminister führte nun des näheren aus, wie fremde Staaten,
z. B. Frankreich und England, eine beide Staaten interessierende Frage
durch einen Ausgleich oder durch Anrufung einer dritten Macht ordnen,
ohne daß hierdurch ihre Souveränität im geringsten beeinträchtigt würde,
und sagte: „Jener Einfluß also, welchen die eine Nation auf die Ent¬
schließung der anderen ausübt, präjudiziert in keiner Weise der Unabhängig¬
keit der letzteren, solange dieser Einfluß in den Grenzen des internationalen
Rechtes bleibt, solange der Modus der Ausübung dieses Einflusses nicht
seinen internationalen Charakter verliert. Und eben dieser
internationale Charakter ist es, welchen der Majoritäts¬
vorschlag getreu zu bewahren sucht, indem er den Verkehrsmodus
der Delegationen in der Art bestimmt, daß sie nicht zu einer gemeinsam
beratenden Körperschaft verschmelzen."

I. (eontru, Sitzung vom 27. März 1867, Xaplü IV, S. 92)
wendete sich gegen die „Drohung", daß, „wenn der Vergleich nicht
zustande kommt," wieder irgend ein „Provisorium" ins Leben treten
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würde. „Mir hat noch niemand bewiesen, daß, falls Ungarn nicht
so viel nachgegeben hätte, als es nach gegeben hat, deshalb
der Vergleich nicht zu stände gekommen wäre. Wenn jemand
eine Ware zu verkaufen hat, hält er den Preis so hoch als möglich, und
wenn sich ein Käufer findet, der weiß, daß er unter diesem Preise die
Ware nicht erhält, so gewährt er ihn, und der Verkäufer gewinnt mehr,
als er gehofft hat."

A. 2iell^ (pro, Sitzung vom 27. Mürz 1867, Xaplü, S. 93) führte
aus, gemeinsame Angelegenheiten seien sofort entstanden, als durch die
pragmatische Sanktion Ungarn „mit den Erbländern in ein Bünd¬
nis getreten sei," erörterte die Gründe, aus welchen Ungarn auf ein
Bündnis milden Nachbarländern angewiesen sei, erinnerte an das
Projekt der Donau konföderation und sagte (S. 94): „Unser sicherster
Verbündeter — darüber geben wir uns keiner Täuschung hin — wird
stets derjenige sein, welchen seine eigenen Interessen, die Aufrechterhaltung
seiner eigenen Existenz, an uns knüpfen. Und ein solcher Verbündeter
ist gegenwärtig — mag später die unbekannte Zukunft was immer bringen —
niemand anderer als die Erbländer Seiner Majestät des öster¬
reichischen Kaisers."

Im weiteren Verlaufe (S. 96) sprach 2iell/ über den Noclus proao-
clsncli, welcher bei der Lösung der großen Frage des Ausgleiches ein¬
geschlagen wurde, und erklärte, daß dieser Modus mit seiner Anschauung nicht
vollkommen übereinstimme. Er finde es nicht entsprechend, daß das Werk
der Umgestaltung und Regeneration des Reiches mit einer Suspen¬
dierung des verfassungsmäßigen Lebens in Österreich eingeleitet worden
sei; er hätte es vorgezogen, daß hüben und drüben die V o l s v e rtr e tu n g e n
zwar nicht gemeinsam, aber zu gleicher Zeit ans Werk gegangen wären. Er
habe sich die Sache nicht so vorgestellt, daß in der Zeit, da in Österreich die
Verfassung sistiert sei, der ungarische Reichstag sich mit der Frage ein¬
gehend befassen, eine Kommission ernennen und „diese ein fertiges
Projekt (Irösr: torvst) ausarbeiten würde, dessen Annahme oder
N ich t a n n a h m e dann, wenn es dieNetorte unsererBeratungen
passiert hat, in Transleithanien noch zum Gegenstände
einer Frage gemacht werden könnte". Er habe sich die Lösung
so vorgestellt, daß die österreichische und die ungarische Volksvertretung je
eine Deputation behufs gemeinschaftlicher Ausarbeitung
eines Ausgleichsprojektes (lrioMWlLscl^si tsrv) entsenden, welches
jede Deputation ihrem Reichstage zur Genehmigung vorlegen würde.

erklärte, er wolle nicht weiter diese seine Ansichten über das Ver¬
fahren detaillieren, welches er für theoretisch richtiger und auch praktisch
rascher zum Ziele führend gehalten Hütte, denn jetzt sei man bereits darüber
hinaus. Schließlich komme es bei der Sache auch nicht auf die konse¬
quente und möglichst präzise Durchführung einer schönen Theorie, sondern
auf die möglichst zweckmäßige Lösung einer praktischen Frage an.

L. 6lsäul/ (pro, Sitzung vom 28. März 1867, Uaplü, S. 107)
führte aus, selbst größere Staaten, als Ungarn einer sei, suchten Bündnisse
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mit anderen. „Ich kann wirklich nicht einsehen, warum wir das
Bündnis (a sMvstsöZst) mit jenen Völkern von uns stoßen
sollen, welchen wir auch sonst infolge einer hundertjährigen Vergangen¬
heit so nahe stehen. Deshalb, so sagen oder denken vielleicht einige bei
sich, weil «ich würde zögern, diese Worte auszusprechen, wenn die Fama
sie nicht in den Mund einer hohen und mächtigen Persönlichkeit legte)
weil — so sagte diese Persönlichkeit — mit einer Leiche sich zu ver¬
bünden nicht rätlich sei. Wenn jene hohe und mächtige Persönlichkeit
in der Tat dieses Wort sagte, so'hat sie unter dem Körper, von dem sie
dies sagte, uns mitverstanden. Aber in solch verzweifelter Lage sind wir,
Gott sei Dank, noch nicht; nicht eine Leiche, sondern — leider — zwei
kranke Leute sind wir, sowohl wir als auch die Erbländer. Ich weiß nun
nicht, was hier vernünftiger ist, wenn wir einander teilnahmslos und ge¬
fühllos sagen, es solle ein jeder für sich selber sorgen, oder ob wir uns
sagen, ich sowie du verfügen je über eine kleine Kraft, helfen wir einander,
so werden wir vielleicht beide noch gesunden."

Dsülc führte in feiner großen Rede vom 28. März 1867 unter¬
anderem aus: „Ich bin überzeugt, daß, wenn damals, als wir am
18. September 1848 im Auftrage des ungarischen Reichstages als Legaten
den Wiener Reichstag aufforderten, ,er möge sein Ministerium zu
einer Unterhandlung mit dem ungarischen Ministerium
ermächtigen, damit zwischen uns und Österreich durch endgültige Fest¬
stellung der gegenseitigen Verhältnisse allen weiteren Reibungen und
Zwistigkeiten vorgebeugt werde*, ich sage, wenn man uns damals einen
solchen Modus des Ausgleiches angetragen hätte, wie er in
unserem Vorschlag enthalten ist, so hätte der ungarische Reichstag diesen
wahrscheinlich nicht zurttckgewiesen". (Teb/ra/ter LerMt, so ist es, rielrüF,
E ^entrnm.)

„Ich bin überzeugt, daß wir uns — als am 8. Oktober 1848 das
Unterhaus unseres Reichstages unter anderem den Beschluß aussprach,
,daß Ungarn und dessen Abgeordnetenhaus, wie es sich für ein freies
Volkshaus ziemt, alle jene Interessen, welche aus ihrem 300 jährigen Ver¬
hältnisse entspringen, gewiß auf freundschaftlichstem Wege ausgleichen
werden* — nach den Prinzipien unseres gegenwärtigen Vorschlages aus¬
geglichen Hütten". (So ist es, im ^entruM.)

„Mir ist es auffallend, daß gerade diejenigen, die die Möglichkeit des
Zerfalles der Monarchie annehmen, am meisten der Idee der Delegation
widerstreben. Wenn die Monarchie zerfällt, so hören auch die Delegationen
von selbst aus, sowie alle unsere übrigen Verhältnisse. (So ist es/) Und
in diesem Fall würde sich Ungarn entweder als selbständiger, besonderer
Staat in seiner vollen Kraft unabhängig konstituieren oder es würde mit
mehreren Völkern vereinigt einen neuen Bundesstaat (tökl>
nopoüüsl og-^ssülvo, üj MövotkWÜsi üllamot) bilden.

„Wollten wir aber dann mit anderen Völkern zusammen einen
Bundesstaat (srövstsbxss Lllainot) bilden, nun, würden wir nicht ge¬
meinsame Angelegenheiten haben, die wir mit ihnen zusammen erledigen

folger, Ausgleich. 1g
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müßten? Müßten wir nicht diese Angelegenheiten gemeinsam behandeln?
Und wären wir nicht auch dann genötigt, uns mit der Idee der Dele¬
gationen zu befreunden?" (Deb/ra/ksr Ler/all »'M

„Ich wiederhole es, geehrtes Haus, stoßen wir nicht diesen
Modus des friedlichen Ausgleiches von uns. Ich fürchte, ich
fürchte sehr, daß wir durch die Verwerfung dieses Modus die
konstitutionelle Unabhängigkeit einer größeren Gefahr aussetzen als durch
die Annahme desselben." (KÄr-M»sc/rer 7?ei/irU im

St. Koinoss/ (contra, Sitzung vom 28. März 1867, Xaplo IV, S. 119):
„Es wird uns gegenüber die Notwendigkeit betont, daß wir mit den
Erbländern nicht ein mit der Zeit wandelbares, sondern ein dauerndes
Bündnis schließen müssen (ns ar: iäövsl vältono, llansin LUanän
snövstsöAöt IrsII llötni). Wird erwogen, woraus die Erbländer ehedem
bestanden und woraus sie gegenwärtig bestehen, so kann man kaum sagen,
woraus sie bestehen werden, nachdem Europa den rasch vonstatten gehenden
Umgestaltungsprozeß durchgemacht haben wird; und deswegen kann ich
meinerseits nicht begreifen, daß es jetzt, gerade jetzt zweckmäßig wäre, ein
dauerndes und mit der Zeit nicht wandelbares Bündnis
zu schließen."

Schon diese von Majorität und Minorität und von Mitgliedern der
Negierung abgegebenen Erklärungen und Äußerungen — die Zahl der bei¬
gebrachten Zeugnisse könnte noch sehr vermehrt werden — zeigen, daß es ohne
Unterschied der Parteistellung übereinstimmende und einheitliche Gesamt¬
ausfassung des Reichstages und der Negierung war, das Elaborat be¬
ziehungsweise der Regnikolarbeschluß bezwecke nichts anderes, als den
übrigen Ländern eine Vertragsofferte zu stellen, welche
erst im Falle der Annahme durch die übrigen Länder der
gesetzlichen Jnartikulierung zu geführt werden könne.

IX. Die gleiche übereinstimmende Auffassung über das Wesen des
Elaborates und Regnikolarbeschlusses herrschte bei der Regierung, Majorität
und Minorität auch, als später (Mai 1867) die gesetzliche Jnartiku¬
lierung des Regnikolarbeschlusses durchgeführt werden sollte, ohne daß
sich vorher die konstitutionelle Vertretung der übrigen Länder über den
ungarischen Vorschlag geäußert hätte. Denn als die Opposition mit
großem Nachdruck geltend machte, die Jnartikulierung des Beschlusses
könne deshalb noch nicht durchgeführt werden, weil die dem Elaborate zu¬
grundeliegende Voraussetzung der Annahme durch die konstitutionelle Ver¬
tretung der übrigen Länder noch nicht erfüllt sei, ist diesem Einwande
von keiner Seite entgegengetreten worden, ja die Antwort, welche
Ministerpräsident ^.näräos^ erteilte, erscheint nicht nur nicht als Be¬
streitung, sondern als Anerkennung der von der Opposition vertretenen
Auffassung.

Gleich der Minoritütsberichterstatter Graf L. RLäa/ (Sitzung vom
27. Mai 1867, Xaplo IV, S. 190) erklärte, es sei weder mit den
Gesetzen der Praxis noch der Vernunft vereinbar, daß, wenn von
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zwei Parteien, die ein Abkommen miteinander treffen wollen
(da köt M Köst s^Lnäölrol lötrodo^ni), sich
die eine über die Voraussetzungen und Modalitäten des Abkommens
ausgesprochen, die andere Partei aber sich hierüber noch nicht geäußert
habe, sich die erstere abermals und aufs neue endgültig und verpflichtend
erkläre; vielmehr könne daraus nur gefolgert werden, daß jene Partei
zuwarte, bis seitens der anderen Partei die gestellten Bedingungen erfüllt
werden. „Wenn wir daher jetzt weitergehen, inartikulieren und uns da¬
mit hinsichtlich dessen, was in dem Gesetzentwürfe enthalten ist, end¬
gültig verpflichten, so wird unsere Stellung als Unter¬
handlungspartei (inillt Muok äULsnnd) nicht gestärkt,
sondern auf jeden Fall geschwächt werden."

Als darauf vsLIr erklärte, der Reichstag sei deshalb verpflichtet,
den Beschluß, und zwar ohne meritorische Änderung zu inartikulieren,
weil er ihn seinerzeit in der Absicht gefaßt habe, daß er als Gesetz in¬
artikuliert werde, und daß daher im gegenwärtigen Stadium nur die Frage
in Betracht kommen könne, ob diese Jnartikulierung sofort oder aber
später geschehen solle, erwiderte der Wortführer der Opposition L. Lö-
iErmSn/i (S. 192): Es sei zwar richtig, daß der Regnikolarbeschluß in
solcher Absicht gefaßt worden sei, „aber damals war in jenem Beschluß
auch noch das darin, daß er erst dann Gesetz werde, wenn ihn auch
die andere Unterhandlungspartei an nehmen wird <da inajä
a naLsilr sA/62lcsäo W io öltoKaäja). Nach dem diesem Elaborat zu¬
grundeliegenden Prinzips ist aber jetzt nicht der Herrscher allein
die andereUnter Handlungspartei: denn das Grundprinzip dieses
Beschlusses ist, daß wir mit den übrigen Ländern Seiner Majestät
eine Gemeinschaft bilden, nachdem auch sie eine Verfassung erhalten
haben. Wir können daher auch die Unterhandlung über die gemeinsamen
Angelegenheiten nicht mehr mit dem Herrscher allein endgültig
und vollständig zum Abschlüsse bringen."

„Wenn diese Annahme zutrifft — und sie ist das Grundprinzip
des Elaborates — dann ist es eine notwendige Konsequenz, daß wir
nicht einseitig ein verbindliches Gesetz schaffen können, solange sich die
andere Partei dazu noch nicht geäußert hat und wir noch gar nicht wissen,
ob sie die angebotene Gemeinsamkeit annehmen will. Wir
können uns nicht bedingungslos verpflichten, solange noch die Möglichkeit
obwaltet, daß die andere Partei dieselbe einfach zurückweist.
Dies wäre ein solcher Schritt, wie wir ein ähnliches Beispiel auf dem
Gebiete der Verträge (a sssrMäässIr tsrän) kaum finden können.
Der praktische Fall bei Verträgen ist, daß die eine Partei einen Vor¬
entwurf (tsrv) macht. Von einem solchen Vorentwurf ist hier
die Rede, welchen der Reichstag gemacht hat, und auch in
seiner Beschlußform war er dem Zwecke angepaßt, daß sich
auch die andere Partei darüber äußern könne".

„Gegen den Beschluß als solchen kann ich nicht sprechen, wohl aber
kann ich dagegen sprechen, daß er als Gesetz inartikuliert werde. Denn

18*
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wie der geehrte Abgeordnete DsLK selbst erklärt hat, hat das Haus das
Recht, darüber zu debattieren, ob der Beschluß jetzt zum Gesetz gemacht
werden soll oder später, d. h. dann, wenn auch die andere Unter¬
handlungspartei dem Abkommensangebot beigetreten sein
wird (da. a mu8ilc köl is N2 njänIatlivL Iionru'r
tvA järulni)".

„Und daraus ziehe ich den Schluß, daß das Haus das Abkommen
(»2 6K^888öK6t) zweckmäßigerweise erst dann inartikulieren kann,
wenn ihm auch die andere Partei bei getreten ist."

LösMrmön^i bespricht sodann die Änderungen, welche der Gesetz¬
entwurf gegenüber dem Regnikolarbeschlusse aufweist, und sagt bezüglich
der Schlußklausel: die Regierung verlange die Schaffung eines Ab¬
kommensgesetzes (sK^ssgLZi törvön^), wovon der eine Teil auch unter
Übergehung der zweiten Unterhandlungspartei W), der andere
Teil aber erst dann ins Leben treten würde, nachdem ihm auch die zweite
Partei zugestimmt hat. Ein solches Vorgehen sei weder zweckmäßig, noch
entspreche es dem Prinzips der Parität und mache selbst den geringen
Einfluß, welcher Ungarn noch auf die gemeinsamen Angelegenheiten bleiben
solle, von ungewissen Eventualitäten abhängig. Gegen die sofortige Jn-
artikulierung spreche auch das Prinzip der Rechtskontinuität, wonach schon
die Ausarbeitung und Beschießung des Elaborates unzulässig gewesen sei.
Der Reichstag habe sich jedoch darüber hinweggesetzt und sein Elaborat in
einer Weise zu Ende gebracht, „daß von der anderen Partei sozu¬
sagen nur noch die Annahme und die Unterschrift fehlt".
8ö82örvasn^i forderte schließlich das Haus auf, die Jnartikulierung bis
zur vollzogenen Krönung und bis zu jenem Zeitpunkte zu verschieben, in
welchem „die andereUnter Handlungspartei das imBeschluß
enthaltene Anbot angenommen hat (a inäsik köl a
llatä,ro?atdan toAla.1t ujänlatot sltoAackta)".

Auf all dies erwiderte Ministerpräsident ^.närLss/ nur, er würde es
begreiflich finden, wenn die Abgeordneten liäckav und Lösnörmvn/i deshalb
ein so großes Gewicht auf die Zustimmung des anderen Teiles legten,
weil sie die Gesetzwerdung des Elaborates wünschen. Er würde es ver¬
stehen, wenn sie, nachdem hier von einer Unterhandlung
zwischen zwei Parteien die Rede sei (iniutän itt köt W Irö^ötti

van 8^ä), jene Bestimmung der Vorlage abgeändert sehen
möchten, in welcher ihrer Ansicht nach das Zustimmungsrecht der anderen
Partei nicht genügend gewahrt sei. Aber eines könne er nicht begreifen,
daß die beiden Herren Abgeordneten, welche weder jetzt noch ein andermal
die gesetzliche Jnartikulierung des Elaborates wünschen, ein so großes
Gewicht darauf legen, daß das, was sie als Gesetz zu inartikulieren nicht
wünschen, von dem anderen Teile im Wege freier Zustimmung an¬
genommen werde.

X. Aus dem Dargelegten geht wohl zur Genüge hervor, daß Regie¬
rung, Majorität und Minorität in der Auffassung über die Be¬
deutung und das Wesen des Regnikolarbeschlusses als eines den übrigen
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Ländern gemachten Anbotes vollständig einig waren. Diese
Natur des Regnikolarbeschlusses erhellt aber auch aus seiner Form, wie
aus seinem Inhalte.

Der äußeren Form nach war er nicht ein beschlossener Gesetzent¬
wurf, sondern nur ein Beschluß, in welchem der Reichstag seine An¬
sichten und Vorschläge über die Regelung der gemeinsamen Angelegenheiten
aussprach und erstattete. Abgesehen davon, daß der Reichstag die 67 er Kom¬
mission nicht mit der Ausarbeitung eines „Gesetzentwurfes", sonderneines
prinzipiellen „Vorschlages" beauftragt hatte und daß das Kommissions¬
elaborat tatsächlich nur ein „Gutachten" in Sachen der gemeinsamen Ver¬
hältnisse war, erschien die Behandlung und Beschließung des Elaborates
als eines Gesetzentwurfes auch deshalb unmöglich, weil der Reichstag noch
in der Adresse des Jahres 1866 und nachdem die 67 er Kommission bereits
entsendet war, in Festhaltung an dem Prinzips der Rechtskontinuität den
Standpunkt vertreten hatte, daß er eine gesetzgeberische Tätigkeit
insolange nicht entfalten könne, als die Verfassung des Jahres 1848 nicht
vollständig wieder hergestellt sei. Aus diesem Grunde wurde auch in den
Debatten wiederholt erklärt, daß weder die Verhandlungen der 67 er Kom¬
mission, noch auch die in den beiden Häusern durchgeführte Beratung und
Beschließung des Elaborates als gesetzgeberisches Handeln angesehen
werden können.

Seinem Inhalte nach verfolgte der Regnikolarbeschluß nicht den
Zweck, eine autoritative und bindende Regelung der gemeinsamen
Angelegenheiten zu bilden. Er stellte sich vielmehr auch in seiner Diktion
als eine Parteierklärung, als eine Meinungsäußerung, als
ein Gutachten, als ein Vorschlag des Reichstages dar, welcher daher
auch in der diesem Zwecke angepaßten referierenden und hypothe¬
tischen Form abgefaßt ist und hinsichtlich der bindenden Regelung nach
Maßgabe der zu vereinbarenden Grundsätze ausdrücklich auf erst in einem
späteren Zeitpunkte zu schaffende Gesetze verweist. (Vgl. P. 29, 35, 37,
38, 39, 40, 44, 47, 65 des Beschlusses, unten Anlage.)

In dem Beschlüsse erklärt der Reichstag, welche Gesichtspunkte nach
seiner Meinung der Feststellung der gemeinsamen Verhältnisse zur
Grundlage zu dienen hätten, welche Grundideen er hiebei in Rücksicht
ziehen müsse, bezeichnet die Gegenstände, die als gemeinsame angesehen
werden können, spricht sich darüber aus, inwieweit er das Finanzwesen
als gemeinsame Angelegenheit behandelt zu wissen wünsche, welche Prinzi¬
pien nach seiner Meinung hinsichtlich der Gemeinsamkeit des Kriegs¬
wesens festzustellen wären, in welcher Weise die Vereinbarung der
Quote erfolgen könnte, unter welchen Voraussetzungen nach seiner
Meinung und auf welche Weise „man jene Angelegenheiten, welche
der Vereinbarung gemäß als gemeinsame anzusehen sein werden, ge¬
meinsam behandeln könnte", auf welchen Gesichtspunkten sein „Vor¬
schlag über den Modus des gegenseitigen Verkehres" beruhe, erklärt
daß er für die Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten kein gemein¬
sames oder Zentralparlament für zweckmäßig halte, sondern die Ver¬
handlung durch Delegationen verlange, äußert sich darüber, als welche
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Körperschaft er die Delegation anzusehen wünsche, welchen Verfahrens¬
modus er für dieselben als zweckmäßig erachte (glaube), welche Normen
bei der „Ausarbeitung der Details" zur Wahrung der Parität bei der
gemeinsamen Abstimmung geschaffen werden müßten usw.

Sehr charakteristisch für das Wesen des Regnikolarbeschlusfes ist der
P. 69 des Beschlusses. Denn hier erklärte der Reichstag ebenso wie es
die 67 er Kommission getan hatte, daß es sich beim Beschlüsse zunächst nur
um die „Feststellung eines Grundrisses" für die Regelung der
gemeinsamen Angelegenheiten handle und daß infolgedessen in die Er¬
örterung der Frage, ob und inwiefern aus Anlaß der Regelung der gemein¬
samen Angelegenheiten die bestehenden Gesetze modifiziert werden müßten,
erst dann eingegangen werden könne, wenn dieser Grundriß feststehe, „weil
erst dann klar zu ersehen sein wird, worin und auf welche Weise
die bisherigen Gesetze modifiziert und mit den neuen Vereinbarungen
in Einklang gebracht werden müssen".

Wie eine Vergleichung des Wortlautes des Beschlusses und des
später von der Regierung eingebrachten Gesetzentwurfes zeigt (siehe An¬
lage), bestand die „Umgießung" des Elaborates in den Gesetzentwurf, ab¬
gesehen von der Beifügung des Prooemiums und des ß 69 samt Schluß¬
klausel, nur darin, daß alle Redewendungen, welche in dem beschlossenen
Elaborate in hypothetischer Form auftreten oder nur Wünsche und Forde¬
rungen zum Ausdrucke bringen, in solche imperativer und norma¬
tiver Natur umgewandelt wurden.

XI. Mit der Erbringung des Regnikolarbeschlusfes war im Sinne
des ursprünglichen Programmes das Ausgleichswerk an dem Punkte an¬
gelangt, da der vom ungarischen Reichstage unter Mitwirkung der ver¬
antwortlichen ungarischen Regierung gemachte Vorschlag auch der kon¬
stitutionellen Vertretung der übrigen Länder behufs Ver¬
nehmung ihres „gleichgewichtigen Ausspruches" vorgelegt werden sollte.
Und erst nachdem der „Vorschlag" das „Anbot", das „Vertrags- und
Vergleichsprojekt" auch vom Reichsrate angenommen sein würde, wäre,
wie dies I)säk noch am 14. April 1867 wünschte, an die Ausarbeitung
der bezüglichen Gesetze beziehungsweise an die gesetzliche Jnartikulirung
des Elaborates zu schreiten.

Aus Zweckmäßigkeitsgründen und „um jede Verzögerung des Aus¬
gleiches" zu vermeiden, hatten sich jedoch die beiden Regierungen in der
Auffassung geeinigt, daß es zur Perfektionierung des Ausgleiches voll¬
kommen ausreiche, wenn sie den Ausgleich auf Basis des 67 er Elaborates
definitiv und unabänderlich abschließen. Demgemäß sind die
österreichischeunddieungarischeRegierungmitGenehmig-
ung des gemeinsamen Monarchen übereingekommen, daß
von der Einholung einer gutächtlichen Äußerung der österreichischen Volks¬
vertretung über das Elaborat Umgang zu nehmen sei und daß die in den
gemeinsamen Konferenzen zustandegekommene Verein¬
barung und die daselbst beiderseits in bindender Weise er¬
folgte Annahme des Elaborates als der endgültige und de¬
finitive Abschluß des Ausgleiches zu gelten haben.
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Hatte man ursprünglich an ein Unterhandeln von Parlament zu
Parlament gedacht, so wurde nachträglich im gegenseitigen Einverständnisse
dieser Plan fallen gelassen und — wie dies auch sonst beim Abschlüsse von
Vereinbarungen zwischen zwei Staaten geltende Regel ist — die Ver¬
einbarung von Regidrung zu Regierung als genügend erklärt.
Dem Neichsrate sollte nicht eine Mitwirkung an der Unterhandlung,
sondern, wie bei internationalen Verträgen, nur das Recht der nach¬
träglichen Genehmigung oder Verwerfung des bereits abge¬
schlossenen Übereinkommens vorbehalten bleiben. Demzufolge war mit der
Beschließung des Elaborates durch den Reichstag das Stadium der gegen¬
seitigen Unterhandlungen endgültig abgeschlossen, und alles, was noch
folgte, gehörte dem Stadium der gesetzlichen Jnartikulierung der getroffenen
Vereinbarung an.

XII. Der vollzogene „definitive Ausgleich" wird offiziell schon in
dem am 4. Februar 1867, d. i. an dem Tage, an welchem die 67 er Kom¬
mission das Elaborat merit orisch durchberaten hatte (am 6. Februar
fand die formelle Schlußsitzung statt), ausgefertigten Regierungserlasse
sämtlichen Landtagen bekanntgegeben (oben S. 22 ff.). In diesem, im
Einvernehmen mit Xnäräss^ hinausgegebenen und am Tage nach der
Ernennung des ungarischen Ministeriums in den Landtagen veröffent¬
lichten Rundschreiben rechtfertigt Beust die Sistierung der Einberufung
des „außerordentlichen Reichsrates" damit, daß es ein Gebot politischer
Notwendigkeit gewesen sei, mit dem „definitiven Ausgleiche
Ungarn gegenüber nicht länger zu zögern", daß das ungarische
Ministerium in den Stand gesetzt werden mußte, „eine vereinbarte
Grundlage des Ausgleiches" vor dem ungarischen Reichstage zu vertreten
und daß daher der kaiserlichen Regierung nichts anderes erübrige, als
dem wieder einzuberusenden verfassungsmäßigen Reichsrate „über
die gepflogenen Verhandlungen Aufschlüsse zu erteilen und ihre
Schritte zu rechtfertigen".

In gleicher Weise gibt die ebenfalls im Einvernehmen mit dem
ungarischen Ministerpräsidenten festgestellte Thronrede dem Reichsrate
bekannt, daß mit den Ländern der ungarischen Krone ein „befriedigendes
Abkommen getroffen" worden sei, und spricht die Erwartung aus, das;
der Reichsrat „dieser Vereinbarung seine Zustimmung nicht ver¬
sagen" und die „mit Rücksicht auf die mit der Vertretung Ungarns ge¬
troffene Vereinbarung notwendig werdenden Abänderungen des
Februarpatentes" beschließen werde.

Die Tatsache des perfekten Abschlusses des Ausgleiches durch die
Regierungen kommt auch darin zum Ausdrucke, daß, noch bevor das
67 er Elaborat im Reichstage angenommen war, die beiden Regierungen
an die praktische Durchführung des Ausgleiches schritten und in
gemeinsamen, zum Teile unter dem Vorsitze Seiner Majestät abgehaltenen
Ministerkonferenzen die aus dem Ausgleiche sich ergebenden Konsequenzen
und administrativen Details feststellten. Der Abgeordnete Osik^, welcher
in seiner bei der Beratung des 67 er Vorschlages (Sitzung vom 26. März)
gehaltenen Rede ausdrücklich auf den „mit dem Wiener Staatsministerium"
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g esch l o ss e n en N er tr a g himvies (oben S. 269), fragte, warum denn
eigentlich der Reichstag noch über die Ausgleichsfrage berate, da doch die
beiden Regierungen schon damit beschäftigt seien, alle Details der bereits
längst gelösten Ausgleichsfrage ohne Wissen und Zustimmung des
Reichstages ins Reine zu bringen.

XIII. Dadurch, daß die österreichische Regierung mit Genehmigung
des Monarchen in für Zisleithanien bindender und endgültiger Weise das
Elaborat angenommen hat, ist ein Vertrag nach denselben Grundsätzen
zustande gekommen, welche auch im internationalen Verkehre für
den Abschluß von Staatsverträgen maßgebend sind. Auch nach inter¬
nationalem Rechte ist die Negoziierung und der Abschluß von Staats¬
verträgen nicht Sache der Parlamente, sondern der Regierungen, während
den Parlamenten die nachträgliche Prüfung, die Genehmigung und Ver¬
werfung, die gesetzliche Jnartikulierung der zwischen den Regierungen ge¬
troffenen Vereinbarungen vorbehalten sind. Auch bei internationalen Ver¬
einbarungen greift die Mitwirkung der Parlamente nicht im Stadium der
Verhandlung, sondern im Stadium der Jnartikulierung Platz.

Daß bei der Einleitung der Verständigungsaktion ein hievon ab¬
weichender Modus in Aussicht genommen worden war, ist, wie bereits be¬
merkt wurde, auf den Einfluß ständischer Anschauungen sowie darauf zurück¬
zuführen, daß es damals eine selbständige ungarische Regierung nicht gab
und daß daher als die sinnfälligsten Vertreter der beiden Ländergebicte
die beiden Volksvertretungen erscheinen mußten. Nachdem aber das
ungarische verantwortliche Ministerium ernannt war, waren im Vereine
mit dem gemeinsamen Monarchen hüben und drüben die verfassungsmäßigen
Faktoren gegeben, welche auch vom Standpunkte des internationalen Rechtes
zur Abschließung bindender Vereinbarungen legitimiert waren.

XIV. Mit der verbindlichen Annahme des Elaborates seitens der
Regierung und des Monarchen der österreichischen Erb-
länder hat der ungarischerseits gemachte prinzipielle Vorschlag, soweit
Österreich und Ungarn in Betracht kamen, die bei der Einleitung der
Verständigungsaktion vorausgesetzte „allseitige" Annahme gefunden, so daß
nunmehr in beiden Staaten nur die Erlassung der erforderlichen gesetz¬
lichen Imperative, die gesetzliche Jnartikulierung der zwischen
den Regierungen getroffenen Vereinbarung erforderlich war. Diesem
Zwecke diente in Ungarn die Einbringung des Gesetzentwurfes „über die
zwischen den Ländern der ungarischen Krone und den unter der Herrschaft
Seiner Majestät stehenden übrigen Ländern obwaltenden Verhältnisse von
gemeinsamem Interesse und über den Modus ihrer Erledigung" und
in Österreich die Einbringung des Entwurfes eines „Gesetzes, wodurch das
Grundgesetz über die Reichsvertretung vom 26. Februar 1861 abgeändert
wird", und eines Gesetzentwurfes „über die Delegationen im allgemeinen
und insbesondere über die Delegation des Reichsrates".

Die Einbringung dieser Gesetzentwürfe hatte die Bedeutung der
gesetzlichen Jnartikulierung eines zwischen den beiden Regierungen mit
Genehmigung des gemeinsamen Monarchen vereinbarten, vom ungarischen
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Reichstage den übrigen Ländern angebotenen und namens dieser von ihrer
Regierung und ihrem Herrscher angenommenen und zum Teile schon
durchgeführten Übereinkommens.

Es entsprach vollkommen dieser Sachlage, das; die ungarische Re¬
gierung bei der Ausarbeitung des Jnartikulierungsgesetzes die Vornahme
jedweder materiellen Änderung an dem vereinbarten Elaborate ver¬
mied und sich darauf beschränkte, das Elaborat so wie es war „in die
Form eines Gesetzentwurfes zu gießen (törvsn^avaskat alallsLda öntsni)",
d. h. den Inhalt der getroffenen Vereinbarung in die Form des gesetz¬
lichen Imperativs zu kleiden.

In dem Bestreben, das Übereinkommen möglichst getreu zur Jn-
artikulicrung zu bringen, ging die ungarische Regierung sogar so weit,
daß sie in den Gesetzentwurf auch die Motivierungen des Elaborates auf¬
nahm, die, wie auch K. Tisi-a in der Jnartikulierungsdebatte hervorhob,
ganz gut hätten wegbleiben können. Diese Motivierungen hatten den
Zweck, die der anderen Unterhandlungspartei gemachten Anträge zu be¬
gründen, und sie waren, solange es sich um Anträge und Vorschläge
handelte, vollauf berechtigt. Mit der Annahme und bindenden Verein¬
barung der Anträge hatten jedoch die Motive, aus welchen jene gestellt
waren, ihren Zweck erfüllt,, und es Hütte zur Jnartikulierung der getroffenen
Vereinbarung genügt, wenn sich der ungarische Gesetzentwurf, so wie es
der österreichische getan hat, auf die Formulierung der gesetzlichen Im¬
perative beschränkt hätte, die zur Durchführung des dispositiven Inhaltes
der Vereinbarung erforderlich waren.

Ebenso entsprach es der durch die gegenseitig verpflichtende Verein¬
barung des Elaborates geschaffenen Sachlage, daß bei der Verhandlung
des Jnartikulierungsgesetzentwurfes (27. Mai 1867) Reichstag und
Regierung von der Auffassung ausgingen, daß merito rische Ände¬
rungen an dem Entwürfe nicht vorgenommen werden könnten und daß
auch eine prinzipielle Ablehnung außer Betracht bleiben müsse.

Der Zentralausschußberichterstatter OssnKsr^, sowie Osälr und
Ministerpräsident vertraten in dieser Debatte (Napkü IV,
S. 189, 190, 195) übereinstimmend den Standpunkt, daß die Frage,
ob der Gesetzentwurf überhaupt beschlossen werden solle, in dem
gegenwärtigen Stadium nicht aufgeworfen werden könne. Inhalt des
Gesetzentwurfes sei ein bereits von beiden Häusern des Reichstages ge¬
faßter Regnikolarbeschluß, dem, da er nun in Form eines Gesetzentwurfes
vom verantwortlichen Ministerium eingebracht sei, auch die Zustimmung
des Landesfürsten im Voraus gesichert erscheine. Es handle sich um
einen Regnikolarbeschluß, über den die Verhandlungen schon so weit gediehen
seien, daß eigentlich nur noch erübrige, was man in der alten ungarischen
Diätalsprache »eonvsrtntio« genannt habe. Im gegenwärtigen Stadium
könne wohl geprüft werden, ob der vom Ministerium vorgelegte Text
(sWrllsLst) mit dem Regnikolarbeschlusse übereinstimme und ob durch die
Modifizierungen, welche die neue Form mit sich bringe, nicht etwa auch
das Wesen berührt werde; aber einer meritorischen Änderung könne der
Gesetzentwurf nicht mehr unterzogen werden. Einen Gegenstand der Be-
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ratung könne nicht mehr die Frage bilden, ob das Elaborat überhaupt
gesetzlich inartikuliert werden solle oder nicht, sondern nur die Frage, ob
diese Jnartikulierung sofort, oder aber ein andermal geschehen solle
und ob die Änderungen, welche der Gesetzentwurf gegenüber dem Elaborate
aufweise, angenommen werden können oder nicht.

Der gleichen Auffassung wie die Majorität und die Negierung war
aber auch die Minorität.

Denn auch diese erklärte, daß sie gegen den Regnikolarbeschluß als
solchen nicht Stellung nehme, sondern nur verlange, daß die Jnartikulie¬
rung bis zu jenem Zeitpunkte verschoben werde, in welchem das Elaborat
auch von der konstitutionellen Vertretung der übrigen Länder
angenommen sein würde (oben S. 274 f.). Und ' als Ministerpräsident
XnärLss^ der Opposition vorwarf, daß sie die Gesetzwerdung des Ela¬
borates weder jetzt noch zu einer anderen Zeit wünsche, sprach L6nm
(Xaxlü IV, S. 196) das Bedauern aus, daß der Bericht der Ausschuß¬
minorität abweichend von der bisherigen Übung nicht gedruckt und verteilt
worden sei, weil sich dann nicht die peinliche Situation ergeben Hütte,
daß der Ministerpräsident das Votum anders auffaßte, als es tatsächlich
lautete. Das Votum habe dahin gelautet, daß, nachdem bereits in dem
Regnikolarbeschlusse ausgesprochen sei, die gemeinsamen Angelegenheiten
sollten durch Gesetze geregelt werden (vgl. oben S. 277), dieses Gesetz
nicht jetzt, sondern dann geschaffen werde, wenn die Zeit dazu ge¬
kommen sei. Daß aber ein Gesetz überhaupt nicht geschaffen werde,
sage das Votum nicht.

XV. Aber auch in Österreich sind Regierung und Parlament davon
ausgegangen, daß bei der Beschließung des österreichischen Ausgleichsgesetzes
und bei der Abänderung des Grundgesetzes über die Reichsvertretung
die Jnartikulierung eines mit den Ländern der ungarischen Krone
bereits definitiv abgeschlossenen Übereinkommens, d. h. die Schaffung
der gesetzlichen Imperative, in Frage stehe, welche zur Durchführung dieses
Übereinkommens erforderlich waren.

Dieser Gedanke ist bereits in der Ah. Thronrede ausgesprochen, findet
aber auch in dem Texte der von der Regierung im Reichsrate (17. Juni
1867) eingebrachten Vorlagen selbst seinen Ausdruck. Denn in diesen
Vorlagen wird ausdrücklich auf die „Vereinbarung mit den Ländern
der ungarischen Krone" Bezug genommen und erklärt, daß die Vorlagen
die Schaffung jener Gesetze bezwecken, welche infolge dieser Vereinbarung
notwendig geworden sind. So heißt es in der Einleitung des Gesetzentwurfes,
betreffend die Abänderung des Grundgesetzes vom 26. Februar 1861,
folgendermaßen: „Mit Zustimmung der beiden Häuser Meines Reichs¬
rates finde Ich jene Abänderungen des Grundgesetzes über die Reichs¬
vertretung vom 26. Februar 1861, welche infolge der Vereinbarung
mit den Ländern der ungarischen Krone in betreff der Be¬
handlung der gemeinsamen Angelegenheiten notwendig sind, festzusetzen
und zu verordnen". Der Gesetzentwurf führt sohin die zu ändernden Zß 1,
3, 4—6, 10, 11, 14 und 19 und ihre neue Fassung an und spricht in
8 10, welcher im Grundgesetze die Umschreibung des Wirkungskreises des
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„gesamten Reichsrates" enthielt, Nachstehendes aus: „Der Wirkungskreis
des Reichsrates umfaßt alle im Diplome vom 20. Oktober 1860 bezeichneten
Gegenstände der Gesetzgebung, welche sich auf Rechte, Pflichten und Inter¬
essen beziehen, die allen im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern
gemeinschaftlich sind, insoweit sie nicht ausschließlich in den Wirkungskreis
jener Vertretungskörper gehören, welche infolge der Vereinbarung
mit den Königreichen und Ländern der ungarischen Krone
die diesen und den übrigen Ländern der Monarchie gemeinsamen An¬
gelegenheiten zu behandeln haben."

Der Gesetzentwurf geht also durchaus davon aus, daß im Verhält¬
nisse zu Ungarn die getroffene Vereinbarung verbindliche Rechts¬
kraft besitze, daß in ihr der verpflichtende Rechtstitel für die Ab¬
schaffung des „gesamten Reichsrates", für die Einführung der „gemeinsamen
Angelegenheiten" und der besonderen Art ihrer Behandlung, kurz, für die
Begründung des Dualismus liege und daß die Gesetzgebung vor die Ausgabe
gestellt sei, diese Vereinbarung durch die Beschießung der erforderlichen
gesetzlichen Imperative auch i n n e r st a atlich zur gesetzlichen Anerkennung
und Durchführung zu bringen. Zu diesem Behufs war dem Gesetzentwürfe
als Beilage auch der vom ungarischen Reichstage beschlossene und mittler¬
weile von Seiner Majestät bereits (12. Juni 1868) sanktionierte Gesetz¬
artikel XII angeschlossen.

Gleichzeitig brachte die Regierung den Entwurf eines Gesetzes über
die Delegationen im allgemeinen und insbesondere über die Delegation
des Reichsrates ein, wodurch die mit Ungarn getroffene Vereinbarung, be¬
treffend das Institut der Delegationen, gesetzlich inartikuliert werden sollte.

Hingegen hat die Negierung die Einbringung eines die Jnartikulierung
der Vereinbarung über den Umfang der gemeinsamen Angelegen¬
heiten bezweckenden Gesetzes jenem Zeitpunkte vorbehalten, in welchem
durch die einzuleitenden Verhandlungen auch über die finanziellen und
volkswirtschaftlichen Beziehungen, „die wichtigste Seite des Ausgleiches",
eine Einigung erzielt sein würde (vgl. oben S. 37).

Die Regierung hat also bei der Einbringung der angeführten Vor¬
lagen daran festgehalten, daß bezüglich der Regelung der gemeinsamen Ver¬
hältnisse zwischen den beiden Ländergebieten ein im Verhältnisse zu¬
einander verbindliches „definitives" Abkommen vorliege, daß
es sich nur darum handle, dieses Abkommen auch für den i n n e r st a at
lichen Bereich zur formellen gesetzlichen Anerkennung zu bringen und daß für
den Reichsrat nur jenes Maß der Hntschließungsfreiheit erübrige, welches
gegenüber einem bereits definitiv abgeschlossenen Vertrage möglich sei.

Aber auch die beiden Häuser des Reichsrates sind bei der Ver¬
handlung der Gesetzentwürfe von den gleichen Gesichtspunkten ausgegangen.
Auch der Reichsrat war der Überzeugung, daß die Beschließung des öster¬
reichischen Ausgleichsgesetzes und die Abänderung des Grundgesetzes über
die Reichsvertretung nur der gesetzlichen Jnartikulierung eines
mit den Ländern der ungarischen Krone „unwiderruflich" abgeschlossenen
Übereinkommens dienen und daß eine Abänderung oder gänzliche Ver¬
werfung der getroffenen Vereinbarung nicht mehr in Betracht kommen könne.
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Diese Sachlage haben die beiden Häuser des Reichsrates schon in den
auf die Thronrede unterbreiteten Adressen (5. Juni 1867) anerkannt.
In diesen, sowie in den darüber durchgeführten Debatten (3.—5. Juni)
kommt die einmütige Anschauung zur Geltung, daß die Ablehnung der
gesetzlichen Jnartikulierung des Abkommens mit Ungarn über die ge¬
meinsamen Angelegenheiten und die Art ihrer Behandlung außer dem
Bereiche der praktischen Möglichkeit liege und daß es nur noch gelte, bei
den in Gemäßheit dieses Abkommens einzuleitenden Verhandlungen wegen
Regelung der noch offenen finanziellen und wirtschaftlichen Fragen die
Interessen der diesseitigen Länder zu sichern.

In der Adresse des Abgeordnetenhauses wird es lebhaft beklagt,
daß infolge der Sistierung des Februarpatentes die verfassungsmäßige Ver¬
tretung der nichtungarischen Länder nicht früher in die Lage kommen
konnte, ihre Anschauungen in betreff der Ordnung der gemeinsamen
Angelegenheiten geltend zu machen. „Allein das hochherzige Vertrauen,
mit welchem Eure Majestät der legalen Vertretung des Königreiches
Ungarn durch die Wiederherstellung der Verfassung entgegenkamen, be¬
rechtigt auch uns zu der Hoffnung auf eine glückliche Lösung dieser hoch¬
wichtigen Frage und legt uns die Verpflichtung auf, die gebotene
Gelegenheit zur Verständigung bereitwillig zu unterstützen . . ."

Abgeordneter Svctec (Sitzung vom 3. Juni 1867, stenographisches
Protokoll S. 35) führte aus, die Regierung habe „eigenmächtig mit Ungarn
eine Vereinbarung getroffen" und sie trete nun mit einer vollendeten
Tatsache vor den Reichsrat, die er ohne weiteres akzeptieren müsse.
Im September-Manifeste sei in Aussicht gestellt worden, die „Ver¬
einbarung mit Ungarn" würde, bevor sie endgültig abgeschlossen sei,
dem Reichsrate vorgelegt werden. Die seither ins Amt berufene Regierung
habe jedoch die vorherige Vernehmung der legalen Vertreter der nicht zur
ungarischen Krone gehörigen Länder nicht für nötig erachtet und mit
Ungarn eine „Vereinbarung" getroffen, die, wie das 67 er Elaborat
zeige, weder die Reichseinheit wahre noch den materiellen Interessen der
österreichischen Länder Rechnung trage.

Abgeordneter v. Kremer (3. Juni 1867, stenographisches Protokoll
S. 40), der das 67 er Elaborat eingehend analysierte, erklärte, daß von einer
gesetzlichen Annahme des Ausgleichselaborates, „ich möchte sagen von
einer Jnartikuliernng desselben in unsere Ges e tz e", keine Rede
sein könne, bevor nicht die gegenseitigen Ansprüche finanzieller und volkswirt¬
schaftlicher Natur beider Reichshälften zur Befriedigung aller geordnet seien.

Abgeordneter v. Plener (3. Juni 1867, stenographisches Protokoll
S. 54) beklagte es, daß die Sistierung der Verfassung den österreichischen
Ländern die Möglichkeit benommen habe, ihre Anschauungen über den
Ausgleich zu rechter Zeit und an gehörigem Orte zum legalen Ausdrucke
zu bringen, was den Ausgleich nur befördert und beschleunigt hätte,
während das Bringen fertiger Tatsachen von der einen Seite und die
Einholung nachträglicher Zustimmung auf der anderen Seite die
Schwierigkeiten der Lage nur vermehre und das Zustandekommen des
Ausgleiches verzögere.
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Abgeordneter Sturm (4. Juni 1867, stenographisches Protokoll
S. 62) sagte: „Wenn auch das Übereinkommen zwischen Ungarn
und der Regierung getroffen ist, so ist das Übereinkommen zwischen
uns und Ungarn erst zu treffen." Selbst wenn man die Selbst¬
verleugnung soweit treiben wollte, den Umfang und die Behandlung
der gemeinsamen Angelegenheiten nicht anzutasten, so müsse doch be¬
züglich der volkswirtschaftlichen und finanziellen Auseinandersetzung noch
viel neues geschaffen werden.

Abgeordneter Mende (4. Juni 1867, stenographisches Protokoll
S. 69) erklärte in seinem und im Namen der Majorität, daß er „die
vorliegende bekannte Vereinbarung mit Ungarn als eine taugliche
Basis des Ausgleiches" erkenne. Eine „Vereinbarung" von Volk zu Volk,
auf dem Wege des Rechtes und durch die Mittel des Rechtes, habe er
seit Jahren gewünscht, und wäre die „Vereinbarung" auf diesem
Wege zustande gekommen, so hätte er eine solche „Vereinbarung" mit
noch größerer Freude begrüßt. Ungarn reiche die Bruderhand zum Schutz-
und Trutzbündnis für die Freiheit. „In dem Bunde mit Ungarn, in
der solidarischen Verknüpfung unserer Verfassung mit den altbewährten
freiheitlichen Institutionen Ungarns erblicke ich die sichere Bürgschaft für
die freiheitliche Existenz hüben und drüben". (Ler/M r-eMs.)

Ministerpräsident Frh. v. Beust (4. Juni 1867, stenographisches
Protokoll S. 81) gibt Ausklärungen über die mit Ungarn geführten Ver¬
handlungen und sagt: „Es mögen manche Details in diesen Ver¬
handlungen wesentliche Lücken zeigen und gerechten Anfechtungen
unterliegen; ich hatte, was die Details betrifft, damals diese Ver¬
handlungen nicht in erster, sondern in zweiter Linie zu leiten. Ich
lehne deshalb durchaus keine Verantwortung von mir ab, aber ich bewahre
aus dieser Zeit die Anschauung und Überzeugung, daß eine sprödere
Haltung von unserer Seite bessere Erfolge nicht erzielt, sondern
den Abbruch zur Folge gehabt haben würde. Nach diesem Abbruche
aber, meine Herren, hätte unvermeidlich ein Zustand eintreten müssen, zu
dessen Aufrechterhaltung es noch anderer Mittel bedurft hätte als Ver¬
fügungen der Zentralregierung und Beschlüsse der Reichsvertretung, wenn
diese einberufen worden wäre."

Beust berief sich, um „die Vorteile des getroffenen Aus¬
gleiches" darzutun, auch darauf, daß Österreich in dem, „bald nachdem
das Abkommen mit Ungarn getroffen war", ausgebrochenen
Luxemburger Konflikte gewiß nicht den Erfolg erreicht hätte, wenn es noch
immer an einer brennenden, inneren Frage gelitten hätte, wie es noch
vor wenigen Monaten die ungarische gewesen sei.

In gleicher Weise erklärte das Herrenhaus in seiner Adresse, es
sei bei der Mitwirkung an der Ordnung der staatsrechtlichen Beziehungen zu
den Ländern der ungarischen Krone der vollen Freiheit seines Ausgangs¬
punktes eine nicht zu umgehende Begrenzung in der Tatsache gezogen,
„daß laut der Ah. Thronrede mit dem Königreiche Ungarn ein Ab¬
kommen bereits getroffen ist".
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Obschon das Herrenhaus die schweren Besorgnisse, welche die staats¬
rechtliche Zweiteilung erwecke, nicht verschweigen dürfe, so könne es doch
das Gewicht von Ereignissen und Tatsachen, welche aber außer
seiner Verantwortlichkeit lägen, nicht verkennen. Es könne sich demnach
der an den Reichsrat herantretenden Obliegenheit nicht entziehen,
auch seinerseits zu dem „von Seiner Majestät angebahnten Aus¬
gleiche mitzuwirken".

Hasner (Sitzung vom 3. Juni 1867, stenographisches Protokoll
S. 12) befaßt sich mit der rechtlichen und politischen Seite des Ausgleiches.
In rechtlicher Beziehung müsse man sich zunächst darüber klar sein, daß
es sich hiebei „um den Abschluß einer Vereinbarung" handle.
Hasner bespricht die Bedenken, die in der Richtung erhoben werden könnten,
„ob denn der Paziszent, mit welchem wir die Vereinbarung ab¬
schließen sollen, auch wohl existiert", und verweist auf die Zweifel, welche
über die Perfektion des fiebenbürgischen Unionsartikels vom Jahre 1848
erhoben werden.

Die hauptsächlichste Frage sei aber die, wie es sich mit denjenigen
„Abmachungen" verhalte, denen gegenüber der Reichsrat in Aktion
treten solle. An seiner Kompetenz könne wohl nicht gezweifelt werden.
Allein von der anderen Seite werde gefordert, daß dasjenige, was in dem
67 er Elaborate als ein Ausfluß der pragmatischen Sanktion und der
48 er Gesetze hingestellt werde, bedingungslos angenommen werde.
In dieser Beziehung müsse sich jedoch der Reichsrat die volle Freiheit
der Zustimmung wahren.

Hasner geht in eine Analyse des 67 er Elaborates ein und kommt
zu dem Schlüsse, daß das in dieser „Proposition" enthaltene Maß von
Einheit gleich Null sei. Allein, wenn das Herrenhaus Tatsachen gegenüber-
ftehe, „denen gegenüber eine Ablehnung zwar immer noch formell
berechtigt, aber unpraktisch und mit den Gefühlen seiner Loyalität
unvereinbar sein sollte, dann mag ihm nichts erübrigen, als dem alten
Österreich einen traurigen Scheideblick nachzuwerfen und dem neuen ebenso
Pflichttreue zu bewahren, wie es sie bisher gewahrt hat".

Frh. v. Hock (3. Juni 1867, stenographisches Protokoll S. 15)
fragt, wer es wagen würde, jetzt in der letzten Stunde, wo das „Ab¬
kommen mit Ungarn" im ungarischen Landtage durchgebracht sei und
nur auf die Ah. Sanktion warte, Seiner Majestät zu raten, jenem
„Abkommen" die Ah. Zustimmung solange vorzuenthalten, als es nicht
ini Sinne der Forderungen des Reichsrates abgeändert sei.

Kardinal Rauscher (3. Juni 1867, stenographisches Protokoll S. 17)
führte aus, der Reichsrat sei berufen worden, bei den Verhandlungen,
welche eine tief eingreifende Umgestaltung des Kaiserreiches zum Gegenstände
hätten, mitzuwirken. Allein er finde sich „der Tatsache eines schon ge¬
troffenen Abkommens" gegenüber. Wenn der Reichsrat diesem
„Abkommen" die Zustimmung versagte, so könnten auch die Ver¬
handlungen über die Auseinandersetzung der finanziellen und volks¬
wirtschaftlichen Beziehungen nicht in Angriff genommen werden.
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Arndts (3. Juni 1867, stenographisches Protokoll S. 20s erklärte,
demjenigen, was Hasner über die Berechtigung, ja die Existenz des
Paziszenten jenseits der Leitha gesagt habe, könne als Pendant ent¬
gegengesetzt werden, das; es auch zweifelhaft sei, ob im Hinblicke auf die
Bestimmungen der Februarverfassung der berechtigte Paziszent diesseits
der Leitha bestünde. Man könne jedoch nicht bloß von formal-rechtlichen
Gesichtspunkten ausgehen. Vom Standpunkte der praktischen Politik könne
man nichts anderes tun, als den bereits eingetretenen Tatsachen Rechnung
tragen und dem Rufe des Monarchen folgen, der dahin gehe, daß der
Reichsrat den Ausgleich mit Ungarn gutheiße.

Frh. v. Lichtenfels (Sitzung vom 3. Juni 1867, stenographisches
Protokoll S. 23) erklärte es für notwendig, daß, solange der Reichsrat
über den „Ausgleichungs Vorschlag" berate, nichts geschehe, was die
Geltendmachung seines ihm ausdrücklich zugesicherten gleichgewichtigen Aus¬
spruches vereiteln würde. Insbesondere müßte die Sanktionierung des
vom ungarischen Landtage beschlossenen Gesetzes betreffend die gemeinsamen
Angelegenheiten unterbleiben, insolange der Reichsrat seine Beratungen nicht
beendet habe.

Graf Leo Thun (5. Juni 1867, stenographisches Protokoll S. 33)
führte aus: Was die Gemüter am meisten beschäftige, sei der Gedanke
an die materiellen Gefahren, die aus dem „Abkommen mit dem
Königreiche Ungarn" für die nicht zur ungarischen Krone gehörigen
Länder erwachsen können. Das 67 er Elaborat beschäftige sich vorwiegend
mit formellen Fragen, während es die Regelung der schwerwiegenden
materiellen Interessen der Zukunft vorbehalte. Es sei daher nur natürlich,
daß niemand, von dem die Zustimmung zu dem Elaborate ver¬
langt werde, diese Zustimmung geben könne, ehe nicht eine entsprechende
Erledigung der materiellen Angelegenheiten verbürgt sei.

Eine freie Mitwirkung an dem Ausgleiche sei nur durch freie Zu¬
stimmung möglich. Die Zustimmung könne eine klare, vorhergehende,
eine ausdrückliche, eine in feierlichen Pakten liegende sein, sie brauche es
aber nicht zu sein. Denn sie könne auch eine stillschweigende, eine nach¬
trägliche, eine tatsächliche sein. Allein die freie Zustimmung sei notwendig,
denn eine gezwungene Betätigung wäre eine eontrrräietio in ackjseto.

Ministerpräsident Frh. v. Beust (5. Juni 1867, stenographisches
Protokoll S. 54) schilderte, wie sich die Lage herausgebildet habe, in der
nur die Alternative gegeben gewesen sei: „Abschluß der Verhandlungen
oder Abbruch, aber ein Abbruch.ohne Aussicht auf Wiederaufnahme."
Er führte aus, daß die Bestimmungen des 67 er Elaborates auch nicht
anders ausgefallen wären, wenn sich der ungarische Landtag nicht der
Negierung allein, sondern an ihrer Seite auch dem Reichsrate gegenüber
gesehen hätte.

Von den gleichen Auffassungen wie in den Adreßdebatten ist aber
der Reichsrat auch bei der Beratung der behufs Jnartikulierung des
Ausgleichsabkommens von der Regierung eingebrachten Gesetzentwürfe aus¬
gegangen.
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Der Bericht des Verfassungsausschusses des Abgeordnetenhauses
über den Entwurf eines „Gesetzes in betreff der allen Ländern der öster¬
reichischen Monarchie gemeinsamen Angelegenheiten und der Art ihrer
Behandlung" (Nr. XXXVII/A.H. ox 1867) befaßt sich des näheren mit der
Frage, ob die im mittlerweile sanktionierten ungarischen Gcsetzartikel ent¬
haltenen Bestimmungen über den Umfang der gemeinsamen An¬
gelegenheiten einfach anzunehmen, oder ob und welche Modifikation
etwa zu verlangen wäre. Der Verfassungsausschuß habe jedoch nicht ver¬
kennen können, daß bei der gegenwärtigen Sachlage von jeder Modifi¬
kation abgesehen werden müsse, weil „die fraglichen Bestimmungen
seinerzeit zwischen der Reichsregierung und Ungarn ver¬
einbart" und für Ungarn bereits gesetzlich inartikuliert worden seien. So
sehr es daher auch beklagt werden müsse, daß es der Vertretung der dies¬
seitigen Reichshälfte nicht gestattet war, ihre Anschauung in der Angelegen¬
heit zu einer Zeit geltend zu machen, da dies mit Aussicht auf Erfolg
hätte geschehen müssen, so erübrige doch angesichts der gewordenen Ver¬
hältnisse dem Reichsrate nichts, „als sich den Tatsachen fügend die Zwangs¬
lage, in der er sich befindet, zu konstatieren und die Verantwortlichkeit in
betreff der fraglichen Bestimmungen jenen zu überlassen, welche sie ent¬
worfen und vereinbart haben".

Der Ausschuß habe sich daher in dem von ihm verfaßten Gesetz¬
entwürfe sachlich genau an die Bestimmungen des ungarischen Gesetz¬
artikels XII gehalten und habe nur, was die Form betrifft, von der an
vielen Stellen historische Anführungen und Motive enthaltenden Fassung
des ungarischen Gesetzes abweichen zu sollen geglaubt.

Was ferner die im ungarischen Gesetze vorgeschlagene Art der Be¬
handlung der gemeinsamen Angelegenheiten durch Delega¬
tionen anbelange, so habe der Ausschuß nicht verkannt, daß dieselbe keines¬
wegs als eine zweckmäßige angesehen werden könne, ja daß sich gegen
dieselbe sehr ernste Bedenken geltend machen. Trotzdem habe der Aus¬
schuß geglaubt, „aus denselben Gründen, welche ihn bestimmten,
Einem hohen Hause die Annahme der Bestimmungen über den Unifang
der gemeinsamen Angelegenheiten zu empfehlen, gleichfalls auch auf die
Annahme der Bestimmungen über die Delegationen in der Erwartung
antragen zu sollen, daß die Länder der ungarischen Krone in Anerkennung
des Umstandes, daß die diesseitigen Länder in dieser Angelegenheit allen
ihren Anträgen unbedingt zugestimmt haben, im Falle als sich
durch die Erfahrungen die Unzweckmäßigkeit des von ihnen vorgeschlagenen
Delegationsspstems Herausstellen sollte, keinen Anstand nehmen werden, in
eine gemeinsam zu vereinbarende Modifikation der Art der
Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten zu willigen".

Der Ausschußbericht erklärt sohin, daß der von ihm verfaßte Gesetz¬
entwurf — abgesehen von den Fragen, welche, wie die Zusammensetzung
der diesseitigen Delegation und die Art der Wahl ihrer Mitglieder, nicht
in unmittelbarer Beziehung zum ungarischen Gesetze stünden — „durch¬
gehends in allen w e s e n tlich e n B e st i m m u n g e n mit dem ungarischen
Gesetze übereinstimmend sei"; nur in einem Punkte, nämlich in jenem,
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welcher beim Nichtzustandekommen einer Quotenvereinbarung die Ent¬
scheidung Seiner Majestät vorbehalte, habe der Ausschuß eine Ergänzung
in dem Sinne beantragt, daß die kaiserliche Entscheidung immer nur auf
die Dauer eines Jahres Gültigkeit haben soll.

Auf den gleichen Erwägungen beruht der Bericht der vereinigten
politischen und juridischen Kommission des Herrenhauses sNr. 196/H.H.
ex 1867). Auch diese Kommission habe sich, wie der Bericht erklärt,
keinen Augenblick verhehlen können, wie sehr der vom Verfasiungsausschusse
ausgearbeitete und vom Abgeordnetenhause angenommene Gesetzentwurf
sowohl hinsichtlich der beiden Reichsteilen gemeinsamen Angelegenheiten als
auch hinsichtlich der Behandlung derselben hinter demjenigen zurückbleibe,
was ihr für die freiheitliche Entwicklung und Machtstellung Österreichs
wünschenswert erscheine. Wenn sie dessen ungeachtet dem Herrenhause
den Antrag unterbreite, dem hochwichtigen, einen neuen Schritt in der
Entwicklung des Gesamtvaterlandes inaugurierenden Gesetze die Zustimmung
nicht zu versagen, so tue sie dies in der Überzeugung, daß unter den
obwaltenden Verhältnissen eine „der Einheit des Reiches günstigere Ver¬
einbarung" nicht zu erreichen sei.

Auch die beiden Ausschußberichte über den Entwurf eines Gesetzes,
wodurch das Grundgesetz über die Reichsvertretung vom
26. Februar 1861 abgeändert wird, stellen übereinstimmend fest, daß dieses
Gesetz die Bestimmung habe, den „durch die Vereinbarung mit
Ungarn eingetretenen Änderungen Rechnung zu tragen".

Demgemäß wird in Z 11, Abs. 1 des Grundgesetzes über die Reichs¬
vertretung (vom 21. Dezember 1867, Nr. 141 RGBl.), welches kraft be¬
sonderer gesetzlicher Bestimmung zugleich mit dem „in Ergänzung dieses
Grundgesetzes" erlassenen Gesetze über die gemeinsamen Angelegenheiten
(vom 21. Dezember 1867, Nr. 146 RGBl.) in Wirksamkeit zu treten
hatte, ausdrücklich erklärt, daß sich der Wirkungskreis des Reichsrates
auf alle Angelegenheiten erstrecke, welche für alle im Reichsrate ver¬
tretenen Königreiche und Länder gemeinschaftlich sind, „insoferne dieselben
nicht infolge der Vereinbarung mit den Ländern der unga¬
rischen Krone zwischen diesen und den übrigen Ländern der Monarchie
gemeinsam zu behandeln sein werden". Desgleichen wird in Z 11, lit. o,
bestimmt, daß zum Wirkungskreise des Neichsrates auch die Gesetzgebung
über die Form der Behandlung der „durch die Vereinbarung mit
den zur ungarischen Krone gehörigen. Ländern als gemeinsam festgestellten
Angelegenheiten" gehöre. Hier ist also ebenso wie im ungarischen Gesetz¬
artikel ausdrücklich ausgesprochen, daß der staatsrechtliche Ausgleich zwischen
Österreich und Ungarn auf einer bilateralen Vereinbarung beruht.

XVI. Die Tatsache, daß der Ausgleich eine zweiseitige Vereinbarung
ist, ist aber auch in dem ungarischen Gesetzartikel XII selbst aus¬
drücklich anerkannt: in ß 18 und in der Schlußklausel.

In § 18 wird gesagt: Wenn über die Frage, welche Angelegenheiten
als gemeinsame anzusehen sind, „im Einverständnisse beider Teile die
Vereinbarung zustandekommt," so muß durch ein gegenseitiges Ab-

Solger, Ausgleich. 1g
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kommen auch das Verhältnis bestimmt werden, nach welchem die Länder
der ungarischen Krone und die übrigen Länder Seiner Majestät die Kosten
und Lasten der gemeinsamen Angelegenheiten tragen werden. Das Gesetz
erklärt also ausdrücklich, daß die Vereinbarung über den Inhalt und
Umfang der gemeinsamen Angelegenheiten eine Voraussetzung für die
beiderseitige Beitragsleistung zu den Kosten und Lasten der gemeinsamen
Angelegenheiten bilde.

Zwar erklärte anläßlich der Verhandlung über die Jnartikulierung
des ersten Quotenabkommens (oben S. 145) der Berichterstatter OssnAor^,
auf welchen sich später auch berief, daß unter dem „Einverständnisse
beider Teile (minälKt KI oA^störtöss)" nur das Einverständnis der zwei
Faktoren der ungarischen Gesetzgebung, d. i. des Reichstages
und des ungarischen Königs, zu verstehen sei. Allein dieser Auffassung,
welche Ossnxor^ wohl nur ins Feld führte, um den Vertagungsantrag der
Minorität abzuwehren, widerspricht schon eine prinzipielle Erklärung, welche
OssnKsr^ selbst in der 67 er Kommission abgegeben hat. Als in der
Kommission der § 8 in Beratung stand, in welchem der in dem Gesetze
so häufig gebrauchte Ausdruck „beide Teile (ininälKt M)" zum erstenmal
vorkommt, erklärte der in Gemeinschaft mit I)oük das Elaborat
redigiert hatte, daß dieser Ausdruck seine Erklärung in H 28 finde, wo
es heiße: „daß einerseits die Länder der ungarischen Krone zu¬
sammen und anderseits die übrigen Länder und Provinzen
Seiner Majestät zusammen so angesehen werden sollen wie zwei be¬
sondere und vollständig gleichberechtigte Teile".

Tatsächlich ist der Ausdruck „beide Teile" an allen Stellen, an
welchen er im Gesetze vorkommt (M 8, 18, 20, 23, 28, 29, 35, 52, 61,
63, 65, 66) ausnahmslos in diesem Sinne gebraucht. Überall erscheint
er als eine Abbreviatur für die Bezeichnung: die Länder der ungarischen
Krone und die übrigen Länder Seiner Majestät (Titel, kr. Abs. 1, 2, 5,
W 1, 4, 5, 7, 13, 19, 27, 29, 32, 38, 54, 55, 56, 58, 59). Und
überall, wo das Gesetz von Vereinbarungen spricht, erscheinen als die
Kontrahenten die Länder der ungarischen Krone auf der einen und die
übrigen Länder Seiner Majestät auf der anderen Seite.

Wenn ferner OsonKor^ die erwähnte Auffassung damit begründete,
daß das Gesetz bei allen Angelegenheiten, welche im gemeinsamen Ein¬
verständnisse der beiden Ländergebiete zu „erledigen" seien, ausdrücklich
auch den Modus für die Erzielung dieses Einverständnisses vorschreibe,
hinsichtlich der Auslegung der gemeinsamen Angelegenheiten aber einen
solchen Modus nicht angebe, so liegt hierin eine Verwechslung der Ver¬
einbarung des Ausgleiches, der die Rechtsgrundlage für die Erledigung
der gemeinsamen Angelegenheiten bilden soll, mit jenen periodisch wieder¬
kehrenden Vereinbarungen, welche erst in der Zukunft und in Ge¬
mäßheit des vereinbarten Ausgleiches zu treffen sind. OssnAor^'s
Argumentation würde auf die Forderung hinauslaufen, daß für eine Ver¬
einbarung vorher noch eine besondere Vereinbarung über den Modus ge¬
troffen werden müßte, nach welchem jene Vereinbarung erzielt werden soll.

Übrigens steht die Auffassung, wonach die Entscheidung der Frage
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nach dem Inhalt und Umfange der aus der pragmatischen Sanktion
fließenden gemeinsamen Angelegenheiten nur Sache der Unterhandlung
zwischen dem ungarischen Reichstage und dem ungarischen Könige wäre,
mit der ganzen Entstehungsgeschichte des Ausgleiches und mit allen Er¬
klärungen in Widerspruch, welche von Majoritäts- und Minoritätsrednern
und von Mitgliedern der Regierung über den Charakter des Elaborates
als eines den übrigen Ländern angebotenen Bündnis- und Ver¬
tragsentwurfes abgegeben worden sind.

In der Plenarberatung des Elaborates ist der Justizminister Horvat
mit Entschiedenheit dem Irrtum entgegengetreten, als ob die pragmatische
Sanktion ein Vertrag wäre, welchen die ungarische Nation bloß mit ihrem
Könige geschlossen hätte, und er hat mit großer Klarheit den Standpunkt
dargelegt (oben S. 149), daß die pragmatische Sanktion ein zwischen den
Ländern der ungarischen Krone und den übrigen Ländern Seiner Majestät
geschlossener Vertrag sei. Wenn aber dem so ist, so kann, sofern das
Prinzip der Parität gilt, auch die Interpretation dieses Ver¬
trages — und darum handelt es sich im ß 18 — nur im Einverständnisse
eben dieser beiden Kontrahenten erfolgen. Aus dieser Sachlage heraus ist
der Z 18 entstanden, in dieser Weise wurde er in den Verhandlungen
des Elaborates beurteilt, und daher sind unter den „zwei Teilen" des
§ 18 die Länder der ungarischen Krone einerseits und die übrigen Länder
Seiner Majestät anderseits zu verstehen.

Dies hat auch vsLll in der Verhandlung über die Entsendung der
Quotendeputation (oben S. 144) anerkannt, indem er es als unzweifel¬
haft erklärte, daß im Hinblicke auf die M 18, 19 und 20 eine Ver¬
einbarung über die Quote erst dann erfolgen könne, wenn auch die
Trans le ithanier die hinsichtlich der gemeinsamen Angelegenheiten
ausgesprochenen Prinzipien angenommen haben. Die natürliche
Ordnung der Dinge, sagte Osäll, würde es mit sich bringen, daß Ungarn
mit der Entsendung der Deputation zuwarte, bis diese Annahme erfolgt
und hierüber dem ungarischen Reichstage die offizielle Verständigung
zugekommen sei*).

Das in § 18 vorgesehene Übereinkommen war zur Zeit der Ent¬
sendung der Quotendeputationen bereits perfekt abgeschlossen. Ausständig
war nur noch die formelle gesetzliche Jnartikulierung durch den Reichsrat.
Da aber dem Reichsrate die Tatsache des definitiven Abschlusses des
Übereinkommens durch die in den Landtagen abgegebene Regierungs¬
erklärung, durch die Thronrede und -die eingebrachten Jnartikulierungs-
vorlagen bekannt war und der Reichsrat diese Tatsache akzeptiert hatte,
stand praktisch genommen der Einleitung von Quotenverhandlungen
nichts entgegen, wie denn auch DoLIr die Ansicht vertrat, daß es sich bei
der Frage, ob mit der Deputationswahl bis zum Einlangen der Ver¬
ständigung über die Genehmigung des Abkommens durch den Reichsrat
zugewartet oder aber die Deputation sofort entsendet werden solle, nur

9 Diese Verständigung erfolgte mit dem Ah. Reskripte vom 27. Dezember
1867 (vgl. S. 296, Note 1 in üne).

19*
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um eine Zweckmäßigkeitserwägung, d. h. um das Risiko handle, daß der
Reichsrat das Abkommen überhaupt verwerfen könnte. Der Reichstag
konnte aber dieses Risiko um so leichter übernehmen, als sich dis beiden
Häuser des Reichsrates bereits durch eine Reihe von Akten und ins¬
besondere auch durch die Beschießung des „die prinzipielle Anerkennung
der Parität und der darauf basierten Delegationen" aussprechenden Gesetzes
vom 16. Juli 1867 tatsächlich rückhaltslos auf den Boden der durch den
Gesetzartikel XII inartikulierten Rechtslage gestellt hatten (vgl. oben S. 35 ff.).

Wenn daher die von der Opposition gemachte Einwendung (oben
S. 144), man könne über die Quote erst verhandeln, wenn das in Z 18
vorgesehene Übereinkommen auch der Reichsrat ratifiziert habe, nur
eine formelle Bedeutung hatte, so zeigt sie doch klar, daß ebenso wie die
Majorität auch die Minorität des Reichstages der Auffassung war, daß es
sich in ß 18 nicht um ein Übereinkommen zwischen dem Reichstag und dem
ungarischen König, sondern um ein Übereinkommen zwischen den
Ländern der ungarischen Krone und den übrigen Ländern Seiner
Majestät handelt.

XVII. Der Vertragscharakter des Ausgleiches ist aber auch in den
beiden Absätzen der Schlußklausel des Gesetzartikels XII ausdrücklich
anerkannt.

In Anm. 4 (S. 249 ff.) ist bereits auf die formalen Momente hin¬
gewissen worden, welche vom rein textlichen Standpunkte dartun, daß in
der Schlußklausel die Jnartikulierung eines Übereinkommens ausgesprochen
ist. In den vorstehenden Ausführungen ist aber nunmehr auch der Beweis
erbracht, daß der Ausgleich auch materiell durch eine bilaterale
Vereinbarung zustande gekommen ist, so daß die Schlußklausel nichts
anderes als die formelle Anerkennung dieser Tatsache enthält. Hiebei
kommt noch das wichtige Moment in Betracht, daß Üngarn selbst ein
Interesse daran hatte, den Vertragscharakter des Ausgleiches im Gesetze
selbst zur ausdrücklichen Anerkennung zu bringen.

Ein wesentliches Motiv für den Abschluß des Ausgleiches bildete auf
ungarischer Seite auch das Bestreben, neben der Regelung der gemeinsamen
Verhältnisse auch die Wiederherstellung der Verfassung und die dauernde
Erhaltung des Konstitutionalismus in Ungarn sicherzustellen. Dieser
Grundgedanke bildet geradezu einen der Ausgangspunkte der ganzen Aus¬
gleichsaktion. Er ist in dem Gesetze selbst anerkannt und erscheint auch
in den Verhandlungen immer wieder betont. Ebenso häufig kehrt aber in
den Verhandlungen auch die Anschauung wieder, das; gerade in der ver¬
tragsmäßigen Regelung der gemeinsamen Verhältnisse und ihrer
konstitutionellen Behandlung eine Gewähr gegen absolutistische Rück¬
fälle gelegen sei und daß Ungarn kraft des geschlossenen Bündnisses in
den übrigen Ländern einen Bundesgenossen in der Verteidigung seiner
konstitutionellen Freiheit gegen allfällige Angriffe seitens der absoluten
Gewalt gewinnen würde.

Bei dem schweren Kampfe, welchen damals Ungarn um die Wieder¬
herstellung der Verfassung führte, hatte dieses Moment zweifelsohne eine
große Bedeutung und erklärt, warum Ungarn selbst auf eine Vertrags-
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mäßige Fundierung des Ausgleiches Wert legte. Seither mag Ungarn
eine solche Garantie vielleicht für entbehrlich erachten, allein hiedurch er¬
scheinen die Umstände der Bedeutung, welche ihnen beim Abschlüsse des
Ausgleiches zukam, nicht entkleidet.

XVIII. Nach alldem ist es nicht zu verwundern, wenn die Vertrags¬
natur des Ausgleiches in den Debatten, welche in den Jahren 1891 und
1893 im Abgeordnetenhause des Reichstages geführt wurden, auch von
der ungarischen Regierung ausdrücklich anerkannt wurde (vgl. oben
S. 146 ff.). Ja selbst die Opposition (8öäo88^) erklärte, daß im Hin¬
blicke auf die Bestimmungen der Schlußklausel das Ausgleichsgesetz,
wenigstens rücksichtlich der Bestimmungen über den Behandlungsmodus,
den Charakter eines internationalen Vertrages habe.

Allerdings gelangte Uüäoss/ zu einer mit dieser Auffassung schwer
zu vereinbarenden Schlußfolgerung. Er meinte, daß zwar eine materielle
Abänderung, d. h. eine Umgestaltung dieser Bestimmungen, nur mit
Zustimmung und unter Mitwirkung Österreichs durchgeführt werden könnte;
wenn aber Ungarn diese Bestimmungen überhaupt außer Kraft
setzen oder aufheben wollte, so könne es dies nicht nur rechtlich, sondern
auch mit voller Wirksamkeit jederzeit selbständig und einseitig tun.

Zwischen dieser Schlußfolgerung und ihrer Voraussetzung besteht ein
kaum lösbarer Widerspruch. Wenn die Bestimmungen über die Modali¬
täten des gegenseitigen Verkehres Vertragscharakter haben und wenn es
eine Folge dieses Vertragscharakters ist, daß eine Abänderung dieser
Bestimmungen nur im gegenseitigen Einvernehmen erfolgen kann, so muß
dies auch bezüglich der gänzlichen Aufhebung gelten. Denn anderenfalls
würde die Wirkung des Vertrages nur darin bestehen, daß man nicht zu
einem neuen Vertrage gezwungen werden kann.

Übrigens ist die Scheidung zwischen den Bestimmungen, welche die
Feststellung der gemeinsamen Angelegenheiten, und denjenigen, welche die
Art ihrer Behandlung regeln, für die Frage der Vereinbarungsnatur des
Ausgleiches irrelevant. Erstens ist, wie ausgeführt wurde, der Vertrags¬
charakter der Bestimmungen über den Inhalt und Umfang der gemein¬
samen Angelegenheiten im ß 18 ausdrücklich anerkannt; dann bezieht
sich aber der für die Frage entscheidende erste Absatz der Schlußklausel
auf die Gesamtheit der Bestimmungen des Gesetzartikels XII. Und auf
diesem Absätze liegt gleichsam das Schwergewicht der Schlußklausel, nicht
aber auf dem Abs. 2, welcher nur eine S onderanordnung bezüglich des
Wirksamkeitsbeginnes eines .Teiles jener Bestimmungen enthält.
Während die Vereinbarung über die Feststellung der gemeinsamen An¬
gelegenheiten keine besonderen Durchführungsmaßnahmen erheischte, die
Vereinbarung sohin in dem Augenblick in Kraft treten konnte, da der
Konsens hergestellt und gesetzlich inartikuliert war, konnte natürlich jener
Teil der Vereinbarung, welcher eine neue Behandlungsart durch Dele¬
gationen zum Gegenstände hatte, „tatsächlich" erst dann „ins Leben treten",
wenn auch die übrigen Länder „auf verfassungsmäßigem Wege" dieser
Behandlungsart „beigetreten sind" und sich zur Entsendung von Delegationen
bereit erklärt haben.
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XIX. In der Günserdebatte erörterte der Justizminister 8uiluK/i die
Modalitäten (vgl. oben S. 154), unter welchen eine Abänderung des Aus¬
gleiches erfolgen könnte, und erklärte, falls hiebei der Vertragsweg ge¬
wählt würde, so bestünde dieser darin, daß entweder von den beiden
Parlamenten Deputationen zur Ausarbeitung eines übereinstimmenden
Vorschlages entsendet oder aber das; mit der Ausarbeitung eines Vor¬
schlages die Regierungen betraut werden und daß über diesen Vorschlag
jede der beiden Gesetzgebungen für sich in bindender Weise beschließe.
Genau das gleiche ist im Jahre 1867 geschehen. Die beiden Regierungen
haben sich auf das von der 67 er Kommission ausgearbeitete Elaborat ge¬
einigt und sohin die auf Grund desselben ausgearbeiteten Gesetzentwürfe
in den beiden Parlamenten eingebracht.

Die Jnartikulierung des zwischen den Regierungen mit Zu¬
stimmung des gemeinsamen Monarchen abgeschlossenen Ausgleichsabkommens
ist in derselben Weise erfolgt, wie in der Regel zwischen Österreich und
Ungarn getroffene Abmachungen inartikuliert werden und wie bisher z. B.
alle Quotenabkommen, an deren Vertragsnatur wohl nicht gezweifelt werden
kann, in Ungarn inartikuliert worden sind (Gesetzartikel XIV: 1867;
XIX: 1878; XXIII: 1887; UVI: 1907), nämlich dadurch, daß nicht eine
förmliche, mit Unterschrift und Siegel versehene Vertragsurkunde in das
Gesetz ausgenommen, sondern nur die zur Anerkennung und Durchführung
notwendigen gesetzlichen Imperative ausgesprochen wurden.

XX. Dem Ausgleich kommt so gewiß Vertragscharakter zu, daß, als die
Minorität Kautelen gegen eine ewige Dauer des Vertrages forderte,
die Majorität (826ntllirül^i, Uorvütll) nicht etwa den Vertragscharakter
in Abrede stellte, sondern erwiderte, man solle den Vertrügen und einzelnen
Institutionen keine größere Bedeutung beimessen, als sie tatsächlich ver¬
dienen, daß es ewige Verträge und ewige Gesetze nicht gebe, daß stärker
als für ewig abgeschlossene Vertrüge die Macht der Verhältnisse sei, welche
sie nach den Bedürfnissen der Zeit modifiziere.

Hierin liegt eine treffende Charakterisierung des Ausgleichsvertrages.
So gewiß dieser Vertrag nach den Intentionen seiner Schöpfer bestimmt
war, eine dauernde Regelung und Präzisierung der aus der pragmatischen
Sanktion resultierenden Bündnispflichten zu bilden, so gewiß ist es auch,
daß der Vertrag nicht als ein für ewige Zeiten unabänderlicher geschaffen
wurde. Denn nicht in der ewigen Dauer liegt sein Vertragscharakter,
sondern darin, daß er von Rechts wegen nur im gegenseitigen Einvernehmen
abgeändert und aufgehoben werden kann. Und wie sich unter dem Drucke
der tatsächlichen Machtverhältnisse selbst bei unkündbar und unbefristet ab¬
geschlossenen Verträgen die Kontrahenten stets bereit finden, im gegen¬
seitigen Einverständnisse in eine Revision des Vertrages einzugehen,
so ist auch beim Ausgleichsverträge eine derartige einvernehmliche Ab¬
änderung desselben nicht ausgeschlossen. Und nur als ein Ausdruck, als
ein Exponent der zu einer Abänderung des Vertrages drängenden Macht¬
verhältnisse könnte, vom Rechtsstandpunkte, ein einseitig beschlossenes Gesetz
aufgefaßt werden. Vom Rechtsstandpunkte kann ein einseitiges Gesetz den
Vertrag nicht zerstören; der Vertrag bleibt weiterhin aufrecht und ver-
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kindlich; wohl aber würde ein vom Monarchen sanktioniertes einseitiges
Gesetz einen derartigen Druck auf den anderen Kontrahenten ausüben, daß
er sich einer Revision des Vertrages auf die Dauer nicht entziehen könnte.
Und dies ist der tiefere Sinn der Ausführungen 8rn1ÜK)üs, wonach ein ein¬
seitiges ungarisches Gesetz keinen juristischen, wohl aber den politischen
Effekt des „Rüttelns an der Basis" hätte.

XXI. Aus den gegebenen Darlegungen erhellt, daß der staatsrechtliche
Ausgleich zwischen Österreich und Ungarn im Wege einer bindenden, durch
die beiden Ausgleichsgesetze gesetzlich inartikulierten Vereinbarung der
Länder der ungarischen Krone und der übrigen Länder Seiner Majestät
zustande gekommen ist, und daß daher vom Rechtsstandpunkte eine einseitige
Aufhebung oder Abänderung der Ausgleichsgesetze die vertragsmäßig fest¬
gelegten gegenseitigen Rechte und Pflichten nicht zu berühren vermag.

Die Behauptung, der Gesetzartikel XII stelle eine ganz selbständige
und einseitige Regelung der gemeinsamen Verhältnisse dar, ist — soweit
sie über den selbstverständlichen Satz, daß jedes Gesetz eine selbständige
und einseitige Schöpfung der gesetzgebenden Gewalt ist, hinausgeht —
angesichts der Tatsachen und Umstände, unter welchen sich der Abschluß
des Ausgleiches vollzogen hat, angesichts ver im Subkomitee, in der
67 er Kommission und im Plenum von Vertretern aller Parteien überein¬
stimmend abgegebenen Erklärungen und angesichts des Inhaltes des Gesetz¬
artikels selbst unhaltbar. Sie widerspricht dem für die Verständigungsaktion
unter Zustimmung des ungarischen Reichstages festgelegten Noäus pro-
ooäauäi, wonach der Ausgleich im Wege von Verhandlungen über einen
ungarischerseits zu erstattenden Vorschlag, durch eine Vereinbarung zwischen
den Ländern der ungarischen Krone und den übrigen Ländern Seiner
Majestät zustande kommen soll; sie widerspricht der Tatsache, daß an der
Feststellung des Vereinbarungsvorschlages die österreichischen Erbländer
durch ihre Regierung und ihren Monarchen entscheidend mitgewirkt haben,
daß der Vorschlag im Sinne der Forderungen der österreichischen Negierung
in wichtigen Punkten abgeändert und in der abgeänderten Fassung in
wechselseitig bindender und endgültiger Weise vereinbart wurde; sie wider¬
spricht ferner der Tatsache, daß der Inhalt des Gesetzartikels XII Gegen¬
stand zweimaliger parlamentarischer Verhandlung und Beschlußfassung der
beiden Häuser des Reichstages war: einmal und zuvörderst, indem er als
ein Abkymmensanbot, als eine Vertragsofferte, als ein Bündnisentwurf
formuliert und beschlossen wurde, das andere Mal, und nach erfolgter
verbindlicher Annahme durch die Regierung des anderen Staates, indem
er als ungarisches Staatsgesetz inartikuliert wurde; sie widerspricht aber
endlich auch der bei der parlamentarischen Behandlung einmütig vertretenen
Anschauung, daß zur Sicherung und Ausgestaltung des durch die prag¬
matische Sanktion mit den Erbländern geschlossenen Bündnisvertrages in
dem Ausgleiche ein neuer Vertrag, ein neues Übereinkommen, ein neues
Abkommen, ein neuer Staatsvertrag mit den übrigen Ländern Seiner-
Majestät abgeschlossen werde und daß dieser Vertrag nur im Einvernehmen
mit den übrigen Ländern abgeändert werden könne.

Der Gesetzartikel XII ist wohl formell eine selbständige Schöpfung
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der ungarischen Legislative; allein materiell ist er zugleich ein Gesetz, an
dessen Inhalt die übrigen Länder durch ihre Regierung und ihren Monarchen
entscheidend mitgewirkt haben, ein Gesetz, mit dem ein mit der Regierung
und dem Landesfürsten dieser Länder unter nachträglicher Genehmigung
durch den Reichsrat definitiv abgeschlossenes Abkommen inartikuliert wurde
und demzufolge ein Gesetz, das von Rechts wegen nur unbeschadet der
durch dieses Abkommen vertragsmäßig festgestellten gegenseitigen Rechte und
Pflichten abgeändert und aufgehoben werden kann.

Nur wenn der Entstehungsprozeß des Ausgleiches, wenn all die
zahlreichen im Laufe dieses Prozesses im Reichstage wie im Reichsrate
über die Natur des Ausgleiches abgegebenen Erklärungen und wenn die
positiven Bestimmungen der beiderseitigen Gesetze selbst bei Seite gelassen
werden, kann an dem Vertragscharakter des staatsrechtlichen Ausgleiches
zwischen Österreich und Ungarn gezweifelt werden.

M ttzUät lL6M6lm686N IU6A-

lluIlALtvÜN 68 elkOAgUvÜQ 6IQ-

Utobb RivoinlrruZlr, U2 O0WÜAO8

körknäolrnoU 68 IcLpvisviöbvvk

kl1Ü2UtO8 686ä6L686t, N IsNVIVO-

b6tb inoäon l?6l.86Aünlr 6le bvr-

jvWbvbb törvSn^o^iklrelreb 626Q

l6V6lüQlrds Wörül Wörn bviZ-

butni oonäolbük, 8 usiolrub Ö8W6-

86N 68 6M6nlrinb Il6l^686kn6lr,

le6clv686liQ6lL 68 nlkoAuäottulrnLl:

vallvÜQ, lioxxästtlr birülvi INVA6-

O)'tz^68iinli6t, s<iv<illNAVö8UQbnt

uclbulr, 8 NLobut kirrilvi Imtul-

nnnilcnäl koAVL IrsI^dvnIiklAzibnlr,

Nachdem Wir sohin die aller-

untertänigste Bitte Unserer er¬

wähnten Getreuen, des Landes Mag¬
naten und Abgeordneten gnädig
erhört und angenommen, ordneten
Wir an, die auf die obberührte Weise
Unserer Majestät unterbreiteten Ge¬
setzartikel H in diese Unsere Urkunde

Wort für Wort einzuschalten, und,

indem Wir dieselben insgesamt und

einzeln als richtig, genehm und an¬
genommen bekennen, haben Wir
denselben Unsere königliche Zu¬
stimmung und Genehmigung ge¬

geben, und dieselben kraft Unserer

9 Mit diesem Dekret wurden außer dem Gesetzartikcl XII noch sechs andere
Gefetzartikel (III, VII—XI vom Jahre 1867) sanktioniert. Die in den ungarischen
staatsrechtlichen Werken (Xagx, Lörhog, S. 14; Ukräiuaväx, XörsoZ, S. 72;

IbössoZ, S. 13) übereinstimmend enthaltene Angabe, daß die Gesetze des
1865/67er Reichstages in zwei Partien, d.h. in zwei Dekreten (I-XII und XIII—XVIII)
sanktioniert und ebenso in zwei Partien promulgiert worden seien, entspricht nicht
den Tatsachen. In Wahrheit wurden die Gefetzartikel III, VII—XII mit Dekret
vom 12. Juni 1867 (im Reichstage kundgemacht am 12. Juni), die Gesetzartikel I,
II, IV, V, VI während der Vertagung mit Dekret vom 28. Juli 1867 lim Reichs¬
tage kundgemacht am 5. und 12. Oktober), der Gesetzartikel XIII mit Dekret vom
18. Oktober 1867 (im Reichstage kundgemacht am 30. Oktober und II. Dezember)
und die Gesetzartikel XIV (Quote), XV (Staatsschuld), XVI (Zoll- und Handels¬
bündnis), XVII und XVIII mit Dekret vom 27. Dezember 1867 (kundgemacht im
Reichstage am 28. Dezember) sanktioniert (lisxvisolöbLr II Nr. 1061,
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(?. H.)

königlichen Gewalt bestätigt, be¬
kräftigt und sanktioniert, Unsere
Getreuen, des Landes Magnaten
und Abgeordnete versichernd, daß
Wir alles in den oben eingeschalteten
Gesetzartikeln Enthaltene sowohl

Selbst beobachten, als auch durch

Unsere anderen Getreuen beobachten
lassen werden, so wie Wir es kraft

und Zeuge Unserer gegenwärtigen
Urkunde annehmen, bestätigen und
mit Unserer königlichen Unterschrift

bekräftigen.

Gegeben aus der Hand Unseres

aufrichtig geliebten Getreuen, wohl-

und hochgebornen Grafen Julius
lVl1<Il-888V V0N 082ilr826ntlUräI)-

und LraWimliorlra, Unseres ungar¬

ländischen Ministerpräsidenten, in

Unserer freien königlichen Haupt¬
stadt Buda am 12. Juni, in des

Herrn eintausendachthundertsieben¬
undsechzigsten und Unserer Herr¬
schaft in Ungarn, Böhmen usw.
neunzehnten Jahre.

Fran; Joseph m. p.
Gras Julius tinärs88^ m. p.

(U. 8.)

III Nr. 1195, 1260, 1561 u. 1562). Zugleich mit dem die letzterwähnten Gesetze
sanktionierenden Dekrete vom 27. Dezember 1867 wurde ferner das bereits S. 41
hervorgehobene besondere Allerhöchste Reikript vom selben Tage erlassen, in welchem
Seine Majestät den Reichstag von der vollzogenen Sanktionierung auch des öster¬
reichischen Ausgleichsgesctzes verständigt. Auch dieses Allerhöchste Reskript wurde
am 28. Dezember in den beiden Häusern des Reichstages verlesen und zur Kenntnis
genommen.



m.
Das österreichische Nusgleichsgesetz vom

Jahre 1867.

Gesetz vom 21. Dezember 1867 (N.-G.-Bl. Nr. 146),
betreffend die allen Ländern der österreichischen Monarchie gemeinsamen

Angelegenheiten und die Art ihrer Behandlung.

Wirksam für Böhmen, Dalmatien, Galizien mit Krakau, Österreich unter und ob
der Enns, Salzburg, Steiermark, Kärnthen, Krain, Bukowina, Mähren, Schlesien,
Tirol, Vorarlberg, Görz und Gradiška, Istrien und die Stadt Triest mit ihrem

Gebiete.

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichsrates finde Ich in
Ergänzung des Staatsgrundgesetzes über die Reichsvertretung nach¬
stehendes Gesetz zu erlassen:

8 i.
Nachfolgende Angelegenheiten werden als den im Reichsrate ver¬

tretenen Königreichen und Ländern und den Ländern der ungarischen
Krone gemeinsam erklärt:

n) Die auswärtigen Angelegenheiten mit Einschluß der diplomatischen
und kommerziellen Vertretung dem Auslände gegenüber, sowie
die in betreff der internationalen Verträge etwa notwendigen
Verfügungen, wobei jedoch die Genehmigung der internationalen
Verträge, insoweit eine solche verfassungsmäßig notwendig ist,
den Vertretungskörpern der beiden Reichshälften (dem Reichsrate
und dem ungarischen Reichstage) vorbehalten bleibt;

b) das Kriegswesen mit Inbegriff der Kriegsmarine, jedoch mit
Ausschluß der Rekrutenbewilligung und der Gesetzgebung über
die Art und Weise der Erfüllung der Wehrpflicht, der Ver¬
fügungen hinsichtlich der Dislozierung und Verpflegung des
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Heeres, ferner der Regelung der bürgerlichen Verhältnisse und
der sich nicht auf den Militärdienst beziehenden Rechte und Ver¬
pflichtungen der Mitglieder des Heeres;

e) das Finanzwesen rücksichtlich der gemeinschaftlich zu bestreitenden
Auslagen, insbesondere die Festsetzung des diesfälligen Budgets

und die Prüfung der darauf bezüglichen Rechnungen.

8 2.

Außerdem sollen nachfolgende Angelegenheiten zwar nicht gemeinsam

verwaltet, jedoch nach gleichen von Zeit zu Zeit zu vereinbarenden
Grundsätzen behandelt werden:

1. Die kommerziellen Angelegenheiten, speziell die Zollgesetzgebung;

2. die Gesetzgebung über die mit der industriellen Produktion in

enger Verbindung stehenden indirekten Abgaben;

3. die Feststellung des Münzwesens und des Geldfußes;

4. Verfügungen bezüglich jener Eisenbahnlinien, welche das
Interesse beider Reichshälften berühren;

5. die Feststellung des Wehrsystems.

8 3.

Die Kosten der gemeinsamen Angelegenheiten (Z 1) sind von
beiden Reichsteilen nach einem Verhältnisse zu tragen, welches durch
ein vom Kaiser zu sanktionierendes Übereinkommen der beiderseitigen
Vertretungskörper (Reichsrat und Reichstag) von Zeit zu Zeit fest¬
gesetzt werden wird. Sollte zwischen beiden Vertretungen kein Über¬
einkommen erzielt werden, so bestimmt der Kaiser dieses Verhältnis,
jedoch nur für die Dauer eines Jahres. Die Aufbringung
der auf jede der beiden Reichsteile hiernach entfallenden Leistungen ist
jedoch ausschließlich Sache eines jeden Teiles.

Es kann jedoch auch zur Bestreitung der Kosten der gemeinsamen
Angelegenheiten ein gemeinsames" Anlehen ausgenommen werden, wo
dann auch alles, was den Abschluß des Anlehens und die Modali¬
täten der Verwendung und Rückzahlung betrifft, gemeinsam zu be¬

handeln ist.
Die Entscheidung über die Frage, ob ein gemeinsames Anlehen

aufzunehmen ist, bleibt jedoch der Gesetzgebung jeder der beiden Reichs-
Hälften vorbehalten.
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8 4.
Die Beitragsleistung zu den Lasten der gegenwärtigen Staats¬

schuld wird durch ein zwischen beiden Reichshälften zu treffendes Über¬

einkommen geregelt.
8 5.

Die Verwaltung der gemeinsamen Angelegenheiten wird durch ein

gemeinsames verantwortliches Ministerium besorgt, welchem jedoch nicht

gestattet ist, nebst den gemeinsamen Angelegenheiten auch die besonderen

Regierungsgeschäfte einer der beiden Reichsteile zu führen.
Die Anordnungen in Betreff der Leitung, Führung und inneren

Organisation der gesamten Armee stehen ausschließlich dem Kaiser zu.

8 6.
Das den Vertretungskörpern beider Reichshälften (dem Reichsrate

und dem ungarischen Reichstage) zustehende Gesetzgebungsrecht wird
von denselben, insoweit es sich um die gemeinsamen Angelegenheiten
handelt, mittelst zu entsendender Delegationen ausgeübt.

8 7-
Die Delegation des Reichsrates zählt sechzig Mitglieder, wovon

ein Dritteil dem Herrenhause und zwei Dritteile dem Hause der Ab¬

geordneten entnommen werden.

8 8.
Das Herrenhaus hat die auf dasselbe entfallenden zwanzig Mit¬

glieder der Delegation mittelst absoluter Stimmenmehrheit aus seiner

Mitte zu wählen.
Die auf das Haus der Abgeordneten entfallenden vierzig Mit¬

glieder werden in der Weise gewählt, daß die Abgeordneten der ein¬
zelnen Landtage nach dem nachstehenden Verteilungsmodus die Dele¬

gierten entsenden, wobei ihnen freisteht, dieselben aus ihrer Mitte oder
aus dem Plenum des Hauses zu wählen.

Es haben mittelst absoluter Stimmenmehrheit zu wählen die Ab¬
geordneten aus

0 So (statt eines) in den Beschlüssen der beiden Häuser des Reichsrates wie
im Sanktionsexemplarc; wahrscheinlich: einer der beiden Reichshülften-
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dem Königreiche Böhmen.10
dem Königreiche Dalmatien.1
dem Königreiche Galizien und Lodomerien mit dem

Großherzogtume Krakau.7
dem Erzherzogtums Österreich unter der Enns . . 3
dem Erzherzogtums Österreich ob der Enns ... 2
dem Herzogtums Salzburg.1
dem Herzogtums Steiermark.2
dem Herzogtums Kärnthen.1
dem HerzogtumsKram.1
dem Herzogtums Bukowina.1
der Markgrafschaft Mähren.4
dem Herzogtums Ober- und Nieder-Schlesien ... 1
der gefürsteten Grafschaft Tirol.2
dem Lande Vorarlberg.1
der Markgrafschaft Istrien.1
der gefürsteten Grafschaft Görz und Gradiška . . 1
der Stadt Triest mit ihrem Gebiete.1

40

8 9.

In gleicher Weise hat jedes der beiden Häuser des Reichsrates
Ersatzmänner der Delegierten zu wählen, deren Anzahl für das Herren¬
haus zehn und für das Abgeordnetenhaus zwanzig beträgt.

Die Zahl der aus dem Abgeordnetenhause zu wählenden Ersatz¬
männer wird auf die aus demselben zu entsendenden Delegierten derart
verteilt, daß auf Einen bis drei Delegierte je Ein Ersatzmann, auf
vier und mehr Delegierte je zwei Ersatzmänner entfallen. Die Wahl
jedes Ersatzmannes ist gesondert vorzunehmen.

§-10.

Die Wahl der Delegierten und ihrer Ersatzmänner wird von den
beiden Häusern des Reichsrates alljährlich erneuert.

Bis dahin verbleiben die Delegierten und Ersatzmänner in ihrer

Funktion.
Die abgetretenen Mitglieder der Delegation können in dieselbe

wieder gewählt werden.



302 Das österreichische Ausgleichsgesetz vom Jahre 1867.

8 n-
Die Delegationen werden alljährlich vom Kaiser einberufen; der

Versammlungsort wird vom Kaiser bestimmt.

Z 12.

Die Delegation des Reichsrates wählt aus ihren Mitgliedern den

Präsidenten und Vizepräsidenten, sowie auch die Schriftführer und

übrigen Funktionäre.

8 13.

Der Wirkungskreis der Delegationen umfaßt alle Gegenstände,

welche die gemeinsamen Angelegenheiten betreffen.
Andere Gegenstände sind von der Wirksamkeit der Delegationen

ausgeschlossen.

8 14.
Regierungsvorlagen gelangen durch das gemeinsame Ministerium

an jede der beiden Delegationen abgesondert.
Auch steht jeder Delegation das Recht zu, in Gegenständen ihres

Wirkungskreises Vorschläge zu machen.

8 15.
Zu allen Gesetzen in Angelegenheiten des Wirkungskreises der

Delegationen ist die Übereinstimmung beider Delegationen oder bei

mangelnder Übereinstimmung der in einer gemeinschaftlichen Plenar¬
sitzung beider Delegationen gefaßte zustimmende Beschluß und in jedem
Falle die Sanktion des Kaisers erforderlich.

8 16.
Das Recht, das gemeinsame Ministerium zur Verantwortung zu

ziehen, wird von den Delegationen geübt.
Bei Verletzung eines für die gemeinsamen Angelegenheiten be¬

stehenden verfassungsmäßigen Gesetzes kann jede Delegation einen der
anderen Delegation mitzuteilenden Antrag ans Anklage des gemein¬
samen Ministeriums oder eines einzelnen Mitgliedes desselben stellen.

Die Anklage ist rechtskräftig, wenn sie von jeder Delegation ab¬
gesondert oder in einer gemeinschaftlichen Plenarsitzung beider Dele¬
gationen beschlossen wird.

8 17-
Jede Delegation schlägt aus den unabhängigen und gesetzkundigen



Das österreichische Ausgleichsgeseh vom Jahre 1867. 303

Staatsbürgern jener Länder, welche sie vertritt, jedoch nicht aus ihrer
Mitte, vierundzwanzig Richter vor, wovon die andere Delegation zwölf
verwerfen kann. Auch der Angeklagte oder wenn der Angeklagten
mehrere sind, alle gemeinschaftlich haben das Recht, zwölf der Vor¬
geschlagenen abzulehnen, jedoch nur derart, daß aus den von der einen
und anderen Delegation Vorgeschlagenen gleich Viele abgelehnt werden.

Die hiernach übrig bleibenden Richter bilden den Gerichtshof für
den vorliegenden Prozeß.

8 18.
Ein eigenes Gesetz über die Verantwortlichkeit des gemeinsamen

Ministeriums wird die näheren Bestimmungen über die Anklage, das
Verfahren und das Erkenntnis feststellen.

8 19.
Jede der beiden Delegationen verhandelt, beratet und beschließt

für sich in abgesonderten Sitzungen.
Den Ausnahmsfall enthält der ß 31.

8 20.
Zur Beschlußfähigkeit der Delegation des Reichsrates ist außer

dem Vorsitzenden die Anwesenheit von wenigstens dreißig Mitgliedern
und zur Gültigkeit eines Beschlusses die absolute Stimmenmehrheit der
Anwesenden erforderlich.

8 21.
Die reichsrätlichen Delegierten und Ersatzmänner haben von ihren

Wühlern keine Instruktionen anzunehmen.

8 22.
Die Delegierten des Reichsrates haben ihr Stimmrecht persönlich

auszuüben; wann ein Ersatzmann einzutreten hat, bestimmt der 8 25.

8 23.
Die Delegierten des Reichsrates genießen in dieser Eigenschaft

die nämliche Unverletzlichkeit und Unverantwortlichkeit, welche ihnen als
Mitgliedern des Reichsrates kraft des Z 16 des Grundgesetzes über die
Reichsvertretung zusteht.

Die in diesem Paragraph dem betreffenden Hause eingeräumten
Befugnisse kommen, insofern nicht der Reichsrat gleichzeitig versammelt
ist, rücksichtlich der Delegierten der Delegation zu.
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8 24.
Der Austritt aus dem Reichsrate hat auch den Austritt aus der

Delegation zur Folge.
8 2Ü.

Kommt ein Mitglied der Delegation oder ein Ersatzmann in Ab¬
gang, so ist eine neue Wahl vorzunehmen.

Ist der Reichsrat nicht versammelt, so hat an die Stelle des ab¬
gängigen Delegierten dessen Ersatzmann einzutreten.

8 26.
Wird das Abgeordnetenhaus aufgelöst, so erlischt auch die Wirksam¬

keit der Delegation des Reichsrates.
Der neu zusammentretende Reichsrat wählt eine neue Delegation.

Z 27.
Die Session der Delegation wird durch den Präsidenten derselben

nach Beendigung der Geschäfte mit kaiserlicher Genehmigung oder über
Auftrag des Kaisers geschlossen.

8 28.
Die Mitglieder des gemeinsamen Ministeriums sind berechtigt, an

allen Beratungen der Delegation Teil zu nehmen und ihre Vorlagen
persönlich oder durch einen Abgeordneten zu vertreten.

Sie müssen auf Verlangen jedesmal gehört werden.
Die Delegation hat das Recht, an das gemeinsame Ministerium

oder an ein einzelnes Mitglied desselben Fragen zu richten und von
demselben Antwort und Aufklärung zu verlangen, ferner Kommissionen
zu ernennen, welchen von Seite der Ministerien die erforderliche In¬
formation zu geben ist.

8 29.
Die Sitzungen der Delegation sind in der Regel öffentlich.
Ausnahmsweise kann die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden, wenn

es vom Präsidenten oder wenigstens von fünf Mitgliedern verlangt
und von der Versammlung nach Entfernung der Zuhörer beschlossen wird.

Ein Beschluß kann jedoch nur in öffentlicher Sitzung gefaßt werden.
8 30.

Beide Delegationen teilen sich ihre Beschlüsse, sowie erforderlichen
Falles deren Motive gegenseitig mit.
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Dieser Verkehr findet schriftlich statt auf Seite der Delegation des
Neichsrates in deutscher, auf Seite der Delegation des Reichstages in
ungarischer Sprache und beiderseits unter Anschluß einer beglaubigten
Übersetzung in der Sprache der anderen Delegation.

8 31.

Jede Delegation ist berechtigt, zu beantragen, daß die Frage durch
gemeinschaftliche Abstimmung entschieden werde, und kann dieser An¬
trag, sobald ein dreimaliger Schriftenwechsel erfolglos geblieben ist, von
der andern Delegation nicht abgelehnt werden.

Die beiderseitigen Präsidenten vereinbaren Ort und Zeit einer
Plenarsitzung beider Delegationen zum Zwecke der gemeinschaftlichen
Abstimmung.

8 32.

In den Plenarsitzungen präsidieren die Präsidenten der Dele¬
gationen abwechselnd.

Durch das Los wird entschieden, welcher der beiden Präsidenten
das erste Mal zu präsidieren hat. In allen folgenden Sessionen präsi¬
diert der ersten Plenarversammlung der Präsident jener Delegation,
deren Präsident der unmittelbar vorhergegangenen nicht vorgesessen hat.

8 33.
Zur Beschlußfähigkeit der Plenarversammlung ist die Anwesenheit

von mindestens zwei Dritteilen der Mitglieder jeder Delegation er¬
forderlich.

Der Beschluß wird mit absoluter Mehrheit der Stimmen gefaßt.
Sind auf Seite der einen Delegation mehr Mitglieder anwesend,

als auf Seite der anderen, so haben sich auf Seite der in der Mehr¬
zahl anwesenden Delegation so viele Mitglieder der Abstimmung zu
enthalten, als zur Herstellung der -Gleichheit der Zahl der beiderseits
Stimmenden entfallen müssen.

Wer sich der Abstimmung zu enthalten hat, wird durch das Los
bestimmt.

8 34.

Die Plenarsitzungen der beiden Delegationen sind öffentlich.
Das Protokoll wird in beiden Sprachen durch die beiderseitigen

Schriftführer geführt und gemeinsam beglaubigt.
folger. Ausgleich. 2g
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8 35.
Die näheren Bestimmungen über den Geschäftsgang der Delegation

des Reichsrates werden durch die Geschäftsordnung geregelt, deren
Feststellung durch die Delegation zu erfolgen hat.

8 36.
Die Vereinbarung in betreff jener Gegenstände, welche zwar nicht

als gemeinsame behandelt, jedoch nach gemeinsamen Grundsätzen ge¬
regelt werden sollen, erfolgt entweder dadurch, daß die verantwortlichen
Ministerien im gemeinschaftlichen Einvernehmen einen Gesetzentwurf
ausarbeiten und den betreffenden Vertretungskörpern beider Teile zur
Beschlußfassung vorlegen und die übereinstimmenden Bestimmungen
beider Vertretungen dem Kaiser zur Sanktion vorgelegt werden, oder
daß die beiden Vertretungskörper jeder aus seiner Mitte eine gleich
große Deputation wählen, welche unter Einflußnahme der betreffenden
Ministerien einen Vorschlag ausarbeiten, welcher Vorschlag dann durch
die Ministerien jedem Vertretungskörper mitgeteilt, von denselben ord¬
nungsmäßig behandelt und die übereinstimmenden Beschlüsse beider
Vertretungen dem Kaiser zur Sanktion unterbreitet werden. Der
zweite Vorgang ist speziell bei der Vereinbarung über das Beitrags¬
verhältnis zu den Kosten der gemeinsamen Angelegenheiten einzuhalten.

8 37.
Dieses Gesetz tritt mit dem Gesetze, betreffend die Abänderung

des Grundgesetzes über die Reichsvertretung vom 26. Februar 1861,
dann mit den Staatsgrundgesetzen über die allgemeinen Rechte der
Staatsbürger, über die Regierungs- und Vollzugsgewalt, über die
richterliche Gewalt und über die Einsetzung eines Reichsgerichtes zu¬
gleich in Wirksamkeit.

Wien, am 21. Dezember 1867.

Fran; Joseph m. p.
Freiherr von Beust in. x. Graf Tuaffe in. x.

Freiherr von John in. x., F. M. L.
Freiherr von Becke in. x. Ritter von Hhe in. p.

Auf Allerhöchste Anordnung:
Bernhard Ritter von Meyer IN. x.
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IV.

Gegenüberstellung der Bestimmungen des
österreichischen und des ungarischen

Ausgleichsgesetzes.

Gesetz
vom 21. Dezember 1867,
betreffend die allen Län¬
dern der österreichischen
Monarchie gemeinsamen
Angelegenheiten und die
Art ihrer Behandlung.

Wirksam für Böhmen, Dalmatien,
Galizien mit Krakau, Österreich unter
und ob der Enns, Salzburg, Steier¬
mark, Kärnthen, Krain, Bukowina,
Mähren, Schlesien, Tirol, Vorarlberg,
Görz und Gradiška, Istrien und die
Stadt Triest mit ihrem Gebiete.

Grsrtzarkikel XII
vom Jahre 1867.

Über die zwischen den
Ländern der ungarischen
Krone und den unter der
Herrschaft Seiner Majestät
stehenden übrigen Ländern
obwaltenden Verhältnisse
von gemeinsamem Interesse
und über den Modus ihrer
Erledigung.

I. Einleitung.
Mit Zustimmung der beiden

Häuser des Reichsrates finde Ich
in Ergänzung des Staatsgrund¬
gesetzes über die Reichsvertretung
nachstehendes Gesetz zu erlassen:

(1) Seine kaiserliche und Aposto¬
lische königliche Majestät forderten,
nachdem Sie Ihre übrigen Länder
und Provinzen nut konstitutionellen
Rechten bekleidet hatten, in Ihrer
Allerhöchsten Thronrede, mit der
Sie den gegenwärtigen Reichstag
zu eröffnen geruhten:

(2) den Reichstag auf, daß er
von den Prinzipien der pragma-

20*
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tischen Sanktion, als der gegenseitig
anerkannten Rechtsgrundlage, aus¬
gehend, für solche Modalitäten
Sorge trage, durch welche sowohl
die auch durch die pragmatische
Sanktion gewährleistete staatsrecht¬
liche Selbständigkeit und die der
inneren Regierung Ungarns und
seiner Mitländer, als auch die
Lebensbedingungen der Sicherheit
und des Zusammenverbleibens des
Reiches unverletzt gewahrt würden,
zugleich aber bei der konstitutio¬
nellen Erledigung der obberührten
gemeinsamen Angelegenheiten die
konstitutionelle Einflußnahme einer¬
seits der Länder der ungarischen
Krone, anderseits der übrigen
Länder und Provinzen Seiner Ma¬
jestät gesichert werde.

(3) Mit aufrichtiger Freude be¬
grüßte der Reichstag diese Aller¬
höchste Entschließung Seiner kaiser¬
lichen und Apostolischen königlichen
Majestät, laut welcher Allerhöchst-
dieselbe das Verlangen hegt, das
konstitutionelle Regierungssystem im
ganzen Reiche zu begründen, und
hiedurch den Glanz Ihres Thrones
und die Kraft und Macht des
Reiches auf das Jnteressiertsein all
Ihrer Völker an den öffentlichen
Angelegenheiten, als auf die natur¬
gemäße und demzufolge festeste
Grundlage, zu basieren wünschte.

(4) Aus diesem Grunde konnten



Gegenüberstellung der Bestimmungen der beiden Ausgleichsgesetze. Z09

es die Magnaten und Abgeord¬
neten Ungarns nicht verabsäumen
für solche Modalitäten Sorge zu
tragen, die es möglich machen
sollen, daß jener Grundvertrag, der
durch die Gesetzartikel I, II und III
vom Jahre 1723 zwischen dem Aller¬
durchlauchtigsten Herrscherhause und
Ungarn zustande gekommen ist, (und)
der einerseits das im Sinne der
Gesetzartikel I und II: 1723 Zu¬
sammen- und Unzertrennlich - Be¬
sitzen der zum Reichsverbande ge¬
hörigen Länder und Provinzen,
anderseits aber die selbständige Ge-
setzgebungs- und Regierungs-Unab¬
hängigkeit Ungarns gesichert hat,
in seinem Wesen auch für die Zu¬
kunft unverletzt aufrechterhalten
werde.

(5) Da es demzufolge notwendig
wurde, daß die zwischen den Ländern
der ungarischen Krone und den unter
der Herrschaft Seiner Majestät
stehenden übrigen Ländern obwal¬
tenden Verhältnisse von gemein¬
samem Interesse genau und bestimmt
bezeichnet werden; und damit der
Berührungsmodus zwischen den
zwei voneinander unabhängigen
konstitutionellen Vertretungen be¬
züglich der Erledigung dieser ge¬
meinsamen Verhältnisse präzise fest-
gestellt werde: ist der Reichstag in
Beziehung darauf im folgenden
schlüssig geworden:
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2. Ausgangspunkt, Grundideen und Gesichtspunkte.
H I. Jener Verband, der zwischen

den Ländern der ungarischen Krone
einerseits, den übrigen Ländern und
Provinzen Seiner Majestät ander¬
seits rechtlich besteht, beruht auf

der durch die Gesetzartikel I, II und

III: 1723 angenommenen prag¬

matischen Sanktion.

ß 2. Indem dieser feierliche
Grundvertrag das Thronerbrecht der
weiblichen Linie des Hauses Habs¬
burg festsetzte, sprach er zugleich aus,

daß jene Länder und Provinzen,

welche der festgesetzten Erbordnung
gemäß unter Einem gemeinsamen
Herrscher stehen, unaufteilbar und
untrennbar zusammen zu besitzen
sind. Diesem ausdrücklich ausge¬
sprochenen Prinzips zufolge ist die

mit Zusammen-Kraft zu geschehende

Verteidigung und Aufrechterhaltung
der gemeinsamen Sicherheit eine
solche gemeinsame und wechselseitige
Verpflichtung, welche direkt aus
der pragmatischen Sanktion ent¬

springt.

8 3. Allein neben dieser festgestell¬

ten Verpflichtung hat die pragma¬

tische Sanktion ausdrücklich auch die
Bedingung festgesetzt, daß die kon¬
stitutionelle staatsrechtliche Selb¬
ständigkeit und die der inneren Re¬

gierung Ungarns unverletzt auf¬

rechterhalten werde.
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ß 4. Diese zwei Grundideen hat

sich der ungarische Reichstag bei
Bestimmung jener Verhältnisse vor
Augen gehalten, welche Ungarn und
die unter der Herrschaft des ge¬
meinsamen Landesfürsten stehenden

übrigen Länder gemeinsam inter¬

essieren. Und wie einerseits Ungarn

in der Vergangenheit bereit war und

auch in Zukunft bereit sein wird
jederzeit all das zu erfüllen, was
in Gemäßheit der pragmatischen
Sanktion die mit Zusammen-Kraft
erfolgende Verteidigung und Auf¬

rechterhaltung der gemeinsamen

Sicherheit unumgänglich erfordert:

so kann es anderseits solche Ver¬

pflichtungen, die über diesen Zweck
hinausgehen, und zu dessen Er¬
reichung nicht unausweichlich nötig

sind, nicht auf sich nehmen.

ß 5. Ehedem verfügten in betreff
Ungarns hinsichtlich alles dessen,
was sich auf die berührten Ver¬
hältnisse bezieht, der ungarische
Reichstag und der ungarische König
in gemeinsamem Einverständnisse,
und bei Feststellung dieser Ver¬
fügungen besaß kein anderes Land
einen Einfluß, weil der ungarische

König, als absoluter Landesfürst
der unter seiner Herrschaft stehenden
übrigen Länder, über die Interessen
und Agenden jener Länder mit
absoluter Macht verfügte. Jetzt

jedoch hat sich, laut der Mer-
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höchsten Thronrede, die Lage wesent¬
lich geändert dadurch, daß Seine
Majestät „Ihre übrigen Länder mit
konstitutionellen Rechten bekleidet
hat, dieselben sonach mit absoluter
Macht von nun an nicht vertreten

und deren konstitutionellen Einfluß
nicht beiseite lassen kann".

Z 6. Diese Gesichtspunkte sieht der
Reichstag als maßgebend an bei der
Bezeichnung der Hauptprinzipien,
die bei Feststellung der gemein¬
samen Verhältnisse zur Grundlage

dienen. Sein Ausgangspunkt in

dieser Hinsicht ist die pragmatische
Sanktion, die sowohl Seine Maje¬
stät als auch der Reichstag als
gemeinschaftlich anerkannten Aus¬
gangspunkt fixiert haben.

3. Rosten des Hofhaltes.
Z 7. Der pragmatischen Sanktion

gemäß ist der Herrscher zwar ge¬

meinsam, insofern auch die Krone
Ungarns eben demselben Landes¬
fürsten gebührt, der auch in den
übrigen Ländern herrscht; doch
macht dieses noch nicht notwendig,

daß die Kosten des Hofhaltes des

Landesfürsten gemeinsam festgestellt

werden. Eine solche gemeinsame
Einigwerdung erheischt der in der
pragmatischen Sanktion fixierte
Zweck nicht, und es steht mit
der konstitutionellen Selbständigkeit

Ungarns und mit der hohen landes-
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fürstlichen Autorität des ungari¬
schen Königs viel mehr im Ein¬
klänge, daß der ungarische Reichs¬
tag, auf Vorlage des verantwort¬
lichen ungarischen Ministeriums, die
Kosten des Hofhaltes des ungari¬
schen Königs separat votiere. Die
Votierung und Ansfolgung der
Kosten des Hofhaltes werden sonach
als gemeinsame Angelegenheit nicht
angesehen.

4. Dir Auswärtigen Angelegenheiten.
Z 1. Nachfolgende Angelegen¬

heiten werden als den im Reichs¬
rate vertretenen Königreichen und
Ländern und den Ländern der
ungarischen Krone gemeinsam
erklärt:
n) Die auswärtigen Angelegen¬

heiten mit Einschluß der diplomati¬
schen und kommerziellen Vertretung
dem Auslande gegenüber, sowie
die in betreff der internationalen
Verträge etwa notwendigen Ver¬
fügungen, wobei jedoch die Ge¬
nehmigung der internationalen
Verträge, in soweit eine solche ver¬
fassungsmäßig notwendig ist, den
Vertretungskörpern der beiden
Reichshälften (dem Neichsrate und
dem ungarischen Reichstage) Vor¬
behalten bleibt;

§ 8. Das eine Mittel der aus der
pragmatischen Sanktion fließenden
gemeinsamen und Zusammen-Vertei-
digung ist die zweckmäßige Leitung
der auswärtigen Angelegen¬
heiten. Diese zweckmäßige Lei¬
tung erheischt Gemeinsamkeit hin¬
sichtlich jener auswärtigen Ange¬
legenheiten, welche die unter der
Herrschaft Seiner Majestät stehenden
sämtlichen Länder zusammen
betreffen. Infolgedessen gehören
die diplomatische und kommerzielle
Vertretung des Reiches gegenüber
dem Ausland und die Verfügungen,
die rücksichtlich der internationalen
Verträge anftauchen können, im
Einverständnisse mit den Ministerien
beider Teile und unter deren Zu¬
stimmung, unter die Agenden des
gemeinsamen Ministers des Aus¬
wärtigen. Die internationalen Ver¬
träge teilt ein jedes Ministerium
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§ 3. Die Kosten der gemein¬
samen Angelegenheiten (8 1) sind

von beiden Reichsteilen nach einem
Verhältnisse zu tragen, welches

durch ein vom Kaiser zu sanktio¬
nierendes Übereinkommen der

beiderseitigen Vertretungskörper
(Reichsrat und Reichstag) von

Zeit zu Zeit festgesetzt werden
wird.

seiner eigenen Gesetzgebung mit.
Diese auswärtigen Angelegenheiten
also sieht auch Ungarn als gemein¬
same an, und ist bereit zu deren
gemeinschaftlich zu bestimmenden

Kosten nach jenem Verhältnis bei¬

zutragen, welches auf die in den
weiter unten folgenden Punkten 18,
19, 20, 21 und 22 umschriebene

Weise festgestellt werden wird.

6. Das Kriegswesen.
§ 1. Nachfolgende Angelegen¬

heiten werden als den im Reichs¬
rate vertretenen Königreichen und

Ländern und den Ländern der
ungarischen Krone gemeinsam er¬
klärt :

b) das Kriegswesen mit In¬
begriff der Kriegsmarine, jedoch
mit Ausschluß der Rekruten¬

bewilligung und der Gesetzgebung

über die Art und Weise der Er¬

füllung der Wehrpflicht, der Ver¬

fügungen hinsichtlich der Dislo¬
zierung und Verpflegung des
Heeres, ferner der Regelung der
bürgerlichen Verhältnisse und der
sich nicht auf den Militärdienst be¬

ziehenden Rechte und Verpflich¬

tungen der Mitglieder des Heeres;

8 5 (Abs. 2). Die Anord¬
nungen in Betreff der Leitung,

§ 9. Das andere Mittel der ge¬
meinsamen Verteidigung sind das
Heer und die darauf sich beziehenden
Verfügungen, mit Einem Worte:
das Kriegswesen.

810. All das in Betracht ziehend,
was weiter oben, insbesondere unter
Punkt 5 gesagt worden ist, werden
hinsichtlich der Gemeinsamkeit des
Kriegswesens folgende Prinzipien

festgestellt.

8 11. Den in den Kreis des
Kriegswesens gehörenden konstitu¬
tionellen landesfürstlichen Rechten
Seiner Majestät zufolge wird all
das, was sich auf die einheitliche
Führung, Befehligung und innere
Organisation des ganzen Heeres

und so auch des ungarischen Heeres,
als integrierenden Teiles des ge¬
samten Heeres, bezieht, als durch
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Führung und inneren Organi¬
sation der gesamten Armee stehen
ausschließlich dem Kaiser zu.

Z 2. Außerdem sollen nach¬
folgende Angelegenheiten zwar
nicht gemeinsam verwaltet, jedoch
nach gleichen von Zeit zu Zeit zu
vereinbarenden Grundsätzen be¬
handelt werden:

Ziff. 5. Die Feststellung des
Wehrsystems.

§ 36. Die Vereinbarung in Be¬
treff jener Gegenstände, welche zwar
nicht als gemeinsame behandelt,
jedoch nach gemeinsamen Grund¬
sätzen geregelt werden sollen, er¬
folgt entweder dadurch, daß die
verantwortlichen Ministerien im
gemeinschaftlichen Einvernehmen
einen Gesetzentwurf ausarbeiten
und den betreffenden Vertretungs¬
körpern beider Teile zur Beschluß¬
fassung vorlegen und die überein¬
stimmenden Bestimmungen beider
Vertretungen dem Kaiser zur

Seine Majestät zu verfügend an¬
erkannt.

§ 12. Allein die von Zeit zu Zeit
erfolgende Ergänzung des unga¬
rischen Heeres und das Recht der
Rekrutenbewilligung, die Bestim¬
mung der Bewilligungs-Beding¬
ungen und der Dienstzeit, ebenso die
die Dislozierung und Verpflegung
des Militärs betreffenden Ver¬
fügungen behält das Land, auf
Grund der bisherigen Gesetze, so¬
wohl im Kreise der Gesetzgebung als
auch der Regierung sich selbst vor.

§ 13. Weiter erklärt das Land,
daß die Feststellung oder Umgestal¬
tung des Wehrsystems in bezug auf
Ungarn jederzeit nur mit Zustim¬
mung der ungarischen Gesetzgebung
erfolgen kann. Nachdem jedoch eine
solche Feststellung ebenso wie auch
die spätere Umgestaltung zweck¬
mäßig nur nach gleichen Prinzipien
bewerkstelligt werden kann: so wird
demzufolge in jedem solchen Falle,
nach vorheriger Vereinbarung der
zwei Ministerien, ein von gleichen
Prinzipien ausgehender Entwurf
beiden Gesetzgebungen vorgelegt
werden. Behufs Ausgleichung der
Differenzen, die etwa in den An¬
schauungen der Gesetzgebungen auf¬
tauchen können, verkehren die zwei
Gesetzgebungen durch Deputationen
miteinander.
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Sanktion vorgelegt werden, oder
daß die beiden Vertretungskörper
jeder aus seiner Mitte eine gleich
große Deputation wählen, welche
unter Einflußnahme der betreffen¬
den Ministerien einen Vorschlag
ausarbeiten, welcher Vorschlag
dann durch die Ministerien jedem
Vertretungskörper mitgeteilt, von
denselben ordnungsmäßig behan¬
delt und die übereinstimmenden
Beschlüsse beider Vertretungen
dem Kaiser zur Sanktion unter¬
breitet werden.

§ 3. Die Kosten der gemein¬
samen Angelegenheiten (8 1) sind
von beiden Reichsteilen nach einem
Verhältnisse zu tragen, welches
durch ein vom Kaiser zu sank¬
tionierendes Übereinkommen der
beiderseitigen Vertretungskörper
(Reichsrat und Reichstag) von
Zeit zu Zeit festgesetzt werden
wird.

ß 14. Über alle jene ungarlän¬
dischen bürgerlichen Verhältnisse,
Rechte und Verpflichtungen der ein¬
zelnen Mitglieder des ungarischen
Heeres, welche sich nicht auf den
Militärdienst beziehen, werden die
ungarische Gesetzgebung und be¬
ziehungsweise die ungarische Regie¬
rung verfügen.

§ 15. Sämtliche Kosten des
Kriegswesens sind derart gemeinsam,
daß jenes Verhältnis, nach welchem
Ungarn zu diesen Kosten beitragen
wird, nach der in den weiter unten
folgenden Punkten 18, 19, 20, 21
und 22 umschriebenen vorherigen
Erörterung, durch ein gegenseitiges
Abkommen festgestellt wird.

6. Das Finanzwesen.
8 1. Nachfolgende Angelegen- 8 16. Das Finanzwesen er¬

heben werden als den im Reichs- kennt der ungarische Reichstag inso-
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rate vertretenen Königreichen und
Ländern und den Ländern der
ungarischen Krone gemeinsam er¬
klärt:

e) das Finanzwesen rücksicht¬
lich der gemeinschaftlich zu be¬
streitenden Auslagen, insbesondere
die Festsetzung des diesfälligen
Budgets und die Prüfung der
darauf bezüglichen Rechnungen*.

8 3. Die Kosten der gemein¬
samen Angelegenheiten (ß 1) sind
von beiden Reichsteilen nach einem
Verhältnisse zu tragen, welches
durch ein vom Kaiser zu sank¬
tionierendes Übereinkommen der
beiderseitigen Vertretungskörper
(Reichsrat und Reichstag) von
Zeit zu Zeit festgesetzt werden
wird.... Die Aufbringung der
auf jeden der beiden Reichsteile
hiernach entfallenden Leistungen ist
jedoch ausschließlich Sache eines
jeden Teiles 2.

weit als gemeinsam an, inwieweit
die Kosten gemeinsam sein werden,
welche auf die im obigen als ge¬
meinsam anerkannten Gegenstände
zu verwenden sind. Dies ist jedoch
so ausznlegen, daß die für die er¬
wähnten Gegenstände erforderlichen
sämtlichen Kosten gemeinschaftlich
bestimmt werden sollen auf jene
Weise, die in den von der Be¬
handlung redenden untenfolgenden
Absätzen dargelegt wird?; allein
über die Auswerfung, Einhebung
und die an die betreffende Stelle
zu veranlassende Übermittlung jener
Summe, welche von den Kosten
in Gemäßheit des Verhältnisses,
das auf die in den untenfolgenden
Punkten 18, 19, 20, 21 und 22
umschriebene Art festzustellen ist,
auf Ungarn entfällt, werden der
Reichstag und das verantwortliche
Ministerium Ungarns verfügen auf
die Weise, wie es die von der
Behandlung redenden untenfolgen¬
den Punkte festsetzen

§ 17. Über alle sonstigen Staats-
kostenUngarns wird, aufVorlage des
ungarischen verantwortlichen Mini¬
steriums, der Reichstag auf kon¬
stitutionellem Wege beschließen; die¬
selben, wie überhaupt alle Steuern,

> Die das Budget und die Prüfung der Rechnungen betreffenden Bestimmungen
des ungarischen Gesetzes (W 40—42) siehe nnten S. 332 ff.

° Hinsichtlich der Aufnahme eines gemeinsamen Anlehens vgl. unten S. 339.
s Vgl. insbesondere ZK 40, 41 und 43 unten S. 332 ff.
Vgl. insbesondere KZ 41 und 43 unten S. 332 ff.
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wirft aus, hebt ein und verwaltet
das ungarische Ministerium, mit
voller Ausschließung jedes fremden
Einflusses, unter seiner eigenen

Verantwortlichkeit.

7. Dir Nuote.
Z 3. Die Kosten der gemein¬

samen Angelegenheiten (§ 1) sind
von beiden Reichsteilen nach einem
Verhältnisse zu tragen, welches

durch ein vom Kaiser zu sank¬

tionierendes Übereinkommen der

beiderseitigen Vertretungskörper
(Reichsrat und Reichstag) von
Zeit zu Zeit festgesetzt werden
wird. Sollte zwischen beiden Ver¬
tretungen kein Übereinkommen er¬
zielt werden, so bestimmt der
Kaiser dieses Verhältnis, jedoch
nur für die Dauer eines
Jahres.

Z 36. Die Vereinbarung in be¬

treff jener Gegenstände, welche zwar
nicht als gemeinsame behandelt,

jedoch nach gemeinsamen Grund¬

sätzen geregelt werden sollen, er¬

folgt entweder dadurch, daß die
verantwortlichen Ministerien im
gemeinschaftlichen Einvernehmen
einen Gesetzentwurf ausarbeiten

und den betreffenden Vertretungs¬
körpern beider Teile zur Beschluß¬

fassung vorlegen und die überein¬
stimmenden Bestimmungen beider
Vertretungen dem Kaiser zur

§ 18. Dieses sind jene Gegen¬
stände, deren auf obbeschriebene Art
beschaffene Gemeinsamkeit als aus

der pragmatischen Sanktion fließend

angesehen wird. Wenn in An¬

sehung dieser im Einverständnisse
beider Teile die Vereinbarung zu¬
stande kommt: so muß durch einen
gegenseitigen Handel im vorhinein
jenes Verhältnis bestimmt werden,
nach welchem die Länder der unga¬
rischen Krone die Lasten und Kosten

der der pragmatischen Sanktion zu¬

folge als gemeinsam anerkannten
Angelegenheiten tragen werden.

Z 19. Dieser Handel und diese
Feststellung erfolgt auf die Weise, daß

einerseits der Reichstag der Länder

der ungarischen Krone, anderseits

der Reichstag der übrigen Länder
Seiner Majestät, ein jeder von seiner

Seite, eine Deputation von gleicher
Anzahl wählt. Diese zwei Depu¬
tationen werden, unter Einfluß¬

nahme der betreffenden verant¬
wortlichen Ministerien, einen mit

detaillierten Daten unterstützten Vor¬

schlag hinsichtlich des erwähnten Ver¬
hältnisses ausarbeiten.
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Sanktion vorgelegt werden, oder
daß die beiden Vertretungskörper
jeder aus seiner Mitte eine gleich
große Deputation wählen, welche
unter Einflußnahme der betreffen¬
den Ministerien einen Vorschlag
ausarbeiten, welcher Vorschlag
dann durch die Ministerien jedem
Vertretungskörper mitgeteilt, von
denselben ordnungsmäßig behan¬
delt und die übereinstimmenden
Beschlüsse beider Vertretungen dem
Kaiser zur Sanktion unterbreitet
werden. Der zweite Vorgang ist
speziell bei der Vereinbarung über
das Beitragsverhältnis zu den
Kosten der gemeinsamen Ange¬
legenheiten einzuhalten.

8 20. Diesen Vorschlag wird
ein jedes Ministerium dem betreffen¬
den Reichstage vorlegen, wo derselbe
ordnungsmäßig zu verhandeln ist.
Ein jeder Reichstag wird im Wege
der betreffenden Ministerien seine
Beschlüsse dem anderen Reichstage
mitteilen, und die auf solche
Weise zu bewerkstelligenden Einig-
werdungen der zwei Teile werden
behufs Sanktionierung Seiner Ma¬
jestät unterbreitet werden.

ß 21. Sollten die zwei Deputa¬
tionen hinsichtlich des Vorschlages sich
mit einander nicht einigen können:
wird das Gutachten eines jeden
Teiles den beiden Reichstagen vor¬
gelegt. Sollten aber die zwei Reichs¬
tage miteinander nicht aushandeln
können: dann wird die Frage, auf
Grund der unterbreiteten Daten,
Seine Majestät entscheiden.

§ 22. Das hinsichtlich der Pro¬
portion abzuschließende Abkommen
kann sich nur auf eine bestimmte
Zeit erstrecken; mit Ablauf der¬
selben wird wiederum auf eben
dieselbe Weise ein neues Unter¬
handeln statthaben *.

8. Die Behandlung der gemeinsamen Angelegenheiten.
Grundvoraussetzungen.

§ 23. Was die Behandlung der
weiter oben umschriebenen Gegen-

' Siehe hiezu auch HZ 62, 67 unten S. 342 u. 345.
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stände betrifft: so fließt die Abände¬

rung des in diesem Belange vordem
gesetzlich bestandenen Modus strenge
genommen nicht aus der in der
pragmatischen Sanktion bestimmten
Verpflichtung, sondern jene Wand¬

lung der Lage, die oben unter

Punkt 5 dargelegt ist, macht sie

zweckmäßig. Der Reichstag er¬

klärt, daß er mit den übrigen
Ländern Seiner Majestät verkehren
will, als konstitutionellen Völkern,
bei Wahrung der Unabhängigkeit

beider Teile.

Z 24. Da dies das Motiv und der

Zweck des auf die gemeinsamen An¬
gelegenheiten und den Modus ihrer
Behandlung sich beziehenden gegen¬
wärtigen Beschlusses ist, folgt von
selbst, daß die Eine Grundvoraus¬

setzung desselben die Aufrecht¬

erhaltung der Verfassung Ungarns
bildet.

§ 25. Die Andere Grundvoraus¬
setzung ist die, daß der volle Kon-
stitutionalismus in den übrigen

Ländern und Provinzen Seiner Ma¬
jestät ins Leben trete: weil Ungarn

nur mit der konstitutionellen Ver¬

tretung jener Länder hinsichtlich
welch immer gemeinsamer Ver¬

hältnisse in Verkehr treten kann.
Und auch Seine Majestät selbst

haben deswegen den bisherigen
Modus der Verhandlung dieser

Angelegenheiten abzuändern ge-
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wünscht, weil Sie auch Ihre üb¬

rigen Länder mit konstitutionellen
Rechten bekleidet haben, und bei
Behandlung der gemeinsamen An¬
gelegenheiten die verfassungsmäßige

Einflußnahme derselben nicht für
vermeidbar halten*.

8 26. Unter diesen zwei Grund¬

voraussetzungen wäre der Behand¬
lungsmodus der gemeinsamen An¬
gelegenheiten der folgende.

L. Das gemeinsame Ministerium.

Z 5 (Abs. 1). Die Verwaltung
der gemeinsamen Angelegenheiten

wird durch ein gemeinsames ver¬
antwortliches Ministerium besorgt,

welchem jedoch nicht gestattet ist,
nebst den genieinsamen Angelegen¬
heiten auch die besonderen Re¬
gierungsgeschäfte einer der beiden
Reichsteile zu führen.

Z 27. Ein gemeinsames Mini¬

sterium muß errichtet werden hin¬

sichtlich jener Gegenstände, welche,
als in Wirklichkeit gemeinsame, unter

die besondere Regierung weder der
Länder der ungarischen Krone,

noch der übrigen Länder Seiner
Majestät gehören. Dieses Ministe¬
rium kann neben den gemeinsamen
Angelegenheiten die Geschäfte der
besonderen Regierung weder des
einen, noch des anderen Teiles
führen, auf dieselben einen Einfluß
nicht üben. Verantwortlich wird
jedes Mitglied dieses Ministeriums

hinsichtlich alles dessen sein, was
in seinen Kreis gehört, auch das
ganze Ministerium wird zusammen
verantwortlich sein hinsichtlich solcher
seiner amtlicher Verfügungen, die
es zusammen getroffen hat.

i Vgl- Einleitung und Schlußparagraph des österreichischen Gesetzes,

folger, Ausgleich. 2l
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6. Die Delegationen.

a. Rechtsgrund und Zweckbestimmung.
ß 6. Das den Vertretungs¬

körpern beider Reichshälften (dem
Reichsrate und dem ungarischen
Reichstage) zustehende Gesetz¬
gebungsrecht wird von denselben,
insoweit es sich um die gemein¬
samen Angelegenheiten handelt,
mittelst zu entsendender Dele¬
gationen ausgeübt.

Z 28. Hinsichtlich jenes Teiles
der gemeinsamen Angelegenheiten,
welcher nicht rein in den Kreis der
Regierung gehört, hält Ungarn
weder einen gesamten Reichsrat,
noch ein mit welchem Namen immer
zu benennendes gemeinsames oder
Zentralparlament für zweckmäßig,
und nimmt keines von diesen an;
sondern hält daran fest, daß,
nachdem auch laut der Allerhöch¬
sten Thronrede Seiner Majestät
der gemeinsame Ausgangspunkt die
pragmatische Sanktion ist: einer¬
seits die Länder der ungarischen
Krone zusammen, anderseits die
übrigen Länder und Provinzen
Seiner Majestät zusammen so an¬
gesehen werden sollen, wie zwei
besondere und vollständig gleich¬
berechtigte Teile. Daraus folgt: daß
zwischen den zwei Teilen hinsicht¬
lich der Behandlung der gemein¬
samen Angelegenheiten eine un¬
erläßliche Voraussetzung die voll¬
ständige Parität ist.

§ 29. Dem Prinzips dieser
Parität zufolge soll seitens Ungarns
der ungarische Reichstag aus seiner-
eigenen Mitte Einen Ausschuß
(Delegation) von bestimmter Zahl
und zwar aus einem jeden Hause
des Reichstages wählen. Auch
die übrigen Länder und Provinzen
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Seiner Majestät mögen gleicher¬
maßen auf konstitutionelle Weise
Einen aus ebenso vielen Mitgliedern
bestehenden Ausschuß von ihrer
Seite wählen

tz 38. Der zur Verhandlung der
gemeinsamen Angelegenheiten ent¬
sendete Ausschuß, durch den Reichs¬
tag frei gewählt, vertritt in den
im gegenwärtigen Beschlüsse be¬
zeichneten und umgrenzten An¬
gelegenheiten und auf die (im
gegenwärtigen Beschlüsse bezeichnete
und umgrenzte) Weise, den Reichs¬
tag gegenüber den übrigen Ländern
Seiner Majestät

d. Zusammensetzung. Wahlen. Verlust der Mitglied¬
schaft. Eintritt von Ersatzmännern.

8 7. Die Delegation des Reichs¬
rates zählt sechzig Mitglieder, wo¬
von ein Dritteil dein Herrenhause
und zwei Dritteile dem Hause der
Abgeordneten entnommen werden.

ß 8. Das Herrenhaus hat die
auf dasselbe entfallenden zwanzig
Mitglieder der Delegation mittelst
absoluter Stimmenmehrheit aus
seiner Mitte zu wählen.

Die auf das Haus der Ab¬
geordneten entfallenden vierzig
Mitglieder werden in der Weise

ß 29. Dem Prinzips dieser *
Parität zufolge soll seitens Ungarns
der ungarische Reichstag aus seiner
eigenen Mitte Einen Ausschuß
(Delegation) von bestimmter Zahl
und zwar aus einem jeden Hause
des Reichstages wählen. Auch die
übrigen Länder und Provinzen
Seiner Majestät mögen gleicher¬
maßen auf konstitutionelle Weise
Einen aus ebenso vielen Mitgliedern
bestehenden Ausschuß von ihrer
Seite wählen. Die Zahl der Mit¬
glieder dieser Ausschüsse wird im
Einverständnisse der zwei Teile be¬
stimmt werden. Diese Zahl kann

* Vgl. Z 28 auf vorhergehender Seite.
21*
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gewählt, daß die Abgeordneten
der einzelnen Landtage nach dem
nachstehenden Verteilungsmodus
die Delegierten entsenden, wobei
ihnen freisteht, dieselben aus ihrer
Mitte oder aus dem Plenum des
Hauses zu wählen.

Es haben mittelst absoluter
Stimmenmehrheit zu wählen die
Abgeordneten aus

dem Königreiche Böhmen . . 10
dem Königreiche Dalmatien . 1
dem Königreiche Galizien und
Lodomerien mit dem Groß-
herzogtume Krakau ... 7

dem Erzherzogtums Österreich
unter der Enns .... 3

dem Erzherzogtums Österreich
ob der Enns.2

dem Herzogtume Salzburg . I
dem Herzogtume Steiermark. 2
dem Herzogtume Kärnthen . 1
dem Herzogtume Kram . . 1
dem Herzogtume Bukowina . 1
der Markgrafschaft Mähren . 4
dem Herzogtume Ober- und
Nieder-Schlesien . . . . 1

der gefürsteten Grafschaft Tirol 2
dem Lande Vorarlberg. . . 1
der Markgrafschaft Istrien . 1
der gefürsteten Grafschaft Görz
und Gradiška .1

der Stadt Triest mit ihrem
Gebiete.1

40

auf je Einer Seite sechzig nicht
überschreiten.

Z 69. Der Modus und das
Verhältnis, nach welchem an dem
seitens der Länder der ungarischen
Krone infolge dieses Beschlusses
zu entsendenden Ausschüsse (Dele¬
gation) die Mitländer teilnehmen
werden, wird später festgesetzt
werden.
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§9. In gleicher Weise hat jedes
der beiden Häuser des Reichsrates
Ersatzmänner der Delegierten zu
wählen, deren Anzahl für das
Herrenhaus zehn und für das Ab¬
geordnetenhaus zwanzig beträgt.

Die Zahl der aus dem Ab¬
geordnetenhause zu wählenden Er¬
satzmänner wird auf die aus dem¬
selben zu entsendenden Delegierten
derart verteilt, daß auf Einen
bis drei Delegierte je Ein Ersatz¬
mann, auf vier und mehr Dele¬
gierte je zwei Ersatzmänner ent¬
fallen. Die Wahl jedes Ersatz¬
mannes ist gesondert vorzunehmen.

§ 24. Der Austritt aus dem
Reichsrate hat auch den Austritt
aus der Delegation zur Folge.

Z 25. Kommt ein Mitglied der
Delegation oder ein Ersatzmann in
Abgang, so ist eine neue Wahl
vorzunehmen.

Ist der Reichsrat nicht ver¬
sammelt, so hat an die Stelle
des abgängigen Delegierten dessen
Ersatzmann einzutreten.

8 48. Wenn irgendein Mitglied
des einen oder des anderen Aus¬
schusses in der Zwischenzeit sterben,
oder durch gesetzliches Urteil seiner
Freiheit beraubt werden sollte, eben¬
so, wenn es infolge triftiger Gründe
auf seine Stelle verzichten sollte,
ist die derart erledigte Stelle
seitens des betreffenden Reichs¬
tages sogleich zu besetzen. Um
dies zu bewirken, wählt der Reichs¬
tag, wenn er die Wahl des Aus¬
schusses vornimmt, über die fixierte
Zahl hinaus, zugleich auch Ersatz¬
mitglieder, indem er unter Einem die
Reihenfolge bestimmt, nach welcher
die Ersatzmitglieder auf die frei¬
gewordene Stelle durch den Präsi¬
denten des betreffenden Ausschusses
zu berufen sind.

8 49. Im Falle einer Verzicht¬
leistung wird über die Triftigkeit
der Gründe der Verzichtleistung und
über die Annahme des Verzichtes
der betreffende Reichstag oder bei
dessen Nichtbeisammensein der be¬
treffende Ausschuß urteilen.

o. Wahlperioden und Funktionsdauer.
810. Die Wahl der Delegierten 8 30. Diese * Ausschüsse sind bloß

und ihrer Ersatzmänner wird von aus Ein Jahr, das ist auf Eine Session
den beiden Häusern des Reichsrates des Reichstages zu wählen, und mit
alljährlich erneuert. Ablauf des Jahres, das ist mit

Bis dahin verbleiben die Dele- Beginn der neuen Session, hört

l Vgl. 8 29 oben S. 322.
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gierten und Ersatzmänner in ihrer
Funktion.

Die abgetretenen Mitglieder
der Delegation können in dieselbe
wieder gewählt werden.

jeder Wirkungskreis derselben voll¬
ständig auf. Ihre Mitglieder können
jedoch wiederum gewählt werden.

6. Unzulässigkeit von Instruktionen.

Z 21. Die reichsrätlichen Dele¬
gierten und Ersatzmänner haben
von ihren Wählern keine Instruk¬
tionen anzunehmen.

Z 38. Der zur Verhandlung der

gemeinsamen Angelegenheiten ent¬
sendete Ausschuß... kann durch vor¬
herige Instruktionen nicht gebunden
werden.

6. Immunität der Delegierten.

8 23. Die Delegierten des
Neichsrates genießen in dieser
Eigenschaft die nämliche Unverletz¬
lichkeit und Unverantwortlichkeit,
welche ihnen als Mitgliedern des

Reichsrates kraft des 8 16 des

Grundgesetzes über die Reichsver¬
tretung zusteht.

Die in diesem Paragraph dem
betreffenden Hause eingeränmten
Befugnisse kommen, insofern nicht

der Reichsrat gleichzeitig ver¬
sammelt ist, rücksichtlich der Dele¬

gierten der Delegation zu.

Z 47. Die Mitglieder der Aus¬
schüsse können für ihre innerhalb der
Verhandlung der dem gegenwär¬
tigen Beschlüsse gemäß als ge¬

meinsam bezeichneten Angelegen¬

heiten gemachten Äußerungen nie¬

mals zur Verantwortung gezogen
werden; ja sie können bis zum

Aufhören ihres Mandates weder
wegen einer Klage, die Personal-
Haft nach sich ziehen kann, noch
wegen eines Verbrechens oder Ver¬
gehens, den Fall der Ertappung

auf der Tat ausgenommen, ohne
vorherige Genehmigung des be¬
treffenden Reichstages, in dem Falle
des Nichtbeisammenseins desselben
aber jenes Ausschusses, dessen
Mitglieder sie sind, in Haft ge¬

nommen oder unter öffentliche An¬
klage gestellt werden. Über die Zu¬
lässigkeit der Fortsetzung oder über



Gegenüberstellung der Bestimmungen der beiden Ausgleichsgesetze. 327

die Aufhebung einer im Falle der
Ertappung auf der Tat erfolgten
Inhaftnahme seiner Mitglieder ver¬
fügt beim Nichtbeisammensein des
betreffenden Reichstages in gleicher
Weise der betreffende Ausschuß selbst.
Übrigens werden behufs Verhütung
von Unordnungen, die sich anläß¬
lich der Beratungen etwa ereignen
könnten, durch das Geschäftsord¬
nungsreglement Verfügungen ge¬
troffen werden.

t'. Jährliche Einberufung.

§ 11. Die Delegationen werden
alljährlich vom Kaiser einberufen;
der Versammlungsort wird vom
Kaiser bestimmt.

K. Präsidium.

§ 12. Die Delegation des
Reichsrates wählt aus ihren Mit¬
gliedern den Präsidenten und Vize¬
präsidenten, sowie auch die Schrift¬
führer und übrigen Funktionäre.

ß 35. Die näheren Bestimmungen
über den Geschäftsgang der Dele-

Versammlungsort.

832. Die Ausschüsse wird jederzeit
Seine Majestät für einen bestimmten
Termin und auf jenen Ort ein¬
berufen, wo Seine Majestät zu
jener Zeit verweilt. Jedoch wünscht
es die ungarische Legislative, daß
die Sitzungen abwechselnd, in dem
einen Jahre in Pest, in dem anderen
Jahre in Wien, oder wenn die
Vertretung der übrigen Länder
Seiner Majestät und Seine Ma¬
jestät es so wollten, in irgend¬
einer anderen Hauptstadt jener
Länder abgehalten werden mögen.

Geschäftsordnung.

8 31. Ein jeder der Ausschüsse
wählt separat, aus seiner eigenen
Mitte, frei seinen Präsidenten, seinen
Schriftführer, und sofern er auch
ein anderes Amtspersonal benötigen
wird, alle Mitglieder desselben;
und er stellt selbst seine Geschäfts¬
ordnung fest.

Schriftführer.
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gation des Reichsrates werden
durch die Geschäftsordnung ge¬
regelt, deren Feststellung durch die
Delegation zu erfolgen hat.

ll. Beratung und Beschlußfassung. Öffentlichkeit der
Sitzungen.

§ 19. Jede der beiden Dele¬
gationen verhandelt, beratet und
beschließt für sich in abgesonderten
Sitzungen.

Den Ausnahmsfall enthält der
8 311.

§20. Zur Beschlußfähigkeit der
Delegation des Neichsrates ist außer
dem Vorsitzenden die Anwesenheit
von wenigstens dreißig Mitgliedern
und zur Gültigkeit eines Beschlusses
die absolute Stimmenmehrheit der
Anwesenden erforderlich.

§ 22. Die Delegierten des
Reichsrates haben ihr Stimmrecht
persönlich auszuüben; wann ein Er¬
satzmann einzutreten hat, bestimmt
der § 25-.

§ 29. Die Sitzungen der Dele¬
gation sind in der Regel öffentlich.

Ausnahmsweise kann die Öffent¬
lichkeit ausgeschlossen werden, wenn
es vom Präsidenten oder wenig¬
stens von fünf Mitgliedern ver¬
langt und von der Versammlung
nach Entfernung der Zuhörer be¬
schlossen wird.

§ 33. Ein jeder Ausschuß hält
die Sitzungen separat und beschließt
in denselben mit Abstimmung nach
Köpfen und mit absoluter Stimmen¬
mehrheit der sämtlichen Ausschuß¬
mitglieder, und was die Mehrheit
beschlossen hat, ist als Beschluß des
ganzen Ausschusses anzusehen. Eine
Sondermeinung können die einzelnen
Mitglieder, zu ihrer eigenen Recht¬
fertigung, zwar in das Protokoll
einschalten lassen, doch schwächt
dies die Kraft des Beschlusses
nicht ab.

§ 45. Die Sitzungen der Aus¬
schüsse werden in der Regel öffentlich
sein. Die Ausnahmsbestimmungen
in diesem Belange werden durch
die Geschäftsordnung festgestellt
werden. Ein Beschluß jedoch kann
nur in offener Sitzung gefaßt
werden.

i Siehe den Z 31 auf folgender Seite.
? Siehe den 8 25 oben S. 325.
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Ein Beschluß kann jedoch nur
in öffentlicher Sitzung gefaßt
werden.

i. Verkehr der beiden Delegationen.

Z 30. Beide Delegationen
teilen sich ihre Beschlüsse, sowie
erforderlichen Falles deren Motive
gegenseitig mit.

Dieser Verkehr findet schrift¬
lich statt auf Seite der Dele¬
gation des Reichsrates in deut¬
scher, auf Seite der Delegation
des Reichstages in ungarischer
Sprache und beiderseits unter
Anschluß einer beglaubigten Über¬
setzung in der Sprache der anderen
Delegation.

Z 34. Die zwei Ausschüsse können
miteinander, in Zusammen-Sitzung,
nicht beraten, sondern ein jeder
teilt schriftlich seine Ansichten und
Beschlüsse dem anderen mit und
durch schriftliche Nuntien trachten
sie im Falle einer Meinungsver-
schiedenheit einander aufzuklären.
Diese Nuntien wird ein jeder Aus¬
schuß in seiner eigenen Sprache
anfertigen, indem er dazu auch die
authentische Übersetzung beischließt.

ll. Gemeinsame Abstimmung.

ß 31. Jede Delegation ist be¬
rechtigt, zu beantragen, daß die
Frage durch gemeinschaftliche Ab¬
stimmung entschieden werde, und
kann dieser Antrag, sobald ein drei¬
maliger Schriftenmechsel erfolglos
geblieben ist, von der andern Dele¬
gation nicht abgelehnt werden.

Die beiderseitigen Präsidenten
vereinbaren Ort und Zeit einer
Plenarsitzung beider Delegationen
zum Zwecke der gemeinschaftlichen

Abstimmung.
Z 32. In den Plenarsitzungen

präsidieren die Präsidenten der
Delegationen abwechselnd.

Z35. Wenn es durch diese schrift¬
lichen Nuntien nicht gelingen sollte
die Meinungen der zwei Ausschüsse
zu vereinigen: dann werden die
zwei Ausschüsse eine Zusammen-
Sitzung halten, aber lediglich nur
behufs einfacher Abstimmung. In
dieser Zusammen-Sitzung werden
die Präsidenten der zwei Aus¬
schüsse abwechselnd, bald der eine,
bald der andere präsidieren. Ein
Beschluß kann nur gefaßt werden,
wenn wenigstens zwei Drittel der
Mitglieder einer jeden Delegation
anwesend sind. Der Beschluß ist
jederzeit mit absoluter Mehrheit
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Durch das Los wird entschie¬
den, welcher der beiden Präsi¬
denten das erste Mal zu präsi¬
dieren hat. In allen folgenden
Sessionen präsidiert der ersten
Plenarversammlung der Präsident
jener Delegation, deren Präsident
der unmittelbar vorhergegangenen
nicht vorgesessen hat.

8 33. Zur Beschlußfähigkeit der
Plenarversammlung ist die An¬
wesenheit von mindestens zwei
Dritteilen der Mitglieder jeder
Delegation erforderlich.

Der Beschluß wird mit ab¬
soluter Mehrheit der Stimmen
gefaßt.

Sind auf Seite der einen
Delegation mehr Mitglieder an¬
wesend, als auf Seite der anderen,
so haben sich auf Seite der in
der Mehrzahl anwesenden Dele¬
gation so viele Mitglieder der
Abstimmung zu enthalten, als zur
Herstellung der Gleichheit der
Zahl der beiderseits Stimmenden
entfallen müssen.

Wer sich der Abstimmung zu
enthalten hat, wird durch das
Los bestimmt.

8 34. Die Plenarsitzungen der
beiden Delegationen sind öffentlich.

Das Protokoll wird in beiden
Sprachen durch die beiderseitigen
Schriftführer geführt und gemein¬
sam beglaubigt.

zu fassen. Da aber die praktische
Anwendung des Paritätsprinzipes
im Interesse beider Teile gerade
bei der Abstimmung am wichtig¬
sten ist: ist in dem Falle, als
von der Delegation des einen oder
des anderen Teiles, aus welchem
Grunde immer, ein oder mehrere
Mitglieder fehlen, auch die Dele¬
gation des anderen Teiles ge¬
halten, die Zahl ihrer Mitglieder
derart herabzumindern, daß die
Delegationen beider Teile, hin¬
sichtlich der Zahl ihrer Mitglieder,
vollständig gleich seien. Die Herab¬
minderung bewirkt die in der Mehr¬
heit sich befindende Delegation in
ihrer eigenen Mitte im Wege der
Auslosung. Das Protokoll wird
in der Sprache eines jeden Teiles
durch die Schriftführer der zwei
Teile geführt und gemeinschaftlich
beglaubigt werden.

§ 36. Wenn ein dreimaliger
Nuntienwechjel erfolglos geblieben
ist: hat ein jeder Teil das Recht, den
anderen Teil aufzufordern, daß die
Frage durch gemeinsame Abstim¬
mung entschieden werde; in welchem
Falle die Präsidenten der zwei Teile
Ort, Tag und Stunde der Ab¬
stimmungssitzung mitsammen fest¬
setzen, und ein jeder Präsident lädt
hiezu die Mitglieder seines eigenen
Ausschusses ein.



Gegenüberstellung der Bestimmungen der beiden Ausgieichsgcsetze. ZZ1

I. Wirkungskreis und Verfahren. Jnterpellationsrecht.
Kostenvoranschlag. Rechnungslegung. Genehmigung und

Vollzug der Beschlüsse. Initiativrecht.

§13. Der Wirkungskreis der

Delegationen umfaßt alle Gegen¬

stände, welche die gemeinsamen An¬

gelegenheiten betreffen.
Andere Gegenstände sind von

der Wirksamkeit der Delegationen

ausgeschlossen.
§ 14. Regierungsvorlagen ge¬

langen durch das gemeinsame Mini¬

sterium an jede der beiden Dele¬
gationen abgesondert.

Auch steht jeder Delegation
das Recht zu, in Gegenständen

ihres Wirkungskreises Vorschläge

zu machen.

§ 15. Zu allen Gesetzen in An¬
gelegenheiten des Wirkungskreises
der Delegationen ist die Überein¬
stimmung beider Delegationen oder
bei mangelnder Übereinstimmung
der in einer gemeinschaftlichen
Plenarsitzung beider Delegationen
gefaßte zustimmende Beschluß und

in jedem Falle die Sanktion des

Kaisers erforderlich.
§ 28. Die Mitglieder des

gemeinsamen Ministeriums sind be¬

rechtigt, an allen Beratungen der
Delegation Teil zu nehmen und ihre
Vorlagen persönlich oder durch

einen Abgeordneten zu vertreten.
Sie müssen auf Verlangen

jedesmal gehört werden.

§37. Zum Wirkungskreise dieser
Ausschüsse können nur jene Gegen¬
stände gehören, welche in dem

gegenwärtigen Beschlüsse, als ge¬
meinsame, ausdrücklich an diese
Ausschüsse gewiesen sind. Über
diese hinaus können die Ausschüsse

in ihren Verfügungen nicht gehen
und sich in die dem ungarischen

Reichstage und der ungarischen Ne¬

gierung vorbehaltenen Angelegen¬
heiten nicht einmengen.

§ 39. Hinsichtlich des Verfahrens¬

modus wird festgesetzt, daß deu

Gegenstand, welcher dem gegen¬

wärtigen Beschlüsse gemäß vor diese

Ausschüsse gehört, das gemeinsame
Ministerium einem jeden Ausschüsse
separat darlegt. Ein jeder Ausschuß
wird das Recht haben au das gemein¬
same Ministerium, oder, je nach den
Ressorts, an das betreffende Mit¬
glied desselben, Fragen zu richten,
er kann von denselben Antwort und

Aufklärungen verlangen; eben da¬
rum wird es in der Befugnis des
gemeinsamen Ministeriums stehen,
und wenn es dazu aufgefordert
wird, wird es auch verpflichtet sein,
bei dein einen Ausschüsse sowohl,

wie bei dem anderen zu erscheinen,
Antwort zu erteilen, und mündlich

oder schriftlich, und wenn dies ohne
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Die Delegation hat das Recht,
an das gemeinsame Ministerium
oder an ein einzelnes Mitglied
desselben Fragen zu richten und

von demselben Antwort und Auf¬

klärung zu verlangen, ferner Kom¬

missionen zu ernennen, welchen
von Seite der Ministerien die er-
forderlicheJnformation zu geben ist.

Nachteil geschehen kann, auch unter
Vorlage der nötigen Schriftstücke,
Aufklärungen zu geben.

§40. Die Feststellung des gemein¬

samen Kostenvoranschlages wird der
jährlich vorkommende wichtigste Teil

der Aufgabe dieser Ausschüsse sein.

Diesen Kostenvoranschlag, der sich
lediglich auf jene Kosten erstrecken
kann, welche in dem gegenwär¬
tigen Beschlüsse als gemeinsame be¬

zeichnet sind, wird das gemein¬

same Ministerium mit Einflußnahme

der beiden besonderen verantwort¬
lichen Ministerien anfertigen, und
übergibt ihn so einem jeden Aus¬
schüsse separat. Die Ausschüsse
werden ihn nach dem oben um¬
schriebenen Modus separat ver¬
handeln, und teilen ihre Bemer¬

kungen einander schriftlich mit,

und den Punkt, hinsichtlich dessen
ihre Ansichten nicht übereinstimmen
sollten, entscheiden sie in Zusammen-
Sitzung durch Abstimmung.

§ 41. Der auf solche Weise fest¬

gestellte Kostenvoranschlag kann nicht

mehr durch die einzelnen Länder einer
Verhandlung unterzogen werden,
sondern ein jedes ist verpflichtet
nach jenem Verhältnisse, welches
(auf die in den Punkten 18, 19,

20, 21 und 22 des gegenwärtigen

Beschlusses umschriebene Weise) im
voraus festgestellt worden ist, den
aus dem gemeinsamen Kostenvoran-
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schlag auf dasselbe fallenden Teil
zu tragen. Da aber hinsichtlich
dieser gemeinsamen Kosten die Aus¬
werfung, Einhebung und die Fest¬
stellung des Steuersystems, in An¬
sehung Ungarns, in den Kreis des
ungarischen Reichstages und des

ungarischen verantwortlichen Mini¬
steriums gehört: wird das unga¬

rische Ministerium auch in seinen
dem ungarischen Reichstag vorzu¬
legenden Kostenvoranschlag stets jene

Summen aufnehmen, welche aus

dem bereits festgestellten gemein¬

samen Kostenvoranschlage dem er¬
wähnten Verhältnisse gemäß auf
Ungarn fallen, nur daß diese Rub¬
riken, hinsichtlich der Höhe, einer

Diskussion nicht mehr unterzogen

werden können. Nachdem die zu
den derart festgestellten gemeinsamen
Kosten nötige Summe durch das
ungarische verantwortliche Ministe¬
rium eingehoben worden ist, wird
aus den monatlich eingeflossenen
Staatseinkünften der zur Deckung
der gemeinsamen Kosten dienende
Teil durch den ungarischen Finanz¬

minister monatlich an den gemein¬
samen Finanzminister übermittelt,
nach jenem Verhältnisse, in welchem
Verhältnisse die Summe der ge¬
meinsamen Kosten zu der Summe

der Kosten des Landes steht. Der

gemeinsame Finanzminister wird für

die zu den fixierten Zwecken zu
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geschehende Verwendung der über¬
nommenen Summe verantwortlich
sein; wobei es sich von selbst ver¬
steht, daß derjenige, welcher diese

Summen verwaltet, zu genauer
Rechnungslegung gehalten sein wird.

8 42. Die Prüfung von derleiVer-

rechnungen kommt gleichermaßen den
erwähnten Ausschüssen zu; dieselben

werden auch hinsichtlich dieser Ver¬

rechnungen auf die oben umschrie¬
bene Weise vorgehen.

Z 43. Ein ähnliches Verfahren ist

auch in allen sonstigen Gegenständen
zu befolgen, die, als gemeinsame
Angelegenheiten, in den Kreis der
berührten Ausschüsse gehören. Auch
diese reicht das gemeinsame Mini¬
sterium bei einem jeden Ausschüsse
separat ein, die Ausschüsse ver¬
handeln sie separat, teilen ihre
Ansichten einander schriftlich mit,
und wenn sie sich auf solche

Weise miteinander nicht einigen

könnten, dann beschließen sie, wie
weiter oben gesagt worden ist,

in einer Abstimmungs-Zusammen-
Sitzung. Es versteht sich von
selbst, daß ihre Beschlüsse, insofern
sie der landesfürstlichen Genehmi¬

gung unterliegen, Seiner Majestät

zu unterbreiten sind, und wenn sie

von Seiner Majestät bekräftigt

werden, werden sie bindende Kraft
besitzen. Die mit solcher landes¬
fürstlicher Genehmigung bekräftig-
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ten Beschlüsse lassen jedoch Seine
Majestät einem jeden Reichstage
durch das betreffende besondere
verantwortliche Ministerium zur
Kenntnis bringen. Die Beschlüsse,
die in den Delegationen auf die
obbeschriebene Weise gefaßt und
von Seiner Majestät sanktioniert
worden sind, können, nachdem sie
dem ungarischen Reichstage zur
Kenntnis gebracht worden sind, in
Ungarn Seine Majestät nur durch
das verantwortliche ungarische Mini¬
sterium vollziehen lassen. Eben¬
deswegen wird auch alle jene Kosten,
die einem auf solche Weise ge¬
faßten und sanktionierten Beschlüsse
des Ausschusses zufolge auf Ungarn
entfallen, das ungarische verant¬
wortliche Ministerium mit dem
reichstägig festgestellten ungarländi¬
schen Budget zusammen auswerfen
und einheben.

H 44. Außer demjenigen, was das
gemeinsame verantwortliche Ministe¬
rium den Ausschüssen für die ge¬
meinsamen Angelegenheiten (Dele¬
gation) vorlegt, besitzt ein jeder
dieser Ausschüsse ein Initiativrecht,
aber nur bezüglich solcher Gegen¬
stände, welche, als gemeinsame An¬
gelegenheiten, dem gegenwärtigen
Beschlüsse gemäß streng in den
Kreis dieser Ausschüsse gehören.
Ein jeder Ausschuß kann einen
derartigen Vorschlag machen, und
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ihn dem anderen Ausschüsse schrift¬
lich mitteilen. Der dergestalt in
Antrag gebrachte Vorschlag wird
aber ebenso zu verhandeln sein,
wie es hinsichtlich sonstiger, in den
Kreis der Ausschüsse gehörender
Fragen bereits weiter oben aus¬
geführt worden ist.

in. Anklage des gemeinsamen Ministeriums.

Z 16. Das Recht, das gemein¬
same Ministerium zur Verant¬
wortung zu ziehen, wird von den
Delegationen geübt.

Bei Verletzung eines für die
gemeinsamen Angelegenheiten be¬
stehenden verfassungsmäßigen Ge¬
setzes kann jede Delegation einen
der anderen Delegation mitzu¬
teilenden Antrag auf Anklage des
gemeinsamen Ministeriums oder
eines einzelnen Mitgliedes des¬
selben stellen.

Die Anklage ist rechtskräftig,
wenn sie von jeder Delegation ab¬
gesondert oder in einer gemein¬
schaftlichen Plenarsitzung beider
Delegationen beschlossen wird.

ß 17. Jede Delegation schlägt
aus den unabhängigen und gesetz¬
kundigen Staatsbürgern jener
Länder, welche sie vertritt, jedoch
nicht aus ihrer Mitte, vierund¬
zwanzig Richter vor, wovon die
andere Delegation zwölf verwerfen

Z 50. Was die Verantwortlichkeit
des gemeinsamen Ministeriums und
den Modus derselben betrifft: so wird
ein jeder Ausschuß in Fällen, wo
er es wegen Verletzung konstitu¬
tioneller Gesetze für notwendig an¬
sieht, das Recht haben, die Jm-
prozessuierung des gemeinsamen
Ministeriums oder eines einzelnen
Mitgliedes dieses Ministeriums zu
beantragen, und diesen seinen An¬
trag schriftlich auch dem anderen
Ausschüsse mitzuteilen. Wenn die
Jmprozessuierung ein jeder Aus¬
schuß beschließt, oder wenn dieselbe,
wegen abweichender Meinungen, in
einer dem obigen gemäßen Abstim¬
mungssitzung mit Majorität be¬
schlossen wird: ist dieser Beschluß
sofort als ein rechtsgültiger zu be¬
trachten.

g 51. Das Gericht eines auf solche
Weise beschlossenen Prozesses wird
auf folgende Weise zu bilden sein:
ein jeder Ausschuß bringt, zwar
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kann. Auch der Angeklagte oder
wenn der Angeklagten mehrere
sind, alle gemeinschaftlich haben
das Recht, zwölf der Vorgeschla¬
genen abzulehnen, jedoch nur der¬
art, daß aus den von der einen
und anderen Delegation Vor¬
geschlagenen gleich Viele abgelehnt
werden.

Die hiernach übrig bleibenden
Richter bilden den Gerichtshof
für den vorliegenden Prozeß.

Z 18. Ein eigenes Gesetz über
die Verantwortlichkeit des gemein¬
samen Ministeriums wird die
näheren Bestimmungen über die
Anklage, das Verfahren und das
Erkenntnis feststellen.

u. Schluß i
8 27. Die Session der Dele¬

gation wird durch den Präsidenten
derselben nach Beendigung der Ge¬
schäfte mit kaiserlicher Genehmi¬
gung oder über Auftrag des
Kaisers geschlossen.

o. Auflösung des Reichst

Z 26. Wird das Abgeordneten¬
haus aufgelöst, so erlischt auch die
Wirksamkeit der Delegation des
Reichsrates.

Der neu znsammentretende
Reichsrat wählt eine neue Dele¬
gation.

Bolger, Ausgleich.

nicht aus seiner eigenen Mitte,
sondern aus den eine unabhängige
Stellung habenden und gesetzes¬
kundigen Bürgern jener Länder, die
er vertritt, je 24 Mitglieder in Vor¬
schlag. Ein jeder Ausschuß wird
das Recht besitzen, aus den durch
den anderen Ausschuß in Vor¬
schlag gebrachten 24 Mitgliedern
12, ohne Angabe von Gründen,
streichen zu können. Die Ange¬
klagten haben gleichfalls das
Recht zusammen und insgesamt die
Streichung von zwölf Mitgliedern
zu fordern, so indessen, daß in der
Zahl der verbliebenen Mitglieder
die Zahl der gewählten Richter eines
jeden Ausschusses gleich sei. Und
die so übriggebliebenen Mitglieder
werden die Richter des Prozesses sein.

er Session.

ates oder des Reichstages.

Z 46. In dem Falle, als Seine
Majestät einen von den Reichstagen
auflösen sollten, hört auch die Dele¬
gation des aufgelösten Reichstages
auf, und der neue Reichstag wählt
einen neuen Ausschuß (Delegation).

22
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9. Paktier! gemeinsame Angelegenheiten.

a. Rechtsnatur.

Z 2. Außerdem sollen nach¬

folgende Angelegenheitenzwar nicht

gemeinsam verwaltet, jedoch nach
gleichen von Zeit zu Zeit zu ver¬

einbarenden Grundsätzen behandelt
werden: werkele /iüg-t
«-rte»- e).

§ 52. Außer jenen weiter oben
umschriebenen gemeinsamen Gegen¬
ständen, welche, von der pragma¬

tischen Sanktion ausgehend, als

gemeinsam zu erledigende ange¬

sehen werden können, gibt es noch
andere öffentliche Angelegenheiten
von großer Wichtigkeit, deren Ge¬

meinsamkeit zwar nicht aus der

pragmatischen Sanktion fließt, die
aber, teils infolge der Lage, aus
politischer Rücksicht, teils infolge
des Zusammentreffens der Inter¬
essen der zwei Teile, zweckmäßiger
im gemeinsamen Einverständnisse,
als strenge gesondert erledigt werden
können.

Staatsschulden.b.

Z 4. Die Beitragsleistung zu den

Lasten der gegenwärtigen Staats¬

schuld wird durch ein zwischen

beiden Reichshälften zu treffendes
Übereinkommen geregelt.

§ 53. Die Staatsschulden be¬
treffend können Ungarn, kraft seiner
konstitutionellen Stellung, solche
Schulden, die ohne die gesetzmäßige
Zustimmung des Landes gemacht

worden sind, streng rechtlich nicht

belasten.

H 54. Allein dieser Reichstag hat
bereits erklärt, daß: „wenn der wirk¬
liche Konstitutionalismus sowohl in
unserem Vaterlande, als auch in

den übrigen Ländern Seiner Maje¬

stät je eher tatsächlich ins Leben
tritt, er bereit ist das, was er tun
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8 3 (Ms. 2 und 3). Es
kann jedoch auch zur Bestreitung
der Kosten der gemeinsamen An¬
gelegenheiten' ein gemeinsames
Anlehen ausgenommen werden,
wo dann auch alles, was den Ab¬
schluß des Anlehens und die
Modalitäten der Verwendung und

i Vgl. oben S. 318 f.

darf und was er ohne Verletzung
der Selbständigkeit und der kon¬
stitutionellen Rechte des Landes tun
kann, auch über das Blaß der
durch das Gesetz präzisierten Pflicht
hinaus, auf Grund der Billigkeit,
aus politischen Rücksichten zu tun,
damit unter jenen schweren Lasten,
die das Vorgehen des absoluten
Systems angehäuft hat, die Wohl¬
fahrt der übrigen Länder Seiner
Majestät, und damit zugleich auch
die Ungarns, nicht zusammenbreche,
und die schädlichen Folgen der ver¬
flossenen schwierigen Zeiten abge-
wendet würden".

8 55. Aus diesen Rücksichten also,
und lediglich auf dieser Grundlage,
ist das Land bereit Einen Teil der
Last der Staatsschulden zu über¬
nehmen, und in Absicht darauf, im
Gefolge vorheriger, auch mit den
übrigen Ländern Seiner Majestät,
gepflogener Erörterung, als freie
Nation mit einer freien Nation, sich
in Unterhandlung einzulassen.

ß 56. Für die Zukunft aber wird
die Kreditangelegenheit gemeinsam
sein in solchen Fällen, wo sowohl
Ungarn, als auch die übrigen
Länder Seiner Majestät, unter den
obwaltenden Umständen in ihrem
eigenen Interesse, es als zweckmäßig
ansehen werden, irgend ein neues

22*
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Rückzahlung betrifft, gemeinsam
zu behandeln ist.

Die Entscheidung über die
Frage, ob ein gemeinsames An¬
lehen aufzunehmen ist, bleibt jedoch
der Gesetzgebung jeder der beiden

Neichshälften vorbehalten.

Anlehen zusammen und gemeinsam

aufzunehmen. Bei solchen Anlehen
wird all das, was sich auf den Ab¬
schluß des Vertrages und auf die
Art und Weise der Verwendung
und Rückzahlung des aufgenom¬
menen Geldes bezieht, gemeinsam

erledigt werden. Die vorherige

Entscheidung darüber jedoch, ob
irgend ein Anlehen gemeinsam aus¬
genommen werden solle, steht in An¬
sehung Ungarns in jedem einzelnen

Falle dem ungarischen Reichstage zu.
8 57. Übrigens erklärt das Land

auch durch seinen gegenwärtigen Be¬
schluß feierlich, daß kraft jenes
Grundprinzipes des wirklichen Kon-
stitutionalismus, wonach das Land
ohne seine eigene Zustimmung mit
Schulden nicht belastet werden darf,
Ungarn auch in Zukunft gar keine

solche Staatsschuld für sich als

bindend anerkennen wird, zu deren

Aufnahme die gesetzmäßig und be¬
stimmt erklärte Zustimmung des
Landes nicht hinzugetreten ist.

Z 67. Gleichzeitig mit der Be¬

stimmung der Quote und mit der

Abschließung des Zollbündnisses wird

zugleich der nach den Staatsschulden
von Ungarn zu übernehmende
Jahresbeitrag, auf die in den Para¬
graphen 55 und 61 * bezeichnete

Weise, durch ein freies Abkommen
festzustellen sein.

' Siehe den Z 61 auf folgender Seite.
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c. Zoll- und Handelsverhältnisse. Indirekte Steuern.
Verwendung der Zolleinkünfte. Münzwesen und Geld¬

fuß. Eisenbahnen.

8 2. Außerdem sollen nach¬

folgende Angelegenheiten zwar nicht

gemeinsam verwaltet, jedoch nach

gleichen von Zeit zu Zeit zu ver¬
einbarenden Grundsätzen behan¬
delt werden:

1. Die kommerziellen Ange¬

legenheiten, speziell die Zollgesetz¬

gebung;
2. die Gesetzgebung über die

mit der industriellen Produktion
in enger Verbindung stehenden

indirekten Abgaben;
3. die Feststellung des Münz¬

wesens und des Geldfußes;

4. Verfügungen bezüglich jener

Eifenbahnlinien, welche das Inter¬
esse beider Reichshälften berühren.

8 30. Die Vereinbarung in Be¬
treff jener Gegenstände, welche zwar
nicht als gemeinsame behandelt,
jedoch nach gemeinsamen Grund¬
sätzen geregelt werden sollen, er¬
folgt entweder dadurch, daß die
verantwortlichen Ministerien im
gemeinschaftlichen Einvernehmen
einen Gesetzentwurf ausarbeiten
und den betreffenden Vertretungs¬
körpern beider Teile zur Beschluß¬
fassung vorlegen und die überein¬
stimmenden Bestimmungen beider

Vertretungen dem Kaiser zur

Sanktion vorgelegt werden, oder

§58. Auch die Gemeinsamkeit der
Handelsangelegenheiten fließt nicht
aus der pragmatischen Sanktion:
denn im Sinne dieser könnten die

Länder der ungarischen Krone, als
von den übrigen Ländern des Landes¬
fürsten rechtlich separate Länder,

durch ihre eigene verantwortliche
Regierung und Gesetzgebung ver¬

fügen und durch Zollinien ihre

Handelsangelegenheiten regeln.

8 59. Nachdem jedoch zwischen
Ungarn und den übrigen Ländern
Seiner Majestät die gegenseitigen

Berührungen der Interessen wichtig
und zahlreich sind: ist der Reichs¬
tag dazu bereit, daß hinsichtlich
der Handelsangelegenheiten zwischen
den Ländern der ungarischen Krone
einerseits und den übrigen Ländern
Seiner Majestät anderseits von Zeit
zu Zeit ein Zoll- und Handelsbünd¬
nis geschlossen werde.

§60. Dieses Bündnis würde jene
Fragen feststellen, die sich auf den
Handel beziehen, und den Behand¬

lungsmodus des ganzen Handels¬
wesens bestimmen.

8 61. Das Abschließen des Bünd¬
nisses würde durch einen gegenseitigen
Handel erfolgen, auf die Weise,

wie ähnliche Unterhandlungen zweier

voneinander rechtlich unabhängiger
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daß die beiden Vertretungskörper
jeder aus seiner Mitte eine gleich
große Deputation wählen, welche
unter Einflußnahme der betreffen¬
den Ministerien einen Vorschlag
ausarbeiten, welcher Vorschlag
dann durch die Ministerien jedem
Vertretungskörper mitgeteilt, von
denselben ordnungsmäßig behan¬
delt und die übereinstimmenden
Beschlüsse beider Vertretungen
dem Kaiser zur Sanktion unter¬
breitet werden. Der zweite Vor¬
gang ist speziell bei der Verein¬
barung über das Beitragsver¬
hältnis zu den Kosten der gemein¬
samen Angelegenheiten einzuhalten.

Länder erfolgen. Die verantwort¬
lichen Ministerien der zwei Teile
sollen im gemeinsamen Einverständ¬
nisse den detaillierten Bündnis¬
entwurf anfertigen und ein jedes
soll ihn dem betreffenden Reichstage
vorlegen, und die Einigwerdungen
der zwei Reichstage werden der
Sanktion Seiner Majestät zu unter¬
breiten sein.

8 62. Ebendeswegen wird, wann
das Verhältnis der gemeinsamen
Kosten, auf die in den obigen Para¬
graphen 18, 19, 20, 21 und 22 um-
schriebeneWeisebestimmtwird, gleich¬
zeitig damit deni durch die obigen
Paragraphen 59 und 61 festgestellten
Modus gemäß, zwischen den Ländern
der ungarischen Krone einerseits
und den übrigen Ländern und Pro¬
vinzen Seiner Majestät anderseits,
ein Zoll- und Handelsbündnis ab¬
zuschließen sein, in welchem zu¬
gleich auch ausgesprochen wird, daß
sich die Gültigkeit der mit dem
Auslande bisher abgeschlossenen
Handelsverträge auch auf Ungarn
erstreckt.

Z 63. Bei dieser Gelegenheit
können, gleichfalls durch eine den
obigen 88 59 und 61 gemäße Ab¬
machung, hinsichtlich der Arten der
mit der industriellen Produktion
in enger Verbindung stehenden
indirekten Steuern, ihres ein¬
förmigen Verhältnisses und ihrer
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Behandlung solche Normen fest¬
gesetzt werden, welche die Möglich¬
keit ausschließen, daß die dies¬
bezüglichen Verfügungen der einen
Gesetzgebung oder verantwortlichen
Regierung eine Verkürzung der Ein¬
künfte des anderen Teiles nach
sich ziehen könnten; zugleich kann
für die Zukunft die Modalität
festgestellt werden, wonach die bei
diesen Steuern einzuführenden Re¬

formen durch die zwei Gesetz¬
gebungen einverständlich würden

entschieden werden.

§ 64. Auch würde bestimmt

werden, durch wen und auf welche
Weise die Aufsicht über die einförmige

Behandlung sämtlicher Zollinien
ausgeübt werde, und würde aus¬

gesprochen werden, daß die aus den
Zöllen einfließenden Einkünfte zur
Deckung der gemeinsamen Kosten zu
verwenden sind; diese Einkommens¬
summe wird daher vor allem von der
Summe der gemeinsamen Kosten
abgezogen werden.

Z 65. Da eines der wesentlichsten
Mittel der Förderung des Handels
die Eisenbahnen sind, kann zu eben
derselben Zeit, als das Zoll- und
Handelsbündnis geschlossen wird,
durch eine im Sinne der obigen
Zß 59 und 61 zu treffende Abmachung
entschieden werden, welche jene
Eisenbahnlinien sind, hinsichtlich

welcher im Interesse beider Teile
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gemeinschaftliche Verfügungen not¬
wendig sind und wie weit sich
diese Verfügungen erstrecken sollen.
Über alle sonstigen Eisenbahnlinien
steht die Verfügung ausschließlich
jenem Ministerium und Reichstag
zu, durch dessen Gebiet dieselben
gehen.

tz 66. Mit dem Handel in enger
Verbindung steht auch die Feststellung
des Münzwesens und des allge¬
meinen Geldfußes. Es ist daher nicht
nur wünschenswert, sondern im
Interesse eines jeden Teiles auch
notwendig, daß sowohl das Münz¬
wesen, als auch der Geldfuß in
den Ländern, welche zu dem zu
schließenden Zollbund gehören wer¬
den, gleich sei. Ebendeswegen wird
es, anläßlich der Abschließung des
Zoll- und Handelsbündnisses, nötig
sein auch über das Münzwesen und
den Geldfuß, im Sinne der W 59
und 61, im Wege einer Abmachung
zu verfügen. Wenn sich aber nach¬
her eine Abänderung der so fest¬
gestellten Verfügungen oder die Fest¬
stellung eines neuen Münzwesens
und Geldfußes als nötig oder zweck¬
mäßig erweisen sollte, so wird dies
im gegenseitigen Einverständnisse der
zwei Ministerien und unter Bestäti¬
gung der zwei Reichstage ge¬
schehen. Es versteht sich von selbst,
daß hinsichtlich der Münz-Prägung
und Ausgabe die landesfürstlichen
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Rechte des ungarischen Königs in
ihrer vollen Unversehrtheit aufrecht
bleiben.

§ 67. Gleichzeitig mit der Be¬
stimmung der Quote und mit der Ab¬
schließung des Zollbündnisses wird
zugleich der nach den Staatsschulden
von Ungarn zu übernehmende
Jahresbeitrag, auf die in den
Paragraphen 55 und 61 bezeichnete
Weise, durch ein freies Abkommen
festzustellen sein.

6. Vorbehalt des selbständigen Verfügungsrechtes.

8 68. Es versteht sich von selbst,
daß wenn, und inwiefern über die
in den obigen §§ 58—67 auf¬
gezählten Gegenstände die Unter¬
handlung erfolglos bleiben sollte:
das Land sein selbständiges gesetz¬
liches Verfügungsrecht sich vorbe¬
hält und alle seine Rechte auch in
diesem Belange unversehrt bleiben.

10. Schlutzbrstimmungen.

§37. Dieses Gesetz trittmit dem
Gesetze, betreffend die Abänderung
des Grundgesetzes über die Reichs¬
vertretung vom 26. Februar 1861,
dann mit den Staatsgrundgesetzen
über die allgemeinen Rechte der
Staatsbürger, über die Regie-
rnngs- und Vollzugsgewalt, über
die richterliche Gewalt und über

Diese, im Obigen dargelegte
Einigwerdung wird, indem sie durch
die königliche Gutheißung Seiner
Majestät sanktioniert wird, als
Gesetz inartikuliert.

Jene Anordnungen dieses Ge¬
setzartikels jedoch, die sich auf den
Modus der Behandlung der ge¬
meinsamen Angelegenheiten beziehen.
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die Einsetzung eines Reichsgerichtes
zugleich in Wirksamkeit.

werden tatsächlich erst dann in Wirk¬
samkeit treten, wenn deren Inhalte
die zur ungarischen Krone nicht ge¬
hörigen Länder Seiner Majestät
auch ihrerseits auf konstitutionellem
Wege beigetreten sind.
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Anlage ;u S. 277.

Text
des Regnikolarbeschlussrs.

4.
Diese zwei Grundideen mÄsse-r

M ir clalrer Alerelr»-rÄ/siA i-r LüeLsrclrl
Lie/re-r bei Bestimmung jener Ver¬
hältnisse, welche Ungarn und die
unter der Herrschaft des gemeinsamen
Landesfürsten stehenden übrigen
Länder gemeinsam interessieren.

6.
Diese Gesichtspunkte lrsrt äas ^4b-

AMrÄ-retenkmuL (MrMale-rlrams) als
maßgebend a-?s-eselre-r bei der Be¬
zeichnung der Hauptprinzipien, die
-raelr sei-rs^THet-rrr-rA bei Fest¬
stellung der gemeinsamen Verhältnisse
zur Grundlage dienen, «>rcl sm/'
<Frr«>rÄ ck'eser- stellt es
cliese-r ser»re-r 7jeselrlr</s sr<s«m»re-r.

7.
Die Votierung und Ausfolgung

der Kosten des Hofhaltes Lö-r-ren
«rr sonach als gemeinsame An¬
gelegenheit nicht K-rselrs-r.

8.
Diese auswärtigen Angelegenheiten

selren also auch als gemeinsame
an, und «Eck bereit zu deren ge¬
meinschaftlich zu bestimmenden Kosten
beizutragen.

10.
All das in Betracht ziehend, was

weiter oben, insbesondere unter
Punkt 5 gesagt lmben, met-re-r
«ir-, daß hinsichtlich der Gemeinsam¬
keit des Kriegswesens T^olFeMes, als
IVi-rsixre«, /'estsnstello-r ist.

des Gesetzentwurfes.
4.

Diese zwei Grundideen hat sich
der ungarische Reichstag bei
Bestimmung jener Verhältnisse vor
Augen gehalten, welche Ungarn

6.
Diese Gesichtspunkte sieht der

Reichstag als maßgebend an bei der
Bezeichnung der Hauptprinzipien,
die bei Feststellung der gemeinsamen
Verhältnisse zur Grundlage dienen.

7.
Die Votierung und Ausfolgung

der Kosten des Hofhaltes werden
sonach als gemeinsame Angelegen¬
heiten nicht angesehen.

8.
Diese auswärtigen Angelegen¬

heiten sieht also auch Ungarn
als gemeinsame an, und ist bereit

10.
All das in Betracht ziehend, was

weiter oben, insbesondere unter
Punkt 5 gesagt worden ist, werden
hinsichtlich der Gemeinsamkeit des
Kriegswesens folgende Prinzipien
s e st g e st e l l t.
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16.
Das Finanzwesen wÄ-rso-re-r

wir' insoweit als gemeinsam a-rsu-
ssirM, inwieweit die Kosten gemein¬
sam sein werden, welche auf die im
obigen als gemeinsam anerkannten
Gegenstände zu verwenden sind.
Dies lsg-en rar»- jedoch so a««, daß
die . . .

18.
Dieses sind jene Gegenstände,

deren auf obbeschriebene Art be¬
schaffene Gemeinsamkeit als aus der
pragmatischen Sanktion fließend an¬
gesehen raslem La-rn. Wenn in
Ansehung dieser im Einverständnisse
beider Teile die Vereinbarung
zustande kommt: so muß durch einen
gegenseitigen Handel im vorhinein
jenes Verhältnis bestimmt werden,
nach welchem die Länder der ungari¬
schen Krone die Lasten und Kosten der
der pragmatischen Sanktion zufolge
als gemeinsam anerkannten Ange¬
legenheiten tragen werden.

19.
Dieser Handel und diese Fest¬

stellung Ltt-rn auf die Weise en-
folAsn, daß einerseits . . .

23.
Was die Behandlung der weiter

oben umschriebenen Gegenstände be¬
trifft: dsMe-"L6-r wir- nor' ailenr,

die Abänderung des in diesem
Belange vordem gesetzlich bestandenen
Modus strenge genommen nicht aus
der in der pragmatischen Sanktion
bestimmten Verpflichtung fließt, son¬
dern jene Wandlung der Lage, ärs
wir oben unter Punkt 5 äonMsAt
üabe-r, macht dieselbe zweckmäßig.
Kowolrl Äer 4S6L er als auek äer
AöAöEärliAs Äeic/rstaA lrat irr seirrerr
wieÄer/rolterr ^Iciresse-r arrsAesJiroo/re-r,

16.
Das Finanzwesen erkennt der

ungarische Reichstag insoweit
als gemeinsam an, inwieweit die
Kosten gemeinsam sein werden,
welche auf die im obigen als ge¬
meinsam anerkannten Gegenstände
zu verwenden sind. Dies ist jedoch
so auszulegen, daß die . . .

18.

fließend an¬
gesehen wird. Wenn in

19.
Dieser Handel und diese Fest¬

stellung erfolgt auf die Weise,
daß einerseits . . .

23.
Was die Behandlung der weiter

oben umschriebenen Gegenstände
betrifft: so fließt die Abänderung
des in diesem Belange vordem ge¬
setzlich bestandenen Modus strenge
genommen nicht aus der in der
pragmatischen Sanktion bestimmten
Verpflichtung, sondern jene Wand¬
lung der Lage, die oben unter
Punkt 5 dargelegt ist, macht dieselbe
zweckmäßig. Der Reichstag erklärt,
daß er mit den übrigen Ländern
Seiner Majestät verkehren will,
als konstitutionellen Völkern, bei
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daß er mit den übrigen Ländern
Seiner Majestät verkehren will,
als konstitutionellen Völkern, bei
Wahrung der Unabhängigkeit beider
Teile, /»ckem wir also Äbsr ele»
Moclus dieses Uer/ce/rrs er»e» Uor-
solrlaA maelre», wolle» wirw-rs
sowolrl clre e»wälr»le» /lercbslaAS-
er/'lär»»Ae» als arwlt cle» 6^esioltls-
^)»»lcl p»aLliselre» ^wee/cmä/srMell
Aletolrmä/slA vor ^l«FS» Halls».

24.
4Uir soltisLe» voraus, cla/s welelres

immer r» LelreL <ier Aememsame»
^4»AelsA6»helle» «»<l cier Urt »»cl
U^srse i/rrer ^leha»<ll»»A clis §slrl»/s-
fass»»A cles LerclislaAss sei» müAe.'
»aclr «»sere» I4ei»»»A La»»
äiesslbe lalsäelrliolr i»sola»Ae »ic/rl
i»s Debe» trete», als »ielrl tlie Uer-
/ässu»A Äes La»cles i-r iirrer Aa»ss»
^4»scleh»»»A lalsäohlieh wieÄerher-
Aeslelll wirrt. l7»cl clieses ist ctie
IÄ-re 6lr«»ctvora«ssetLEA rmserss
Lesehlasses.

25.
Die Andere Grundvoraussetzung

ist die, daß der volle Konstitutiona-
lismus a«oh in den übrigen Ländern
und Provinzen Seiner Majestät
lalsaoltlish ins Leben trete: weil wir
mit ^e»e» Ta»cler» -rur als Lo»-
slit»lio»ells» Dtt»Äer» hinsichtlich
welch immer gemeinsamer Verhält¬
nisse in Verkehr treten Lö»»e». Und
auch Seine Majestät selbst haben
deswegen den bisherigen Modus der
Verhandlung dieser Angelegenheiten
aba»cler» sa lasse» gewünscht, weil
Sie aweh Ihre übrigen Länder mit
konstitutionellen Rechten bekleidet
haben.

26.
tUs»» rtaker clrs Usr/äss«»A

l/»A«r»s »ollslä»cl«A u»el lalsäelrlieh

Wahrung der Unabhängigkeit beider
Teile. fKelrlu/ssals ist weAAe/alle».)

24.
Da dies das Motiv und der

Zweck des gegenwärtigen Beschlusses
ist, folgt von selbst, daß die Eine
Grundvoraussetzung desselben die
Aufrechterhaltung der Verfassung
Ungarns bildet.

25.
Die Andere Grundvoraussetzung

ist die, daß der volle Konstitutio-
nalismus «»st« in den übrigen
Ländern und Provinzen Seiner
Majestät ins Leben trete: weil
Ungarn nur mit der konstitu¬
tionellen Vertretung jener Länder
hinsichtlich welch immer gemeinsamer
Verhältnisse in Verkehr treten kann.
Und auch Seine Majestät selbst
haben deswegen den bisherigen
Modus der Verhandlung dieser An¬
gelegenheit abzuändern gewünscht,
weil Sie auch Ihre übrigen Länder
mit konstitutionellen Rechten be¬
kleidet haben. . . .

26.
Unter diesen zwei Grundvoraus¬

setzungen wäre der Behandlungs-
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wisäerlrevAestellt ssrn wirä u-rä anrelr
Ms Äb»AS»r Dä-?äer Keinsr Ma¬
jestät tatsäs/rtretr ei-re wrMrslw Us»'-
sässu-rA besitse^r; Eä Me Z-ssets-
-wä/siA VersmtworKre/rs LeArsruM
sow<M /rrer ats «uo/r äor-t M'e Le-
Are^EA Äbsr-romme»r trat: äa-r-r,
abe»' «us/r -rur äa>r-r, Lä-r-rts
ma-r je»e A-rAÄöAeMsits-r, welo/rs
äs^ ^sr'ei-rba-'rt-rA Aömä/s als
Aemei»rsaMö a-rsrrsetrs-« ser-r
we^äe-r, «r«/' /otAö-räe psssrse AS-
mer-rsam be/ra-«äet-?..

28.
Hinsichtlich jenes Teiles der ge¬

meinsamen Angelegenheiten, welcher
nicht rein in den Kreis der Regie¬
rung gehört, Tratten wir weder
einen gesamten Reichsrat, noch ein
mit welchem Namen immer zu be¬
nennendes gemeinsames oder Zentral¬
parlament für zweckmäßig, und
-rekme-r keines von diesen an, son¬
dern wir rrerta-rAörr, daß, nach¬
dem auch laut der Allerhöchsten
Thronrede Seiner Majestät Essr
gemeinsamer Ausgangspunkt die prag¬
matische Sanktion ist, einerseits die
Länder der ungarischen Krone zu¬
sammen, anderseits die übrigen Län¬
der und Provinzen Seiner Ma¬
jestät zusammen so angesehen werden
sollen, wie zwei besondere und voll¬
ständig gleichberechtigte Teile. . . .

29.
Dem Prinzips dieser Parität

zufolge soll seitens Ungarns der
ungarische Reichstag aus seiner
eigenen Mitte Einen Ausschuß (Dele¬
gation) von bestimmter Zahl und
zwar aus einem jeden Hause des
Reichstages wählen. Auch die übrigen
Länder und Provinzen Seiner Ma¬
jestät mögen gleichermaßen auf kon¬
stitutionelle Weise Einen aus ebenso-

modus der gemeinsamen Angelegen¬
heiten folgender.

28.

hält Ungarn weder

und nimmt keines von diesen an,
sondern hält daran fest, daß,
nachdem auch laut der Allerhöchsten
Thronrede Seiner Majestät der
gemeinsame Ausgangspunkt die

29.

Gleichlautend.
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vielen Mitgliedern bestehenden Aus¬
schuß von ihrer Seite wählen. Die
Zahl der Mitglieder dieser Ausschüsse
wird bei eis-' HvliK-rcllang clev
Details bestimmt werden,
./etst rvlvcl «n soviel «usASSproebev,
cla/s diese Zahl auf je einer Seite
sechzig nicht überschreiten kann.

35.
Wenn es durch diese schriftlichen

Nuntien nicht gelingen sollte die
Meinungen der zwei Ausschüsse zu
vereinigen: dann werden die zwei
Ausschüsse eine Zusammensitzung
halten, aber lediglich nur behufs ein¬
facher Abstimmung. In dieser Zu¬
sammensitzung werden die Präsidenten
der zwei Ausschüsse abwechselnd bald
der eine, bald der andere präsi¬
dieren. Ein Beschluß kann nur
gefaßt werden, wenn wenigstens
zwei Drittel der Mitglieder einer
jeden Delegation anwesend sind. Der
Beschluß ist jederzeit mit absoluter
Mehrheit zu fassen. Da aber die
praktische Anwendung des Paritäts-
prinzipes im Interesse beider Teile
gerade bei der Abstimmung am wich¬
tigsten ist: reivct es »otros-rctig
sein aaob cla/av ei-rs TVovM
L« sob «//en, aa/ roelebe kreise
in cle/n Dalle, als bei einen vtb-
stinrnrunA von clev Delegation ries
einen Deiles -nebn MÄglreclsv Mlen
als von elen anckenen, beMgliob clen
^alrl clen AbsliMwenclen clie nol-
«enäige Daritat /alctiseb reieclenben-
ges/elll roenclen soll. Diese Mnnr
bann «M sreeebMÄ/sigslen äann
/estgestellt reenrlen, «enn clie Details
cles gegenwäntigen Dlabo-
rates ansgeanbeitet roencten. . . .

37.
Zum Wirkungskreise dieser Aus¬

schüsse können nur jene Gegenstände

35.

wichtigsten ist: ist in dem Falle,
als von der Delegation des einen
oder des anderen Teiles ein oder
mehrere Mitglieder fehlen, auch die
Delegation des anderen Teiles ge¬
halten, die Zahl ihrer Mitglieder
derart herabzmnindern, daß die
Delegationen beider Teile, hinsicht¬
lich der Zahl ihrer Mitglieder, voll¬
ständig gleich seien. Die Herab¬
minderung bewirkt die in der
Mehrheit sich befindende Delegation
in ihrer eigenen Mitte im Wege
der Auslosung . . .

37.
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gehören, welche in dem Oe Aemeim-
sa-ne-r ^l-rFelsAS-rbeile-r bessiob-
»ren<ks»r 6leselse, als gemeinsame,
ausdrücklich an diese Ausschüsse ge¬
wiesen ser« wercle-r.

38.
Ke»r zur Verhandlung der gemein¬

samen Angelegenheiten entsendeten
Ausschuß wÄ-rssbe-r wir als eins
solche /ütrpersebs/l ansaselren, Os
durch den Reichstag frei gewählt, in
den clnreb eins Nesets bezeichneten
und umgrenzten Angelegenheiten und
auf die (Mreb Äas Wesels be¬
zeichnete und umgrenzte) Weise den
Reichstag gegenüber den übrigen
Ländern Seiner Majestät ebenso
vertritt, «eis wir sinsel-rsn, besirLs-
weise /'rei Aewäblle>r, ^lbAsorclnsten
Ors Oa-O rtncl elessen /nteressen a«/
O-n nnAarrseben OeiebslaAS uerlrele-r.
iKben cleswSAL-r ballen wir es
-riebt für sweobmä/siA, ela/s
der Ausschuß durch vorherige In¬
struktionen Aebnnclsn sei. . . .

39.
Hinsichtlich des Verfahrensmodus

wircl es, wie wir Alanden,
sweebmü/siA sein /'eslsnselsen, daß
den Gegenstand, welcher dem Ae-
selss gemäß vor diese Ausschüsse
gehört, das gemeinsame Ministerium
einem jeden Ausschüsse separat dar¬
legt.

40.
Die Feststellung des gemeinsamen

Kostenvoranschlags wird der jährlich
vorkommende wichtigste Teil der Auf¬
gabe dieser Ausschüsse sein. Diesen
Kostenvoranschlag, der sich lediglich
auf jene Kosten erstrecken kann, welche
in dem bl-rsiebllieb cler F'eslslellnnA
Osser Aönreinsanren ^.nAeleAenlrsilsn
sn seba/Zentlen Asselse als
gemeinsame deseieb-rel sein werclen,

welche in dem gegen¬
wärtigen Beschlüsse, als ge¬
meinsame, ausdrücklich an diese
Ausschüsse gewiesen sind.

38.
Der zur Verhandlung der ge¬

meinsamen Angelegenheiten ent¬
sendete Ausschuß, durch den Reichs¬
tag frei gewählt, vertritt in den
im gegenwärtigen Beschlüsse
bezeichneten und umgrenzten An¬
gelegenheiten und auf die (im
gegenwärtigen Beschlüsse
bezeichnete und umgrenzte) Weise
den Reichstag gegenüber den übrigen
Ländern Seiner Majestät. Dieser
Ausschuß kann durch vorherige
Instruktionen nicht gebunden
werden....

39.
Hinsichtlich des Verfahrensmodus

wird festgesetzt, daß den
Gegenstand,

40.

welche
in dem gegenwärtigen Be¬
schlüsse als gemeinsame bezeich¬
net sind,
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wird das gemeinsame Ministerium,
mit Einflußnahme der beiden be¬
sonderen verantwortlichen Ministerien
anfertigen. . . .

44.

Außer demjenigen, was das ge¬
meinsame verantwortliche Ministerium
den Ausschüssen für die gemeinsamen
Angelegenheiten (Delegation) vorlegt,
besitzt ein jeder dieser Ausschüsse ein
Initiativrecht, aber nur bezüglich
solcher Gegenstände, welche, als ge¬
meinsame Angelegenheiten, dem 6le-
setse gemäß streng in den Kreis
dieser Ausschüsse gehören.

47.
Die Mitglieder der Ausschüsse

können sür ihre innerhalb der Ver¬
handlung der dem Sesetse gemäß
als gemeinsam bezeichneten An¬
gelegenheiten gemachten Äußerungen
niemals zur Verantwortung gezogen
werden.

48.
Wenn irgendein Mitglied des einen

oder des anderen Ausschusses in der
Zwischenzeit sterben, oder durch gesetz¬
liches Urteil seiner Freiheit beraubt
werden sollte, ebenso, wenn es in¬
folge triftiger Gründe auf seine
Stelle verzichten sollte, ist die derart
erledigte Stelle seitens des betreffen¬
den Reichstages sogleich zu besetzen.
DiesbeeiiMeb wirck es am srveeL-
mä/siAste-r ssiw, cka/s der Reichs¬
tag, wenn er die Wahl des Aus¬
schusses vornimmt, über die fest¬
gelegte Zahl hinaus, zugleich auch
Ersatzmitglieder «Ms, indem er unter
Einem auch die Reihenfolge de-
stimme, nach welcher . . .

44.

dem gegenwärtigen .Be¬
schlüsse gemäß

47.

dem gegenwärtigen Be¬
schlüsse gemäß

48.

Um dies zu bewirken, «Mle der
Reichstag

auch Ersatzmitglieder, indem er
unter Einem die Reihenfolge be¬
stimme, nach welcher. . . .'

Bolger, Ausgleich. 23
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52.
Außer jenen weiter oben umschrie¬

benen gemeinsamen Gegenständen,
«etobe wir, von der pragmatischen
Sanktion ausgehend, als gemeinsam
zu erledigende a»Aese/re» bnbe-r,
gibt es noch andere öffentliche An¬
gelegenheiten von großer Wichtigkeit,
deren Gemeinsamkeit zwar nicht aus
der pragmatischen Sanktion fließt....

57.
Übrigens erklären «ir auch

an äieser stelle feierlich, daß
kraft jenes Grundprinzipes des wirk¬
lichen Konstitutionalismus, wonach
das Land ohne seine eigene Zu¬
stimmung mit Schulden nicht be¬
lastet werden darf, «oir auch in
Zukunft gar keine solche Staatsschuld
Mr k/nAarn als bindend anerkennen
weräen, zu deren Aufnahme die
gesetzmäßig und bestimmt erklärte
Zustimmung des Landes nicht hinzu¬
getreten ist.

69.
Ai-rsiebt!iok äer T^raAö, ob Mit

Litoksiobt am/' cke g-eMsi-rsamo»
AeAe-rstä-räe «rä äie Art «rrä kreise
i/rrer Zeba-rälrt-rA, äiö M «-rsere-r
Kesetöe-r etroa »otroe-räiA6-r A/oäi-
Mierrt-rAS-r svA^sie/r bsLeiob-ret raeräe»
solte-r: ist äas AbAeorMete-rbaAS
(MrA^ate>rb«r«s) äer 44«i -r r«» A,
äa/s äiess 7-Weieb»«»A LweekMÄ/siA
erst »rao/r 7^eststettr«-rA ctss
<?rrt»a!rissss Aesobebe-r kam», «eit
erst eta-r-r Ltar s» erseke» sei»
«oirä, raori» rr-rct ar«/ «eiebe kreise
ctie biskeriAe» Aesetse Moär'Miert
»»ct Mrt äe» »e»e-r l^erei»-
bar»»AS» i» M-rklamg- Aebraekt
rasräe» Mässe».

52.

welche, von der pragmatischen Sank¬
tion ausgehend, als gemeinsam zu
erledigende angesehen werden
können.

57.
Übrigens erklärt das Land

auch durch seinen gegenwär¬
tigen Beschluß feierlich, daß
kraft

werden darf, Ungarn auch in
Zukunft gar keine solche Staats¬
schuld für sich als bindend an¬
erkennen wird, zu deren






